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Planfeststellungsbeschluss

für den Neubau einer Ortsumgehungsstraße

der Stadt Dargun 
im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 
im Zuge der B 110

(B 110 von km 0,052 Abs. 180 bis km 1,142 Abs. 200, 

Baulänge 3,230 km, Länge der Anschlüsse 0,922 km)

Rostock, 28.09.2023
Übersichtskarte
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1. FESTSTELLUNG DES PLANS
Der von der Straßenbauverwaltung des Landes Mecklenburg-Vorpommern vorgelegte Plan für das Bauvorhaben: 
· B 110 Neubau der Ortsumgehung Dargun   -
wird nach Durchführung des Planfeststellungsverfahrens gemäß §17 b Bundesfernstraßengesetz (FStrG) i.V.m. § 1 Absatz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz  (VwVfG), §§ 1 Absatz 1, 74 Absatz 1, 75 Absatz 1 Verwaltungsverfahrensgesetz Mecklenburg-Vorpommern (VwVfG M-V) und einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß §§ 4 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) mit den sich aus den eingeschlossenen Entscheidungen und den Nebenbestimmungen dieses Beschlusses sowie aus den Deckblättern, Ergänzungsblättern und Farbeintragungen in magenta, blau und violett in den Planunterlagen ergebenden Änderungen und Ergänzungen festgestellt.
1.1 Eingeschlossene Entscheidungen
1.1.1 Widmung und Umstufung, Zuordnung des übrigen Wegenetzes
1.1.1.1 Widmung

Mit der Verkehrsfreigabe der Neubaustrecke Ortsumgehung Dargun sind das plangegenständliche Vorhaben als Bundesstraße B 110 sowie die Neubaustrecken der Kreisstraßen MSE 49 und MSE 50 gewidmet.
1.1.1.1.1 Widmung der Ortsumgehung Dargun

Gemäß § 2 Absatz 6 Sätze 2 und 4 i.V.m. Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) wird die Neubaustrecke der B 110 Ortumgehung Dargun, beginnend im Straßenabschnitt 180 bei km 0,052 der Bundesstraße ca. 52 m hinter der Einmündung der L 231 nach Alt Kalen (Netzknoten (NK) 2042020), unmittelbar hinter dem Bauwerk über den Röcknitzbach, östliches Widerlager der Röcknitzbachbrücke, und endend im Straßenabschnitt 200 bei km 1,142, neuer NK 2043060, über eine Strecke von ca. 3.200 m zur Bundesfernstraße als Bestandteil der Bundesstraße B 110 in der Baulast der Bundesrepublik Deutschland (Bundesstraßenverwaltung) gewidmet.
1.1.1.1.2 Widmung der Neubaustrecke der Kreisstraße MSE 49 (K 49)

Gemäß § 7 Abs. 4 i.V.m. § 3 Nr. 2 Straßen- und Wegegesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (StrWG-MV) gelten die neu gebauten Teilstrecken der K 49 nach Ausschwenkung westlich bis zur senkrechten Anbindung des nördlichen Astes auf einer Länge von ca. 190 m von der Verknüpfungsstelle K 50 und K 49, Nullpunkt und neuer NK 2043040A, Stat. Bau-km 0+000 bis Stat. Bau-km 0+189,695 bis zur nördlichen Anbindung an die vorhandene K 49 als Kreisstraße MSE 49 in der Baulast des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte als gewidmet. (Unterlage 12)
1.1.1.1.3 Widmung der Neubaustrecke der Kreisstraße MSE 50 (K 50)

Gemäß § 7 Abs. 4 i.V.m. § 3 Nr. 2 StrWG-MV gelten die neu gebauten Teilstrecken der K 50 von dem  Verknüpfungspunkt mit der neuen Bundesstraße B 110, nach Verschwenkung der Trasse ca. 75 m östlich über die plangleiche vierarmige Kreuzung, neuer NK 2043040, bis zur Verknüpfungsstelle von K 50 und K 49, Nullpunkt und neuer NK 2043040A, Stat. Bau-km 0+000 bis Stat. Bau-km 0+108, und weiter bis zur nördlichen Anbindung im Abschnitt 10, Stat. Bau-km 0+342,020 an die vorhandene K 50 als Kreisstraße MSE 50 in der Baulast des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte als gewidmet. (Unterlage 12)
1.1.1.2 Umstufung 
1.1.1.2.1 Umstufung der Altbaustrecke B 110

Zum 01. Januar des auf die Verkehrsfreigabe der Bundesstraße B 110 Ortsumgehung Dargun folgenden Jahres wird die bisherige Bundesstraße B 110 gemäß § 2 Abs. 4 FStrG über die Gesamtlänge der Altbaustrecke der Ortsdurchfahrt Dargun in Teilstrecken abgestuft, da sie ihre Funktion für den weiträumigen Verkehr verliert, aber weiterhin dem öffentlichen Verkehr dienen wird.
1.1.1.2.1.1 Umstufung zur Gemeindestraße – Straßenabschnitt 180
Die bisherige B 110, Ortsdurchfahrt Dargun, wird beginnend im Straßenabschnitt 180 bei km 0,052 der Bundesstraße ca. 52 m hinter der Einmündung der L 231 nach Alt Kalen unmittelbar hinter dem Bauwerk über den Röcknitzbach (Netzknoten 2042020) und endend bei Beginn des Straßenabschnittes 190, km 0,000 an der Einmündung zur vorhandenen L 20 (Netzknoten 2043019) nach ca. 2.580 m zur Gemeindestraße nach § 3 Nr. 3 StrWG-MV in der Straßenbaulast der Stadt Dargun abgestuft (Unterlage 12).
1.1.1.2.1.2 Umstufung zur Landesstraße – Straßenabschnitte 190 und 200

Die bisherige B 110, Ortsdurchfahrt Dargun, wird beginnend bei Straßenabschnitt 190, km 0,000 an der Einmündung zur vorhandenen L 20, NK 2043019 und endend im Straßenabschnitt 200 bei km 1,000 an der Einmündung zur Altbaustrecke der B 110, neuer NK 2043060, Bau-km 3+008 nach ca. 1.260 m zur Landesstraße § 2 Abs. 6 Satz 2 und 4 FStrG in der Straßenbaulast des Landes Mecklenburg-Vorpommern abgestuft (Unterlage 12).
1.1.1.2.2 Umstufung der Kreisstraße MSE 49 (K 49) Straßenabschnitt 010 
    zur Gemeindestraße 

Zum 01. Januar des auf die Verkehrsfreigabe der B 110 Ortsumgehung Dargun folgenden Jahres verliert die bisherige K 49 südlich der Neubaustrecke der B 110 der Ortsumgehung Dargun von der Einmündung zur Altbaustrecke B 110, NK 018 bis zur Neubaustrecke der B 110, neuer NK 2043040, ihre Funktion, dem überörtlichen Verkehr innerhalb eines Landkreises oder dem Anschluss von Gemeinden oder räumlich getrennten Ortsteilen an überörtlichen Verkehrswegen zu dienen und wird gemäß §§ 8, 3 Nr. 3 StrWG-MV über eine Länge von ca. 1.075 m zur Gemeindestraße in der Baulast der Stadt Dargun abgestuft.
1.1.1.3 Teil-/Einziehung
1.1.1.3.1 Teileinziehung der Kreisstraße MSE 49 (K 49) und Rückbau
Mit der Verkehrsfreigabe der Neubaustrecke B 110 Ortsumgehung Dargun wird die vorhandene K 49 
· südlich der Neubaustrecke der B 110 über eine Länge von 90 m durch den Knotenausbau und dadurch geänderter Trassenführung aufgrund des Neubaus der Ortsumgehung Dargun dem dauernden Gemeingebrauch entzogen. 
· nördlich der Neubaustrecke der B 110 aufgrund des Knotenausbaus und dadurch geänderter Trassenführung im Zuge des Neubaus der Ortsumgehung Dargun über eine Länge von ca. 180 m dem dauernden Gemeingebrauch entzogen.
Die dem Gemeingebrauch entzogenen Straßenabschnitte sind zurückzubauen und gelten gemäß § 9 Absatz 7 StrWG-MV als eingezogen. 

1.1.1.3.2 Teileinziehung der Kreisstraße MSE 50 (K 50) und Rückbau
Mit der Verkehrsfreigabe der Neubaustrecke B 110 Ortsumgehung Dargun wird die vorhandene K 50 
· südlich der Neubaustrecke der B 110 der Ortsumgehung Dargun über eine Länge von ca. 210 m durch den Knotenausbau und dadurch geänderter Trassenführung aufgrund des Neubaus der Ortsumgehung Dargun dem dauernden Gemeingebrauch entzogen. 
· nördlich der Neubaustrecke der B 110 der Ortsumgehung Dargun aufgrund des Knotenausbaus und dadurch geänderter Trassenführung im Zuge des Neubaus der Ortsumgehung Dargun über eine Länge von ca. 150 m dem dauernden Gemeingebrauch entzogen.

Die dem Gemeingebrauch entzogenen Straßenabschnitte sind zurückzubauen und gelten gemäß § 9 Absatz 7 StrWG-MV als eingezogen. 

1.1.1.3.3 Teileinziehung der Gemeindestraße Lindenweg und Rückbau
Mit der Verkehrsfreigabe der Neubaustrecke B 110 Ortsumgehung Dargun wird der nördlich der Neubaustrecke B 110 bestehende Teil des Lindenweges bei Bau-km 2+190 über eine Länge von ca. 80 m zwischen dem Wirtschaftsweg 2 und dem Wirtschaftsweg 3 funktionslos und dem Gemeingebrauch dauernd entzogen. Dieser Wegeteil ist zurückzubauen und gilt gemäß § 9 Absatz 7 StrWG-MV als eingezogen.  
1.1.1.3.4 Einziehung einer sonstigen öffentlichen Straße 
   
   zwischen den Neubaustrecken der K 49 und K 50 und Rückbau
Mit der Verkehrsfreigabe der Neubaustrecke B 110 Ortsumgehung Dargun wird die nördlich der Neubaustrecke B 110 bestehende Querverbindung aus Betonplatten über eine Länge von ca. 160 m zwischen den Neubaustrecken der Kreisstraßen K 49 und K 50, Bau-km 2+350 (Querspange Plattenweg) funktionslos und dem Gemeingebrauch dauernd entzogen. Der Status der Querverbindung als sonstige öffentliche Straße wird aufgehoben. Die Straße ist zurückzubauen und gilt gemäß § 9 Absatz 6 StrWG-MV als eingezogen.  
1.1.1.4 Zuordnung des übrigen Wegenetzes

Mit der nördlichen Trassenführung der Ortsumgehung werden Wege und Straßen des örtlichen Verkehrsnetzes der Stadt Dargun gequert. Das vorhandene Wegenetz an Wirtschaftswegen bleibt aufrechterhalten. Die durch die Neubaustrecke B 110 Ortsumfahrung Dargun unterbrochenen nachrangigen Wegeverbindungen werden zum Teil straßenbegleitend geführt und in das bestehende bzw. erweiterte oder veränderte Wegenetz eingebunden.
1.1.1.4.1 Vorhandene Wirtschaftswege 

Die von der Baumaßnahme betroffenen vorhandenen Wirtschaftswegeverbindungen nördlich und südlich der Stadt Dargun werden verkürzt und ausgebaut sowie neu angebunden. 
Die Straßenbaulast verbleibt bei den bisherigen Trägern. Die neu hinzugekommenen bzw. geänderten Straßenbestandteile gelten mit der Überlassung für den öffentlichen Straßenverkehr als Bestandteil der sonstigen öffentlichen Straße in der Baulast der Stadt Dargun als gewidmet, §§ 7 Abs. 5 und 3 Nr. 4 StrWG-MV.
Im Einzelnen ergeben sich nachfolgende Änderungen im Wegenetz:
· höhengleiche Wiederherstellung der Anbindung des Wirtschaftsweges bei Bau-km 0+113

· Auftrennung der ehemaligen B 110 westlich der Stadt Dargun bei Bau-km 0+174 und senkrechte Anbindung der zukünftigen Ortsdurchfahrt Dargun als Gemeindestraße an die neue Trasse der Ortsumgehung
· Unterbrechung bzw. Teilrückbau des mit Beton-Spurplatten befestigten Plattenweges zum Sandtagebau bei Bau-km 0+185 im Trassenbereich der Neubaustrecke der B 110 ohne Anbindung an die neue Ortsumgehungsstraße 

· dauerhafte Unterbrechung des unbefestigten Weges zur Erschließung der nördlich der Photovoltaikanlage liegenden Weide- und Ackerflächen bei Bau km 0+694 durch die Umgehungsstraße ohne Wiederanbindung an die B 110 
· Beibehaltung der Anbindung der Photovoltaikanlage an den vorhandenen Betonspurplattenweg ausschließlich von östlicher Anfahrtseite
· Unterbrechung des bei Bau-km 1+495 verlaufenden unbefestigten Weges zur Erschließung der nördlich der Neubaustrecke der B 110 liegenden Brunnenanlage Brunnen 27-29 der Wasserfassung Dargun II sowie der Wald- und Ackerflächen durch die Umgehungsstraße und Weiterführung des nördlichen Teils des Weges als Wirtschaftsweg 2 parallel der Neubaustrecke der B 110 in östliche Richtung und Anbindung an die K 50 
· Unterbrechung des Plattenweges bei Bau km 1+900 durch die Umgehungsstraße und Weiterführung des südlichen Teils in neuer Trasse als Wirtschaftsweg 3 sowie Auflösung des verbleibenden südlichen Teils als Bestandteil des Wirtschaftsweges 2
· Anbindung des bei Bau-km 2+190 südlich der Neubaustrecke der B 110 Ortsumgehung Dargun gelegenen Lindenwegs an den Wirtschaftsweg 3
1.1.1.4.2 Neubauten
Die neu gebauten Wirtschaftswege 1, 2 und 3 gelten nach § 7 Abs. 4 StrWG-MV mit der Überlassung für den öffentlichen Straßenverkehr als sonstige öffentliche Straße gemäß § 3 Nr. 4 StrWG-MV in der Baulast der Stadt Dargun als gewidmet. 
1.1.1.4.2.1 Wirtschaftsweg 1

Der Wirtschaftsweg 1 verläuft in westliche Richtung parallel zur Ortsumgehung bis zum vorhandenen Weg zum Sandtagebau bei Bau-km 0+113. Über diesen ist eine Anbindung an die B 110 gegeben. Der südliche Teil endet stumpf. 
1.1.1.4.2.2 Wirtschaftsweg 2

Der Wirtschaftsweg 2 beginnt bei der Aufbindung des nördlichen Teils des ehemaligen Plattenweges an die K 50, verläuft parallel der Neubaustrecke B 110 Ortsumgehung Dargun in östliche Richtung und erschließt die nördlich der Ortsumgehung liegende Brunnenanlage Brunnen 27-29 der Wasserfassung Dargun II sowie Wald- und Ackerflächen und endet bei Bau-km 1+495.  
1.1.1.4.2.3 Wirtschaftsweg 3

Die Trassenführung des Wirtschaftsweges 3 verläuft von Bau-km 1+900 bis Bau-km 2+400 auf der südlichen Seite parallel zur Neubaustrecke B 110 Ortsumgehung Dargun. Er wird nicht an die Ortsumgehung sondern an die K 50 über die Brudersdorfer Straße ca. 30 m südlich der geplanten Kreuzung mit der Ortsumgehung angebunden. 
1.1.2 Wasserrechtliche Entscheidungen
Auf Grundlage des Wasserhaushaltsgesetzes (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 5) und dem Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Landeswassergesetz – LWaG M-V) vom 30. November 1992 (GVOBl. M-V S. 669), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Juni 2021 (GVOBl. M-V S. 866) werden dem

Straßenbauamt Schwerin und dem Straßenbauamt Neustrelitz
die widerrufliche Erlaubnis erteilt, schadloses Abwasser in Form von gesammeltem Niederschlagswasser unter Beachtung von Auflagen und Hinweise (Punkt 1.5.6.1) über straßenbegleitende Versickerungsmulden in das Grundwasser einzuleiten. Zur Begründung dieser Entscheidung wird auf Punkt 2.4.5.5.1.2 verwiesen.
1.1.2.1 Wasserrechtliche Erlaubnis
1.1.2.1.1 Wasserrechtliche Erlaubnis 662-NW-71027-14-2022
1.1.2.1.1.1 Zweck und Umfang  

Das von den befestigten Verkehrsflächen der geplanten Ortsumgehung Dargun (Neubaustrecke Bundesstraße B110) gesammelt abfließende Niederschlagswasser ist über Entwässerungseinrichtungen nach Maßgabe der planfestgestellten Unterlagen Nr. U 1 (Erläuterungsbericht), Nr. U 5 (Lagepläne), Nr. U 6 (Höhenpläne) Nr. U 8 (Lagepläne der Entwässerungsmaßnahmen), Nr. U 18 (Wassertechnische Untersuchungen) sowie Nr. U 19.5 (WRRL-Fachbeitrag) ins Grundwasser wie folgt einzuleiten:
Niederschlagswasser aus dem Regeneinzugsgebiet REZG I-A von Bau-km 0+000 bis Bau-km 0+125 mit einer Gesamtfläche von ca. 0,1863 ha inklusive Anschlussstelle Dargun Station 0+174 von Bau-km 0+000 bis Bau-km 0+100 über eine fahrbahnbegleitende Graben-Rigolen-Versickerung mit 30 cm Oberbodenpassage und abgedichteter Rohrrigole sowie Notüberlauf in den Graben L110/8. (Gemarkung Dargun, Flur 1, Flurstücke 26, 50)

Die maximal zulässige Einleitmenge beträgt 

Q[image: image4.png]R,max(r90,5)



  = 16,30 l/s

(Regenspende r(90,5 )= 47,5 l/s x ha). 

Niederschlagswasser aus dem Regeneinzugsgebiet REZG I-B von Bau-km 0+125 bis Bau-km 0+894 mit einer Gesamtfläche von ca. 0,6624 ha über fahrbahnbegleitende Versickerungsgräben mit 30 cm Oberbodenpassage. (Gemarkung Dargun, Flur 1, Flurstücke 50, 51. 55. 56, 57/2, 59/2, 63/6)

Die maximal zulässige Einleitmenge beträgt Q[image: image6.png]


  = 57,95 l/s
Niederschlagswasser aus dem Regeneinzugsgebiet REZG II von Bau-km 0+894 bis Bau-km 1+380 mit einer Gesamtfläche von ca. 0,7144 ha fahrbahnbegleitend über Dammböschung und Versickerungsgraben bzw. Versickerungsmulde mit 30 cm Oberbodenpassage. (Gemarkung Dargun, Flur 1, Flurstücke 63/6, 68, 70)

Die maximal zulässige Einleitmenge beträgt Q[image: image8.png]


  = 25,27 l/s.

Niederschlagswasser aus dem Regeneinzugsgebiet REZG III von Bau-km 1+380 bis Bau-km 1+937 mit einer Gesamtfläche von ca. 0,4859 ha über Versickerungsbecken 1 mit 30 cm Oberbodenpassage und einer vorgeschalteten Sedimentationsanlage. (Gemarkung Dargun, Flur 1, Flurstücke 70, 71, 73, 76, 79, 80, 84/9)

Die maximal zulässige Einleitmenge beträgt 
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  = 42,50 l/s

(Regenspende r(15,1 )= 97,2 l/s x ha). 

Niederschlagswasser aus dem Regeneinzugsgebiet REZG IV von Bau-km 1+937 bis Bau-km 2+713 mit einer Gesamtfläche von ca. 0,6938 ha über Versickerungsbecken 2 mit 30 cm Oberbodenpassage und einer vorgeschalteten Sedimentationsanlage. (Gemarkung Dargun, Flur 1, Flurstücke 84/9, 82/3, 222/1, 280, 279, 258, 260)

Die maximal zulässige Einleitmenge beträgt 
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  = 60,69 l/s

(Regenspende r(15,1 )= 97,2 l/s x ha). 

Niederschlagswasser aus dem Regeneinzugsgebiet REZG X Anschluss der Kreisstraßen nördlich der Ortsumgehung B110 von Bau-km 0+000 bis Bau-km 0+165 mit einer Gesamtfläche von ca. 0,1513 ha über fahrbahnbegleitende Versickerungsmulden mit 20 cm Oberbodenpassage. (Gemarkung Dargun, Flur 1, Flurstücke 279, 280)

Die maximal zulässige Einleitmenge beträgt Q[image: image14.png]


  = 13,24 l/s.

Niederschlagswasser aus dem Regeneinzugsgebiet REZG XI Anschluss der Kreisstraße K50 südlich der Ortsumgehung B110 von Bau-km 0+000 bis Bau-km 0+201 mit einer Gesamtfläche von ca. 0,1248 ha über fahrbahnbegleitende Versickerungsmulden mit 20 cm Oberbodenpassage. (Gemarkung Dargun, Flur 1, Flurstücke 279, 280, 255, 256)

Die maximal zulässige Einleitmenge beträgt Q[image: image16.png]


  = 17,15 l/s.

Niederschlagswasser aus dem Regeneinzugsgebiet K49 der Kreisstraße MSE49 nördlich der Ortsumgehung B110 von Bau-km 0+000 bis Bau-km 0+190 mit einer Gesamtfläche von ca. 0,1255 ha über fahrbahnbegleitende Versickerungsmulden mit 20 cm Oberbodenpassage. (Gemarkung Dargun, Flur 1, Flurstücke 280, 217, 255, 256)

Die maximal zulässige Einleitmenge beträgt Q[image: image18.png]


  = 10,98 l/s.

Niederschlagswasser aus dem Regeneinzugsgebiet K50 Kreisstraße MSE50 nördlich der Ortsumgehung B110 von Bau-km 0+165 bis Bau-km 0+342 mit einer Gesamtfläche von ca. 0,1079 ha über fahrbahnbegleitende Versickerungsmulden mit 20 cm Oberbodenpassage. (Gemarkung Dargun, Flur 1, Flurstücke 280, 281, 84/12)

Die maximal zulässige Einleitmenge beträgt Q[image: image20.png]


  = 9,439 l/s.

1.1.2.1.1.2 Örtliche Lage der Versickerungsbecken 

Gewässer:

Grundwasser

Landkreis:

Mecklenburgische Seenplatte

Gemeinde:

Dargun

Gemarkung: 

Dargun

Flur: 

1

Versickerungsbecken 1
Flurstück:

73

Koordinaten: 



RW: ca. 358509
HW: ca. 5975601
Versickerungsbecken 2
Flurstück:



222/1

Koordinaten: 



RW: ca. 359293
HW: ca. 5975382
Koordinaten der Einleitstelle ETRS89 / UTM Zone 33N – EPSG: 25833
1.1.2.1.1.3 Vorbehalt und Geltungsbereich 
1. Die wasserrechtliche Erlaubnis steht nach § 18 WHG unter dem Vorbehalt des Widerrufs und dem Vorbehalt nachträglicher Auflagen (§ 13 Abs. 1 WHG).

2. Gemäß §§ 100, 101 WHG hat der Vorhabenträger die Überwachung der Anlage durch die Wasserbehörde zu dulden und deren Beauftragten jederzeit Zutritt zu den Anlagen zu gewähren.

3. Die Erteilung dieser Erlaubnis entbindet nicht von der Erfüllung der sich aus anderen Rechtsvorschriften ergebenden Pflichten, die sich u. U. im Zusammenhang mit der Ausübung der Gewässerbenutzung ergeben können.

4. Die Erlaubnis berechtigt nicht, Rechte Dritter zu beeinträchtigen oder Gegenstände, die einem anderen gehören oder Grundstücke oder Anlagen, die in Besitz eines anderen stehen, in Gebrauch zunehmen.

5. Die Erlaubnis ersetzt nicht Genehmigungen, Zulassungen, Erlaubnisse und Bewilligungen, die nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sind.

6. Die ordnungsgemäße Beseitigung bzw. Verwertung der in den Entwässerungsanlagen anfallenden Abfälle sind unter Einhaltung der Bestimmungen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) sicherzustellen.

7. Diese Erlaubnis umfasst nicht die fachtechnische Prüfung des Entwässerungssystems in seiner Lage und Dimension.
1.1.2.1.2 Wasserrechtliche Erlaubnis 662-NW-71027-15-2022
1.1.2.1.2.1 Zweck und Umfang
Das von den befestigten Verkehrsflächen der geplanten Ortsumgehung Dargun (Neubaustrecke B 110) gesammelt abfließende Niederschlagswasser ist über Entwässerungseinrichtungen nach Maßgabe der planfestgestellten Unterlagen Nr. U 1 (Erläuterungsbericht), Nr. U 5 (Lagepläne), Nr. U 6 (Höhenpläne) Nr. U 8 (Lagepläne der Entwässerungsmaßnahmen), Nr. U 18 (Wassertechnische Untersuchungen) und Nr. U 19.5 (WRRL-Fachbeitrag) sowie der nachgereichten Unterlagen vom 17.01.2022 (Nachweis nach DWA-A 102-2) in oberirdische Gewässer wie folgt einzuleiten:

Niederschlagswasser aus dem Bereich Bau-km 2+713 bis Bau-km 3+200 bzw. Regeneinzugsgebiet REZG V (ca. 0,4251 ha) über ein Entwässerungssystem mit einer Behandlungsanlage in das Gewässer II. Ordnung L160.

Die maximal zulässige Einleitmenge, gemessen am Einlauf in das Gewässer, beträgt:

Einleitstelle REZG V: Q[image: image22.png]R,max(r15,1)



  = 37,19 l/s

(Regenspende r(15,1 )= 97,2 l/s x ha)

Land:

Mecklenburg-Vorpommern

Landkreis:

Mecklenburgische Seenplatte

Gemeinde:

Dargun

Gemarkung: 

Neubauhof

Flur: 

3

Flurstück:

10

Koordinaten der Einleitstelle ETRS89 / UTM Zone 33N – EPSG: 25833 

Einleitstelle REZG V:
R: ca. 360498

H: ca. 5975128
Niederschlagswasser aus dem Bereich der Anschlussstelle Dargun Station 3+000 von Bau-km 0+000 bis Bau-km 0+090 bzw. Regeneinzugsgebiet REZG VI (Einzugsgebiet ca. 0,1255 ha) über ein Entwässerungssystem mit einer Behandlungsanlage in das Gewässer II. Ordnung L160.

Die maximal zulässige Einleitmenge, gemessen am Einlauf in das Gewässer, beträgt:

Einleitstelle REZG VI: Q[image: image24.png]R,max(r15,1)



  = 8,540 l/s
(Regenspende r(15,1) = 97,2 l/s x ha)

Land:

Mecklenburg-Vorpommern

Landkreis:

Mecklenburgische Seenplatte

Gemeinde:

Dargun

Gemarkung: 

Dargun

Flur: 

1

Flurstück:

102

Koordinaten der Einleitstelle ETRS89 / UTM Zone 33N – EPSG: 25833 

Einleitstelle REZG VI: 
R: ca. 360522

H: ca. 5975105
1.1.2.1.2.2 Vorbehalt und Geltungsbereich
1. Die wasserrechtliche Erlaubnis steht nach § 18 WHG unter dem Vorbehalt des Widerrufs und dem Vorbehalt nachträglicher Auflagen (§ 13 Abs. 1 WHG).

2. Gemäß §§ 100, 101 WHG hat der Vorhabenträger die Überwachung der Anlage durch die Wasserbehörde zu dulden und deren Beauftragten jederzeit Zutritt zu den Anlagen zu gewähren.

3. Die Erteilung dieser Erlaubnis entbindet nicht von der Erfüllung der sich aus anderen Rechtsvorschriften ergebenden Pflichten, die sich u. U. im Zusammenhang mit der Ausübung der Gewässerbenutzung ergeben können.

4. Der Gewässerbenutzer haftet für alle Schäden, die im Zusammenhang mit der Benutzung am Ufer oder Gewässerbett auftreten.

5. Die Erlaubnis berechtigt nicht, Rechte Dritter zu beeinträchtigen oder Gegenstände, die einem anderen gehören oder Grundstücke oder Anlagen, die in Besitz eines anderen stehen, in Gebrauch zunehmen.

6. Die Erlaubnis ersetzt nicht Genehmigungen, Zulassungen, Erlaubnisse und Bewilligungen, die nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sind.

7. Die ordnungsgemäße Beseitigung bzw. Verwertung der in den Entwässerungsanlagen anfallenden Abfälle sind unter Einhaltung der Bestimmungen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) sicherzustellen.

8. Diese Erlaubnis umfasst nicht die fachtechnische Prüfung des Entwässerungssystems in seiner Lage und Dimension.

9. Schäden an der Einleitstelle, welche durch Hoch- oder Niedrigwasserstände, Eis oder Eisgang oder durch Sturmereignisse im Gewässer entstehen, gehen zu Lasten des Vorhabenträgers.
1.1.2.2 Gewässerausbau
Die Ersatzmaßnahme 4.1 E zur Renaturierung des Röcknitzbaches als naturschutzrechtliche Kompensation der straßenbaulichen Eingriffe des Neubauvorhabens B 110 Ortsumgehung Dargun in Natur und Landschaft wird gemäß §§ 67 und 68 WHG sowie den §§ 68 und 69 LWaG M-V i.V.m. § 78 Abs. 1 VwVfG M-V entsprechend der Planunterlage U 19.6 und mit den Auflagen unter Punkt 1.4.5.3 planfestgestellt.

1.1.2.2.1 Zweck und Umfang
Der zu renaturierende Abschnitt des Röcknitzbaches (WBV-Code: Z30, Wasserkörper: MIPE-1000, LAWA-Typ 11: organisch geprägter Bach) befindet sich südlich von Dargun unterhalb des Klostersees vom Weg nach Zarnekow bis zur Einmündung des Grabens         Z 30/50 mit der angrenzenden Niederung und verläuft von Station 1+945 bis Station 3+600. Er hat mit seinen Nebengewässern und dem Klostersee in Dargun ein oberirdisches Einzugsgebiet von ca. 53,7 km2. Der Renaturierungsabschnitt umfasst eine Länge von ca. 1.655 m. Der Röcknitzbach ist ein berichtspflichtiges Gewässer nach EU-Wasserrahmenrichtlinie. Die Renaturierung dient zur Wiederherstellung der Durchgängigkeit und Verbesserung der Gewässerstruktur. Die Maßnahme umfasst die
· Neutrassierung des Gewässerlaufes auf einer Länge von ca. 250 m im oberen Gewässerabschnitt,
· naturnahe Umgestaltung des vorhandenen Gewässerprofils mittels ein- bzw. beidseitiger Anlage von Wasserwechselzonen und Ausbildung einer Niedrig-/Mittelwasserrinne sowie Laufverschwenkungen auf dem restlichen Gewässerabschnitt und den Einbau von Strömungslenkern und Strukturelementen, wie Raubäume oder Baumstubben,

· Anpflanzung von Gehölzen zur Gewässerbeschattung durch Initialpflanzungen der Gehölzgruppe Typ A (jeweils 2 Schwarzerlen im Mittelwasserbereich im Bereich der Strömungslenker/Strukturelemente in die Gewässerböschungen), Initialpflanzungen der Gehölzgruppe Typ B (je 4 Bäume und 6 Sträucher im Bereich der Gewässerrandstreifen außerhalb der Unterhaltungstrasse), Gehölzreihe Typ C (einseitige Reihenbepflanzung des Gewässers mit Einzelbäumen Schwarzerle am Ufer auf den Gewässerrandstreifen) und Gehölzgruppe Typ D (Weidenstecklinge auf einer Fläche von 5 x 3 m auf dem Gewässerrandstreifen) und  die Schaffung von Rohbodenflächen am Ufer inklusive Aussaat von Gehölzsamen und die Aussaat von Gehölzsamen auf Rohboden im Böschungsbereich der Wasserwechselzone und

· Anlage von ausreichend breiten nutzungsfreien Gewässerrandstreifen von im Mittel ca. 40 m.

Eine deutliche Wasserspiegelanhebung bei höheren Abflüssen ist nicht vorgesehen, da Auswirkungen auf angrenzende Nutzungen die Folge wären und daraus resultierend ein wesentlich höherer Flächenbedarf.

1.1.2.2.2 Vorbehalt und Geltungsbereich

1. Die Zustimmung zum Gewässerausbau am Röcknitzbach, Maßnahme 4.1. E,  steht unter dem Vorbehalt, dass gemäß § 13 Abs. 1 WHG nachträgliche Nebenbestimmungen (u.a. im Sinne des § 13 Abs. 2 WHG) festgesetzt werden können.

2. Der Vorhabenträger hat gemäß § 101 WHG Maßnahmen der Gewässeraufsicht zu dulden und gemäß § 92 Abs. 2 LWaG die Kosten zu tragen. Auf die sich ansonsten aus § 92 Abs. 1 LWaG ergebende Kostenpflicht wird verwiesen.

3. Der genehmigte Plan sowie der Ausbauumfang am Gewässer sind einzuhalten.
1.1.3 Naturschutzrechtliche Genehmigungen, Ausnahmen und Befreiungen
1.1.3.1 Naturschutzrechtliche Entscheidungen
Der mit dem Vorhaben verbundene Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne von § 14 Abs. 1 BNatSchG wird nach § 15 Abs. 5 BNatSchG i.V.m. § 42 Abs. 5 S.2 NatSchAG M-V zugelassen.

1.1.3.2 Zulässigkeit nach § 34 BNatSchG, § 21 NatSchAG M-V – Natura-2000-Gebiete
Das Vorhaben ist mit den Anforderungen des Gebietsschutzes nach § 34 BNatSchG vereinbar. Eine FFH-Verträglichkeitsvoruntersuchung hat ergeben, dass das Vorhaben einzeln und im Zusammenwirken mit anderen Projekten und Plänen nicht geeignet ist, das nächstgelegene, sich jedoch außerhalb der Planfeststellungsgrenzen befindliche EU-Vogelschutzgebiet DE 2242-401 „Mecklenburgische Schweiz und Kummerower See“ erheblich zu beeinträchtigen. Eine vertiefende FFH-Verträglichkeitshauptuntersuchung ist deshalb nicht erforderlich.

1.1.3.3 Zulässigkeit nach § 44 Abs.1 i.V.m. § 44 Abs. 5 BNatSchG, Artenschutz
Das Vorhaben ist nach § 44 Abs.1 i.V.m. § 44 Abs. 5 BNatSchG zulässig.

Unter Berücksichtigung der in der Planfeststellungsunterlage vorgesehenen artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen, der vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) und der artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen sowie der dem Artenschutz dienenden Nebenbestimmungen dieses Beschlusses treten keine Verbotstatbestände ein.

1.1.3.4 Ausnahmegenehmigung vom Baumschutz § 18 Abs. 3 NatSchAG M-V
Die Fällung der drei nachfolgend genannten nach § 18 Abs. 2 NatSchAG M-V gesetzlich geschützter Einzelbäume wird gemäß § 18 Abs. 3 Nr. 1 NatSchAG M-V genehmigt.

Es handelt sich dabei um eine Kastanie (Baum-Nr. 14) als Einzelbaum, Stammumfang 1,00 m, betroffen aufgrund Überbauung durch den Straßenkörper der neuen B 110 und zwei Eichen als Einzelbäume im Stammumfang von 1,00 m (Baum-Nr. 54) und 1,30 m (Baum-Nr. 68), die durch Überbauung im Zuge der Verknüpfung mit der bestehenden B 110 verlustig gehen. Die vorgenannten geschützten Einzelbäume befinden sich alle im Bereich von Bau-km 0+100 bis Bau-km 0+200. Es wird für diese drei Einzelbäume eine Ausnahme vom Verbot erteilt. 
1.1.3.5 Befreiung vom Alleenschutz § 19 Abs. 2 NatSchAG M-V
Für die Fällung von 38 nach § 19 Abs. 1 Satz 1 NatSchAG M-V gesetzlich geschützten Alleebäumen im Zuge des Baues der B 110 als Ortsumgehung Dargun wird gemäß § 19 Abs. 2 NatSchAG M-V die Befreiung vom Verbot des § 19 Abs. 1 Satz 2 NatSchAG M-V erteilt.

Es handelt sich dabei um eine Eiche, zwei Kastanien, neun Ahorn und 26 Linden mit unterschiedlichen Stammumfängen entsprechend nachfolgender Auflistung:
	Biotop-Nr. 
	Biotop-Code
	Standort
	Baum-Nr. 
	Baumart
	Vorhabenwirkung

	49 
	BAL 

Lückige Allee am Bauanfang an der B110 

	B 110 westlich Dargun 
	13
	Kastanie
	Überbauung durch neue B 110 mit Banketten, Mulden und Böschungen 

	
	
	
	15
	Linde
	

	
	
	
	22
	Linde
	

	
	
	
	72
	Linde
	Überbauung durch Anbindung der Ortsumgehung an die B 110 (alt) 



	
	
	
	83
	Linde
	

	
	
	
	90
	Linde
	

	31 
	BAA/BAJ 

Allee am Lindenweg, überwiegend Altbäume 

	Lindenweg 
	116
	Linde
	Überbauung durch neue B 110 mit Banketten, Mulden und Böschungen 



	
	
	
	117
	Linde
	

	
	
	
	118
	Linde
	

	
	
	
	119
	Linde
	

	
	
	
	120
	Linde
	

	
	
	
	121
	Linde
	

	
	
	
	122
	Linde
	

	
	
	
	123
	Linde
	

	20  
	BAG  

Geschlossene Allee an der Kreisstraße MSE 50 

	K MSE 50 
	143
	Ahorn 
	Überbauung durch neue B 110 mit Banketten, Mulden und Böschungen 



	
	
	
	144
	Linde
	

	
	
	
	145
	Ahorn 
	

	
	
	
	146
	Linde
	

	
	
	
	147
	Linde
	

	
	
	
	148
	Linde
	

	
	
	
	194
	Eiche
	Überbauung durch Anpassung der MSE 50 nördlich der Ortsumgehung 



	
	
	
	195
	Linde
	

	
	
	
	196
	Linde
	

	
	
	
	197
	Linde
	

	29 
	BAG 

Geschlossene Allee an der Kreisstraße MSE 49

	K MSE 49 
	175
	Ahorn
	Überbauung durch neue B 110 mit Banketten, Mulden und Böschungen 



	
	
	
	176
	Ahorn
	

	
	
	
	177
	Ahorn
	

	
	
	
	178
	Ahorn
	

	
	
	
	179
	Ahorn
	

	
	
	
	215
	Ahorn
	Überbauung durch Anpassung der MSE 50 (2 Bäume nördlich, 3 Bäume südlich der Ortsumgehung) 



	
	
	
	216
	Ahorn
	

	
	
	
	163
	Linde
	

	
	
	
	165
	Linde
	

	
	
	
	167
	Kastanie
	

	2 
	BAL

Lückige Allee am Bauende an der B110 
	B 110 östlich Dargun 
	245
	Linde
	Überbauung durch neue B 110 mit Banketten, Mulden und Böschungen 



	
	
	
	246
	Linde
	

	
	
	
	247
	Linde
	

	
	
	
	248
	Linde
	

	Summe
	Fällungen
	38
	


1.1.3.6 Ausnahmegenehmigung vom Biotopschutz  
§ 30 Abs. 3 BNatSchG i.V.m. § 20 Abs. 3 NatSchAG M-V

Aus überwiegenden Gründen des Gemeinwohls wird gemäß § 30 Abs. 3 BNatSchG i.V.m. § 20 Abs. 3 NatSchAG M-V eine Ausnahme vom Verbot des § 30 Abs. 2 BNatSchG i.V.m. § 20 Abs. 1 NatSchAG M-V gesetzliche geschützte Bioptope zu zerstören, zu beschädigen, den charakteristischen Zustandes zu verändern oder sonstig erheblich oder nachhaltig zu beeinträchtigen, erteilt.

Die Ausnahme erfasst den Eingriff in gesetzlich geschützten Biotope im Gesamtumfang von 3.230 m². Dabei handelt es sich um nachfolgende vorhabenbedingte Tatbestände:
	Biotop

Nr.
	Biotoptyp
	Größe [m²]
	Vorhabenwirkung

	Grünland

	60
	GFR

Nasswiese
	180
	Überbauung durch neue B 110 mit Banketten, Mulden und Böschungen sowie bauzeitlicher Inanspruchnahme technologisch erforderlicher Streifen

	Wald

	63
	WFR

Erlenbruch
	98
	bauzeitlicher Inanspruchnahme technologisch erforderlicher Streifen

	58
	WFR

Erlenbruch
	46
	bauzeitlicher Inanspruchnahme technologisch erforderlicher Streifen

	Feldgehölze

	36
	BFX

Feldgehölz
	28
	Überbauung durch neuen Wirtschaftsweg 2 mit Banketten, Mulden und Böschungen sowie bauzeitlicher Inanspruchnahme technologisch erforderlicher Streifen

	45
	BFX

Feldgehölz
	233
	Überbauung durch neue B 110 mit Banketten, Mulden und Böschungen sowie bauzeitlicher Inanspruchnahme technologisch erforderlicher Streifen

	45a
	BFX

Feldgehölz
	1.198
	Überbauung durch neue B 110 und Wirtschaftsweg 1 mit Banketten, Mulden und Böschungen sowie bauzeitlicher Inanspruchnahme technologisch erforderlicher Streifen

	50
	BFX

Feldgehölz
	677
	Überbauung durch neue B 110 mit Banketten, Mulden und Böschungen sowie bauzeitlicher Inanspruchnahme technologisch erforderlicher Streifen

	51
	BFX

Feldgehölz
	500
	Überbauung durch neue B 110 und Achse 100 mit Banketten, Mulden und Böschungen sowie bauzeitlicher Inanspruchnahme technologisch erforderlicher Streifen

	52
	BFX

Feldgehölz
	17
	Überbauung durch neue B 110 mit Banketten, Mulden und Böschungen sowie bauzeitlicher Inanspruchnahme technologisch erforderlicher Streifen

	18
	BHS

Strauchhecke
	253
	Überbauung durch neue K 49 (Achse 201) mit Banketten, Mulden und Böschungen sowie bauzeitlicher Inanspruchnahme technologisch erforderlicher Streifen

	Summe:
	3.230
	


Die Ausnahme umfasst daneben die Beeinträchtigung durch betriebsbedingter Schadstoffeinträge nachfolgender geschützter und als empfindlich bewerteter Biotope:

	Biotop

Nr.
	Biotoptyp
	Größe [m²]
	Vorhabenwirkung

	
	
	Zone I*
	Zone II*
	

	Trockenrasen

	55d
	TMD

ruderalisierter

Sandmagerrasen
	108
	3.707
	Beeinträchtigung durch betriebsbedingten Schadstoffeintrag in Wirkzone I und II

	43
	TPS

Pionier-Sandflur
	-
	1.742
	Beeinträchtigung durch betriebsbedingten Schadstoffeintrag in Wirkzone II

	Feldgehölze

	36
	BFX

Feldgehölz
	446
	74
	Beeinträchtigung durch betriebsbedingten Schadstoffeintrag in Wirkzone I und II

	45
	BFX

Feldgehölz
	2.488
	1.680
	Beeinträchtigung durch betriebsbedingten Schadstoffeintrag in Wirkzone I und II

	45a
	BFX

Feldgehölz
	236
	1.490
	Beeinträchtigung durch betriebsbedingten Schadstoffeintrag in Wirkzone I und II

	52
	BFX

Feldgehölz
	480
	-
	Beeinträchtigung durch betriebsbedingten Schadstoffeintrag in Wirkzone I

	Summe:
	12.451
	


* Zone I: 0 – 50 m vom Fahrbahnrand der OU; Zone II: 50 -150 m vom Fahrbahnrand der OU

Die gesamte betriebsbedingte Beeinträchtigung umfasst 12.451 m².
1.1.4 Denkmalschutz
Dem Vorhaben stehen genehmigungsbedürftige Belange des Denkmalschutzes gemäß § 7 Abs. 1 und 6 i.V.m. § 6 Abs. 5 Denkmalschutzgesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (DSchG MV) nicht entgegen. Die Bergung und Dokumentation von Bodendenkmalen hat nach der Richtlinie für archäologische Ausgrabungen Mecklenburg-Vorpommern zu erfolgen und ist an die Einhaltung folgender Bedingungen gebunden:

· Vor Beginn jeglicher Erdarbeiten muss die fachgerechte Bergung und Dokumentation der Bodendenkmale, welche in der Anlage „Übersicht Bau- und Bodendenkmale“ der Stellungnahme des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte vom 12.08.2021, Nummer 3399/2021-501, dargestellt sind und sich innerhalb der Baugrenze des Bauvorhabens befinden, sichergestellt werden.

Dies gilt ausdrücklich nicht für vermutete Bodendenkmale, die standardmäßig als Kreisflächen ausgewiesen und mit einer exakt symmetrischen Form kenntlich gemacht sind. 
1.1.5 Forstwirtschaftliche Genehmigungen 
1.1.5.1 Waldumwandlung 
Durch die geplante Baumaßnahme werden sehr kleinflächig Waldflächen von insgesamt 144 m2 verlustig. Das betrifft Feuchtwaldstrukturen in der Niederung des Röcknitzbaches am Bauanfang, und zwar
· Erlen-Bruch, Biotop Nr. 58, WNR/WYG im Umfang von 46 m2 und

· Erlen-Bruch, Biotop Nr. 63, WFR, im Umfang von 98 m2.
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Im Einvernehmen mit der Landesforstanstalt des Landes Mecklenburg-Vorpommern wird festgestellt, dass durch die minimale befristete Inanspruchnahme von Waldflächen am Beginn der Baustrecke unter Beachtung der Nebenbestimmungen Punkt 1.5.12.1 der Tatbestand einer genehmigungspflichtigen Waldumwandlung gemäß § 15 LWaldG M-V nicht vorliegt.
1.1.5.2 Erstaufforstung
Die Erstaufforstung der bisher nicht als Wald geltenden Flächen Gemarkung Basepohl, Flur 2, FS 124/5, 125/5, 126/5, 127/1, 128/1, 129, 130, 131 in der Gesamtgröße von 2.902 m² im Rahmen der landschaftspflegerischen Ersatzmaßnahme 4.2 E Naturnaher Waldumbau Basepohl wird unter Beachtung der Nebenbestimmunen Punkt 1.5.12.2 gemäß § 25 LWaldG M-V genehmigt. 
Es handelt sich dabei um eine langfristige und dauerhafte Aufwertung einer ehemaligen Armeeliegenschaft. Im Zuge der Ersatzmaßnahme erfolgt vorher eine Entsiegelung von Betonplattenwegen und Stellflächen. Ziel ist die Etablierung eines standortgerechten Stieleichen-Kiefern-Mischwaldes durch Waldneu- und -unterpflanzung.

Die Genehmigung ist bis zum 31.12.2025 befristet.
1.1.6 Verkehrsrechtliche Anordnungen
1.1.6.1 Geschwindigkeitsbegrenzung
Vor Verkehrsfreigabe sind nachfolgende verkehrsrechtliche Anordnungen vorzunehmen:

· Die verkehrsrechtliche Anordnung mit StVO VZ 274 für zulässige Höchstgeschwindigkeit 70 km/h ist im Bereich des Bauanfangs ab Bau-km 0+000,000 bis Höhe Bau-km 0+300,000 für beide Fahrtrichtungen insgesamt an drei Standorten, und zwar
• in Höhe Bau-km 0+050,000 sowie in Höhe Bau-km 0+300,000 für die Fahrtrichtung 
  Rostock und
• in Höhe Bau-km 0+000,000 für die Fahrtrichtung Demmin
vorzusehen.
· Das Verkehrszeichen VZ 274 bei Bau-km 0+300,000 erhält das Zusatzzeichen StVO VZ 2139 „Ende der Ausbaustrecke“.
· In Fahrtrichtung Demmin ist bei ca. Bau-km 0+300,000 das VZ 276, Aufhebung der Geschwindigkeitsbegrenzung auf 70 km/h, vorzusehen.

Die drei vorstehenden verkehrsrechtlichen Anordnungen zur Regulierung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit im Bereich der Gradientenanpassung sind befristet bis zum baulich fertiggestellten und dem Verkehr freigegebenen Ersatzneubau Röcknitzbachbrücke, der zur endgültigen Gradiente der B 110 führt, aufrecht zu erhalten.

Der exakte Standort der jeweiligen Verkehrszeichen ist unter Beteiligung der zuständigen Unteren Verkehrsbehörde vorzunehmen.

1.1.6.2 Vorfahrtsregelung 
An der Einmündung des Knotens Dargun West der zukünftigen Ortsdurchfahrt auf die neue Ortsumfahrung B 110 ist für den ausbiegenden Verkehr das Verkehrszeichen VZ 206 „Halt. Vorfahrt gewähren“ der StVO unbefristet anzuordnen und die entsprechende Haltelinie zu markieren.

Der exakte Standort des Verkehrszeichens und der Haltelinie ist unter Beteiligung der zuständigen Unteren Verkehrsbehörde vorzunehmen.
1.2 Allgemeiner Entscheidungsvorbehalt
Änderungen und Ergänzungen dieses Beschlusses, die aus rechtlichen, verkehrlichen, bautechnischen oder naturschutzfachlichen Gründen erforderlich werden, bleiben vorbehalten. § 76 VwVfG bleibt davon unberührt.
1.3 Entscheidungen über Einwendungen 
1.3.1 Anordnungen im Interesse von Individualbetroffenheiten 
Entscheidungen über einzelne Einwendungen wurden in den vorstehenden Festlegungen dieses Beschlusses getroffen. Im Weiteren wird dazu auf Punkt 2.4.5 verwiesen.

1.3.2 Zurückweisungen 
Einwendungen, die im Verlaufe des Anhörungsverfahrens erhoben wurden, werden zurückgewiesen, soweit sie nicht durch Auflagen in diesem Beschluss, durch Planänderungen und/oder Zusagen des Vorhabenträgers berücksichtigt worden sind oder sich im Laufe des Verfahrens auf andere Weise erledigt haben.
1.4 Planfestgestellte Unterlagen
Im Verfahren erfolgte Planänderungen sind in die Planunterlagen übernommen worden und auf den Deck- /Ergänzungsblättern dargestellt. Die 1. Änderung ist farblich in magenta, die 2. Änderung in blau und die 3. Änderung in violett gekennzeichnet.
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1.5 Nebenbestimmungen
1.5.1 Baubeginn
Mit dem Bau der Ortsumfahrung B 110 Ortsumgehung Dargun darf erst begonnen werden, wenn nachgewiesen ist, dass die CEF-Maßnahmen 3.7 ACEF und 3.8 ACEF wirksam geworden sind und die Vermeidungsmaßnahmen 2.1 VA, 2.2 VA, 2.3 VA, sowie die vor Baubeginn vorzusehenden Schutzmaßnahmen der Maßnahmenkomplexe 1.1 VS, 1.2 VS, 1.3 VS und 1.4 VS durchgeführt wurden. Dieser Nachweis ist gegenüber der Planfeststellungsbehörde durch einen konkreten und aktuellen Sachstandsbericht vor Baubeginn zu erbringen.
1.5.2 Ausführungsunterlagen
Der Vorhabenträger ist verpflichtet, die Ausführungsplanung entsprechend den Planfeststellungsunterlagen umzusetzen. Werden in der Ausführungsplanung Änderungen oder Abweichungen vom festgestellten Plan erforderlich, hat der Vorhabenträger die Ausführungsunterlagen, sowie eine schriftliche Erklärung zu den Änderungen der Planfeststellungsbehörde vor Baubeginn vorzulegen. Erhebliche Abweichungen mit Wirkung gegenüber Dritten oder öffentlichen Belangen bedürfen der Genehmigung durch die Planfeststellungsbehörde.
1.5.3 Unterrichtungspflichten
Der Zeitpunkt des Baubeginns ist den von der Planung betroffenen Trägern öffentlicher Belange frühzeitig bekannt zu geben, damit die zeitliche Abwicklung der erforderlichen Anpassungsmaßnahmen an den Fernmeldeeinrichtungen, Versorgungsleitungen und sonstigen Anlagen mit dem Straßenbau koordiniert werden kann.
1.5.3.1 Unterrichtung laufend
Die Stadt Dargun (TÖB 1) ist vom Vorhabenträger fortlaufend in den Bauablauf einzubinden.
1.5.3.2 Unterrichtung des landwirtschaftlichen Bereichs vor Baubeginn 
Zur rechtzeitigen Einleitung entsprechender Maßnahmen für die Ernte oder die Bestellung der Flächen, sind die von der Bauausführung und von Grundstücksinanspruchnahme betroffenen Landwirte und landwirtschaftlichen Betriebe mindestens 8 Monate vor dem Baubeginn und bis spätestens zum 01. Februar des Jahres der Bauausführung schriftlich zu unterrichten:

· P 2, 

· P 4.
1.5.3.3 Unterrichtung 6 Monate vor Baubeginn
Folgende Träger öffentlicher Belange sind 6 Monate vor Baubeginn zu unterrichten:

· Landkreis Mecklenburgische Seenplatte (TöB 2)
· Mecklenburg-Vorpommersche Verkehrsgesellschaft (MVVG) (TöB 18)

· Straßenbauamt Neustrelitz (TöB 44)
Folgende Versorgungsträger sind ebenfalls 6 Monate vor Baubeginn zu unterrichten:

· GasLINE GmbH & Co.KG (TöB 32)

· Deutsche Telekom Technik GmbH (TöB 33)

· GDMcom GmbH/ ONTRAS Gastransport GmbH (TöB 34) 
· E. DIS Netz GmbH (TöB 35)

· Vodafone Deutschland GmbH (TöB 36)

· Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ (WBV) (TöB 39)
Eigentümer, deren Flächen dauerhaft oder vorrübergehend für die Baumaßnahme in Anspruch genommen werden sollen, sind 6 Monate vor Grundstücksinanspruchnahme zu unterrichten.

1.5.3.4 Unterrichtung mindestens 2 Wochen vor Baubeginn
Die Untere Denkmalschutzbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte ist spätestens zwei Wochen vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten.

1.5.3.5 Zusätzliche Unterrichtungspflichten
· Das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte (TöB 8) ist in die Ausführungsplanung einzubinden.

· Die Mecklenburg-Vorpommersche Verkehrsgesellschaft GmbH (MVVG) (TöB 18) ist neben dem Beginn über den Bauablauf und das Ende der Baumaßnahme unter Angabe der auftretenden Einschränkungen während der Bauphase in Kenntnis zu setzen (Punkt 1.5.17).

· Das Logistikamt der Bundeswehr (TöB 19) ist über den Beginn und das Ende der Baumaßnahme unter Angabe der auftretenden Einschränkungen während der Bauphase in Kenntnis zu setzen (Punkt 1.5.18).
· Das Polizeipräsidium Neubandenburg (TöB 21) ist zu allen relevanten Bauberatungen und Abstimmungen im Zusammenhang mit Umleitungsführungen und vor Verkehrsfreigabe der Baustrecke einzuladen.
· Soweit der Anschluss an das bestehende Straßennetz zu Verkehrseinschränkungen im umliegenden Straßennetz und zu Umleitungsstrecken führt, sind neben der Beschränkung der zeitlichen Inanspruchnahme auf das erforderliche Minimum, alle von der Umleitung betroffenen, insbesondere angrenzenden Gemeinden, zu informieren und entsprechende Informationen über notwendige Umleitungsstrecken rechtzeitig ortsüblich bekannt zu machen.
· In der Bauphase ist der Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ zu allen Bauberatungen einzuladen und die Bauprotokolle sind zu übergeben.

· Die örtlich zuständige Naturschutzbehörde und die Planfeststellungsbehörde sind rechtzeitig vor Baubeginn einschließlich der Baufeldfreimachung zu informieren. Diese Behörden sind zur Bauanlaufberatung zur Umsetzung der Maßnahmen des Landschaftspflegerischen Begleitplans einzuladen und in die fortlaufenden Umsetzungsschritte einzubinden. Maßgebliche zeitliche Abstände und auftretende Einzelfragen während der Bauzeit sind mit ihnen abzustimmen.
· Die Planfeststellungsbehörde ist nach vollständiger Fertigstellung des Vorhabens schriftlich mit Angaben und Ausführungen hinsichtlich wesentlicher Bestandteile der Zulassungsentscheidung darüber zu informieren, dass das Vorhaben wie planfestgestellt abgeschlossen wurde.
Dies gilt insbesondere für die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen. Vor Inbetriebnahme der Trasse muss der Nachweis der Funktionsfähigkeit der CEF-Maßnahmen 3.7 ACEF und 3.8 ACEF gegenüber der Planfeststellungsbehörde erbracht werden.

· Eigentümern, deren Flächen dauerhaft oder vorrübergehend für die Baumaßnahme in Anspruch genommen werden sollen, sind frühzeitig über die Inanspruchnahme zu informieren.
1.5.3.6 Unterrichtung nach Fertigstellung des Vorhabens

Die Planfeststellungsbehörde ist nach vollständiger Fertigstellung des Vorhabens schriftlich mit Angaben und Ausführungen hinsichtlich wesentlicher Bestandteile der Zulassungsentscheidung darüber zu informieren, dass das Vorhaben wie planfestgestellt abgeschlossen wurde. Dazu gehört die Kenntnisgabe der Schlussabnahme(n) – technisches Bauwerk und LBP-Maßnahmen nach Fertigstellungs- und Entwicklungspflege.

Der Landkreis Mecklenburgische Seenplatte als Baulastträger der Kreisstraßen MSE 49 und MSE 50, die Stadt Dargun als Baulastträger der durch das Vorhaben betroffenen Gemeindestraßen und das Straßenbauamt Neustrelitz als Vorhabenträger des Ersatzneubaus Röcknitzbachbrücke sind gleichfalls nach vollständiger Fertigstellung des Vorhabens schriftlich zu unterrichten und zur Abnahme der B 110 Ortsumgehung Dargun einzuladen.
Nach Fertigstellung der Baumaßnahme ist der Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ zu einer gemeinsamen Abnahme der Einleitstellen in die Gewässer einzuladen und ihm sind die Bestandspläne zu den Durchlässen in digitaler Form zu übergeben.
1.5.4 Widmung und Umstufung, Zuordnung des übrigen Wegenetzes 
Der Vorhabenträger hat der Planfeststellungsbehörde, nach Fertigstellung und Verkehrsfreigabe der B 110 Ortsumgehung Dargun, den Vollzug der Umstufungsvereinbarung (Unterlage 12) nachzuweisen.
1.5.5 Natur- und Landschaftsschutz
1.5.5.1 Umweltbaubegleitung, Umweltschonende Baudurchführung
Der Vorhabenträger hat durch bauvertragliche Regelungen mit den bauausführenden Unternehmen die Einhaltung der umweltfachgesetzlichen Bestimmungen und der planfestgestellten Vorgaben der Landschaftspflegerischen Begleitplanung zur Bauausführung sicherzustellen und dies zu überwachen. Es ist auf eine umweltschonende Durchführung des Bauprozesses zu achten.
Zudem hat der Vorhabenträger eine ökologische Umweltbaubegleitung/Gutachterbüro für den Zeitraum der Bauausführung zur Umsetzung des Vorhabens, einzusetzen. Die mit der Umweltbegleitung beauftragte Person ist der Planfeststellungsbehörde mit Nachweis der fachlichen Qualifikation zu benennen, sobald sie bestellt ist.
Die ökologische Umweltbaubegleitung hat dafür Sorge zu tragen, dass die naturschutzgesetzlichen Bestimmungen eingehalten und die festgesetzten landschaftspflegerischen Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen zum Baum- und Biotopschutz (1.1 VS, 1.2 VS), zum Artenschutz (Bauzeitbeschränkung 2.1 VA, Quartierkontrolle vor Baumfällung 2.2 VA, Aufstellen von temporären Reptilienschutzzäunen und Abfangen und Umsetzen von Zauneidechsen 2.3 VA und insbesondere die CEF-Maßnahmen zum Schutz und zur Habitatgestaltung für Zauneidechsen und Vögel 3.7 ACEF und 3.8 ACEF, frist- und fachgerecht umgesetzt und die Vorgaben des Umweltschadensgesetzes bei etwaigen Verstößen Anwendung finden.
Zur Sicherstellung des sachgemäßen Umgangs mit dem Schutzgut Boden, ist eine bodenkundliche Baubegleitung vorzusehen. Zur Gewährleistung des Bodenschutzes bei der Durchführung des Bauvorhabens, insbesondere zur Vermeidung baubedingter Schadverdichtungen und damit Beeinträchtigungen der Grundwasserneubildung im Bereich der bauzeitlich in Anspruch zu nehmenden Flächen wie Baustraßen, Umfahrungen und Materiallagerflächen sowie der für Versickerungsmulden, -gräben, -becken und Rigolen vorgesehenen Flächen ist im Zuge der Ausführungsplanung ein Bodenschutzkonzept gemäß DIN 19639 in Verbindung mit der Anwendungshilfe zum baubegleitenden Bodenschutz nach DIN 19639 bei Bauvorhaben der Straßenbauverwaltung M-V zu erstellen und bauvertraglich umzusetzen. Die Umsetzung des Bodenschutzkonzeptes in der Bauvorbereitung und Bauausführung ist durch die bodenkundliche Baubegleitung entsprechend DIN 19639 in Verbindung mit der Anwendungshilfe zum baubegleitenden Bodenschutz nach DIN 19639 bei Bauvorhaben der Straßenbauverwaltung M-V zu begleiten und zu dokumentieren. Das Bodenschutzkonzept ist der Planfeststellungsbehörde vor Ausschreibung der Bauleistung vorzulegen. Der Bodenkundliche Baubegleiter ist der Planfeststellungsbehörde vor Beginn der Baumaßnahme zu benennen. 
Zur Gewährleistung des Gewässerschutzes bei der Durchführung des Bauvorhabens ist eine gewässerkundliche Baubegleitung vorzusehen. Sie soll insbesondere die Umsetzung der Maßnahmen zum Schutz der Oberflächen- und Grundwasserkörper nach WRRL (1.4 VS), der Maßnahmen nach Abschnitt 9 der RiStWag und der Nebenbestimmungen 1.5.6.2 zum Grundwasser und Gewässerschutz, 1.5.6.3 zum Trinkwasserschutz sowie 1.5.6.5 zur Renaturierung Röcknitzbach begleiten. 
Die Tätigkeit der ökologischen, bodenkundlichen und gewässerkundlichen Umweltbaubegleitung umfasst Beratung und Dokumentation. Die Teilnahme der Umweltbaubegleitung an den regelmäßigen Bauberatungen ist zu gewährleisten und die Hinweise der Umweltbaubegleitung sind im Bautagebuch und im Bauberatungsprotokoll zu dokumentieren. 
1.5.5.2 Umsetzung des Artenschutzes
Vor Beginn der bauvorbereitenden Maßnahmen sind die im Planfeststellungsbeschluss zugrunde gelegten Informationen zu den betroffenen Nist-, Brut-, Ruhe- und Zufluchtsstätten der geschützten Tierarten durch fachlich geeignete Sachverständige zu überprüfen und zu aktualisieren.
Es ist fortlaufend während der Durchführung der Baumaßnahme fachkundig zu beobachten, ob sich Veränderungen im Baufeld auftun, die aus artenschutzrechtlichen Gründen zu beachten sind, wie etwa ein Auftreten einer bis dahin nicht angetroffenen besonders geschützten Art oder zugehöriges Habitat oder ein verändertes Verhalten einer bekannten geschützten Art im Verhältnis zu den im Artenschutzfachbeitrag angegebenen Umständen.

Die Beobachtungen sind im regulären Bericht nach § 17 Abs. 7 BNatSchG (Punkt 1.5.5.6) zu notieren.
Die zuständigen Naturschutzbehörden sind rechtzeitig vorher über den Baubeginn einschließlich der Baufeldfreimachung zu informieren. Der Vorhabenträger hat die maßgeblichen zeitlichen Abstände und sonstigen Einzelheiten mit ihnen abzustimmen.
Etwaige Vergrämungsmaßnahmen zwischen Baufeldfreimachung und Baubeginn sind in geeigneter Form vorzunehmen und zu dokumentieren, sobald erkennbar wird, dass eine zeitliche Lücke zwischen beiden entsteht.
1.5.5.3 Umsetzung landschaftspflegerischer Begleitmaßnahmen
Die planfestgestellten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind, soweit sie nicht vor Baubeginn fertigzustellen sind, zum jeweils in den Maßnahmenblättern vorgesehenen Zeitpunkt und dabei so früh wie möglich durchzuführen und in möglichst engem zeitlichen Zusammenhang mit dem jeweiligen Eingriff, spätestens zwei Jahre nach der Verkehrsfreigabe, herzuzustellen.

Der Vorhabenträger hat die Maßnahmen entsprechend der Vorgaben der Maßnahmenblätter nach § 15 Abs.4 BNatSchG rechtlich zu sichern und so zu unterhalten und zu pflegen, dass die Funktionen der Maßnahmen dauerhaft erhalten werden.

Die Festlegung der Unterhaltungszeiträume der Maßnahmen nach Fertigstellung hat nach Empfehlungen für die landschaftspflegerische Ausführung im Straßenbau (ELA) Ausgabe 2013 zu erfolgen.
Die Fertigstellung der Maßnahmen ist gegenüber der Planfeststellungsbehörde und der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde anzuzeigen. Außerdem sind die Untere Naturschutzbehörde sowie die Planfeststellungsbehörde zur Schlussabnahme der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einzuladen.

1.5.5.4 Erwerb von Ökokontomaßnahme
Hinsichtlich des für die Eingriffe in Natur und Landschaft ermittelten Kompensationsbedarfs für die Biotopfunktion in einem Umfang von 1.049,70 (m²) Kompensationsflächen-äquivalenten (KFÄ) erfolgt die Anrechnung von Ökokontopunkten des Ökokontoverzeichnisses M-V. 
Dem Vorhabenträger wird gemäß § 9 Abs. 2 ÖkoKtoVO M-V in Abgeltung seiner Kompensationsverpflichtung nachfolgende Ökokonto-Maßnahme angerechnet:

· MSE 038 „Dauerhafter Nutzungsverzicht mittelalter bis alter Laubwälder – ungestörte Entwicklung zu einem Waldmoor mit natürlicher Sukzession unter Beibehaltung hoher Gewässerstände“.

Der für die Sicherung der Kompensation gegenständliche Vertrag über die Reservierung und den Erwerb und von 1.050 KFÄ (Ökopunkten) aus dem anerkannten Ökokonto MSE-038 „Naturwald Wolfskuhle“ liegt vor.
Der Vorhabenträger ist verpflichtet, entsprechend dem vorliegenden Reservierungsvertrag mit der Landesforst M-V vom 20.02.2023 nach Eintritt der Rechtskraft des Planfeststellungsbeschlusses den Erwerb von 1.050 Ökopunkten zu tätigen. Nach Rechtskraft des Planfeststellungsbeschlusses teilt die Planfeststellungsbehörde der Naturschutzbehörde die erfolgte Anrechnung der Ökokontopunkte als Kompensationsmaßnahme mit.
1.5.5.5 Weitere naturschutzfachliche Maßnahmen
· Der Beginn der Baufeldfreimachung ist ausschließlich außerhalb der Vogelbrutzeit in dem Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. Februar eines jeden Jahres zulässig. Zur Baufeldfreimachung gehört die Herrichtung der Zuwegungen, Montage- und Baustelleneinrichtungsflächen.

Ein Baubeginn abweichend vom vorgenannten Zeitfenster ist nur dann zulässig, wenn durch eine sachverständige Person nachgewiesen wird, dass zum Zeitpunkt der Vorhabenrealisierung durch die Errichtung der Ortsumgehung keine Beeinträchtigung des Brutgeschehens erfolgt, ggf. sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde Vergrämungsmaßnahmen vor Baubeginn umzusetzen (ergänzende Bestimmung zu Maßnahme 2.1 VA).
· Vor den Fällarbeiten im Zuge der Baufeldfreimachung sind insbesondere mit Mulm gefüllte Höhlenbäume durch einen sachverständigen Entomologen auf einen möglichen Besatz mit besonders geschützten Arten wie Eremit, Marmorierter Rosenkäfer, Balkenschröter etc. zu überprüfen. Bei einem Positivnachweis sind Larven, Kokons und Imago unter Einbeziehung der Unteren Naturschutzbehörde fachgerecht zu bergen und in geeignete Höhlenbäume im Umfeld der Stadt Dargun zu verbringen (ergänzende Bestimmung zu Maßnahme 2.2 VA).
· Die vor den Fällarbeiten im Zuge der Baufeldfreimachung durchzuführende Überprüfung der von Fällung betroffenen Bäume auf einen möglichen Besatz mit Fledermäusen hat durch einen sachverständigen Fledermausgutachter zu erfolgen. Bei einem Positivnachweis sind die Tiere fachgerecht zu bergen und in geeignete Quartiere im Umfeld der Stadt Dargun zu verbringen (ergänzende Bestimmung zu Maßnahme 2.2 VA).
· Die innerhalb des Baufeldes abzufangenden Reptilien können in Bereichen, die genügend geeignetes Habitat im Hinterland aufweisen, umgesetzt werden. Dabei ist darauf zu achten, dass ein wieder Einwandern in den Bau- bzw. Vorhabenbereich verhindert wird. Bei Vorhandensein nur schmaler Habitate, die bauzeitlich in großen Teilen beansprucht werden bzw. im Fall größerer Individuenzahlen, ist eine Umsetzung auf geeignete Flächen in der näheren Umgebung bzw. in die herzustellende CEF-Fläche durch einen Gutachter erforderlich. (ergänzende Bestimmung zu Maßnahmen 2.3 VA).

· Der dreijährliche Umbruch der Flächen der Maßnahme 3.7 ACEF hat auf drei Teilflächen jährlich rotierend erfolgen. Auf den jeweils nicht umzubrechenden Teilflächen ist eine jährliche Mahd auf 90 % der Teilflächen mit Mahdgutbeseitigung vorzusehen. Mahd und Umbruch haben außerhalb der Brutzeiten von September bis März zu erfolgen.
· Ergänzend zu den im Maßnahmenblatt G 5 enthaltenen Hinweisen zur Pflege und Unterhaltung der Straßennebenraum-Grünflächen ist auf den Böschungsflächen im Extensivbereich eine abschnittsweise Mahd räumlich und zeitlich versetzt im Mosaik oder in Pflegestreifen durchzuführen: Die Flächen werden kleinteilig in annähernd gleichem Anteil abwechselnd im zweijährigen Turnus einmal gemäht, sodass sich gemähte Flächen mit Flächen mit höherem Aufwuchs abwechseln. Gemäht wird bevorzugt mit dem Freischneider oder ggf. mit dem Balkenmäher. Die Mahdhöhe soll mindestens 10 cm betragen. Das Mähgut ist nach etwa einem Tag von den Flächen zu entfernen. Ein Absaugen des Mähgutes ist nicht gestattet. Die Arbeitshilfe für die Berücksichtigung des Arten- und Biotopschutzes im Zusammenhang mit den Aufgaben des Straßenbetriebsdienstes in Mecklenburg-Vorpommern (Handlungs-empfehlung ABiB) ist zu beachten.
· Der Vorhabenträger ist verpflichtet, einen flurstücksbezogenen Pflege- unter Unterhaltungsplan zu den Kompensationsmaßnahmen 3.3A, 3.4A und 3.5A aufzustellen und mit dem jeweiligen Unterhaltungsträger abzustimmen. Der Pflege- und Unterhaltungsplan ist der Planfeststellungsbehörde zur Kenntnis zu geben.
· Vertragliche Regelungen zur Abrechnung der Unterhaltungspflege hinsichtlich der festgestellten Maßnahmen sind mit dem Unterhaltungsträger abzustimmen.
1.5.5.6 Bericht nach § 17 Abs. 7 BNatschG
Die Funktionsfähigkeit der Maßnahmen ist der Planfeststellungsbehörde nachzuweisen. Dazu hat der Vorhabenträger der Planfeststellungsbehörde Berichte zum Stand der Umsetzung der LBP-Maßnahmen nach § 17 Abs. 7 BNatSchG vorzulegen. Bis zur vollständigen Funktionsfähigkeit ist der Erfolg der Maßnahmen zu untersuchen und zu dokumentieren. Soweit die Funktionsfähigkeit nicht zeitgerecht nachgewiesen wird, behält sich die Planfeststellungsbehörde ergänzende Anordnungen vor.
Der erste Bericht ist der Planfeststellungsbehörde zwei Wochen vor Baubeginn vorzulegen. Er beinhaltet die Dokumentation der Umsetzung sowie den Nachweis der Funktionsfähigkeit der Maßnahmen 1.1 VS bis 1.4 VS, 2.1 VA bis 2.4 VA sowie 3.7 ACEF und 3.8 ACEF.
Bis zum Abschluss und nach Abschluss der Bauarbeiten ist jeweils zum Ende einer Vegetationsperiode, spätestens am 30. November jährlich je nach Baufortschritt ein Bericht nach § 17 Abs. 7 BNatSchG der Planfeststellungsbehörde unaufgefordert vorzulegen, bis alle Maßnahmen umgesetzt und funktionsfähig sind.
1.5.5.7 Kompensationsverzeichnis
Der Vorhabenträger ist verpflichtet, die nach § 17 Abs. 6 BNatSchG notwendigen Katasterangaben über die mit dieser Genehmigung festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen gemäß § 15 BNatSchG sowie die dafür in Anspruch genommenen Flächen innerhalb von 6 Monaten nach der Erteilung dieser Genehmigung vollständig in digitaler Form an das Kompensationsverzeichnis M-V zu übermitteln (www.kompensationsflaechen-mv.de).

Er ist verpflichtet, zu diesem Zweck die Angaben aus dem bestätigten Landschaftspflegerischen Begleitplan /Eingriffs- und Kompensationskonzept zu verwenden und die durch das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Güstrow (Kontakt: poststelle@lung.mv-regierung. de; 03843-777-0) bereitgestellte elektronische Eingabeoberfläche zu nutzen. Dabei ist im Feld „Datenherr“ die folgende Abkürzung der Genehmigungsbehörde („LASV“) einzutragen.

1.5.6 Gewässerschutz und Wasserunterhaltung, Wasserwegerecht
1.5.6.1 Wasserrechtliche Erlaubnis 
1.5.6.1.1 Wasserrechtliche Erlaubnis 662-NW-71027-14-2022

Nachfolgende Auflagen sind zu beachten:

1. Die Benutzung hat den zur Entscheidung vorgelegten Unterlagen zu entsprechen.

2. Beabsichtigte Änderungen der erlaubten Art und Menge der Gewässerbenutzung, Änderungen der baulichen Anlagen sowie Änderungen in der Betriebsweise sind dem Landkreis Mecklenburgische Seenplatte als Untere Wasserbehörde mindestens 6 Wochen vorher schriftlich anzuzeigen und dürfen erst nach dessen Zustimmung realisiert werden.

3. Die gesamte Abwasseranlage, insbesondere deren Einläufe, Rohrleitungen sowie der Auslauf, sind regelmäßig zu reinigen, zu überwachen und in einem betriebssicheren Zustand zu halten. Hierüber ist Nachweis zu führen.

4. Zum Baubeginn, zu den Bauberatungen und zur Bauabnahme ist die Untere Wasserbehörde einzuladen. Die Protokolle der Bauberatungen sind der Unteren Wasserbehörde als PDF zuzusenden. Die Fertigstellung der baulichen Anlagen ist der Unteren Wasserbehörde bis spätestens 4 Wochen danach schriftlich anzuzeigen.

5. Es dürfen keine Öle oder Fette in das Gewässer eingeleitet werden. Beim Betrieb (Reinigung und Wartung der Anlage) anfallende Stoffe wie z. B. Schlamm dürfen nicht in das Gewässer eingebracht werden. Das zur Versickerung gelangende Niederschlagswasser darf nicht mit wassergefährdenden und sonstigen gefährlichen Stoffen belastet sein. Der pH–Wert muss zwischen 6,5 und 9,0 liegen.
6. Über Vorkommnisse, welche erwarten lassen, dass wassergefährdende Stoffe in das Gewässer gelangen können, ist der Landrat als zuständige Wasserbehörde unverzüglich zu informieren, außerhalb der Geschäftszeiten erfolgt die Information an die integrierte Leitstelle in Neubrandenburg.
Für einen Havariefall ist ein Maßnahmenplan vorzuhalten. Der Havariefall ist unverzüglich der zuständigen Unteren Wasserbehörde sowie dem Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie anzuzeigen.
7. Die Planung, Ausführung und der Betrieb der Versickerungsanlagen hat entsprechend dem DWA Regelwerk A 138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser“ zu erfolgen.

8. Die ständige Kontrolle der Einhaltung der in dieser wasserrechtlichen Erlaubnis erteilten Auflagen obliegt dem Gewässerbenutzer. Durch den Bewirtschafter/ Betriebsverantwortlichen sind regelmäßige Kontrollgänge zur Überprüfung der Funktionsfähigkeit der Entwässerungsanlagen, insbesondere in Trockenzeiten und nach Starkniederschlägen sowie Havarien, durchzuführen.

9. Ein Exemplar dieser wasserrechtlichen Erlaubnis ist dem Bewirtschafter/ Betriebsverantwortlichen für die Wartung und Pflege der Entwässerungsanlagen auszuhändigen und in die Betriebsunterlagen aufzunehmen. Der Verantwortliche ist in die Aufgaben einzuweisen. Über die Ausführung von Arbeiten ist ein Betriebstagebuch zu führen. Den Bediensteten der zuständigen Unteren Wasserbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte sind die Dokumente auf Verlangen vorzuzeigen.

10. Der bei den Reinigungsarbeiten anfallende Schlamm und sonstige Abfallgegenstände sind ordnungsgemäß zu entsorgen.

11. Der Einsatz von wassergefährdenden Stoffen und Herbiziden ist verboten.

Versickerungsbecken

12. Das Versickerungsbecken ist so zu gestalten, dass eine gleichmäßige Verteilung des Wassers gewährleistet ist. Bei der punktuellen Einleitung sind Vorkehrungen gegen Auskolkungen zu treffen.

13. Das Versickerungsbecken ist mit einer Oberbodenschicht von 0,3 m Mutterboden zu versehen und mit zum Standort passendem Saatgut mit diversen Arten der Wiesengesellschaften feuchter bis wechselfeuchter Standorte zu begrünen. Die Inbetriebnahme hat erst nach vollständiger Ausbildung der Rasendecke zu erfolgen.

14. Mindestens einmal pro Jahr ist der Rasen zu mähen. Die Fläche ist unmittelbar vor der Mahd von Müll und sonstigen Ablagerungen zu befreien. Störstoffe sind regelmäßig zu entfernen, mindestens zweimal pro Jahr. Der bei den Reinigungsarbeiten anfallende Schlamm und sonstige Abfallgegenstände sind ordnungsgemäß zu entsorgen. Bei nachlassender Durchlässigkeit ist der Rasen zu vertikutieren.
15. Durch den Betreiber / Betriebsverantwortlichen sind regelmäßige Kontrollgänge zur Überprüfung der Funktionsfähigkeit der Anlagen in Trockenzeiten und nach Starkniederschlägen durchzuführen.

16. Die Beckensohle ist alle 10 Jahre und nach Unfällen auf Schadstoffe zu untersuchen.

17. Die Versickerungsbecken sind durch Einzäunung vor unbefugtem Befahren und Betreten zu schützen.

Graben-Rigolen-Versickerung

18. Die Rigolen sollten bei Bedarf gereinigt werden bzw. entsprechend der Herstellerangaben.

19. Bei der baulichen Ausführung der Rohr-Rigole ist darauf zu achten, dass das Niederschlagswasser auf der gesamten Länge gleichmäßig verteilt eintreten kann.

20. Zur Wartung und Reinigung der Rohr-Rigole werden gemäß DWA A 138 Spülschächte empfohlen.

21. Das Auslaufbauwerk (des Notüberlaufs) in den Graben L110/8 ist regelmäßig zu kontrollieren und bei Bedarf zu reinigen, mindestens einmal pro Jahr. Das Auslaufbauwerk ist im Böschungs- und Sohlbereich auswaschungssicher zu befestigen. Das Abflussprofil darf hierbei nicht eingeschränkt werden. Der Auslauf ist dem örtlichen Böschungsprofil anzupassen.

22. Die Gräben sind regelmäßig von Abfallstoffen zu säubern und zu mähen. Unmittelbar vor jeder Mahd ist die Fläche von Müll und sonstigen Abfällen zu befreien. Die Abfälle sind ordnungsgemäß zu entsorgen. Im Herbst ist das Laub zu entfernen. Bei nachlassender Durchlässigkeit ist die bewachsene Oberbodenschicht zu vertikutieren bzw. auszutauschen.
Versickerungsmulden /-gräben

23. Die Versickerungsmulden und –gräben sind so zu gestalten, dass eine gleichmäßige Verteilung des Wassers gewährleistet ist. Bei der punktuellen Einleitung sind Vorkehrungen gegen Auskolkungen zu treffen.

24. Die Versickerungsmulden sind mit einer Oberbodenschicht von 0,2 m bzw. 0,3 m Mutterboden und Versickerungsgräben sind mit einer Oberbodenschicht von 0,3 m Mutterboden zu versehen und mit zum Standort passendem Saatgut mit diversen Arten der Wiesengesellschaften feuchter bis wechselfeuchter Standorte zu begrünen. Die Inbetriebnahme hat erst nach vollständiger Ausbildung der Rasendecke zu erfolgen. Die Einstauhöhe ist auf 30 cm zu begrenzen.

25. Die Versickerungsmulden sind regelmäßig, mindestens zweimal im Jahr, von Abfallstoffen zu säubern Mindestens einmal pro Jahr ist der Rasen zu mähen. Unmittelbar vor jeder Mahd ist die Fläche von Müll und sonstigen Abfällen zu befreien. Die Abfälle sind ordnungsgemäß zu entsorgen. Bei nachlassender Durchlässigkeit ist der Rasen zu vertikutieren. 
1.5.6.1.2 Wasserrechtliche Erlaubnis 662-NW-71027-15-2022
Für die Einleitung in den Graben sind nachfolgende Auflagen zu beachten:

1. Die Benutzung hat den zur Entscheidung vorgelegten Unterlagen zu entsprechen.

2. Beabsichtigte Änderungen der erlaubten Art und Menge der Gewässerbenutzung, Änderungen der baulichen Anlagen sowie Änderungen in der Betriebsweise sind dem Landkreis als Untere Wasserbehörde mindestens 6 Wochen vorher schriftlich anzuzeigen und dürfen erst nach dessen Zustimmung realisiert werden.

3. Die gesamte Abwasseranlage, insbesondere deren Einläufe, Rohrleitungen sowie der Auslauf und die Behandlungsanlage, sind regelmäßig zu reinigen, zu überwachen und in einem betriebssicheren Zustand zu halten. Hierüber ist Nachweis zu führen. 

4. Zum Baubeginn, zu den Bauberatungen und zur Bauabnahme sind die Untere Wasserbehörde und der Wasser-und Bodenverband "Obere Peene" einzuladen. Die Protokolle der Bauberatungen sind der Unteren Wasserbehörde und dem Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ als PDF zuzusenden. Die Fertigstellung der baulichen Anlagen ist der Unteren Wasserbehörde bis spätestens 4 Wochen danach schriftlich anzuzeigen.

5. Es dürfen keine Öle oder Fette in das Gewässer eingeleitet werden. Beim Betrieb (Reinigung und Wartung der Anlage) anfallende Stoffe wie z. B. Schlamm dürfen nicht in das Gewässer eingebracht werden. Der pH–Wert muss zwischen 6,5 und 9,0 liegen.

6. Über Vorkommnisse, welche erwarten lassen, dass wassergefährdende Stoffe in das Gewässer gelangen können, ist der Landrat als zuständige Wasserbehörde unverzüglich zu informieren. 

Für einen Havariefall ist ein Maßnahmenplan vorzuhalten. Der Havariefall ist unverzüglich der zuständigen Unteren Wasserbehörde sowie dem Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie anzuzeigen.
7. Die Einleitstellen sind entsprechend dem Merkblatt ATV-DVWK-A 157 „Bauwerke der Kanalisation“ zu realisieren. Die Sohle des Einlaufbauwerkes ist oberhalb der Mittelwasserlinie zu errichten. Das Abflussprofil darf hierbei nicht eingeschränkt werden. Der Auslauf ist dem örtlichen Böschungsprofil anzupassen.

8. Sohle und Böschungen des Gewässers sind entsprechend der hydraulischen Belastung ober- und unterhalb der Einleitstelle zur Vermeidung von Erosion zu befestigen und gegen Unterspülung zu sichern, wobei die Grundsätze zum naturnahen Ausbau von Gewässern einzuhalten sind. Bei einem ungünstigen Einleitwinkel ist die gegenüberliegende Böschung ebenfalls gegen Erosion zu sichern.

9. Der Bescheidinhaber hat sicherzustellen, dass durch das Einleiten des Niederschlagswassers keine Schäden am Ufer oder am Gewässerbett auftreten. Durch das Einleiten verursachte Schäden am Gewässer oder den Ufern sind durch den Bescheidinhaber auf eigene Kosten zu beheben.

10. Die Kanalausmündung ist durch eine waagerechte Gitterkonstruktion mit einem lichten Stababstand von maximal 120 mm gegen unbefugtes Begehen oder Bekriechen zu sichern.

11. Vor Beginn der Arbeiten zur Errichtung der Einleitstelle hat eine Abstimmung mit dem Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ zu erfolgen. Vor Beendigung der Arbeiten sind diese durch den Verbandsingenieur abzunehmen.

12. Die ständige Kontrolle der Einhaltung der in dieser wasserrechtlichen Erlaubnis erteilten Auflagen obliegt dem Gewässerbenutzer. Durch den Bewirtschafter/Betriebsverantwortlichen sind regelmäßige Kontrollgänge zur Überprüfung der Funktionsfähigkeit der Entwässerungsanlagen, insbesondere nach Starkniederschlägen sowie Havarien, durchzuführen.

13. Ein Exemplar dieser wasserrechtlichen Erlaubnis ist dem Bewirtschafter / Betriebsverantwortlichen für die Wartung und Pflege der Entwässerungsanlagen auszuhändigen und in die Betriebsunterlagen aufzunehmen. Der Verantwortliche ist in die Aufgaben einzuweisen. Über die Ausführung von Arbeiten ist ein Betriebstagebuch zu führen. Den Bediensteten der zuständigen Unteren Wasserbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte sind die Dokumente auf Verlangen vorzuzeigen.

14. Soweit durch die Bauausführung oder durch Instandhaltungsarbeiten Schäden am verrohrten Gewässer entstehen, hat der Bescheidinhaber diese nach Beendigung der Bau- bzw. Instandhaltungsmaßnahme auf eigene Kosten zu beheben. Entstandene Schäden sind dem Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ anzeigen. Die Baustelle ist nach Abschluss der Arbeiten ordentlich zu beräumen und zu verlassen.
15. Die Behandlungsanlage ist mindestens halbjährlich bzw. entsprechend der Herstellerangaben durch den Erlaubnisinhaber zu reinigen. Zudem ist diese halbjährlich und ggf. nach Starkregen oder Havarien zu inspizieren. Dies ist im Betriebsbuch aufzuzeichnen.
1.5.6.2 Grundwasser und Gewässerschutz
Bei der Baudurchführung dürfen keine Stoffe verwendet werden, die geeignet sind, die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Grundwassers dauernd oder in erheblichem Maße schädlich zu verändern.
Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen auf die Wasserqualität sind die Arbeiten so durchzuführen, dass keine wassergefährdenden Stoffe in Gewässer eintreten können. Es ist die Lagerung von und der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen auf den Bauabschnitten mit besonderer Sorgfalt vorzunehmen. Die Einrichtung der Baustellen einschließlich der erforderlichen Lagerplätze, von denen eine Beeinträchtigung des Grundwassers ausgehen kann, sind nur bei entsprechenden Sicherungsvorkehrungen und Anwendung der erforderlichen Sorgfalt zulässig. Bagger und andere Baustellentechnik, aus denen wassergefährdende Stoffe austreten können, dürfen nicht unbeaufsichtigt oder ohne entsprechende Sicherheitsvorkehrungen abgestellt werden. Schädigende Einwirkungen auf das Grundwasser durch wassergefährdende Stoffe oder Maßnahmen, die sich belastend auf das Grundwasser auswirken können, sind auszuschließen. 
Die Maßnahmen zum Schutz der Oberflächen- und Grundwasserkörper sind entsprechend der Festlegungen im Maßnahmenblatt 1.4 VS umzusetzen und Vorsorgemaßnahmen gegen Wasserkontamination zu treffen, die Minimierung der Dauer von Baugrubenöffnungen sowie Wasserhaltungsmaßnahmen ständig zu überwachen, die Reinigung des anfallenden Oberflächenwassers veranlasst und im Übrigen der straßenspezifische Schadstoffeintrag durch eine angepasste Einleitgeschwindigkeit mittels gedrosselter Einleitung größtmöglich reduziert.  
Bei Unfällen mit Austritt wassergefährdender Stoffe sind umgehend die notwendigen Sicherungsmaßnahmen einzuleiten und Kontaminationen zu beseitigen. Dies ist gemäß § 20 LWaG unmittelbar nach dem Unfallereignis beim Landrat des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte als Untere Wasserbehörde anzuzeigen. 
Befinden sich im Planungsbereich Entwässerungsleitungen, so ist vor Baubeginn die Zustimmung der Betreiber einzuholen. Entwässerungssysteme, Drainagestränge und sonstige, dem Wasserabfluss dienende Leitungen dürfen nicht unterbrochen werden. Entstandene Abflusshindernisse sind gemäß § 40 Abs. 3 WHG auf eigene Kosten zu beseitigen.
Entsprechend dem Sorgfaltsgebot des § 5 WHG ist bei allen Vorhaben und Maßnahmen, mit denen Einwirkungen auf ein Gewässer (Oberflächenwasser, Grundwasser) verbunden sein können, die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um Beeinträchtigungen sicher auszuschließen. Insbesondere in einem Wasserschutzgebiet ist zu gewährleisten, dass keine wassergefährdenden Stoffe in den Untergrund eindringen können, die zu einer Beeinträchtigung des Grundwassers führen könnten. 
1.5.6.3 Trinkwasser

Das Bauvorhaben ist teilweise in der Trinkwasserschutzzone III A der Wasserfassung II Dargun Nord, Teilfassung Lehnenhof, belegen und nur unter Beachtung nachfolgender Auflagen zulässig:

· Die Vorgaben der Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wassergewinnungsgebieten (RiStWag) hinsichtlich der bei Baustelleneinrichtungen und Baudurchführung vorzusehenden Maßnahmen, der Baustoffe/-weisen, Gestaltung der Bankette und Mittelstreifen der Verkehrsflächen, auch bei Pflasterung, sowie der Entwässerungsmaßnahmen sind zu beachten.
· Im Bereich der Trinkwasserschutzzone von Bau-km 1+000 bis 1+200 und von Bau-km 1+450 bis 2+150 sind keine Baustelleneinrichtungsflächen und zentralen Materiallagerplätze vorzusehen. Das Abstellen von Baumaschinen außerhalb der täglichen Betriebszeit sowie das Betanken der Baumaschinen mit Kraft- und Betriebsstoffen hat außerhalb dieser Bereiche zu erfolgen. 
· Die Lagerung und der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind in der Wasserschutzzone III nur bei entsprechenden Sicherungsvorkehrungen und Anwendung der erforderlichen Sorgfalt zulässig, § 5 WHG. Bagger und andere Baustellentechnik, aus denen wassergefährdende Stoffe austreten können, dürfen nicht unbeaufsichtigt oder ohne entsprechende Sicherheitsvorkehrungen abgestellt werden.

· Bei Unfällen mit Austritt wassergefährdender Stoffe sind die nötigen Maßnahmen umgehend zu ergreifen, um eine Gefährdung des Trinkwassers zu vermeiden. Solche Unfälle sind unmittelbar bei dem Landrat des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte als Untere Wasserbehörde anzuzeigen.
· Es sind nachweislich in einem Wasserschutzgebiet unbedenkliche Baumaterialien oder Zusatz-/Hilfsstoffe im Bereich der Trinkwasserschutzzone zu verwenden. Die Eignung des für den Bau geplanten Materialeinsatzes – auch des im Abtragsbereich der Trasse gelösten und für Einbau in den Bereich des Trinkwasserschutzgebietes vorgesehenen Bodens - ist entsprechend RiStWag Abschnitt 6.2.2 nachzuweisen.

· Ein sorgfältiger naturnaher Wiedereinbau von Boden in den Baugruben mit entsprechender Verdichtung und Wiederherstellung der Bodenauflage ist zu gewährleisten.
· Die Überwachung vorstehender Auflagen hat durch eine gewässerkundliche Umweltbaubegleitung des Vorhabenträgers zu erfolgen und ist regelmäßig zu dokumentieren.
1.5.6.4 Abwasser

Die Oberflächenentwässerung hat so zu erfolgen, dass die anliegenden Grundstücke nicht beeinträchtigt werden. Schäden, die durch ungeregelten Wasserabfluss verursacht werden, sind vom Vorhabenträger zu beseitigen.
Bei notwendiger Erneuerung von Abwasseranlagen sind nur solche zulässig, die entsprechend den Anforderungen des ATV-DVWK A 142 errichtet und betrieben werden und den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen.
Es ist zu gewährleisten, dass keine wassergefährdenden Stoffe in den Untergrund eindringen oder in oberirdisches Gewässer während der Bauphase und der späteren Nutzung abfließen können, die zu einer Beeinträchtigung der Gewässer führen können.
1.5.6.5 Gewässerbau und –unterhaltung 

         
 Ersatzmaßnahme Renaturierung Röcknitzbach
Die Ausführung hat nach den genehmigten Antragsunterlagen unter Beachtung der nachfolgend aufgeführten Auflagen zu erfolgen:

1. Änderungen gegenüber dem genehmigten Plan, die sich in der Ausführungsplanung oder der Bauausführung ergeben, sind der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte, dem Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ und der Stadt Dargun vorab anzuzeigen.
2. Der Vorhabenträger hat die gesamte Maßnahme plan-, zeit- und sachgemäß nach den eingereichten Unterlagen auszuführen. Die technischen Regeln des Wasserbaus sind einzuhalten.
3. Es ist zu gewährleisten, dass keine wassergefährdenden Stoffe in den Untergrund eindringen oder im oberirdischen Gewässer abfließen können, die zu einer Beeinträchtigung der Gewässer führen können. Betriebsstörungen oder sonstige Vorkommnisse, die zur Schädigung eines Gewässers führen können, sind der Unteren Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen. 
4. In den beplanten Gewässerabschnitt einmündende Leitungen/Dränagen sind zu berücksichtigen, in geeigneter Weise in den auszubauenden Gewässerabschnitt einzubinden und in der Funktionstüchtigkeit zu erhalten. Werden Abwassereinleitungen festgestellt, ist die Wasserbehörde des Landkreises zu informieren.
5. Beginn, Unterbrechung sowie Beendigung der Bauausführung sind der Unteren Wasserbehörde, dem Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ und der Stadt Dargun rechtzeitig schriftlich anzuzeigen. Darüber hinaus sind von der Maßnahme Betroffene in geeigneter Weise rechtzeitig zu informieren.
6. Vor Baubeginn ist eine gemeinsame Begehung durchzuführen, um den genauen Trassenverlauf und die konkreten Ausmaße der Arbeiten mit dem Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“, der Stadt Dargun und der Unteren Wasserbehörde abzustimmen.
7. Die planfestgestellten Unterlagen zur Renaturierung (U19.6) sind dem Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ und der Unteren Wasserbehörde sowohl digital als auch in Form eines Exemplares in Papierform zusammen mit dem Planfeststellungsbeschluss zu übergeben.
8. Die Untere Wasserbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte, der Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ und die Stadt Dargun sowie das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte (StALU MS) sind zu den Bauberatungen einzuladen.
9. Die Bauberatungsprotokolle sind der Unteren Wasserbehörde als PDF per Mail zu zusenden. 

10. Es ist eine Bauabnahme der Renaturierung durchzuführen. Zur Bauabnahme sind die Planfeststellungsbehörde, die Untere Wasserbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte, der Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ und die Stadt Dargun sowie das StALU MS, die Eigentümer bzw. ihre Bevollmächtigten einzuladen. Es ist ein Abnahmeprotokoll zu erstellen.
11. Die durch die Bauausführung entstandenen Schäden sind nach Beendigung der Baumaßnahme ordnungsgemäß zu beheben. Die Baustelle ist gründlich zu beräumen. 
12. Die Sohl- und Uferstrukturen des Gewässerabschnittes sind so anzulegen, dass hohe Varianzen in Breite, Tiefe und Fließgeschwindigkeit entstehen können. Der gesamte beplante Gewässerlauf ist durch Neuprofilierung und Laufverschwenkungen im bestehenden Gewässerbett und im Gewässerentwicklungskorridor entsprechend der Vorgaben zur Zielerreichung der WRRL herzustellen. Als Orientierung gelten die Angaben zur Breiten- und Tiefenvarianz für den LAWA-Typ 11 im Handbuch zur „Fließgewässerstrukturgütekartierung in Mecklenburg-Vorpommern“.
13. Die konkrete Ausführungsplanung ist mit dem Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“, der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte und dem StALU MS abzustimmen. In der Ausführungsplanung ist darauf zu achten, dass die kritischen Bereiche der Durchflüsse im Wesentlichen des östlichen Ufers nicht durch Pflanzungen für die Unterhaltungstechnik unzugänglich gemacht werden, da hier die Unterhaltungstrasse vorgesehen ist. Der Unterlauf dieser Abschnitte muss für die Gewässerunterhaltung erreichbar bleiben. 
14. Die Bestandsunterlagen des renaturierten Abschnittes des Röcknitzbaches sind dem Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ und der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte spätestens zwei Monate nach Fertigstellung der Maßnahme digital zu übergeben. Als Höhenbezug ist das Höhenbezugsystem DHHN92 (m NHN) zu nutzen.
15. Es ist dem Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ und der Unteren Wasserbehörde ein Ansprechpartner von Seiten des Vorhabenträgers für notwendige Nacharbeiten im Zeitraum nach Fertigstellung zu benennen.
16. Die geplanten Gewässerrandstreifen und Unterhaltungsstreifen sind zur Bauabnahme entsprechend der Planungsunterlagen auszugrenzen und dem Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“, dem StALU MS, der Unteren Wasserbehörde und den betroffenen Flächeneigentümern aufzuzeigen. Im Gewässerrandstreifen gelten die Verbote gemäß § 38 Abs. 4 WHG.
17. Das Bauvorhaben befindet sich nach Erkenntnissen des Umweltamtes in einem Gebiet mit vermutlich artesischem Austritt von Grundwasser. Das Grundwasser liegt in diesem Fall stellenweise dicht unter der Erdoberfläche. Die für die Maßnahme durchzuführenden Erdarbeiten dringen unter Umständen so tief in den Boden ein, dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf die Bewegung, die Höhe oder die Beschaffenheit des Grundwassers auswirken können. Dies ist bei der Erstellung der Ausführungsplanung zu beachten. Die aktuellen Wasserstände der Messpunkte M1 bis M7b und die Sohltiefen der Erdbaumaßnahmen sind in der Ausführungsplanung in m NHN darzustellen und mit der Unteren Wasserbehörde abzustimmen. Die Arbeiten sind der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte einen Monat vor Beginn der Arbeiten formlos anzuzeigen und durch eine gewässerkundliche Umweltbaubegleitung zu begleiten. Das Bauvorhaben darf Dritte nicht beeinträchtigen.
18. Zur nachhaltigen Sicherung des Renaturierungsziels ist durch den Vorhabenträger ein Gewässer-Entwicklungs- und Pflegeplan in Abstimmung mit dem Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“, der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte und dem Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte (StALU MS) zu erstellen.
1.5.6.6 Wasserbuch

Nach Unanfechtbarkeit der Entscheidung sind dem Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern als zuständige Wasserbuchbehörde die entsprechenden Unterlagen (Unterlage 18) vom Vorhabenträger zuzuleiten.

1.5.6.7 Einleitstellen und Drainagen

Sofern im Zuge der Baumaßnahme vorhandene Drainagen des Wasser- und Bodenverbandes „Obere Peene“ zerstört werden, so sind diese unverzüglich wiederherzustellen.
Die Ausgestaltung der für die Niederschlagsentwässerung vorgesehenen 3 Einleitstellen in Gewässer 2. Ordnung ist wie folgt umzusetzen:
· Der Anschluss von Verrohrungen oder offenen Gräben ist so herzustellen, dass Rückstau im Einleitungsbauwerk verhindert wird und nach Möglichkeit in Fließrichtung erfolgt. 

· Die Einleitstellen sind gegen Ausspülungen an den Böschungen, im Bedarfsfall auch an den gegenüberliegenden Böschungen, und der Gewässersohle zu sichern. 
Der Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ ist nach Fertigstellung der Baumaßnahme im Zuge der gemeinsamen Abnahme der Einleitstellen in die Gewässer durch den Vorhabenträger zu beteiligen.

1.5.7 Abfallwirtschaft / Bodenschutz
1.5.7.1 Abfallwirtschaft
Die bei der geplanten Baumaßnahme anfallenden Abfälle sind nachweislich ordnungsgemäß und schadlos zu verwerten (§ 7 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG)). Das Vermischungsverbot von Abfällen ist zu beachten. Soweit eine Verwertung technisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar ist, sind die anfallenden Abfälle unter Wahrung des Wohls der Allgemeinheit zu beseitigen (§ 15 KrWG). Bauschutt und andere Abfälle sind entsprechend ihrer Beschaffenheit sach- und umweltgerecht nach den gesetzlichen Bestimmungen zu entsorgen.

Kontaminierter Straßenaufbruch, Bauschutt oder Bodenaushub sind durch Deklarationsanalyse gemäß Abfallverzeichnisverordnung (AVV) abfallrechtlich einzustufen. Als besonders überwachungsbedürftig einzustufender Abfall, darf nur in dafür zugelassene Anlagen durch entsprechende Unternehmen entsorgt oder behandelt werden. Eine Wiederverwertung zur Herstellung von Wegen, Sichtschutzwällen und anderen baulichen Anlagen ist auf der Grundlage des Kreislaufwirtschaftsgesetzes verboten.
Bei Abbruch- und Baumaßnahmen anfallender unbelasteter Bauschutt ist einer zugelassenen Bauschuttaufbereitungsanlage zuzuführen. Eine Verbringung auf eine für Hausmüll oder hausmüllähnliche Abfälle zugelassene Deponie ist untersagt,                           § 18 AbfWG M-V.

Die ordnungsgemäße Überlassung und Beseitigung des Abfalls nach der geltenden Satzung des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte über die öffentliche Abfallentsorgung (Abfallwirtschaftssatzung) ist durch den Vorhabenträger zu gewährleisten.

1.5.7.2 Bodenschutz
Der Vorhabenträger ist verpflichtet, bei bodenschädigenden Prozessen wie z. B. Bodenverdichtungen, Stoffeinträgen Vorsorge gegen das Entstehen von schädlichen Bodenveränderungen zu treffen. Bodenverdichtungen, Bodenvernässungen und Bodenverunreinigungen sind zu vermeiden. Das Bodengefüge bzw. wichtige Bodenfunktionen sind bei einem möglichst geringen Flächenverbrauch zu erhalten. Die Vergabe der Bauleistung ist darauf auszurichten, dass der Einsatz von Fahrzeugen, Maschinen und Technologien den technischen Umweltstandards entspricht und die Auswirkungen auf den Boden sind so gering wie möglich zu halten. Nach Beendigung der Baumaßnahme sind die Flächen, die temporär als Baunebenflächen, Bauzufahrten oder zum Abstellen von Fahrzeugen genutzt wurden, wiederherzurichten. Die Inhalte des gemäß Nebenbestimmung unter Punkt 1.5.5.1 zu erstellenden Bodenschutzkonzeptes sind bei der Vergabe zu beachten und bauvertraglich zu vereinbaren.
Sollte Bodenmaterial zur Herstellung durchwurzelbarer Bodenschichten wiederverwendet werden, welches für den Straßenneubau entlang bzw. in den Randbereichen der jetzigen Straße ausgehoben wurde, so hat dieses nachweislich den qualitativen Anforderungen der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) zu genügen, da an Verkehrswegen angrenzende Böden durch verkehrsbedingt emittierte Schadstoffe als belastet gelten. Die entsprechenden Regelungen der §§ 4 bis 8 Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) n.F. sind zu beachten. Die Nachweise sind der zuständigen Bodenschutzbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte vor Wiederverwertung vorzulegen. Auf die Einhaltung der Anforderungen der DIN 19731 (Verwertung von Bodenmaterial 5/1998) wird besonders hingewiesen.
Zur Vermeidung baubedingter Schadverdichtungen und Beeinträchtigungen der Grundwasserneubildung ist für die bauzeitlich in Anspruch zu nehmenden Flächen wie Baustraßen, Umfahrungen und Materiallagerflächen im Zuge der Ausführungsplanung ein Bodenschutzkonzept gemäß DIN 19639 in Verbindung mit der Anwendungshilfe zum baubegleitenden Bodenschutz nach DIN 19639 zu erstellen und bauvertraglich umzusetzen.
Die durch die Baumaßnahme vorübergehend in Anspruch genommenen Flächen des Baufeldes sind bei Beendigung der Baumaßnahme zu rekultivieren, der Einsatz von Saatgut entsprechend der Maßgaben der Beachtung der Grundsätze zur Verbesserung der Bienenweide ist vorzusehen. Die aus den Erdmaterial angelegten Halden, die über eine oder mehrere Vegetationsperioden liegen, sind grundsätzlich mit Regiosaatgutmischungen für Biotopentwicklungsflächen unter Beachtung der Grundsätze zur Verbesserung der Bienenweide gegen Erosion zu schützen.
Sollten im Rahmen der Baumaßnahme organoleptische Auffälligkeiten (Verfärbungen, Geruch, Austritt verunreinigter Flüssigkeiten, Reste alter Ablagerungen) festgestellt werden, ist eine weitergehende Untersuchung dahingehend erforderlich, ob der Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast besteht bzw. ausgeräumt werden kann. Entsprechend den Untersuchungsergebnissen des Bodens ist dieser im Weiteren entsprechend den Vorgaben der Grundsätze der BBodSchV und der TR (Technischen Regeln) Boden der Endlagerung zuzuführen. Die Verordnung über die Nachweisführung bei der Entsorgung von Abfällen (Nachweisverordnung vom 20. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2298) in seiner derzeit gültigen Fassung) ist zu beachten. Der Vorhabenträger hat das Umweltamt des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte umgehend zu informieren.
Unnötige Beeinträchtigungen der Bodenbeschaffenheit sind bei Erd- und Tiefbaumaßnahmen zu vermeiden bzw. zu vermindern, wie etwa unnötiger Bodenaushub, Durchmischung verschiedener Bodenschichten, erhebliche mechanische Belastungen, Verunreinigungen durch Schadstoffe. Bei der Herstellung der Baugrube und des Kabelgrabens anfallender Bodenaushub ist getrennt nach Bodenarten zu lagern und nach Verlegung der Kabel sowie Schließung der Baugrube getrennt nach Bodenarten wieder einzubauen. Nachweislich mit Schadstoffen belasteter Bodenaushub ist einer den gesetzlichen Vorschriften entsprechenden Entsorgung zuzuführen.
Bei der Baudurchführung anfallendes Erdmaterial darf nicht auf ökologisch wertvollen Flächen abgelagert werden. Die bauausführenden Firmen sind zur Beachtung der gesetzlichen Regelungen über Abgrabungen und Auffüllungen zu verpflichten.
Im Fall der Ausbringung des Bodenaushubes auf landwirtschaftlichen Flächen ist gemäß § 7 Abs. 3 bis 5 BBodSchV n.F. zu beachten, dass die Schadstoffbelastungen nur 70 % der Vorsorgewerte der BBodSchV betragen dürfen. Darüber hinaus sind die Vorschriften der Klärschlammverordnung einzuhalten.
Der Vorsorgepflicht gegen das Entstehen von schädlichen Bodenveränderungen infolge von Eingriffen in den Boden ist gemäß § 7 BBodSchG Folge zu leisten. Bei der landwirtschaftlichen Verwertung, wird die Vorsorgepflicht nach § 7 BBodSchG durch das Einhalten der guten fachlichen Praxis erfüllt, § 17 BBodSchG. Zur Sicherstellung der Anforderungen für die Einhaltung der guten fachlichen Praxis ist das geplante Aufbringen auf landwirtschaftlich genutzten Flächen bei der jeweils zuständigen Unteren Bodenschutzbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte sowie bei der zuständigen Stelle für landwirtschaftliches Fachrecht und Beratung (LFB) anzuzeigen. Die für eine landwirtschaftliche Verwertung erforderlichen Untersuchungen sind mit der LFB und der Unteren Bodenschutzbehörde im Vorfeld abzustimmen.

1.5.8 Denkmalschutz
Der Beginn der Erdarbeiten ist der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem Landesamt für Kultur- und Denkmalpflege spätestens zwei Wochen vor dem Termin mitzuteilen.
Maßnahmen in der Umgebung von Denkmalen, wenn dadurch das Erscheinungsbild oder die Substanz der Denkmale beeinträchtigt wird, bedürfen gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 2 DSchG M-V einer denkmalrechtlichen Genehmigung der Planfeststellungsbehörde § 7 Abs. 6 DSchG M-V, im Einvernehmen mit der Unteren Denkmalschutzbehörde, § 3 Abs. 1 Nr. 2 DSchG M-V und dem Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V. 
Die mit der Farbe rot gekennzeichneten Bodendenkmale und ihre Umgebung dürfen angesichts ihrer wissenschaftlichen und kulturgeschichtlichen Bedeutung grundsätzlich nicht verändert werden. 
Mit dem Landesamt für Kultur und Denkmalpflege ist vor Beginn von Erd- und Tiefbauarbeiten im Detail abzustimmen, ob in der Umgebung der kartierten Bodendenkmalverdachtsflächen archäologische Fundstellen bereits sondiert wurden, durch das geplante Vorhaben berührt werden oder mit hoher Wahrscheinlichkeit weitere oder neue Funde und Fundstellen zu erwarten sind und dadurch Maßnahmen, wie etwa die archäologische Begleitung während der Ausführung von Erd- und Tiefbaumaßnahmen und/oder die fachgerechte Bergung und Dokumentation betroffener Teile von Bodendenkmalen notwendig werden. 
Im Fall der Entdeckung von Funden oder auffällige, ungewöhnliche Bodenverfärbungen oder Veränderungen oder Einlagerungen in der Bodenstruktur bei den Erdarbeiten, gelten die Bestimmungen des § 11 DSchG MV. Die bauausführenden Firmen sind darauf hinzuweisen, dass Bodenfunde (z.B. Tonscherben, Knochen- und Metallfunde) oder auffällige Bodenverfärbungen der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen und der Fund wie die Fundstelle bis zum Eintreffen des Landesamtes für Kultur- und Denkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten sind. Diese Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, doch kann die Frist für eine fachgerechte Untersuchung im Rahmen des Zumutbaren verlängert werden (§ 11 Abs. 3 DSchG MV).
1.5.9 Kataster- und Vermessungswesen
Der Vorhabenträger hat sicherzustellen, dass die im Planbereich befindlichen, gesetzlich geschützten Festpunkte der amtlichen geodätischen Grundlagennetze des Landes Mecklenburg-Vorpommern weder unbefugt eingebracht, in ihrer Lage verändert, entfernt noch beschädigt werden. 
Die Festlegungen des § 26 Abs. 1-9 Geoinformations- und Vermessungsgesetz (GeoVermG M-V) sind zu beachten und der Schutz der Vermessungs- und Grenzmarken nach § 26 Abs. 8 GeoVermG M-V sicherzustellen. 
Im Zuge der Baumaßnahmen hat der Vorhabenträger zu beachten, dass zur Sicherung der mit dem Boden verbundenen Vermessungsmarken des Lage-, Höhen- und Schwerefestpunktfeldes eine kreisförmige Schutzfläche von zwei Metern Durchmesser weder überbaut noch abgetragen oder auf sonstige Weise verändert werden darf. Um die mit dem Boden verbundenen Vermessungsmarken auch zukünftig für satellitengestützte Messverfahren (z.B. GPS) nutzen zu können, sind im Umkreis von 30 m um die Vermessungsmarken Anpflanzungen von Bäumen oder hohen Sträuchern zu unterlassen. 
Der feste Stand, die Erkennbarkeit und die Verwendbarkeit der Vermessungsmarken dürfen nicht gefährdet werden. 
Werden im Zuge des Bauvorhabens Maßnahmen notwendig, durch die geodätischen Festpunkte gefährdet werden können, hat der Vorhabenträger dies unverzüglich dem Amt für Geoinformation, Vermessungs- und Katasterwesen unter Beibringung einer Rechtfertigung mitzuteilen. 
Kommt es im Zuge der Baumaßnahmen zur Zerstörung oder Lageänderung von Grenzmarken, ist dies unverzüglich der Unteren Vermessungs- und Geoinformationsbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte anzuzeigen. 
1.5.10 Zufahrten
Es ist sicherzustellen, dass alle vom Straßenbau berührten und von ihren bisherigen Zufahrten abgeschnittenen Grundstücke wieder eine ordnungsgemäße Anbindung an das öffentliche Wegenetz erhalten. Dies gilt auch während der Bauzeit; gegebenenfalls sind provisorische Zufahrten einzurichten. Die Zufahrten sind entsprechend des Regelungsverzeichnisses (Unterlage 11) durch den Vorhabenträger herzustellen.
1.5.11 Landwirtschaft
1.5.11.1 Drainagen
Die störungsfreie Nutzung vorhandener landwirtschaftlicher Entwässerungsanlagen (Drainagen, Rohrleitungen) ist während und nach dem Bauvorhaben in allen Entwässerungsabschnitten zu gewährleisten. Soweit bei Erdarbeiten Dränagen oder andere Entwässerungsleitungen angetroffen werden, ist unverzüglich der zuständige Wasser- und Bodenverband durch den Vorhabenträger zu informieren. Unvermutete, durch den Straßenbau zerstörte Drainagen in landwirtschaftlichen Flächen sind unverzüglich wiederherzustellen oder in geeigneter Weise umzuverlegen. Vorfluten sind zu gewährleisten. Der betroffene Eigentümer unvermutet angetroffener oder zerstörter Drainagen ist unverzüglich zu benachrichtigen.
Suchschachtungen zur Lageermittlung von Drainagen werden vor Beginn der Bauausführung durchgeführt.

1.5.11.2 Nutz- und Erreichbarkeit von Flächen 
Die Nutz- und Erreichbarkeit der landwirtschaftlich genutzten Flächen mit landwirtschaftlicher Technik und die Funktionstüchtigkeit eventuell vorhandener Dränagesysteme während der Bauphase sind durch den Vorhabenträger zu gewährleisten.
1.5.11.3 Dauerhafte und vorübergehende Flächeninanspruchnahme 
Der Vorhabenträger ist verpflichtet, die vorübergehend genutzten Flächen rekultiviert zurückzugeben. Die landwirtschaftliche Nutzbarkeit nach Abschluss der Baumaßnahmen ist vollständig wiederherzustellen. 
1.5.12 Forstwirtschaft

1.5.12.1 Waldumwandlung
Zur Sicherung der Funktionen des Waldes gemäß § 10 Waldgesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Landeswaldgesetz – LWaldG) gelten nachfolgende im Rahmen der Vorhabenumsetzung zu beachtende Nebenbestimmungen:

1. Es erfolgt keine Verbreiterung der Straße zu Lasten der angrenzenden Waldflächen (Dargun, Flur 1, Flurstücke 14, 25 und 48).
2. Die minimale befristete Inanspruchnahme von Waldfläche wird mit Umsetzung der geforderten Schutzmaßnahme 1.2 Vs „Aufstellung von Biotopschutzzäunen“ im Traufbereich der Waldbäume bewirkt. Alle vorgenannten Waldflächen sind auch gleichzeitig als geschützte Biotope ausgewiesen, somit entspricht der Biotopschutzzaun auch dem Waldschutz. Innerhalb des durch die Biotopschutzzäune abgegrenzten Baufeldes ist eine bauzeitliche Inanspruchnahme durch Baufahrzeuge möglich. Der Bereich des Baufeldes im Trauf- und Wurzelbereich der Waldbäume ist während der Bautätigkeit gemäß DIN 18920 RAS-LP 4 vor Schadverdichtung zu schützen.
3. Für die beidseitige Pflanzung der Alleebäume wird keine Waldfläche in Anspruch genommen.
4. Die hinter dem Baufeld liegenden Waldflächen werden während der Bautätigkeit nicht befahren und auch nicht für Materialablagerungen oder als Baustelleneinrichtungsflächen genutzt.
5. Sollte es während der Baumaßnahmen zu Nutzungseinschränkungen von Waldwegen kommen, ist dies im Vorfeld mit dem Waldeigentümer und dem Forstamt Dargun abzustimmen, damit die Durchführung aller forsthoheitlichen Tätigkeiten, des Waldbrand- und Forstschutzes sowie die Waldbewirtschaftung gewährleistet werden kann.
6. Sollte für die Umsetzung dieser Maßnahme ein Befahren von Waldflächen erforderlich sein, so bedarf es hierzu einer Waldfahrgenehmigung gemäß § 28 Abs. 4 LWaldG M-V. Diese ist beim örtlich zuständigen Forstamt zu beantragen.
7. Durch die Arbeiten im Zuge der Baumaßnahme sind keine Schäden an dem vorhandenen Waldbestand zu verursachen, weder im oberirdischen Bereich noch durch Erdarbeiten im Wurzelbereich. Der Verlust von Bäumen für die Realisierung des Vorhabens ist auf das absolut notwendige Maß zu beschränken. Schäden an angrenzenden Waldbeständen sind durch geeignete Maßnahmen auszuschließen.
8. Erdaufschüttungen und Verfestigungen/Versiegelungen im angrenzenden Waldbereich sind zu unterlassen. Das Lagern von Baumaterialien sowie das Abstellen von Baumaschinen in den umliegenden Waldbeständen sind nicht gestattet.
9. Sollten sich zeitliche Beschränkungen der Nutzung von Zufahren zum Wald für Waldbewirtschaftung, Holztransport, Rettung oder Brandbekämpfung durch die Baumaßnahme ergeben, ist eine vorherige Abstimmung mit dem Forstamt Dargun und ggf. dem betroffenen Waldbesitzer erforderlich.
10. Sollte sich während der Baumaßnahmen eine zusätzliche Inanspruchnahme von Waldflächen zeitweise oder dauerhaft ergeben, ist dies im Vorfeld bei der Planfeststellungsbehörde zu beantragen. 
11. Beginn und Abschluss der Maßnahme ist dem Forstamt Dargun anzuzeigen.

Sonstige Nebenbestimmung bei Umsetzung der Ersatzmaßnahme 4.1 E „Renaturierung Röcknitzbach“:
· Für die Ausweisung des 15 m breiten extensiv genutzten Gewässerrandstreifens wird kein Wald in Anspruch genommen.
1.5.12.2 Erstaufforstung
Zur Gewährleistung der Erstaufforstung im Sinne des § 24 LWaldG sind nachfolgende Nebenbestimmungen umzusetzen:

1. Zu Flächen mit anderen Nutzungsarten sind nach § 16 Abs. 2 LWaldG entsprechende Mindestabstände einzuhalten. Zu baulichen Anlagen ist entsprechend § 20 Abs. 4 LWaldG ein Abstand von 30 Metern einzuhalten.
2. Die Erstaufforstung muss mit standortgerechten Baumarten nach der Standorterkundungsanleitung SEA 95 und den für M-V geforderten Pflanzenherkünften und Pflanzverbänden nach dem Forstsaatgut- und Forstvermehrungssaatgutgesetz erfolgen.
3. Die Gehölzartenzusammensetzung und die Pflanzverbände sind mit der zuständigen Forstbehörde abzustimmen. 
4. Die Anzahl der Pflanzen je Hektar ist so zu wählen, dass eine gesicherte Kultur mit hinreichend gleichmäßiger Überschirmung von mindestens 50% der Fläche sicher zu erwarten ist. Um dies zu gewährleisten, müssen mindestens 60% der Pflanzenzahlen der Anlage „Baumarten, Herkunftsgebiete, Standortgerechtigkeit und Mindestpflanzenstückzahlen" verwendet werden.
5. Um den Kulturerfolg zu gewährleisten, ist die Aufforstung durch geeignete Maßnahmen vor abiotischen und biotischen Schäden zu schützen.
6. Die Materialien, die auf den zu entsiegelnden Flächen aufgenommen werden (Betonplatten, Deckschicht, Tragschicht Frostschutzschicht), sind ordnungsgemäß zu entsorgen. Der fachgerechte Entsorgungsnachweis ist zu führen. Die Tiefenauflockerung unterhalb der aufgenommenen Schichten ist mit der im Maßnahmenblatt 4.2 E angegebenen Tiefe von 60 cm als Mindesttiefe vorzunehmen.
7. Der beauftragte Umweltbaubegleiter ist bei der Vorbereitung dieser zu entsiegelnden Flächen vor Pflanzung einzubinden.
8. Die Bestimmungen § 28 Abs. 3 des Geoinformations- und Vermessungsgesetz M-V sind zu beachten.
1.5.13 Immissions- und Klimaschutz
1.5.13.1 Verkehrslärm

Der Vorhabenträger hält die nach der 16.  Bundesimmissionsschutzverordnung (BImSchV) zulässigen Grenzwerte ein.

1.5.13.2 Baulärm
Während der Bauphase ist die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen – vom 19.August 1970 (Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 160 vom 1. September 1970) – AVV Baulärm – mit den dort festgesetzten Immissionsrichtwerten entsprechend den zugeordneten Gebieten und unter Beachtung der vorgegebenen Maßnahmen zur Minderung des Baulärms einzuhalten. Die durch die Bauarbeiten auftretenden Lärmentwicklungen sind durch geeignete arbeitsorganisatorische und/oder technische Maßnahmen auf ein Mindestmaß zu begrenzen. Die Einhaltung der Vorgaben der AVV Baulärm und der Geräuschemissionsgrenzwerte nach der 32. BImSchV ist bauvertraglich zu regeln.
1.5.13.3 Luftschadstoffe
Die durch die Bauarbeiten auftretenden Staubentwicklungen sind durch geeignete arbeitsorganisatorische und/oder technische Maßnahmen auf ein Mindestmaß zu begrenzen und offenliegende Böden auf Baustraße und Baustelle feucht zu halten, im Bedarfsfall mittels regelmäßiger Befeuchtung. Der Vorhabenträger hat die Umsetzung der vorstehenden Festlegung durch das beauftragte Unternehmen zu gewährleisten. 
1.5.13.4 Klimaschutz
1.5.13.4.1 Holzverwertung
Der Vorhabenträger hat gegenüber der Planfeststellungsbehörde nachzuweisen, dass er bei der Ausschreibung der Bauvorbereitung durch Holzeinschlag gemäß § 13 Abs. 2 KSG dafür Sorge trägt, dass das für das Vorhaben einzuschlagende und zu rodende Holz keiner thermischen bzw. energetische (End-)Verwertung zugeführt wird, sondern das darin gebundene CO2 langfristig erhalten bleibt etwa durch Verwendung als Bauholz oder durch Einbringung des Holzes auf Waldboden oder Boden bei Neuanlage von Wald (Erhalt als Biomasse mit gespeichertem organischen Kohlenstoff) o.ä.
1.5.13.4.2 Bodenmanagement
Der Vorhabenträger hat bei seiner Ausführungsplanung und sich daraus ergebender Ausschreibung und Vergabe die Bodenlieferungen und Bodenabtransporte effizient zu gestalten, um Bodenbewegungen in und aus der Baumaßnahme bzw. innerhalb der Baustelle zu minimieren und so besonders überflüssige Baufahrzeugbewegungen zu vermeiden. Das Bodenmanagement ist so zu planen, dass Bodenabtragsmengen (einschließlich Oberboden) entsprechend ihrer Eignung und den Anforderungen der ZTV-E StB und der BBodSchV möglichst innerhalb des Baufeldes eingebaut bzw. verwertet werden und damit Bodenlieferung und Bodenabtransport minimiert werden.
1.5.13.4.3 Baustoffe und Bauweise
Aus Klimaschutzgründen ist der Einbau klimaschonender Baustoffe in der Strecke und in den Bauwerken des Vorhabens anzustreben. Dem Vorhabenträger wird aufgegeben, gegenüber der Planfeststellungsbehörde nachzuweisen, dass er in seiner Ausschreibung und Vergabe der Baustoffe für Baustraßen, Oberbauschichten sowie der Baustoffe für die Bauwerke gemäß § 13 Abs. 2 und 3 KSG Maßnahmen wie etwa Dekarbonisierung bei der Baustoffherstellung, Recyclingfähigkeit und Lebensdauererhöhung der Baustoffe zur Erreichung der Klimaschutzziele und in der Ausführungsplanung Technologien, Materialien, Lieferformen zur Verringerung der THG-Emissionen berücksichtigt.

1.5.13.4.4 Ergänzende Planung
Bleibt nach der Vergabe eine negative THG-Bilanz des Lebenszyklus des Vorhabens, die das Klimaziel nach KSG als Negativbeitrag zu gefährden geeignet ist, weil die Minderungsmaßnahmen nachweislich nicht durchführbar sind, wird dem Vorhabenträger aufgegeben, dieses gegenüber der Planfeststellungsbehörde darzulegen und zusätzliche Maßnahmen zur Kompensation von vorhabenbedingten THG-Emissionen aufzulegen und ergänzend planfeststellen zu lassen.
1.5.14 Munitionsfunde / Katastrophenschutz
Tiefbauarbeiten sind mit Vorsicht auszuführen, da auch in nicht kampfmittelbelasteten Bereichen Einzelfunde von Kampfmitteln oder Munition nicht auszuschließen sind. Werden während der Bautätigkeiten sowie bei erdeingreifenden Maßnahmen Munition/Kampfmittel entdeckt, freigelegt oder vermutet, sind die Arbeiten umgehend einzustellen, der Bereich weiträumig abzusperren und der Munitionsbergungsdienst zu benachrichtigen. Ein Verantwortlicher der Baufirma hat sich zur Überwachung und Sicherung des Gefahrenbereiches in überschaubarer Nähe des Fundortes bis zum Eintreffen des Munitionsbergungsdienstes aufzuhalten. Das beauftragte Unternehmen ist vom Vorhabenträger davon ausdrücklich in Kenntnis zu setzen. Gemäß § 5 Abs. 1 der Landesverordnung zur Verhütung von Schäden durch Kampfmittel Kampfmittelverordnung M-V) ist die Fundstelle unverzüglich der örtlichen Ordnungsbehörde des zuständigen Amtes anzuzeigen. 
Es ist verboten, entdeckte Kampfmittel im Sinne des § 1 Kampfmittelverordnung M-V zu berühren, ihre Lage zu verändern oder in Besitz zu nehmen. Ferner ist es verboten, Flächen mit Kampfmitteln zu betreten und/oder Anlagen bzw. Vorrichtungen zur Kennzeichnung des Gefahrenbereiches zu beschädigen, unwirksam zu machen oder zu beseitigen.
Es wird auf die allgemeinen Pflichten des Vorhabenträgers als Bauherr hingewiesen, Gefährdungen für auf der Baustelle arbeitende Personen so weit wie möglich auszuschließen.
1.5.15 Versorgungsleitungen
Das Bauvorhaben berührt den Verlauf verschiedener Ver- und Entsorgungsleitungen. 
Die erforderlichen Maßnahmen an den Leitungen der Versorgungsträger sind rechtzeitig mit diesen abzustimmen (sh. Pkt. 1.5.3.3).
Aus den Stellungnahmen der hier aufgeführten Leitungsträger ergeben sich nachfolgende Nebenbestimmungen.
Die Angaben zu den Versorgungsunterlagen sind vor Ort zu überprüfen und zu ergänzen. Der Schutz der Versorgungsanlagen während der Bauarbeiten ist zu gewährleisten. Freigelegte Anlagen sind vor jeglicher Beschädigung zu schützen und in ihrer Lage nicht zu verändern. 
1.5.15.1 GasLINE GmbH & Co. KG (TöB 32)
Im Planbereich verläuft die LWL-KSR-Anlage der GasLINE GmbH & Co. KG nördlich der geplanten Ortsumgehung und quert bei ca. Bau-Km 0+690 das Baufeld des vorgesehenen Wirtschaftsweges 1. Im Regelungsverzeichnis ist die Anlage unter der lfd. Nr. 107 aufgeführt.
Der Vorhabenträger hat die Umsetzung der „Anweisung zum Schutz von Kabelschutzrohranlagen mit einliegenden Lichtwellenleiterkabeln“ der GasLINE GmbH & Co. KG zu gewährleisten. Die dort aufgeführten Auflagen und Hinweise sind bei allen Maßnahmen im Bereich und/oder in der Nähe der LWL-KSR-Anlage zwingend zu beachten.
Die Errichtung von Überfahrten und Anlegung von Baufeldern hat unter nachfolgenden Maßgaben zu erfolgen:
· Ohne besondere Sicherungsmaßnahmen dürfen unzureichend befestigte Bereiche der LWL-KSR-Anlage nicht mit Ketten- oder sonstigen Baufahrzeugen befahren werden. Erforderliche Überfahrten sind in Abstimmung mit der GasLINE GmbH & Co. KG durch geeignete Maßnahmen zu sichern.
· Niveauänderungen sind im Schutzstreifenbereich nur nach vorheriger Absprache statthaft.
· Im Endausbau des Wirtschaftsweges im Schutzstreifenbereich darf eine Überdeckung von 1,0 m nicht unterschritten werden.
· Der Aufbau des Wirtschaftsweges ist unter Berücksichtigung der zu erwartenden Verkehrslast und ausreichender Leitungsüberdeckung so herzustellen, dass Setzungen im Bereich der LWL-KSR-Anlage ausgeschlossen werden können.
· Baustelleneinrichtungsflächen dürfen nur außerhalb des Schutzstreifenbereichs der LWL-KSR-Anlage ausgewiesen werden. Auch die Aufstellung von Baucontainern sowie die vorübergehende Lagerung von Baumaterial, Erdaushub und Maschinen sind im Schutzstreifenbereich nicht gestattet.

Ausgleich und Kompensation stehen unter Beachtung nachfolgender Festlegungen:
Die Neuanpflanzung von Bäumen, Hecken und tiefwurzelnden Sträuchern dürfen hinsichtlich der Gestaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen sowie der Durchführung von trassennahen Ausgleichsmaßnahmen grundsätzlich nur außerhalb des Schutzstreifenbereiches erfolgen, um eine gegenseitige Beeinträchtigung zu vermeiden.

Der Vorhabenträger hat die GasLINE GmbH & Co. KG rechtzeitig über notwendig werdende Sicherungs-/oder Verlegungsmaßnahmen und den weiteren Bauablauf zu informieren. 
1.5.15.2 Deutsche Telekom Technik GmbH (TöB 33)
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Deutschen Telekom AG.
Der Vorhabenträger wird zur Aufstellung eines mit den Belangen der Deutschen Telekom AG abgestimmten Bauablaufzeitenplans verpflichtet, um der Deutschen Telekom AG die rechtzeitige Einleitung notwendiger Arbeiten zur Bauvorbereitung, Kabelbestellung, Kabelverlegung sowie Ausschreibung von Tiefbauleistungen zu ermöglichen. Arbeiten an Anlagen der Deutschen Telekom müssen in einem angemessenen zeitlichen Rahmen erfolgen, wobei insbesondere die Vorlaufzeit der Deutschen Telekom Technik GmbH von 6 Monaten zu berücksichtigen ist. Deshalb hat der Vorhabenträger den Bauablaufzeitenplan mindestens 8 Wochen vor Baubeginn zu erstellen.
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen an Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen, wie bspw. im Falle von Störungen bzw. für notwendige Montage- und Wartungsarbeiten, jederzeit der ungehinderte Zugang zu vorhandenen Telekommunikationslinien möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse freigehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Der Vorhabenträger hat zu gewährleisten, dass sich die bauausführende Tiefbaufirma 2 Wochen vor dem Beginn der Bauarbeiten über oder in der Nähe befindliche Telekommunikationslinien durch die Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH, Tl NL Nordost, Ressort PTI 23 informiert, um Schäden am Eigentum der Deutschen Telekom zu vermeiden. 
Die Kabelschutzanweisung der Deutschen Telekom AG sowie das Telekommunikationsgesetz sind zu beachten.

In Kreuzungspunkten mit einer Telekommunikationslinie ist die genaue Tiefenlage durch [image: image26.jpg]


Querschlag zu ermitteln. Ein Überbauen der Anlagen und Maßnahmen, die zu einer Verringerung der Überdeckung führen, sind nicht gestattet. Es ist die Originalüberdeckung von 0,60 Meter wiederherzustellen. Die [image: image27.jpg]


Trassenbänder sind 0,30 Meter über die Anlagen neu zu verlegen. Bei Freilegung der[image: image28.jpg]


 Telekommunikationslinien während der Baumaßnahme sind diese durch geeignete Maßnahmen zu schützen und zu sichern, bspw. durch Halbrohre. 
Hinsichtlich der im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben geplanten Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013, zu beachten. Ein Überbauen der bestehenden Anlagen und Maßnahmen, die zu einer Verringerung der Überdeckung führen, sind nicht gestattet.
Der Vorhabenträger hat die bauausführende Tiefbaufirma zur Einholung aller erforderlichen Auskünfte zu verpflichten, um Schaden, am Eigentum der Deutschen Telekom zu vermeiden.
Die Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH ist zur ersten Bauanlaufberatung einzuladen.
1.5.15.3 GDMcom GmbH/ ONTRAS Gastransport GmbH (TöB 34)
Der Vorhabenträger wird zur Aufstellung eines mit den Belangen der ONTRAS Gastransport GmbH und der GDMcom GmbH abgestimmten Bauablaufzeitenplans verpflichtet, um die rechtzeitige Einleitung notwendiger Arbeiten zur Bauvorbereitung und Materialbeschaffung zu ermöglichen und deren erforderliche Umsetzung zu gewährleisten. Arbeiten an Anlagen des Versorgungsträgers müssen in einem angemessenen zeitlichen Rahmen erfolgen. Deshalb hat der Vorhabenträger den Bauablaufzeitenplan mindestens 8 Wochen vor Baubeginn zu erstellen. 

Der Vorhabenträger hat die Angaben zu den Versorgungsunterlagen vor Ort mit geeigneten Leitungs- und Kabelsuchgeräten mittels Suchschachtung, die in Handschachtung durchzuführen sind, zu überprüfen und zu ergänzen sowie weitere notwendige Modalitäten zur ausreichenden Sicherung der im Vorhabenraum befindlichen Leitungen mit der ONTRAS Gastransport GmbH, NB Nord, vor Baubeginn abzustimmen. Die bauausführende Tiefbaufirma ist spätestens 14 Tage vor dem Beginn der Bauarbeiten in die abgestimmten Maßnahmen einzuweisen und zu deren Einhaltung zu verpflichten.
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen am vorhandenen Leitungsbestand vermieden werden und aus betrieblichen Gründen sowie für notwendige Montage- und Wartungsarbeiten jederzeit der ungehinderte Zugang möglich ist. Der Vorhabenträger hat die vollumfängliche Kenntnis der bauausführenden Tiefbaufirma über den vorhandenen Leitungsbestand und notwendige Sicherungsmaßnahmen sowie die ungehinderte Zuwegung zur Gasdruckregelstation während und nach der Baumaßnahme sicherzustellen.
Sofern im westlichen Bereich der geplanten K 49 die Suchschachtungen i.V.m. der endgültig festgelegten Achse der K 49 eine unvermeidbare Überbauung der bestehenden Anlage/n der ONTRAS Gastransport GmbH/ GDMcom GmbH durch Fahrbahn, Bankett oder Sickermulde ergeben, wird der Vorhabenträger zur Gewährleistung von Änderungs- und Sicherungsmaßnahmen durch den Versorgungsträger, bspw. in Form von Mantelrohr-/ Kabelschutzrohrverlängerung, Diagnosemaßnahme an der Ferngasleitung 97 (FGL 97) infolge der Vorhabenumsetzung bis zur Fertigstellung des Straßenneubaus der B 110 verpflichtet. 
Mit Fertigstellung des geplanten Straßenneubaus der B 110 ist eine Mindestüberdeckung von 1,0 m über den Ferngasleitungen einzuhalten. Die im Rahmen des geplanten Grabenausbaus einzuhaltende Mindestüberdeckung über den Anlagen im Gewässer beträgt ≥ 1,0 m.

Die Schutzanweisung „Verhaltensregeln und Vorschriften zum Schutz der Anlagen der ONTRAS Gastransport GmbH“ sowie das Telekommunikationsgesetz sind zu beachten. Der Vorhabenträger hat die Ableitung des Oberflächenwassers in Bereiche außerhalb des Schutzstreifens sicherzustellen und eine Vernässung des Schutzstreifens dauerhaft auszuschließen.
Niveauänderungen des Geländes im Schutzstreifen der Ferngasleitung sind unzulässig. 

Die vorgesehenen Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft im Bereich des Schutzstreifens sind so zu gestalten, dass dieser jederzeit ohne Einschränkungen begehbar, befahrbar und sichtfrei ist. Anpflanzungen im Schutzstreifen der Ferngasleitung sind unzulässig.

Die ONTRAS Gastransport GmbH ist zur ersten Bauanlaufberatung einzuladen.
1.5.15.4 E.DIS Netz GmbH (TöB 35)
Die Bauarbeiten sind mit der E.DIS Netz GmbH abzustimmen und die vorhandene 110-kV-Freileitung ausreichend zu sichern. Unmittelbar vor Baubeginn sind aktuelle Bestandspläne einzuholen und der E.DIS Netz GmbH zur Kontrolle vorzulegen. Vor Beginn der Arbeiten ist eine Vorort-Einweisung erforderlich. Baustellenbedingte Beeinträchtigungen des Schutzstreifens während der Bauphase sind mit der E.DIS Netz GmbH abzustimmen. Dazu ist ein Termin mit der E.DIS Netz GmbH zu vereinbaren. 
Bei Baumpflanzungen in Leitungsnähe ist sicherzustellen, dass die Baumkronen auch im ausgewachsenen Zustand der Bäume nicht in den Schutzbereich der 110-kV-Freileitung hineinragen können. Außerhalb des Schutzbereiches sind Bäume so zu pflanzen, dass diese auch nach Erreichen ihrer Endwuchshöhe bei einem Umsturz nicht in die Leitung fallen können. In Leitungsnähe, d. h. im Abschnitt des Mastfeldes 79-80, sind auf der zugewandten Seite der B 110 Gehölze mit einer maximalen Endwuchshöhe von 3 m zu berücksichtigen und anpflanzen. 

Im Schutzbereich der 110-kV-Freileitung sind die Sicherheitsabstände entsprechend der „Hinweise und Richtlinien zur Bebauung und Begrünung in der Nähe vorhandener/geplanter 110-kV-Kabelanlagen und 110-kV-Freileitungen der E.DIS Netz GmbH" einzuhalten. 

Das „Merkblatt zum Schutz der Verteilungsanlagen" ist anzuwenden.
Die Zugänglichkeit der Maststandorte und der Trasse ist für Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten jederzeit zu gewährleisten.
Die E.DIS Netz GmbH ist zur ersten Bauanlaufberatung einzuladen.
1.5.15.5 Vodafone Deutschland GmbH (TöB 36)
Anlagen der Vodafone Deutschland GmbH sind während der Bauausführung vor Beeinträchtigungen und Schäden zu schützen und zu sichern. Sie dürfen nicht überbaut und vorhandene Überdeckungen nicht verringert werden.
Der Vorhabenträger wird zur Aufstellung eines mit den Belangen der Deutschen Vodafone GmbH abgestimmten Bauablaufzeitenplans verpflichtet, die rechtzeitige Einleitung notwendiger Arbeiten zur Bauvorbereitung, Kabelbestellung, Kabelverlegung sowie Ausschreibung von Tiefbauleistungen zu ermöglichen. Arbeiten an Anlagen der Vodafone Deutschland GmbH müssen in einem angemessenen zeitlichen Rahmen erfolgen, wobei insbesondere die Vorlaufzeit der Vodafone Deutschland GmbH von 3 Monaten zu berücksichtigen ist. Deshalb hat der Vorhabenträger den Bauablaufzeitenplan mindestens 8 Wochen vor Baubeginn zu erstellen.
Das Merkblatt „Anweisung zum Schutze unterirdischer Anlagen der Vodafone Kabel Deutschland GmbH bei Arbeiten Dritter (Kabelschutzanweisung)" sowie die „Schutzanweisung für erdverlegte Fernmeldeanlagen der Vodafone GmbH“ und das Telekommunikationsgesetz sind zu beachten.
Die Vodafone Deutschland GmbH ist zur ersten Bauanlaufberatung einzuladen.
1.5.16 Verkehrsrechtliche Belange 
1.5.16.1 Verkehrsablauf 
Bei Baumaßnahmen ist der Veranlasser verpflichtet, solche Technologien anzuwenden, dass für den Verkehrsablauf die günstigste Lösung erzielt wird. Der Verkehrsablauf und die Sicherheit im Straßenverkehr besitzen gegenüber den Baumaßnahmen, die zur Einschränkung bzw. zeitweiligen Aufhebung der öffentlichen Nutzung von Straßen führen, den Vorrang. Die Grundsätze sind bereits in der Phase der Vorbereitung der Baumaßnahme zu beachten.
Für eine notwendige Verkehrsraumeinschränkung ist zwei Wochen vor Beginn der Bauphase eine verkehrsrechtliche Anordnung gemäß § 45 Abs. 6 StVO beim zuständigen Baulastträger, dem Straßenbauamt Neustrelitz, einzuholen. Es ist ein Markierungs- und Beschilderungsplan der Straßenverkehrsbehörde in 2-facher Form vorzulegen.
Die Markierungs- und Beschilderungspläne sind vor Baubeginn in 2-facher Ausfertigung bei der Straßenverkehrsbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte zur Bestätigung vorzulegen.
Etwaige Beschilderungen für den Umleitungsverkehr sind davon ausgeschlossen. 
1.5.16.2 Zwangspunkt Brückenbauwerk über die Röcknitz
Zur Sicherstellung einer verkehrssicheren Trassenführung über den Knotenpunkt B 110 neu/ B 110 alt unter Berücksichtigung des bestehenden Brückenbauwerks über die Röcknitz hat der Vorhabenträger nachfolgende Festlegungen umzusetzen:
· In Vorbereitung der Ausführungsplanung sind die Bestandshöhen der B 110 westlich des Bauanfangs zu überprüfen und die Längsneigung/Tangentenneigung für den Anschluss der Ortsumgehung nochmals zu ermitteln und eine Optimierung des Gradientenverlaufs für die Bauausführung zu planen und zwar durch iterative Verschiebung des Tangentenschnittpunktes bei Bau-km 0+084,894 in Richtung Osten und Verkürzung der Tangentenlänge der Ausrundung. Die Ausrundung darf dabei 40 m nicht unterschreiten. Im Ergebnis des iterativen Prozesses ist anhand der Deckenhöhen der fahrdynamisch günstigste Höhenverlauf der temporären Anpassung zu ermitteln und baulich umzusetzen. 

· Im Bereich der Verwindung bei Bau-km 0+043 ist zwingend eine Längsneigung von 1,0 % zu gewährleisten. 
· Die Ausführungsplanung ist einer erneuten Sicherheitsauditierung zu unterziehen.
1.5.17 Öffentlicher Personennahverkehr und Schülerverkehr
Der öffentliche Personennahverkehr und der Schülerverkehr sind während der gesamten Vorhabenumsetzung durch den Vorhabenträger zu gewährleisten.
Die Nutzung der Haltestellen in Baustellen- und Zufahrtbereichen ist auch während der Baumaßnahme zu gewährleisten. Im Bedarfsfall sind gesonderte Vereinbarungen oder Abstimmungen für gefährdungsfreie Ersatzhaltestellen und Wendeschleifen zwischen dem für den öffentlichen Personennahverkehr und Schülerverkehr zuständigen Verkehrsunternehmen und dem Vorhabenträger zu treffen.
1.5.18 Belange der Bundeswehr 

Beginn und Ende der Bauarbeiten sind unter Angabe der auftretenden Einschränkungen während der Bauphase beim Logistikamt der Bundeswehr (TöB 19) anzuzeigen.
Es wird auf die Zusage des Vorhabenträgers unter Punkt 1.6 verwiesen.
1.5.19 Gradientenanpassung
Der Vorhabenträger ist verpflichtet, bei der Ausführungsplanung zur Anpassung der Achse und Gradiente der Neubaustrecke B 110 der Ortsumgehung Dargun lage- und höhenmäßig an das bestehende Brückenbauwerk über die Röcknitz, gegebenenfalls unter Berücksichtigung der Planung des Straßenbauamtes Neustrelitz (TöB 44) für den Ersatzneubau der Brücke über die Röcknitz, eng mit dem Straßenbauamt Neustrelitz zusammen zu arbeiten. Dazu sind die Festlegungen unter Punkt 1.5.16.2 umzusetzen. 
1.6 Zusagen

Soweit der Vorhabenträger im Laufe des Verfahrens Zusagen gemacht oder Absprachen getroffen und damit Forderungen und Einwendungen Rechnung getragen hat, sind diese nur insoweit Gegenstand dieses Planfeststellungsbeschlusses, als sie ihren Niederschlag in den festgestellten Planunterlagen gefunden haben oder im Planfeststellungsbeschluss nachfolgend dokumentiert sind.

Die Zusagen werden als Vereinbarung zwischen den jeweiligen Partnern der Zusage durch die Planfeststellungsbehörde zur Kenntnis genommen und sind durch den Vorhabenträger einzuhalten. Die Planfeststellungsbehörde wertet die getroffenen Zusagen nicht, noch prüft sie diese vertieft auf ihre Rechtmäßigkeit. Die Zusagen erledigen Aspekte von Einwendungen und Stellungnahmen der Beteiligten. Diese Erledigungen führen dazu, dass der Aspekt keiner Abwägung unterworfen wurde und keine Entscheidung der Planfeststellungsbehörde zu diesem jeweiligen Thema erging. Offenkundige Rechtswidrigkeiten sind, als nicht zu berücksichtigen, zurückweisen. Offenkundig rechtswidrige Zusagen sind nicht aufgetreten.
Die Zusagen sind kein Entscheidungsgegenstand dieses Beschlusses. Im Rahmen des Anhörungsverfahrens bzw. Erörterungstermins sind nachfolgende Zusagen durch den Vorhabenträger abgegeben worden:
	Veranlasser
	Gegenstand der Zusage bzw. Vereinbarung

	Träger öffentlicher Belange

	TöB 2

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte
	Denkmalschutz:

Der Vorhabenträger wird Informationen zur Wahrscheinlichkeit des Auffindens archäologischer Fundstellen einholen und im Fall der Bewahrheitung der Vermutungen über eine erhöhte Funddichte an Bodendenkmalen eine archäologische Baubegleitung beauftragen, insbesondere aber seinen Informationspflichten gegen über Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V nachkommen.
Hinsichtlich der Bodendenkmalverdachtsfläche im Trassenverlauf von Bau-km 1+900 bis 2+000 wird der Vorhabenträger vor Baubeginn archäologische Prospektionen in Abstimmung mit der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises mecklenburgische Seenplatte und des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege M-V veranlassen und erforderlichenfalls Bergungen von Bodenfunden durchführen.


	
	Abfallwirtschaft

Der Vorhabenträger sichert zu, im Rahmen der Überlassungspflicht nach §§ 4 und 6 Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte die Anlieferung von Baustellen- bzw. anderen Abfällen zur Beseitigung durch zugelassene Unternehmen nach § 25 Abfallwirtschaftssatzung
· zur Umladestation Neustrelitz der Ostmecklenburgischen-Vorpommerschen Verwertungs- und Deponie GmbH (OWD GmbH),
· auf die Abfallentsorgungsanlage Rosenow (AEA Rosenow) oder
· zu den Wertstoffhöfen des Landkreises (soweit die Abfälle dort angenommen werden)

vorzunehmen und seine Ausführungsplanung einschließlich der baulichen Umsetzung danach auszurichten.

	
	Baulastträgerbelange:

Der Vorhabenträger sichert eine detaillierte Abstimmung mit dem Landkreis Mecklenburgische Seenplatte vor Erstellung der Ausführungsunterlagen zu, insbesondere erfolgt die Beteiligung des Sachgebietes Tiefbau im Bauamt des Landkreises bei allen Betroffenheiten der Anschlussbereiche der Kreisstraßen MSE 49 und MSE 50 sowie werden Detailabsprachen zum Bauanfang und Bauende durchgeführt. 

	
	Öffentlicher Personennahverkehr und Schülerverkehr:

Der Vorhabenträger sichert zu, dass im Zuge der Bauausführung verdrängte, neu zu errichtende und wiederherzustellende Haltestellen den durch den Landkreis Mecklenburgische Seenplatte festgelegten Kriterien, insbesondere der Barrierefreiheit entsprechen.

	TöB 7 
Landesamt für innere Verwaltung M-V

Amt für Geoinformation, Vermessungs- und Katasterwesen 
	Der Vorhabenträger sichert zu, für Lagefestpunkte die direkt oder im unmittelbaren Baufeld liegen und nicht gesichert werden können, rechtzeitig und damit ca. 4 Wochen vor Beginn der Baumaßnahme einen Antrag auf Verlegung der betroffenen Festpunkte beim Amt für Geoinformation, Vermessungs- und Katasterwesen zu stellen.

	TöB 8

Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte StALU  MS
	Der Vorhabenträger sichert zu, Baustelleneinrichtungsflächen (Technik- und Materiallagerplätze) und/oder Baustellen-zuwegungen möglichst außerhalb von Landwirtschaftsflächen anzulegen, außer es sind verfügbare Flächen im freien Grunderwerb verhandelt worden.


	TöB 19

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr

	Der Vorhabenträger sichert zu, Beginn und Ende der Baumaßnahme unter Angabe der auftretenden Einschränkungen während der Bauphase der nachstehenden Adresse sowie die abschließende Beschlussfassung ausschließlich digital zukommen lassen:
Logistikamt der Bundeswehr

Abteilung Verkehr und Transport

Dezernat Verkehrsführung

Sachgebiet MilGeo

Anton-Dohrn-Weg 59

26389 Wilhelmshaven

mailto: LogZBwAbtVerkTrspVerkFueSGMilGeo@bundeswehr.org


	TÖB 21
Polizeipräsidium Neubrandenburg
	Geschwindigkeitsbegrenzung
Der Neubau der B 110 ist im Lage- und Höhenplan mit einer Entwurfsgeschwindigkeit von Ve = 90 km/h (Vzul=100Km/h) bemessen worden. Die planerisch geprüften Haltesichtweiten ergeben keine Geschwindigkeitsbeschränkungen, ebenso die Auswertung der rechnerisch zu erwartenden Tag/Nacht-Lärmpegel. (Verweis auf Verfahrensunterlage 17.1 Schalltechnische Untersuchungen). Der Vorhabenträger sichert zu, dass er im Rahmen des Sicherheitsaudits vor Verkehrsfreigabe der Ortsumgehung eine abschließende Abstimmung zur Geschwindigkeitsbegrenzung durchführen wird.

	TöB 33
Deutsche Telekom Technik GmbH
	Verlegung Kabelleerrohr
Der Vorhabenträger sichert auf der Grundlage der Rundverfügung Straßenbau M-V Nr. 09/2018 und unter Bezug auf den Runderlass StB M-V Nr. 05/2018 vom 06.04.2018 zur Einführung der Richtlinien für die Benutzung der Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes (Nutzungsrichtlinien) gemäß ARS Nr. 02/2018 vom 15.01.2018 und in Abstimmung mit dem zukünftigen Baulastträger SBA Neustrelitz zu, ein Kabelleerrohr DN150 (geriffelt) entlang der gesamten Trasse auf der Südseite der Ortsumgehung verlegen zu lassen.
Grundbucheintragung bzgl. Leitungsrecht

Der Vorhabenträger sichert zu, für infolge der Vorhabenumsetzung wegfallende öffentliche Verkehrsflächen, in denen Telekommunikationslinien verlaufen, eine Eintragung des Leitungsrechtes im Grundbuch zugunsten der Deutschen Telekom zu veranlassen.
Nutzungsrecht nach Fertigstellung
Der Vorhabenträger gestattet der Deutschen Telekom Technik GmbH nach Fertigstellung der Baumaßnahme die Änderung, Erweiterung oder Entstörung ihrer Anlagen im Rahmen des geltenden Telekommunikationsgesetzes (TKG).
Hinweise 

Der Vorhabenträger sichert zu, nachfolgende Hinweise zum Bestandteil der Ausführungsunterlage gegenüber der bauausführenden Tiefbaufirma zu machen:
Anfragen zur Einholung von „Schachtscheinen" bzw. dem „Merkblatt über Aufgrabung Fremder" können kostenpflichtig per Mail unter: Planauskunft.nordost@telekom.de gestellt werden.
Die Antragsstellung zur Trassenauskunft kann kostenfrei unter: https://trassenauskunft-kabel.telekom.de erfolgen. 
Die Anzeige etwaiger Beschädigungen ist über die App „Trassendefender" möglich.

	TöB 34

GDMcom GmbH/ ONTRAS Gasleitung GmbH
	Grundbucheintragung bzgl. Leitungsrecht

Der Vorhabenträger sichert zu, nach Vorlage der Unterlagen für notwendige Folgeleistungen infolge wegfallender öffentlicher Verkehrsflächen, in denen Versorgungsleitungen verlaufen, eine Eintragung des Leitungsrechtes im Grundbuch zugunsten der ONTRAS Gasleitung GmbH zu veranlassen.
Einarbeitung geänderter Baufeldgrenzen

Der Vorhabenträger sichert die Einarbeitung der Änderung der Baufeldgrenzen in die Verfahrensunterlagen der Ausführungsplanung bis zur Fertigstellung des Bauvorhabens zu, soweit diese in Bezug auf erforderliche Folgeleistungen des Versorgungsträgers notwendig werden.

	TöB 35

E.DIS Netz GmbH
	Baumpflanzungen in Leitungsnähe
Der Abstand der zu pflanzenden Bäume zum 23 m-Schutzbereich der E.DIS beträgt minimal 5 m. Um im Abschnitt von Bau-km 0+650 bis 0+700 ein Hineinwachsen der Baumkronen in den Schutzstreifen der E.DIS Netz GmbH sicher auszuschließen, sichert der Vorhabenträger eine entsprechende Baumsortenwahl durch Verwendung einer mittelgroß wachsenden Sorte zu.

	TöB 39
Wasser- und Boden-verband „Obere Peene“
	Auf den Vortrag des Wasser- und Bodenverbandes zur Ersatzmaßnahme Renaturierung Röcknitzbach, und den Punkten betreffend:
· die Einleitung in das Gewässer 3090 und dem Vorschlag der Aufnahme in die hydrologische Betrachtung, da ein nicht unbeträchtlicher Anteil der Regenentwässerung des Stadtgebietes in den Graben mündet und
· der Abführung des HQ2 in einem Abschnitt zwischen den Stationen 2+500 und 2+700 im Ist- bzw. Planstand lediglich bordvoll unter der Maßgabe, dass die Rechengrundlage in beiden Fällen einen glatten Zustand bildet und dem Vorschlag, für beide Fälle ein zusätzliches Szenario mit einem teilweise verkrauteten Zustand zu modellieren, der Planzustand gegebenenfalls auch mit Gehölzanteilen,
sichert der Vorhabenträger zu, im Rahmen der Ausführungsplanung eine Abstimmung mit dem Wasser- und Bodenverband, der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte sowie des StALU MS vorzunehmen, um die in dem hydraulischen Modell festgestellten Kennwerte noch einmal zu rechnen und zu simulieren und gegebenenfalls im Zuge der Ausführungsplanung auf den dann bestehenden Ist-Zustand nachzusteuern und den Planzustand dahingehend anzupassen. Die Anpassungen führen zu keiner signifikanten Änderung der Maßnahme, sondern beinhalten Korrekturen entsprechend der dann bestehenden Gegebenheiten. 

	TÖB 41
Bauernverband Mecklenburg-Vorpommern e.V. 

	Renaturierung Röcknitzbach 
Der Vorhabenträger wird den Hochwasserschutz bei Grünlandnutzung nach den anerkannten Regeln der Technik bis maximal HW2 bzw. HQ2 durch wasserbauliche Maßnahmen bzw. Gewässerunterhaltungsmaßnahmen absichern. Er sichert zu, dass die benachbarten landwirtschaftlich genutzten Flächen durch die Renaturierungsmaßnahme Röcknitzbach langfristig nicht beeinträchtigt werden. 

	TöB 44

Straßenbauamt Neustrelitz
	Ersatzneubau Röcknitzbrücke
Zur Gewährleistung eines reibungslosen Bauübergangs zum in Vorplanung befindlichen Ersatzneubau Röcknitzbrücke sichert der Vorhabenträger die

· Übernahme digitaler Daten der Ortsumgehung in die Planung Knotenpunkt Röcknitzbachbrücke unter Aktualisierung des Lagesystems auf das vom LAiV geforderte und der Planung für die Ortsumgehung zugrundeliegende Lage und Höhensystem (ETRS89; DHHN92)
· Abstimmung von Durchführungsdetails zwischen den planenden Büros im Schnittstellenbereich beider Vorhaben (Erforderlichkeit der Rüttelstopfsäulen im Fahrbahn-übergangsbereich zur Ortsumgehung, Querschnitts- und Entwässerungsdetails), sofern der Ersatzneubau Röcknitzbrücke den Stand Genehmigungsplanung/ Feststellungsentwurf erreicht hat,
· Berücksichtigung der Bauwerksdaten für den Brückenersatzneubau als Arbeitsgrundlage für die Ausführungsplanung der Ortsumgehung nach Übergabe der geprüften und genehmigten Achs- und Randlagen sowie Gradientenführung des neuen Bauwerkes Röcknitzbach 
zu. 

	NG 1
Gemeinde Warrenzin 
	Umleitung wegen Verkehrseinschränkungen 
Der Vorhabenträger sichert zu, dass weiträumige Umleitungsstrecken von längerer Dauer nicht vorgesehen sind. Sollten notwendig werdende Verkehrseinschränkungen das Gemeindegebiet Warrenzin berühren, sichert der Vorhabenträger zu, die zeitliche Inanspruchnahme auf ein erforderliches Minimum zu beschränken und die ortsübliche Bekanntmachung darüber rechtzeitig zu veranlassen. 

	Veranlasser
	Gegenstand der Zusage bzw. Vereinbarung

	Individualbetroffenheiten

	P01
	Der Vorhabenträger sichert zu, nach der Umstufung der B 110  in der Ortsdurchfahrt in eine Gemeindestraße, dem zukünftigen Straßenbaulastträger, der Stadt Dargun, schriftlich die Empfehlung zu erteilen, gegenüber der zuständigen Straßenverkehrsbehörde, der Unteren Verkehrsbehörde des  Landkreises Mecklenburgische Seenplatte, einen Antrag auf Anordnung des Verkehrszeichens Nummer 253 „LKW verboten“ mit dem Zusatzzeichen Nummer 1026-35 „Lieferverkehr frei“ für die Ortsdurchfahrtsstraße zu stellen, um die Verringerung des Durchgangsverkehrs innerorts der Stadt Dargun einschließlich der Entlastung des Straßenkörpers und des Straßennebenraums sowie der anliegenden Gebäude, insbesondere durch den Schwerlastverkehr, zu erreichen und dem Ziel des Planfeststellungsverfahrens gerecht zu werden.  


2. ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE
2.1 Sachverhalt
2.1.1 Beschreibung des Vorhabens
2.1.1.1 Ausgangslage
Im Landesraumentwicklungsprogramm M-V (LEP 2016 M-V) wird die Bundesstraße B 110 zwischen Gnoien und Demmin als überregionale Straßenverbindung mit der Funktionsstufe II ausgewiesen. Auf der freien Strecke ist die Bundesstraße B 110 gemäß RIN (Richtlinien für integrierte Netzgestaltung) der Straßenkategorie LS II zuzuordnen. In den Straßenabschnitten 180, 190 und 200 durchläuft sie auf einer Länge von ca. 3,2 km die Stadt Dargun.
Durch den geplanten Neubau der B 110 als nördliche Umgehungsstraße für die Stadt Dargun ist beabsichtigt, die B 110 innerorts zu entlasten und gleichzeitig die Region überregional besser über die Landesgrenze Mecklenburg-Vorpommerns hinaus anzubinden. 
2.1.1.2 Planerische Beschreibung
Die vorliegende Entwurfsplanung beinhaltet den Neubau der Bundesstraße B 110 als nördliche Umgehungsstraße der Stadt Dargun im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte.
Es ist vorgesehen, zwischen den Straßenabschnitten 180 und 200 die Bundesstraße nördlich um den Ort herumzuführen und so durch Aufhebung der Ortsdurchfahrt die Verkehrssicherheit und Leistungsfähigkeit der B 110 für den Durchgangsverkehr zu erhöhen. Die Länge der geplanten Neubaustrecke beträgt etwa 3,2 km.

Im Verlauf der Umgehungsstraße werden die in Nord-Südrichtung verlaufenden und durch den Ort führenden Kreisstraßen K 50 und K 49 bei Bau-km 2+400 plangleich eingebunden. Die Ausbildung des Kreuzungspunktes erfolgt als ein vierarmiger Knotenpunkt. Die Kreisstraßen werden vorher zusammengeführt, wobei die K 49 abgekröpft und an die höherbelastete K 50 angebunden wird. Die Anbindung an die B 110 erfolgt von Norden. Der verbleibende südliche Teil der K 50 wird in abgekröpfter Form ebenfalls an die B 110 angebunden und übernimmt damit zukünftig auch die Funktion einer Ortsanbindung.

Die Stadt Dargun wird durch die Anbindung der ehemaligen Ortsdurchfahrt der B 110 an zwei weiteren Stellen an die Umgehungsstraße angebunden, bei Bau-km 0+175 (Zufahrt West) und bei Bau-km 2+990 (Zufahrt-Ost) jeweils als plangleiche Einmündung. Sie erhält somit 3 Anbindungen an die neue Ortsumgehungsstraße. Der Betrieb aller Knotenpunkte erfolgt unsignalisiert. 

Kreuzende Wege werden entweder verlegt oder als plangleiche Wegeeinmündungen an die Bundesstraße angeschlossen. Bauwerke zur Über- oder Unterführung sind nicht geplant.

Die Planung der Verkehrsanlagen erfolgt auf der Grundlage der „Richtlinie für die Anlage von Landstraßen“ Ausgabe 2012 (RAL2012).

Die verbleibenden ehemaligen Teile der Ortsdurchfahrt werden nach Verkehrsfreigabe der Umgehungstraße auf der Grundlage einer zwischen allen beteiligten Baulastträgern abgestimmten Vereinbarung abgestuft bzw. umgewidmet (Unterlage 12).

Erforderliche Folgemaßnahmen im Bestandsnetz werden durch die Straßenbauverwaltung außerhalb dieser Baumaßnahme umgesetzt.

2.1.1.3 Straßenbauliche Beschreibung
Die geplante Ortsumgehung beginnt im Straßenabschnitt 180 bei km 0,052 der Bundesstraße ca. 52 m hinter der Einmündung der L 231 nach Alt Kalen (Netzknoten 020) und unmittelbar hinter dem Bauwerk über den Röcknitzbach. Hier hat die Straße einen ca. 7 m breiten Fahrbahnquerschnitt und verläuft geradlinig in leichter Dammlage. Ihre Strecken-Kilometrierung verläuft in West-Ost Richtung, dementsprechend wird auch die Bau-Kilometrierung der Ortsumgehung von West nach Ost geführt.

Die neue Trasse verschwenkt nach einem kurzen Geradenstück nach Norden mit einem Linksbogen von R=600 m, umgeht die ehemalige Mülldeponie und heutige Photovoltaikanlage nördlich mit einem Rechtsbogen R=420 m sowie südwestlich die engere Trinkwasserschutzzone (TWSZ II) der Wasserfassung Dargun Nord mit einem anschließendem Linksbogen R=420 m. Auf einer Länge von 610 m, etwa von Bau-km 1+490 bis Bau-km 2+100 liegt die Trasse hier in der erweiterten Trinkwasserschutzzone III mit Unterbrechung. Zwischen dieser und der Grenze des Sport- und Freizeitparkes am Heidberg verläuft die Trasse dann weiter mit weitgespannten Bögen (R=600 m und R=800 m) in östliche Richtung bis zu ihrem tangentialen Anschluss an die B 110 in Höhe Neubauhof, Richtung Demmin. In diesem Verlauf durchschneidet die geplante Trasse ein von der Stadt Dargun ausgewiesenes Gewerbegebiet „Gewerbegebiet an der B 110” auf einer Länge von etwa 450 m.

Das geplante Bauende auf der B 110 liegt im Straßenabschnitt 200 bei km 1,142. Die Länge der Neubaustrecke beträgt 3.200 m, der Trassierung ist eine Planungsgeschwindigkeit von V=90 km/h zugrunde gelegt.

Höhenmäßig orientiert sich die Gradiente am vorhandenen Gelände. Dabei folgt sie dem natürlichen Geländegefälle, das im Mittel in Ost-Westrichtung etwa 0,05% entspricht. Auf Grund der topografischen Beschaffenheit des Geländeverlaufes und straßenbaulicher Erfordernisse ergeben sich jedoch auch höhere Einschnitts- und Dammbereiche. Besonders im Bauanfangsbereich von Bau-km 0+200 bis Bau-km 0+600, wo das Gelände steil an Höhe gewinnt, kommt es zur Einschnittstrassierung bis zu 5 m. Die hier ausgebauten Erdmassen können im weiteren Trassenverlauf wieder eingebaut werden.

Der geplante Straßenquerschnitt entspricht den Erfordernissen der RAL 2012. Zur Anwendung kommt der Regelquerschnitt RQ 11. Dieser Regelquerschnitt hat eine Kronenbreite von 11 m und setzt sich aus folgenden Komponenten zusammen:

2 Fahrstreifen a 3,5 m
2 Randstreifen a 0,5 m

2 Bankette a 1,5 m.
Die Befestigungsbreite beträgt 8 m. Die Herstellung erfolgt in standardisierter Bauweise nach den ”Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaus für Verkehrsflächen” Ausgabe 2012 (RStO12).

Der Neubau eines straßenbegleitenden Radweges entlang der Ortsumgehung ist nicht vorgesehen. Die Führung des überörtlichen Radverkehrs soll weiterhin durch den Ort bzw. kann auf Grund der Verkehrsbelastung auf der Fahrbahn erfolgen.
Die kreuzenden Kreisstraßen MSE K 50 nach Stubbendorf und MSE K 49 nach Brudersdorf müssen durch den Kreuzungsausbau auf einer Länge von ca. 542 m für die K 50 bzw. ca. 190m für die K 49 verlegt werden. Sie haben bestandsmäßig einen Asphaltoberbau mit einer Befestigungsbreite von ca. 5,5 m und beidseitig eine Bankettbreite von ca. 1 m.

Die erforderlichen neuen Straßenabschnitte werden ebenfalls wieder in standardisierter richtliniengemäßer Bauweise hergestellt. Sie erhalten eine Breite, die dem Regelquerschnitt RQ 9 nach RAL2012 entspricht. Der neue Querschnitt setzt sich somit aus folgenden Breitebestandteilen zusammen:

2 Fahrstreifen a 5 m

2 Randstreifen a 0,5 m

2 Bankette a 1,5 m.
Da beide Kreisstraßen V-förmig auf die Stadt zulaufen und so mit der geplanten Ortsumgehung zwei dicht aufeinanderfolgende Knotenpunkte verursachen, wird aus verkehrstechnischen Gründen vorher eine Zusammenführung der Kreisstraßen vorgenommen. Dabei wird die Kreisstraße 49 etwa 100 m vor Querung mit der Ortsumgehung rechtwinklig an die Kreisstraße 50 geführt. Letztere wird auf einer Länge von ca. 340 m in östliche Richtung ausgeschwenkt und ebenfalls rechtwinklig auf die geplante Ortsumgehung aufgebunden. Der Kreuzungspunkt wird als vierarmiger Knotenpunkt ausgebildet. Nicht mehr benötigte Straßenteile der Kreisstraßen werden entsiegelt.

Linksabbieger auf der Ortsumgehung erhalten einen separaten Abbiegestreifen. Linksabbiegestreifen werden auch für die jeweiligen Ortsanbindungen bei Bau-km 0+175 und 2+990 vorgesehen.

Im Verlauf der Trasse werden mehrere Wirtschaftswege der Gemeinde gequert:
Bau-km 0+185 – Weg zum Sandtagebau

Bau-km 0+680 – Weg an der Photovoltaikanlage

Bau-km 1+495 – Weg zur Brunnenanlage 27

Bau-km 2+000 – Plattenweg

Bau-km 2+190 – Lindenweg.
Als Ersatz für die unterbrochenen Wegebeziehungen werden 3 neue Wirtschaftswege angeordnet, die gleichzeitig zur Erschließung der zerschnittenen Privatgrundstücke genutzt werden. Die neuen Wege übernehmen folgende Funktion:

Wirtschaftsweg 1 – 
Grundstückserschließung, Ersatz für nördliche Wegezuführung
         
zur Photovoltaikanlage

Wirtschaftsweg 2 – 
Grundstückserschließung, Ersatz für Anbindung Brunnenanlage

         
Wasserfassung Dargun II, Erschließung geplanter 
Versickerbecken 1 und 2, Erschließung Gasdruckregelanlage

Wirtschaftsweg 3 – 
Grundstückserschließung, Ersatz für Plattenweg, Anbindung

Lindenweg und Sport-und Freizeitpark.
Die Wegeanbindung zum Sandtagebau bei Bau-km 0+185 wird ersatzlos unterbrochen. Teile des Weges können weiter zur Erschließung anliegender Grundstücke genutzt werden. Die Peene Bau GmbH hat für den Sandtagebau bei Bau-km 0+113 eine direkte Anbindung an die B 110. Diese bleibt erhalten.
2.1.1.4 Streckengestaltung 
Die Umsetzung der Baumaßnahme konzentriert sich auf die Einhaltung der technischen Regelwerke und der Umweltauflagen.

Von Bau-km 1+670 bis Bau-km 2+700 werden im Zuge der erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf der südlichen Fahrbahnseite 2 m hohe Landschaftswälle vorgesehen.

Im Ergebnis der Umweltuntersuchungen bezüglich des Schutzes vorkommender Fledermauspopulationen im Bereich der Straßenquerungen Lindenweg sowie Kreisstraßen K49 und K50 werden diese von Bau-km 2+070 bis Bau-km 2+400 als Leit- und Sperrwälle zum Überflugschutz genutzt und auch auf der Nordseite der neuen Straße angeordnet.

Auf der Grundlage des Alleenerlasses M-V (AlErl M-V) vom 18. Dezember 2015 wird die Ortsumgehung Dargun auf ihrer gesamten Länge als Baumallee hergestellt. Dazu werden beidseitig mit einem Abstand zur Fahrbahn von mindestens 4,5 m 575 Alleebäume gepflanzt.
2.1.2 Vorgängige Planungsstufen
2.1.2.1 Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen
Die Ortsumgehung Dargun im Zuge der B 110 ist gemäß dem Sechsten Gesetz zur Änderung des Fernstraßenausbaugesetztes (6. FStrAbÄndG) vom 23.12.2016 im Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen gemäß der Anlage zu § 1 Absatz 1 Satz 2 des Fernstraßenausbaugesetzes (FStrAbG) als laufendes und fest disponiertes Vorhaben enthalten. Entsprechend § 8 FStrAbG sind auf „laufende und fest disponierte“ Vorhaben die Rechtsvorschriften über Vorhaben des Vordringlichen Bedarfs anzuwenden. Die Maßnahme ist dort für das Land Mecklenburg-Vorpommern unter der laufenden Nummer 662 gelistet.
2.1.2.2 Raumordnerische Entwicklungsziele
Die Stadt Dargun liegt im nordöstlichen Teil des Bundeslandes Mecklenburg-Vorpommern im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte. Das durch Eingemeindungen vergrößerte Gemeindegebiet Darguns grenzt im Norden an den Landkreis Vorpommern-Rügen und im Westen an den Landkreis Rostock. Dargun nimmt die Funktion eines Grundzentrums ein. Gemäß Regionalem Raumordnungsprogramm Mecklenburgische Seenplatte liegt Dargun in einem Tourismusschwerpunkt- bzw. -entwicklungsraum. Zudem liegt Dargun im Schutzgebiet der Mecklenburgischen Schweiz und des Kummerower Sees sowie der Flusslandschaft Peenetal. Die landschaftlich eindrucksvollen Naturräume von Dargun ziehen viele Urlauber und Erholungssuchende an. Daher eignet sich dieses Gebiet besonders für den Fremdenverkehr. Mit der Planung der Ortsumgehung Dargun soll das Verkehrsnetz so leistungsfähig gestaltet werden, dass folgende Ziele voll erfüllt werden können:
· Verbindung der Mittel- und Unterzentren sowie der Tourismusgebiete des Landes und insbesondere Verbesserung der Verbindung des Mittelzentrums Demmin mit dem Oberzentrum Rostock
· Verbesserung der Anbindung an die BAB A 20 und die L 231 sowie in südliche Richtung an die L 20 und dadurch Förderung der regionalen Wirtschaftskraft
· Erhalt und Ausbau des Straßennetzes der Planungsregion Mecklenburgische Seenplatte 
· angemessene verkehrliche Anbindungen von Tourismus- und Erholungsgebieten

· Entlastung der Ortsdurchfahrt Dargun und dadurch Verbesserung der Wohnqualität im Ort und Unterstützung der städtebaulichen und touristischen Weiterentwicklung des Ortes 
· Beschleunigung des Transitverkehres der West – Ostrichtung und Verbindung der Gebiete Vorpommerns mit dem Groß- und Ostseeraum Rostock 
Die Leichtigkeit und die Sicherheit des Verkehrs auf der B 110 werden sich wesentlich verbessern. Entsprechend ihrer Netzfunktion und Streckencharakteristik wird die Ortsumgehung Dargun als anbaufreie, einbahnige Straße außerhalb bebauter Gebiete mit maßgebender Verbindungsfunktion eingestuft. Es gilt hier die Straßenkategorie LS II nach den RIN für eine überregionale Straßenverbindung.

Die Ortsumgehung Dargun ist Bestandteil des Landesraumentwicklungsprogramms (LEP M-V 2016) unter 5.1.2 Abs.3. Außerdem gilt das Vorhaben als umzusetzende Maßnahme zum Aus- und Neubau des Straßennetzes mit großräumiger Bedeutung des Regionalen Raumentwicklungsprogramms Mecklenburgische Seenplatte Vorpommern 2011 (RREP MS-LVO M-V) unter 6.4.3. Abs. 3.

2.1.2.3 Linienbestimmung
Mit Beschluss des Bundesverkehrswegeplans am 03. August 2016 wurde der Neubau der Ortsumgehung Dargun in die Kategorie „Neue Vorhaben - Vordringlicher Bedarf“ ohne besonderen naturschutzfachlichen Planungsauftrag eingeordnet.

Erste Untersuchungen zur Ortsumgehung Dargun wurden Anfang der 2000er Jahre durchgeführt.
Der Untersuchungsraum wurde am 21.04.2004 in einem Scoping-Termin mit den betroffenen Trägern öffentlicher Belange abgestimmt und in den äußeren Begrenzungen festgelegt. Er erstreckt sich von der Abzweigung der L 231 im Westen für die Röcknitzbachniederung bis fast zum Klostersee im Süden, erfasst den nördlichen Stadtbereich von Dargun mit Friedhof, Rathaus und Sportareal und schneidet im Osten das Brauereigelände südlich der B 110. Nördlich vom Neubauhof ist der östlichste Punkt des Untersuchungsraums erreicht. Die nördliche Abgrenzung führt über den Kreuzungspunkt von Kreisstraße K 50 und 110 KV-Leitung, quert die Kreisstraße K 49 am nördlichsten Punkt des Gebietes direkt unterhalb der Stallanlage südlich von Lehnenhof und schwenkt südlich des Vossberges, den Cantorsee einschließend, zur B 110 nördlich der Brücke über den Röcknitzbach am westlichsten Punkt des Untersuchungsraumes.
Für das Vorhaben wurde bereits in den Jahren 2004 bis 2008 eine Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) durchgeführt, in deren Ergebnis auf der Grundlage einer Raumwiderstandsanalyse konfliktarme Bereiche und Konfliktschwerpunkte ermittelt wurden. Ziel der Untersuchung war die Ausweisung von relativ konfliktfreien Korridoren / Räumen unter umweltfachlichen Gesichtspunkten als Grundlage für die Untersuchung sinnvoller und machbarer Linien. Im Ergebnis der UVS wurde ein klar umrissener, relativ konfliktarmer Raum vorgegeben, der im Süden durch die Stadt Dargun und im Norden durch vorhandene und im Ausbau befindliche Trinkwasserbrunnen sowie hochwertige Biotopstrukturen bestimmt wird. Dieser konfliktarme Korridor für die zukünftige Ortsumgehung fand Eingang in den Flächennutzungsplan der Stadt Dargun und war Grundlage der weiteren Trassenuntersuchung. 

In der Voruntersuchung (Vorplanung) zum Straßenbauvorhaben „Ausbau der B 110, Ortsumgehung Dargun“ vom Februar 2008 wurden daraufhin 4 Varianten und zwei Untervarianten, mithin insgesamt 6 Linien, zur Führung der geplanten Ortsumgehungsstraße innerhalb des festgelegten Trassenkorridors entwickelt und hinsichtlich ihrer Unterschiede in Bezug auf Umweltauswirkungen, Wirtschaftlichkeit, städtebaulicher und raumordnerischer Aspekte sowie verkehrlicher und straßenbaulicher Aspekte miteinander verglichen und bewertet.
Die Aktualisierung der verkehrstechnischen Untersuchung aus November 2013 zur Ermittlung der Verkehrsbelastungen der Hauptverkehrsstraßen in Dargun wurde im Frühjahr 2019 vom Vorhabenträger auf der Grundlage einer neu durchgeführten Verkehrszählung veranlasst und die Ergebnisse dokumentiert (Materialband 1, „B 110; Ortsumgehung Dargun Verkehrstechnische Untersuchung“ Inros Lackner 07/2019).
Auf der Grundlage der Ergebnisse der UVS 2008 sowie aller weiteren Ergebnisse der Vorplanung wurde die Variante 4 (Nordumfahrung des Deponiekörpers) als Vorzugslösung herausgearbeitet und als zu planende Linie bestimmt. Bestandteil der landesplanerischen Beurteilung war die Aufgabenstellung, im Rahmen der Entwurfs- und Genehmigungsplanung vertiefte Untersuchungen zur Abgrenzung und Mächtigkeit des Deponiekörpers am Nordwestrand von Dargun durchzuführen und ggf. eine Variantenführung mit südlicher Umfahrung der Deponie zu entwickeln. Im Ergebnis umfangreicher Untersuchungen wurde die Variante 5, die etwa der Variante 1.1 der Vorplanung/UVS, jedoch im Deponiebereich mit abweichender Trassenführung entspricht, entwickelt und in einem Vergleich der Variante 4 gegenübergestellt.
In der Gesamtbewertung hat sich die Variante 4 nach Abwägung aller relevanten Aspekte als Vorzugslinie herausgestellt. 
Für die vorliegende Entwurfsplanung erfolgte im Jahr 2020 die Plausibilisierung der Ergebnisse der UVS 2008 und des ergänzenden Variantenvergleichs 2012 unter Berücksichtigung der aktuellen Datenlage und der aktuellen Rechtsgrundlage. Im Ergebnis hat der Vorhabenträger die Ergebnisse aller schutzgutbezogenen Untersuchungen erachtet und die Bewertung der Variante 4 als Vorzugsvariante verstärkt. 
2.2 Verfahrensrechtliche Bewertung 
2.2.1 Notwendigkeit der Planfeststellung
Nach § 17 Abs. 1 FStrG dürfen Bundesstraßen nur gebaut oder geändert werden, wenn der Plan vorher festgestellt ist. Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der notwendigen Folgemaßnahmen im Hinblick auf alle von ihm berührten öffentlichen Belange festgestellt und es werden alle öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem Träger des Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen rechtsgestaltend geregelt, § 75 Abs. 1 VwVfG M-V. Die straßenrechtliche Planfeststellung ersetzt alle nach anderen Rechtsvorschriften notwendigen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen (Konzentrationswirkung § 75 Abs. 1 S.1 VwVfG M-V). Die Planfeststellungsbehörde entscheidet insbesondere auch über die Erteilung naturschutzfachlicher, weiterer straßenrechtlicher und waldrechtlicher Entscheidungen. Daneben entscheidet sie gemäß     § 19 Abs.1 WHG über die wasserrechtlichen Erlaubnisse.
2.2.2 Zuständigkeit 
Das Landesamt für Straßenbau und Verkehr Mecklenburg-Vorpommern ist im Land Mecklenburg-Vorpommern gem. §§ 17, 22 Abs. 4 FStrG i.V.m. § 60 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 4 StrWG M-V sowie § 1 Nr. 1 d) der Verordnung zur Übertragung von Zuständigkeiten im Bereich der Straßenbauverwaltung (Zuständigkeits-VO Straßenbau) vom 15. Juni 1994 (GVOBl. M-V S. 678) zuletzt geändert durch Zweite ÄndVO vom 15. August 2012 (GVOBl. M-V S. 416) die sachlich und örtlich zuständige Behörde, um den Plan für die Bundesfernstraße festzustellen.

2.2.3 Ordnungsgemäßer Ablauf des Planfeststellungsverfahrens

2.2.3.1 Antrag
Auf den Antrag des Straßenbauamtes Schwerin vom 16. Dezember 2020 ist für das Bauvorhaben B 110 Ortsumgehung Dargun das Planfeststellungsverfahren gemäß § 17 Abs. 1 FStrG i.V.m. §§ 72 ff. VwVfG M-V und ergänzender Vereinbarung zur Zuständigkeit zwischen dem Straßenbauamt Schwerin und dem Straßenbauamt Neustrelitz vom 02. Dezember 2020 eingeleitet worden.

2.2.3.2 Anhörungsverfahren
Das Anhörungsverfahren ist gemäß § 17a FStrG i.V.m. § 73 VwVfG M-V ordnungsgemäß durchgeführt worden.
Die gesamten Unterlagen zum Verfahren sind seit Verfahrensbeginn auf der Internetseite des Landesamtes für Straßenbau und Verkehr M-V unter den Aktuellen Anhörungsverfahren einsehbar. Eine weitere Möglichkeit der Einsichtnahme bietet zudem das UVP- Portal. 
Die erteilten Stellungnahmen, Hinweise und Einwendungen sind in die Abwägung zur Entscheidungsfindung eingeflossen.
2.2.3.2.1 Erste Anhörung und Auslegung der Planunterlagen
Nachfolgende Träger öffentlicher Belange aus Verwaltung und Wirtschaft einschließlich der Umweltvereinigungen sind im Rahmen des Anhörungsverfahrens unter Beifügung der öffentlichen Bekanntmachung sowie der Planunterlagen in digitaler Form mit Schreiben vom 05. Juli 2021 auf das Planfeststellungsverfahren nach dem Bundesfernstraßengesetz hingewiesen und zur Abgabe von Stellungnahmen/ Einwendungen bis zum 20. September 2021 aufgefordert worden:
	Nr.
	TÖB-Verwaltung/Wirtschaft

	1
	Stadt Dargun

	2
	Landkreis Mecklenburgische Seenplatte

	3
	Wehrbereichsverwaltung Nord

	4
	Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V

	5
	Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei Brand- und Katastrophenschutz M-V

	6
	Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie M-V

	7
	Landesamt für innere Verwaltung M-V

	8
	Staatliches Amt für Landwirtschaft und UmweltmMecklenburgische Seenplatte

	9
	Amt für Raumordnung und Landesplanung Mecklenburgische Seenplatte

	10
	Bergamt Stralsund

	11
	Bundesforst Hauptstelle Neubrandenburg

	12
	Landesforst Mecklenburg- Vorpommern

	13
	BVVG Bodenverwertungs- u. –verwaltungs GmbH Mecklenburg-Vorpommern

	14
	Betrieb für Bau und Liegenschaften M-V

	15
	TLG Immobilien GmbH NL M-V

	16
	Bundesanstalt für Immobilienaufgaben

	17
	IHK Industrie- und Handelskammer Neubrandenburg

	18
	Mecklenburg-Vorpommersche Verkehrsgesellschaft mbH

	19
	Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr

	20
	Ministerium für Inneres und Europa Mecklenburg-Vorpommern

	21
	Polizeiinspektion Neubrandenburg

	22
	Bundesamt für Güterverkehr

	23
	Landgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern mbH

	24
	Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutschland, Landeskirchenamt, Außenstelle Schwerin

	25
	Erzbischöfliches Amt Schwerin

	26
	Ministerium für Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung M-V, Luftfahrtbehörde

	27.1
	Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahn

	27.2
	Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahn

	28
	E-Plus Mobilfunk GmbH

	29
	Ericsson Services GmbH

	30.1
	Telefonica Germany GmbH & Co. OHG

	30.2
	Telefonica Germany GmbH & Co. OHG

	31
	HanseGas GmbH

	32
	GasLine GmbH

	33
	Deutsche Telekom Technik GmbH

	34
	GDMcom mbH für ONTRAS Gastransport GmbH und VNG Gasspeicher GmbH

	35
	E.DIS Netz GmbH Regionalbereich M-V

	36
	Vodafone GmbH Vodafone Kabel Deutschland

	37
	Global Connect GmbH

	38
	1&1 Versatel Deutschland GmbH

	39
	Wasser- und Bodenverband Obere Peene

	40
	Landesverband der Jüdischen Gemeinden M-V

	41
	Bauernverband M-V e.V.

	42
	Stiftung Umwelt- und Naturschutz M-V Schwerin

	43
	Tourismusverband Mecklenburgische Seenplatte e.V.

	
	TöB-Umweltvereinigungen

	V1
	Naturschutzbund Deutschland Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e.V.

	V2
	Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e.V.

	V3
	Landesanglerverband Mecklenburg-Vorpommern e.V.

	V4
	Landesjagdverband Mecklenburg-Vorpommern e.V.

	V5
	Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e.V.

	V6 
	Verein für Landschaftspflege und Artenschutz e.V. (nachträglich ins Verfahren aufgenommen)

	
	TÖB-Nachbargemeinden

	NG1
	Amt Demmin-Land für die Gemeinde Warrenzin

	NG2
	Amt Gnoien für die Gemeinde Finkenthal


Bei den Trägern öffentlicher Belange wurden bei Einleitung des Anhörungsverfahrens laufende Nummern vergeben, die für das gesamte Verfahren beibehalten wurden.
Die nach § 63 BNatSchG i.V.m. § 3 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz anerkannten Naturschutzvereinigungen, die nach ihrem satzungsgemäßen Aufgabenbereich im Schwerpunkt die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege fördern, wurden über die Planauslegung und das Verfahren in gleichem Maße wie die beteiligten Träger öffentlicher Belange informiert. Ihnen wurde Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.
Die Planunterlagen haben in der Zeit vom 21. Juli 2021 bis einschließlich 20. August 2021 in der Stadt Dargun sowie im Amt Stavenhagen öffentlich zu jedermanns Einsicht ausgelegen. Die Auslegung der Planunterlagen ist vorher gem. § 73 Abs. 5 VwVfG M-V ortsüblich bekannt gemacht worden. Die Bekanntmachung und die digitalen Ausführungen der Planunterlagen sind gleichzeitig auf der Internetseite des Landesamtes für Straßenbau und Verkehr Mecklenburg-Vorpommern im Bereich Planfeststellung sowie im UVP-Portal einsehbar gewesen.
Die von der Planung betroffenen Eigentümer, sind über die Auslegung des Plans und die Verwendung ihrer personenbezogenen und allgemeinen Daten im Verfahren unter Übersendung der Bekanntmachung mit Schreiben vom 05. Juli 2021 informiert worden.
In der Bekanntmachung ist der Träger des Vorhabens benannt und diejenigen Stellen angegeben worden, bei denen Äußerungen (Einwendungen und/oder Stellungnahmen) gegen den Plan einschließlich bis zum 20. September 2021 schriftlich einzureichen oder mündlich zu Protokoll zu geben waren. Es wurde auf die Präklusion und die zu erwartende Umweltverträglichkeitsprüfungspflicht hingewiesen. 
2.2.3.2.2 Zweite Anhörung und Auslegung der Planunterlagen nach UVPG
Für den zur Planfeststellung beantragten Bau und Betrieb der Ortsumgehung Dargun durch Neubau der B 110 hat die Planfeststellungsbehörde gemäß § 5 UVPG (§ 3a UVPG a.F.) die Feststellung der UVP-Pflicht von Amts wegen nach Beginn des Planfeststellungsverfahrens getroffen. Der Vorhabenträger hat die Anerkennung der UVP-Pflicht erklärt. Damit besteht für dieses Vorhaben UVP-Pflicht.
Die Umweltverträglichkeitsprüfung wird nach dem UVPG in seiner derzeit gültigen Fassung durchgeführt.

Die im Zusammenhang mit der Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 5 UVPG (§ 3a UVPG a.F.) bestehende Beteiligung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen durch Unterrichtung darüber,
· dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschieden werden wird,

· dass die Anhörung zu den ausgelegten und digital verfügbaren Planunterlagen auch die Einbeziehung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gem. §§ 18, 19, 20 UVPG ist,

· dass der Vorhabenträger neben dem UVP-Bericht nach § 16 UVPG die entscheidungserheblichen Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens vorgelegt hat, 

erfolgte im Rahmen des Anhörungsverfahrens entsprechend der unter Punkt 2.2.3.2.1 beschriebenen Verfahrensweise unter Beteiligung der dort benannten Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom 01.Oktober 2021. 
Die Auslegungsunterlagen beinhalten die wesentlichen entscheidungserheblichen Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens gemäß §§ 16, 19 Abs. 2 und 3 UVPG in materieller und formeller Hinsicht und haben in der Zeit vom 11. Oktober 2021 bis einschließlich 10. November 2021 in der Stadt Dargun sowie im Amt Stavenhagen öffentlich zu jedermanns Einsicht ausgelegen. Die Auslegung der Planunterlagen ist vorher gem. § 73 Abs. 5 VwVfG M-V ortsüblich bekannt gemacht worden. Die Bekanntmachung und die digitalen Ausführungen der Planunterlagen sind gleichzeitig auf der Internetseite des Landesamtes für Straßenbau und Verkehr Mecklenburg-Vorpommern im Bereich Planfeststellung sowie im UVP-Portal einsehbar gewesen.
Die von der Planung betroffenen Eigentümer, sind über die Auslegung des Plans und die Verwendung ihrer personenbezogenen und allgemeinen Daten im Verfahren unter Übersendung der Bekanntmachung mit Schreiben vom 01. Oktober 2021 informiert worden.
In der Bekanntmachung ist der Träger des Vorhabens benannt und diejenigen Stellen angegeben worden, bei denen Äußerungen (Einwendungen und/oder Stellungnahmen) gegen den Plan einschließlich bis zum 10. Dezember 2021 schriftlich einzureichen oder mündlich zu Protokoll zu geben waren. Auf die Präklusion verspäteter Einwendungen wurde hingewiesen. 
2.2.3.2.3 Erste Nachanhörung 
Aufgrund der erteilten Einwendungen und Stellungnahmen hat der Vorhabenträger die Planunterlagen teilweise geändert und Deckblätter zur Erledigung vorgetragener Einwendungen in Bezug auf die Planunterlagen U 1 (Erläuterungsbericht), U 5 (Lageplan), U 8 (Entwässerung), U 9.1-9.4 (Landschaftspflegerische Maßnahmen), U 10 (Grunderwerb), U 11 (Regelungsverzeichnis), U 19.1 (Landschaftspflegerischer Begleitplan), U 19.6 (Renaturierung Röcknitzbach) und die neu ins Verfahren eingeführte Unterlage U 19.11 (Antrag auf Erstaufforstung) erstellt. Die durch die Änderungen betroffenen Verfahrensbeteiligten wurden dazu mit Schreiben vom 06. April 2022 erneut angehört und eine Beteiligungsfrist zur Stellungnahme von 14 Tagen gemäß § 73 Abs. 8 VwVfG M-V gegenüber den Betroffenen bis zum 25. April 2022 eingeräumt.
2.2.3.2.4 Erörterung
Die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und die Belange der privaten Einwender sind am 26. April 2022 im Veranstaltungsraum des Kornspeichers Dargun, Kloster- und Schlossanlage, Schloss 7, 17159 Dargun erörtert worden. 

Der Erörterungstermin ist fristgerecht und hauptsatzungsgemäß auf der Internetseite der Stadt Dargun und des Amtes Stavenhagen jeweils am 05. April 2022 gemäß § 73 Abs. 6 Satz 2 VwVfG M-V bekanntgegeben worden. Zusätzlich erfolgten Einladungen an die einwendenden Träger öffentlicher Belange einschließlich der anerkannten Naturschutzvereinigungen sowie die privaten Einwender, welche sich am Verfahren fristgerecht beteiligt haben.

Der im Erörterungstermin offen gebliebene Sachverhalt in Bezug auf den Ersatzneubau der Brücke über den Röcknitzbach wurde am 02. Mai 2022 in hybrider Form mit dem Straßenbauamt Neustrelitz und dem Vorhabenträger im Landesamt für Straßenbau und Verkehr unter Verhandlungsführung der Planfeststellungsbehörde nacherörtert. 
Den Beteiligten sind im Nachgang der jeweilig bezugnehmende Teil der Verhandlungsniederschrift zu den Erörterungsterminen sowie zur Erledigung vorgetragener Einwendungen Planänderungen des Vorhabenträgers in Bezug auf die Planunterlagen U 5 (Lageplan), U 9.1-9.4 (Landschaftspflegerische Maßnahmen), U 10 (Grunderwerb), U 11 (Regelungsverzeichnis), U 19.1 (Landschaftspflegerischer Begleitplan), U 19.6 (Renaturierung Röcknitzbach) übersandt worden. Es wurde den durch die Planänderungen betroffenen Verfahrensbeteiligten mit digitalem Schreiben vom 13. Juni 2022 bzw. 14. Juni 2022 eine Beteiligungsfrist zur Stellungnahme bis zum 30. Juni 2022 eingeräumt.
2.2.3.2.5 Zweite Nachanhörung zum Klimaschutzfachbeitrag
Mit der Unterlage 19.12 (Klimaschutzbetrachtung zum Bauvorhaben B 110 Ortsumgehung Dargun) wurde eine Planänderung zur Bewertung von Klimafragen in Bezug auf das Bauvorhaben in das Verfahren eingebracht und an die Umweltbehörden, die anerkannten Naturschutzvereinigungen und Privatbetroffenen, die hierzu Einwendungen erhoben haben, mit Schreiben vom 23. August 2022 zur Kenntnis und der Möglichkeit zur Stellungnahme gemäß § 73 Abs. 8 VwVfG M-V bis zum 09. September 2022 übersandt.

Es wurden keine Bedenken, die der Planung entgegenstehen, vorgetragen. Ein Erörterungstermin auf die Stellungnahmen zur Klimaschutzbetrachtung wurde nicht durchgeführt.
2.2.3.2.6 Dritte Nachanhörung zur Gradientenänderung und Renaturierung  

               Röcknitzbach 
Im Rahmen des laufenden Planfeststellungsverfahrens für den Neubau der B 110 Ortsumgehung Dargun wurden zwischenzeitlich weitere Planänderungen, bedingt durch eine bautechnische Änderung der Gradientenführung am Bauanfang sowie in Bezug auf die Ersatzmaßnahme 4.1E Renaturierung Röcknitzbach, notwendig.

Die durch die Änderung betroffenen Verfahrensbeteiligten wurden mit Schreiben vom 21. Februar 2023 über die Planänderungen in Kenntnis gesetzt und über die Möglichkeit einer weiteren Verfahrensbeteiligung bis zum 10. März 2023 informiert.
Für die jeweiligen Nachanhörungen wurden jeweils Beteiligungsfristen zur Stellungnahme von 14 Tagen, § 73 Abs. 8 VwVfG M-V gegenüber den Betroffenen eingeräumt. 
Aufgrund der Stellungnahmen und Bedenken von drei Trägern öffentlicher Belange erteilte der Vorhabenträger darauf eine Erwiderung und nahm Anpassungen an den Planunterlagen U 4 (Übersichtshöhenplan), U 5 (Lageplan), U 6.2 (Höhenplan), U 8 (Entwässerung) und U 16.1 (Charakteristische Querprofile) vor. Die Einwender wurden über die durch sie veranlassten Planänderungen mit Schreiben vom 17. Mai 2023 bzw. 16. Juni 2023 in Kenntnis gesetzt und über die Möglichkeit einer weiteren Verfahrensbeteiligung bis zum 03. Juni 2023 bzw. 30. Juni 2023 informiert. 
Die Bedenken wurden durch die Erwiderungen des Vorhabenträgers und der vorgenommenen Planänderungen vollständig ausgeräumt. 
2.2.4 Vorläufige Anordnung  
Auf Antrag des Vorhabenträgers vom 18. Oktober 2022 hat die Planfeststellungsbehörde bereits vor Erlass des Planfeststellungsbeschlusses die

· Vorläufige Anordnung vom 14. Dezember 2022, AZ: 0115-553-13-77-6, zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn vorbereitender naturschutzrechtlicher Maßnahmen gemäß § 17 Abs. 2 Bundesfernstraßengesetz
für die Maßnahmen 

· 3.7 ACEF zur Entwicklung von Ersatzhabitaten für Vogelarten des Offen- und Halboffenlandes, 
· 3.8 ACEF zur Verbesserung der Habitatbedingungen für die Zauneidechse und
· 2.3 VA zum Aufstellen von temporären Reptilienschutzzäunen und Abfangen und Umsetzen von Zauneidechsen 

erteilt.

2.3 Umweltverträglichkeitsprüfung
2.3.1 Verfahren zur Umweltverträglichkeitsprüfung
2.3.1.1 Allgemein
Das Vorhaben unterliegt dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) und ist grundsätzlich als Neuvorhaben bzw. als Bau einer sonstigen Bundesstraße gemäß § 7 i.V.m. Anlage 1 UVPG einer allgemeinen Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht zu unterziehen. Diese Vorprüfung ist entbehrlich, da die Planfeststellungsbehörde die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 3 UVPG von Amts wegen nach Beginn des Verfahrens festgestellt hat. Die Planfeststellungsbehörde hat das Entfallen der Vorprüfung für zweckmäßig erachtet, da die vorhandenen Unterlagen für das gegenständliche Vorhaben erkennen lassen, dass das beantragte Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann und die UVP durchzuführen ist.
Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung sowie der Verzicht auf die Durchführung einer allgemeinen Vorprüfung auf UVP-Pflicht im Einzelfall nach § 7 UVPG wurde mit der Bekanntmachung zum Anhörungsverfahren bekanntgegeben, § 5 Abs. 2 Satz 4 UVPG. 
Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist gemäß § 4 UVPG unselbstständiger Teil des zugrundeliegenden Planfeststellungsverfahrens. 
Der Vorhabenträger hat der Planfeststellungsbehörde für die Umweltverträglichkeitsprüfung folgende entscheidungserhebliche Unterlagen vorgelegt:
· Erläuterungsbericht 2020 (U 1)
· Landschaftspflegerische Maßnahmen 2020 (U 9)
· Schalltechnische Berechnungen 2020 (U 17.1)
· Luftschadstoffuntersuchung 2020 (U 17.2)
· Wassertechnische Untersuchungen 2020 (U 18)
· Landschaftspflegerischer Begleitplan 2020 (U 19.1)

· Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 2020 (U 19.2)
· FFH-Verträglichkeitsvoruntersuchung 2020 (U 19.3)

· faunistische Kartierungen 2019 und 2020 (U. 19.4)
· Fachbeitrag WRRL 2020 (U 19.5)
· Renaturierung Röcknitzbach 2020 (U 19.6)

· UVP-Bericht 2020 (U 19.7)
· Umweltverträglichkeitsstudie 2008 (U 19.8)
· Ergänzende Umweltverträglichkeitsstudie Variantenvergleich 4 und 5 2012 (U 19.9)
· Floristische und faunistische Bestandserfassung 2010 und 2012 (U 19.10)
· Antrag auf Erstaufforstung 2022 (U 19.11)
· Klimaschutzbeitrag 2022 (U 19.12).
2.3.1.2 Verfahren zur Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 18 UVPG
Die zuvor unter Punkt 2.3.1.1 genannten Unterlagen haben für jedermann zugänglich in der Zeit vom 11. Oktober 2021 bis einschließlich 10. November 2021 in der Stadt Dargun, Platz des Friedens 6, Bauamt Raum 3.5, 17159 Dargun und im Amt Stavenhagen, Neue Straße 35 (Amtsgebäude), Bauamt Zimmer 14 in 17153 Stavenhagen, öffentlich ausgelegen mit Ausnahme der Unterlagen 19.11 und 19.12, die im Zuge der 1. und 2. Nachanhörung in das Verfahren neu eingeführt wurden. Die Unterlagen sind seither zudem auf der Webseite des Landesamtes für Straßenbau und Verkehr Mecklenburg-Vorpommern sowie dauerhaft im UVP-Portal, § 20 UVPG, eingestellt. 
Die Bekanntgabe der öffentlichen Auslegung der Unterlagen erfolgte hauptsatzungsgemäß über die Internetseiten der Stadt Dargun und des Amtes Stavenhagen sowie auf der Internetseite des Landesamtes für Straßenbau und Verkehr Mecklenburg-Vorpommern und dem UVP-Portal.
Aus der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 18 Abs. 1 UVPG i.V.m. § 73 VwVfG M-V sind Stellungnahmen und Einwendungen auch hinsichtlich der Umweltverträglichkeit des Vorhabens eingegangen, die im Erörterungstermin mit den betroffenen Trägern öffentlicher Belange und privat Betroffenen am 26. April 2022 in Dargun erörtert sowie am 02.05.2022 im Landesamt für Straßenbau und Verkehr M-V nacherörtert wurden. Der Erörterungstermin ist auf der Internetseite der Stadt Dargun und des Amtes Stavenhagen bekanntgemacht worden. Darüber hinaus fand eine Bekanntgabe auf der Internetseite des Landesamtes für Straßenbau und Verkehr M-V sowie im UVP-Portal statt.
Notwendige Planänderungen mit Umweltverträglichkeitsbezug wurden verfahrensrechtlich ordnungsgemäß angehört und beteiligt entsprechend der Darlegungen unter den Punkten 2.2.3.2.5 und 2.2.3.2.6. 
Einwendungen privat Betroffener mit Umweltbezug werden nachfolgend unter Punkt 2.3.1.3 in sachlicher und rechtlicher Hinsicht gewürdigt. Sie sind in die Darstellung unter Punkt 2.3.2 eingeflossen sowie in der Bewertung der Umweltauswirkungen unter Punkt 2.3.3 berücksichtigt worden.

Die Planunterlagen einschließlich aller Planänderungsunterlagen, die Stellungnahmen und Einwendungen der Betroffenen einschließlich der Erwiderungen des Vorhabenträgers sowie die Ergebnisse aus den Erörterungsterminen, als auch das Anhörungsverfahren nebst aller Nachanhörungen sind in die Bewertung der Umweltverträglichkeit nach § 25 UVPG (Punkt 2.3.3) eingeflossen.
2.3.2 Zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen, § 24 UVPG
Die Planfeststellungsbehörde erstellt auf der Grundlage der UVS und dem Umweltbericht des Vorhabenträgers die zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen nach § 24 UVPG.
2.3.2.1 Daten- und Bewertungsgrundlage 
Die zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen gemäß § 24 UVPG erfolgt auf Grundlage der vorgelegten entscheidungserheblichen Planfeststellungsunterlagen unter Punkt 2.3.1.1 und insbesondere aufgrund des UVP-Berichts, § 16 UVPG, der behördlichen Stellungnahmen nach § 17 Abs. 2 sowie der Äußerungen der betroffenen Öffentlichkeit nach den §§ 21 und 22 UVPG. Sie enthält die für die Bewertung nach § 25 UVPG erforderlichen und zu betrachtenden Aspekte über die durch den Bau und den Betrieb der B 110 Ortsumgehung Dargun voraussichtlich verursachten Umweltauswirkungen. 
Für das Vorhaben ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nach dem UVPG als unselbstständiger Teil des Genehmigungsverfahrens, § 4 UVPG, durchgeführt worden. Die UVP umfasst die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen des Vorhabens auf

· Menschen, insbesondere auf die menschliche Gesundheit,
· Tiere und Pflanzen und die biologische Vielfalt,
· Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft,
· Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie
· die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern 
(§ 2 Abs.1 UVPG).
Der Vorhabenträger hat der Planfeststellungsbehörde dafür die unter Punkt 2.3.1.1 entscheidungserheblichen Unterlagen vorgelegt.
2.3.2.2 Kurzbeschreibung Lage
Das Vorhabengebiet grenzt nördlich an die Stadt Dargun an und beginnt westlich im Niederungsbereich des Röcknitzbaches am Straßenkreuzungspunkt der B 110 mit der L 231. Der geplante Straßenverlauf durchquert mehrere Acker- und Grünlandflächen und endet östlich auf Höhe des Gebietes Neubauhof. Das Vorhabengebiet wird von Acker- und Grünlandflächen dominiert und ist mit kleinen Waldflächen und Feldgehölzen sowie zahlreichen Windschutzpflanzungen und mehreren, zum Teil geschlossenen Alleebaumbeständn am vorhandenen Wegenetz durchsetzt. Vereinzelt reichen gewerblich genutzte Gebiete oder Wohnbebauungen in das Vorhabengebiet hinein. Technische Landschaftselemente stellen die eingezäunte Photovoltaikanlage auf der Fläche der stillgelegten Deponie sowie die von Osten nach Westen den Untersuchungsraum durchziehende Hochspannungsleitung dar. Im Norden des Vorhabengebietes befindet sich eine alte Kiesgrube, in deren Umfeld Kiefernbestände, Trockenrasenbereiche, Feldgehölze sowie eine Frischwiese vorzufinden sind. Das Vorhaben liegt innerhalb der Landschaftszone „Rückland der Mecklenburgischen Seenplatte“ und der Großlandschaften „Kuppiges Peenegebiet mit Mecklenburger Schweiz“ und „Teterower und Malchiner Becken“. Das Vorhabengebiet tangiert an seinem westlichen Rand im Bereich des Röcknitzbaches das EU-Vogelschutz- bzw. Landschaftsschutzgebiet „Mecklenburgische Schweiz & Kummerower See“.
2.3.2.3 Übersicht über die untersuchten Trassenvarianten
2.3.2.3.1 Allgemein 
Im Zuge der Planung der Ortsumgehung wurden zunächst mit einer Raumempfindlichkeitsuntersuchung und daraus erstellter umweltbezogener Raumwiderstandskarte in relativ konfliktarmen Korridoren die Varianten 1, 1.1, 1.2, 2, 3 und 4 entwickelt, untersucht und miteinander verglichen. Die Ergänzende Voruntersuchung erfolgte dann 2012, in der die Variante 5 aufgestellt und mit der Vorzugslinie aus 2008 verglichen wurde. Alle Varianten verlaufen nördlich von Dargun und haben mit Ausnahme der Variante 1.2 den gleichen Anfangspunkt nordwestlich von Dargun hinter der Einmündung der Landesstraße L 231 und ca. 50 m hinter der Querung des Röcknitzbachs. Alle Varianten werden östlich tangential an die B 110 angeschlossen.
Eine Variante, deren Linie südlich der Stadt Dargun verläuft, ist aufgrund der Lage von Röcknitzbach, Klostersee, Ortskern und angrenzenden hochwertigen Niederungsbereichen sowie den direkt südlich der Stadt angrenzenden Schutzgebieten mit erheblich größeren Umweltauswirkungen verbunden. Im gesamten Verlauf wäre eine Südumgehung innerhalb des SPA-Gebietes „Mecklenburgische Schweiz, Recknitz- und Trebeltal“ gelegen und hätte minimal eine dreimal so lange Gesamtlänge wie die maximale Länge einer Nordumgehung. Umfangreiche Eingriffe in Waldflächen des sog. Tiergartens sowie in Niedermoorstandorte wären zu erwarten. Aus den genannten Gründen war eine Südvariante im Planungsprozess frühzeitig auszuschließen.

2.3.2.3.2 Variante 1
Die Trasse der Variante 1 schließt nordwestlich von Dargun hinter der Einmündung der Landesstraße L 231 und ca. 50 m hinter der Querung des Röcknitzbachs tangential an die B 110 an. Sie durchquert die stillgelegte, mit einer eingezäunten Photovoltaikanlage, bebaute Deponie und umgeht die Stadt Dargun nördlich bis zu ihrem östlichen tangentialen Anschluss an die B 110. Die ehemalige Ortsdurchfahrt wird nordwestlich bzw. östlich von Dargun mit jeweils einer Einmündung abgekröpft an die Ortsumgehung der B 110 angeschlossen.
Die Streckenlänge dieser Variante beträgt 2.970 m.

Die Wasserschutzzone III der Wasserfassung II Dargun wird auf einer Länge von 1.490 m gequert.

2.3.2.3.3 Variante 1.1
Die Trasse der Variante 1.1 schließt nordwestlich von Dargun hinter der Einmündung der Landesstraße L 231 und ca. 250 m hinter der Querung des Röcknitzbachs tangential an die B 110 an. Sie durchquert die stillgelegte, mit einer eingezäunten Photovoltaikanlage, bebaute Deponie und umgeht Dargun ortsnah bis zu ihrem östlichen tangentialen Anschluss an die B 110 in Höhe Neubauhof, Richtung Demmin. Zur Optimierung der Baulänge wird diese Variante im Vergleich zur Variante 1 auf den ersten 1.700 m mit geringerem Abstand zur Ortslage und auf einem ca. 400 m langem Abschnitt auf dem Plattenweg (Wirtschaftsweg) geführt. Ab Bau-km 1+770 verläuft Variante 1.1 in der Linie der Variante 1.

Die Streckenlänge der Variante 1.1 beträgt 2.790 m und ist Vergleich der Varianten 1 – 4 die kürzeste Variante.

2.3.2.3.3 Variante 1.2
Um die bestehende Linienführung der vorhandenen B 110 im Bereich der Röcknitzbach-Niederung zu verbessern, schließt die Trasse der Variante 1.2 nordwestlich von Dargun bereits ca. 500 m vor der Einmündung der Landesstraße L 231 tangential an die B 110 an. Im Bereich der nordwestlichen Abkröpfung wird in Fortführung der L 231 die vorhandene B 110 mit einer Einmündung an die Abkröpfung angeschlossen. Die Variante quert die Röcknitzbach-Niederung sowie ein Waldstück und durchquert die stillgelegte, mit einer eingezäunten Photovoltaikanlage, bebaute Deponie. Bei Bau-km 0+785 endet die separate Linienführung und hat auf einer Länge von ca. 2.755 m bis zu ihrem Bauende den gleichen Verlauf wie die Variante 1.

Die Streckenlänge der Variante 1.2 beträgt 3.540 m und ist damit die längste der untersuchten Varianten.
2.3.2.3.4 Variante 2
Die Trasse der Variante 2 schließt wie die Variante 1 nordwestlich von Dargun hinter der Einmündung der Landesstraße L 231 und ca. 50 m hinter der Querung des Röcknitzbachs tangential an die B 110 an. Sie durchquert die stillgelegte, mit einer eingezäunten Photovoltaikanlage, bebaute Deponie, umgeht die Gasdruckregelanlage der Verbundnetz Gas AG und die Stadt Dargun nördlich bis zu ihrem östlichen tangentialen Anschluss an die B 110. Diese Variante wird im östlichen Streckenbereich der Ortsumgehung vergleichsweise mit dem größten Abstand zur Ortslage geführt. Die dann ehemalige Ortsdurchfahrt wird nordwestlich bzw. östlich von Dargun mit jeweils einer Einmündung abgekröpft an die Ortsumgehung der B 110 angeschlossen. Die Streckenlänge dieser Variante beträgt 3.100 m.
2.3.2.3.5 Variante 3
Die Trasse der Variante 3 schließt nordwestlich von Dargun hinter der Einmündung der Landesstraße L 231 und ca. 50 m hinter der Querung des Röcknitzbachs tangential an die B 110 an. Sie durchquert die stillgelegte, mit einer eingezäunten Photovoltaikanlage, bebaute Deponie, umgeht südlich die Gasdruckregelanlage der Verbundnetz Gas AG und schließt östlich tangential an die B 110 an. Diese Variante wird im Vergleich zu den anderen untersuchten Varianten mit einem mittleren Abstand zur Ortslage geführt. 
Die Länge dieser Strecke beträgt 3.060 m.
2.3.2.3.6 Variante 5
Die Trasse der Variante 5 schließt nordwestlich von Dargun etwa 250 m vor der Einmündung zum Wohngebiet „Am Röcknitztal“ tangential an die B 110 an. Sie durchquert die stillgelegte, mit einer eingezäunten Photovoltaikanlage, bebaute Deponie und umgeht Dargun ortsnah bis zu ihrem östlichen tangentialen Anschluss an die B 110 in Höhe Neubauhof, Richtung Demmin. Diese Variante wird im Vergleich zur Variante 4 auf den ersten 1.200 m mit geringerem Abstand zur Ortslage geführt. Dabei hat sie auf diesem Abschnitt eine separate Linienführung, die etwa bei Bau-km 1+200 mit Übergang in Variante 4 endet. Die ehemalige Ortsdurchfahrt wird nordwestlich bzw. östlich von Dargun mit jeweils einer Einmündung abgekröpft an die Ortsumgehung der B 110 angeschlossen. Die Streckenlänge der Variante 5 beträgt 2.609 m.
2.3.2.3.7 Gewählte und Planvariante 4 
Die plangegenständliche Trasse Variante 4 beginnt ebenso wie die Varianten 1, 2 und 3 mit dem Anschluss an die B 110 nordwestlich von Dargun hinter der Einmündung der Landesstraße L 231 und ca. 50 m hinter der Querung des Röcknitzbachs. Sie ist insbesondere bestimmt durch die nördliche Umfahrung des stillgelegten, mit einer Photovoltaikanlage, bebauten Deponiekörpers und den Verlauf südwestlich außerhalb der Trinkwasserschutzzone II des Brunnens 27. Das Trassenende schließt östlich von Dargun in Höhe Neubauhof, Richtung Demmin, wieder an die B 110 an. Die Kreisstraßen K 49 und K 50 werden mit einem vierarmigen Kreuzungspunkt an die Ortsumgehung angebunden. Die ehemalige Ortsdurchfahrt wird nordwestlich bzw. östlich von Dargun mit jeweils einer Einmündung abgekröpft an die Ortsumgehung der B 110 angeschlossen.

Insgesamt erstreckt sich dabei der Trassenverlauf über eine Länge von 3.230 m. 

2.3.2.4 Umweltrelevante Merkmale und Wirkfaktoren der Planvariante
2.3.2.4.1 Schutzgut Mensch einschließlich der menschlichen Gesundheit
2.3.2.4.1.1 Darstellung des Ist-Zustandes
In der vom Menschen überformten Kulturlandschaft des Vorhabengebietes treten Siedlungsflächen, landwirtschaftliche Flächen sowie Wald- und Feuchtflächen besonders hervor. Im Untersuchungsgebiet liegen der nördliche Teil von Dargun, der Ortsteil Neubauhof sowie Teile des Ortsteils Lehnenhof. Die besiedelten Bereiche sind durch eine Vielzahl an Nutzungen gekennzeichnet. Hierzu zählen unter anderem Wohnen, Gewerbe, Freizeit-, Sport- und Erholungseinrichtungen sowie Kleingärten. Reine Wohnbauflächen sind neben anderer Nutzung nur in Dargun selbst ausgezeichnet. Im Umfeld der geplanten Trasse befinden sich mehrere Wohnbebauungen (Wohngebiete Lerchenweg und Rudolf-Tarnow-Straße). Am Nordrand von Dargun wurde im Jahr 2019 ein neuer B-Plan 16.1 „Sport- und Freizeitpark Dargun“ aufgestellt und durch die Bürgerschaft bestätigt, der die Anlage eines Wohngebietes mit Einzelhäusern vorsieht. Die nächstgelegene schutzbedürftige Wohnbaufläche befindet sich südwestlich des Knotenpunktes B 110/MSE 49/MSE 50. Der minimale Abstand zwischen Trassenachse und Wohnbebauung beträgt bei Bau-km 2+450 etwa 150 m. Östlich des Knotens, Bau-km 2+620, nähert sich die Trasse auf rund 68 m einer als im Außenbereich befindlichen Wohnbebauung. Darüber hinaus existieren im Norden von Dargun ein Freizeit- und Erholungsgebiet „Spiel-, Sport- und Freizeitanlage“ und im Umfeld der Wohnbebauungen sogenannte siedlungsnahe Freiräume, die eine Pufferfunktion hinsichtlich der Wohn- und Erholungsnutzung besitzen (Unterlage U1). Im Untersuchungsgebiet sind keine überregionalen/regionalen und lokalen Erholungsgebiete offiziell ausgewiesen. Der Klostersee mit dem angrenzenden Teil der Röcknitzbachniederung sowie das Sondergebiet für Freizeit und Erholung am nördlichen Ortsrand übernehmen aber wichtige Funktionen als Naherholungsraum aufgrund der guten Zugänglichkeit und Ortsnähe. Die Erholungsnutzung äußert sich in Form von Angeln und Wassersport, Baden sowie einer intensiven Nutzung der vorhandenen Spiel- und Sportanlagen und der Wege durch Spaziergänger und Radfahrer. Der Plattenweg nördlich von Dargun wird als Wanderweg für die Feierabenderholung genutzt. Die Kreisstraßen werden aufgrund der geringen Verkehrsbelastung auch als Radwanderwege genutzt. Die Wege und Freiflächen um die Kiesgrube nördlich von Dargun werden teilweise durch Erholungssuchende frequentiert. Östlich der Kreisstraße MSE 49 (K 49) Brudersdorfer Straße liegt eine Dauerkleingartenanlage, die der Feierabenderholung dient (Unterlage U 19.8, S. 121). Vorbelastungen für das Schutzgut Mensch bestehen insbesondere durch Schadstoff- und Lärmbelastungen aus dem Verkehr entlang der Hauptverkehrsstraßen.
In Dargun selbst führt der Verlauf der B 110 durch den Ortskern zu hohen Lärm- und Schadstoffbelastungen, was die Attraktivität des Ortes für Einwohner und Touristen beeinträchtigt. 
2.3.2.4.1.2 Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Mensch
Baubedingte Auswirkungen
Während der Bauphase ist durch Boden- bzw.- Baustofftransporte und den Betrieb von Baustelleneinrichtungen und –fahrzeugen sowie durch Maschinen mit belastenden Lärm-, Licht-, Abgas- und Staubemissionen zu rechnen. Außerdem entstehen Erschütterungen und Vibrationen durch die Bautätigkeiten. Diese Beeinträchtigungen, auch im Zusammenhang mit Flächeninanspruchnahme, können während der Bauzeit phasenweise die derzeit mögliche freiraumbezogene Erholung einschränken. Im Rahmen der Bauausführung sind keine besonders lärmintensiven Tätigkeiten wie Rammungen erforderlich. Weiterhin sind keine Bautätigkeiten im besonders sensiblen Nachtzeitraum vorgesehen.
Anlagebedingte Auswirkungen

Durch den Bau der Ortsumgehung ergeben sich keine Verluste von Wohngebäuden oder von Siedlungsflächen oder Zerschneidungen dieser Flächen. Abzuwägen sind die Umweltauswirkungen aufgrund der Zerschneidung und Beeinträchtigung (Verlärmung) landschaftlicher siedlungsnaher Freiräume von ca. 17,2 ha im Bereich zwischen der Ortsumfahrungstrasse und der Ortslage Dargun bei Bau-km 1+550 bis Bauende. Es kommt zu Störungen von Sichtbeziehungen vom Heidberg und der Ortsrandlage in Richtung der Waldgebiete an der Kiesgrube und den Lehnenhöfer Tannen (Unterlage 1, 19.1, 19.8).

Im Verlauf der Trasse werden mehrere, z.T. für die ortsnahe Erholung bedeutsame Wegeverbindungen der Gemeinde unterbrochen: 
· Bau km 0+113 – Der Weg ist Bestandteil des Wirtschaftswegenetzes der Region und des Radwegekonzeptes der Stadt Dargun und darüber hinaus im Flächennutzungsplan der Stadt als Reitweg ausgewiesen (Unterlage 1, 1 Kap. 4.5)

· Bau km 0+185 – Weg zum Sandtagebau
· Bau km 0+680 – Weg an der Photovoltaikanlage
· Bau km 1+495 – Weg zur Brunnenanlage 27,

· Bau km 1+900 / 2+000- Plattenweg – Der Plattenweg ist Bestandteil des Radwegekonzeptes der Stadt und erschließt derzeit die Gasdruckregelstation eines Leitungsträgers, den Sport- und Freizeitpark sowie die in 2013 entstandene Photovolthaikanlage auf den ehemaligen Flächen der Mülldeponie.

· Bau km 2+190 – Lindenweg.
Betriebsbedingte Auswirkungen

Durch den Bau der Ortsumgehung Dargun kommt es innerorts mit der Verkehrsentlastung zu einer Entlastung bei den verkehrsbedingten Lärm- und Schadstoffemissionen und zu einer Verbesserung der Wohnfunktion im Ort. Die verkehrlichen Effekte erhöhen die Leistungsfähigkeit an den innerörtlichen Knotenpunkten, führen zur deutlichen Verbesserung der Verkehrsqualität im Ort und senken die Unfallgefahr. Im Bereich der Neubaustrecke ergeben sich neue Beeinträchtigungen für das Schutzgut Mensch bzw. für dessen Wohnumfeld. In dem Zusammenhang sind zunächst Eingriffe in Privatgrundstücke durch Flächeninanspruchnahme und belastende Auswirkungen, wie etwa neuerlicher Verkehrslärm, Licht oder Abgase, auf die Wohn- und Außenwohnbereiche und die siedlungsnahen Freiräume zu benennen. Die Einzelpunktberechnungen an den Immissionsorten der Wohngebäude und zugehörigen Außenwohnbereiche ergeben, dass Überschreitungen von gebietsabhängigen Grenzwertisophonen der 16. BImSchV durch den Neubau der B 110 und die mit dem Neubau verbundenen Änderungen der Verkehrswege K 49 und K 50 auf Wohnbebauungen oder Erholungsnutzungen durch Lärm nicht vorliegen. Die zuvor genannten schützenswerten Nutzungen liegen vollständig außerhalb der gebietsabhängigen Grenzwertisophonen der 16. BImSchV (Unterlage 17.1).
2.3.2.4.1.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung der Umweltauswirkungen
auf den Menschen 
Durch den Neubau der Ortsumgehung Dargun werden die Grenzwerte der Lärmvorsorge der 16.BImSchV für den Planfall 2035 an schutzbedürftigen Nutzungen in der Nachbarschaft des Bauvorhabens nicht überschritten (siehe Unterlage 17.1). Maßnahmen vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche für die im Norden angrenzenden Sportanlagen sind nicht vorgesehen.
Der Vorhabenträger hat die zu erwartenden Luftschadstoffimmissionen ermittelt und bewertet (Unterlage 17.2), um die Einhaltung der berechneten Immissionsgesamtbelastungen entsprechend der Immissionsgrenzwerte nach der 39. BImSchV zum Schutz der menschlichen Gesundheit an Immissionsorten mit schutzwürdiger Nutzung sicherzustellen. Zusätzliche Schutzmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 

Emissionsmindernde Effekte ohne Berücksichtigung für die Lärm- und Schadstoffemissionsberechnung sowie eine Minderung der Beeinträchtigung der visuellen Wahrnehmbarkeit der Landschaft und Lichtemissionen werden durch die trassennahe Bepflanzung mit Alleebäumen auf der gesamten Strecke und mit Gehölzpflanzungen auf den Landschaftswällen von Bau-km 1+670 bis Bau –km 2+700 erreicht.
Zur Erhaltung der für Grundstückserschließung und Erholung bedeutsamen Wegeverbindungen, die von der Ortsumgehung gequert werden, sind adäquate Maßnahmen vorgesehen. Als Ersatz für die unterbrochenen Wegebeziehungen werden drei neue Wirtschaftswege als Ersatz für
· die nördliche Wegezuführung zur Photovoltaikanlage,

· die Anbindung Brunnenanlage Wasserfassung Dargun II und

· den Plattenweg angeordnet

die den Grundstückserschließungen und der Anbindung des Sport- und Freizeitparks dienen (Unterlage 1).
2.3.2.4.2 Schutzgut Pflanzen
2.3.2.4.2.1 Darstellung des Ist-Zustandes
Das Umfeld der Trasse wird überwiegend als Acker- und Grünland genutzt. Die im west- bzw. südwestlichsten Teil des Untersuchungsgebietes am Bauanfang der B 110 gelegene Niederung des Röcknitzbaches wird von Intensivgrünland, teilweise auf Moorstandorten, und Resten von Erlenbruchwäldern sowie kleineren Röhrichtflächen bestimmt. Im Norden des Untersuchungsgebietes befindet sich eine alte Kiesgrube, in deren Umfeld ein Mosaik aus verschiedenen Biotoptypen mit Kiefernbeständen, Trockenrasenbereichen, Feldgehölzen sowie einer Frischwiese vorzufinden ist. Der gesamte südliche Bereich wird dagegen durch Einzelhausgebiete mit einem hohen Grünanteil der Ortsrandlage der Stadt Dargun geprägt. Am nördlichen und südwestlichen Ortsrand von Dargun existieren Reste ehemaliger Streuobstwiesen bzw. von Obstgärten. Weiterhin prägend sind hier Hecken und Alleen am vorhandenen Wegenetz sowie das Gelände des Sport- und Freizeitparkes (Heidberg-Park) mit einem ebenfalls hohen Anteil an Gehölzen. Der östliche Teil des Untersuchungsgebietes wird, neben den bereits aufgeführten Acker- und Verkehrsflächen der B 110, insbesondere durch die Gewerbeflächen der Brauerei Dargun und einiger kleinerer Betriebe geprägt.
Neben dem großflächigen künstlich entstandenen Klostersee außerhalb des Untersuchungsraumes sind im Untersuchungsgebiet einige Kleingewässer vorhanden. Diese sind zum Teil ebenfalls anthropogenen Ursprungs, so die Fischteiche in Neubauhof. Die Übrigen sind natürliche Sölle bzw. Kleinseen. Der Röcknitzbach prägt das Untersuchungsgebiet mit seinen nahezu unverbauten, mit Erlen, Weiden und Eschen bestandenen Ufern als natürliches Fließgewässer. Des Weiteren durchziehen diverse künstliche Gräben unterschiedlicher Ausprägung, zum Teil mit Wasserlinsendecke und artenreichen Röhricht- und Uferstaudenbeständen, den Untersuchungsraum.
Als hochwertige Biotope sind mehrere Feldgehölze im Übergangsbereich zur Niederung des Röcknitzbaches sowie die Alleebaumbestände an der B 110, am Lindenweg und an den Kreisstraßen MSE 49 und 50 hervorzuheben. 
Bei 21 der erfassten Biotope handelt es sich um nach § 20 NatSchAG M-V geschützte Biotope folgender Ausprägungen:
· Strauchhecken und Feldgehölze
· Pioniersandflur saurer Standorte und ruderalisierter Sandmagerrasen
· Rohrkolbenröhricht und Schilf-Landröhricht
· Erlenbruchwald
· Nasswiese und Hochstaudenflur auf Moorstandort.
Daneben sind drei nach § 19 NatSchAG geschützte Baumreihen, fünf Alleen sowie 11 Biotope mit nach § 18 NatSchAG M-V geschützten Einzelbäumen erfasst (U 19.1 Tabelle 2).
Vorbelastungen für das Schutzgut Pflanzen stellen vor allem Flächennutzung/ -versiegelung, Schadstoffbelastung/Eutrophierung durch Landwirtschaft und Verkehr, Entwässerung, Erholungsnutzung sowie durch die Zerschneidung funktioneller Zusammenhänge dar. Der Versieglungsgrad außerhalb der Siedlungsbereiche ist relativ gering.
Die zuvor benannten Biotope sind Lebensraum und Grundlage des faunistischen Artenspektrums im Planungsbereich der B 110 Ortsumgehung Dargun. Habitate von Tierarten mit besonderer Bedeutung sind für die Tiergruppen der Fledermäuse, Fischotter, Reptilien, Amphibien, Brutvögel, Rastvögel und Eremiten angegeben.

2.3.2.4.2.2 Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Pflanzen 
Die Auswirkungen des Vorhabens beziehen sich hier auf die Lebensgemeinschaften und Lebensräume der Pflanzen.
Die vorhabenbedingte Flächeninanspruchnahme durch das Bauvorhaben aufgrund der Errichtung von Fahrbahn mit Bankett, Böschungen und Mulden beträgt insgesamt ca. 18 ha. Der Umfang der Versiegelung bezogen auf Voll- und Teilversiegelung durch die befestigte Fahrbahnfläche beträgt ca. 4 ha. Mit den unbefestigten Bestandteilen des neuen Straßenkörpers in Form von Bankett, Böschung, Mulde, Landschaftswälle kommt es zu einer weiteren Überbauung von ca. 8,4 ha. Baubedingt kommt es zu Biotopverlusten durch die bauzeitliche Anlage eines Arbeitsstreifens beidseitig der Straße in einer Breite von jeweils 5 m auf ca. 6 ha.
Der Biotopverlust unter Berücksichtigung der Biotope mit einer Werteinstufung ≥ 1 liegt insgesamt bei ca. 14,9 ha. Betroffen sind überwiegend Acker- und Ackerbrachflächen im Umfang von ca. 8,4 ha und Grünland im Umfang von ca. 3,7 ha. Des Weiteren werden Ruderalflächen mit ca. 1,5 ha, Feldgehölze mit ca. 2.700 m², eine jüngere Parkfläche von etwa 4.700 m², in geringem Umfang auch Fließgewässer bzw. Gräben mit ca. 1.800 m² und Waldfläche von etwa 144 m² überbaut. In den Wirkzonen der Straße werden ca. 30 ha Biotopflächen durch anlagebedingte Veränderungen der Standortbedingungen und des Kleinklimas sowie durch verkehrsbedingte Schadstoffemissionen wie folgt beeinträchtigt:
· Wirkzone I – 0 bis 50 m ab Fahrbahnrand ca. 18 ha Biotopfläche
· Wirkzone II – 50 bis 150 m ab Fahrbahnrand ca. 12 ha Biotopfläche. 
Durch das Vorhaben werden Eingriffe in Biotope unterschiedlicher Ausprägung vorgenommen. Von den überbauten Biotopen haben ca. 3,6 ha einen hohen Wert, dies sind insbesondere Frischgrünland, Feldgehölze und Strauchhecke, geringfügig Erlenbruchwald und ein Graben. Biotope mit sehr hoher Bewertung werden nur in geringem Umfang von etwa 226 m² überbaut. Dies sind die nach § 20 NatSchAG M-V geschützte Nasswiese und der Großseggen-Erlenbruchwald. Biotopflächen mittlerer Wertstufe machen ca. 5 ha der überbauten Flächen aus, insbesondere Ackerbrachen und die Ruderalfluren sowie Windschutzpflanzung und Gräben. Die nachrangig zu bewertenden intensiv bewirtschafteten Ackerflächen werden mit ca. 6 ha überbaut und stellen den größten Flächenanteil dar.  
Darüber hinaus erfolgen Fällungen von nach § 19 NatSchAG M-V geschützten Alleebäumen und nach § 18 NatSchAG M-V geschützten Einzelbäumen. An der B 110, am Lindenweg und an den Kreisstraßen MSE 49 und MSE 050 werden insgesamt 38 Alleebäume gefällt. Einzelbaumfällungen erfolgen im Wesentlichen am Bauanfang. Insgesamt werden 13 Einzelbäume, davon 3 nach § 18 NatSchAG M-V geschützte Einzelbäume gefällt (Unterlage 19.1, S. 58 ff). Bei den flächigen Biotopen beträgt der Umfang der Inanspruchnahme von nach § 20 NatSchAG geschützten Biotopflächen 3.230 m², weitere ca. 1,2 ha geschützter Biotopflächen werden aufgrund der betriebsbedingten Auswirkungen beeinträchtigt. 
2.3.2.4.2.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung, Ausgleich und
                  Ersatz der Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen 

Die gewählte Trasse des Vorhabens verläuft in einem für das Schutzgut Pflanzen relativ unempfindlichen Bereich. Es werden keine naturschutzrechtlichen Schutzgebiete vom Vorhaben berührt. Mit dem Planungsvorhaben sind gemäß der naturschutzfachlichen Gesetzgebung umfangreiche Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege verbunden (Unterlage 9). Ziele dieser Maßnahmen sind die Vermeidung und Minderung von Eingriffsfolgen für Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt und die Gewährleistung des Ausgleichs oder Ersatzes von beeinträchtigten Funktionen bzw. Werten des Naturhaushaltes im Sinne des Naturschutzrechts. 
Aufgrund der mit Variante 1.2 einhergehenden Verluste und Beeinträchtigung durch Schadstoffeintrag sehr bedeutsamer Biotope in der Röcknitzbachniederung wird auf eine Verbesserung der bestehenden Linienführung der B110 im Bereich der Röcknitzbach-Niederung verzichtet und der Bauanfang des Vorhabens hinter die Röcknitzquerung angelegt. Im empfindlichen Erlenbruchwaldbereich am Bauanfang erfolgt eine Eingrenzung des technologischen Streifens, Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen werden in diesem Bereich nicht vorgesehen. Als Schutzmaßnahmen baubedingter Eingriffsfolgen sind Baumschutzmaßnahmen und Biotopschutzzäunen während der Bauphase geplant. Für geschützte oder besonders hochwertige Biotope, die an das Baufeld grenzen, werden für die Bauzeit Schutzzäune mit einer Gesamtlänge von 1.200 m vorgesehen (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 1.2 VS). Für 89 dicht am bzw. im Baufeld stehende Bäume werden Schutzmaßnahmen für den Kronen-, Stamm- und Wurzelbereich entsprechend DIN 18920 bzw. RAS-LP 4 vorgesehen (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 1.1 VS).
Mit Beendigung des Erdbaus erfolgt im verbliebenen Baufeld zur Wiederherstellung der Durchlässigkeit des gewachsenen Bodens nach baubedingter Verdichtung eine Tiefenlockerung bis zu 0,60 m und darauf anschließend die Wiederandeckung des Oberbodens, so dass die Baufeldflächen rekultiviert einer Nachnutzung bzw. Biotopentwicklung zur Verfügung stehen (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 1.4 VS).
Die Kompensation der Verluste und Beeinträchtigungen geschützter Biotope sowie sonstigen in Anspruch genommenen Biotope mit besonderer und allgemeiner Bedeutung erfolgt durch Entsiegelung von ca. 5.000 m² nicht mehr benötigter befestigter Verkehrsflächen mit Tiefenlockerung, Oberbodenandeckung und Begrünung (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 3.1 A), Pflanzung einer Baumreihe (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 3.2 A), Anlage von Feldhecken und gehölzbepflanzten Landschaftswällen (Unterlage 9.3, Maßnahmenblätter 3.3 A und 3.4 A), der Anlage von ca. 5 ha Wiesenfläche und ca. 8,55 ha Ackerbrache auf bislang landwirtschaftlich genutzten Ackerflächen sowie Baum- und Gehölzbepflanzung auf ca. 4 ha parkartiger Grünfläche, der Renaturierung des Röcknitzbaches mit mäandrierender Gewässerlaufgestaltung und Gehölzpflanzungen im Uferbereich (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 4.1 E), einem naturnahen Waldumbau auf ca. 1,6 ha mit Entsiegelung und Erstaufforstungsanteil auf ca. 3.000 m² (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 4.2 E) sowie der Pflanzung von 448 Alleebäumen an der Ortsumfahrung und 59 straßenbegleitend in Reihe zu pflanzenden Bäumen entlang eines ländlichen Plattenweges nördlich von Dargun (Unterlage 9.3, Maßnahmenblätter 3.2 A und 4.3 E).
Die Kompensation von 51 zu fällenden, davon 38 gesetzlich geschützten Allee- und 3 gesetzlich geschützten Einzelbäumen erfolgt gemäß Alleenerlass und Baumschutzkompensationserlass mit weiteren 127 straßenbegleitend in Reihe zu pflanzenden Bäumen entlang der Ortsumgehung (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 4.3 E).

2.3.2.4.3 Schutzgut Tiere 
2.3.2.4.3.1 Darstellung des Ist-Zustandes
Säugetiere

Fischotter / Biber

Für Fischotter und Biber stellt das Untersuchungsgebiet einen sporadisch genutzten Lebensraum dar. Die Vorkommen sind hier auf den Niederungsbereich des Röcknitzbachs
im Westen des Untersuchungsgebietes beschränkt. Der überwiegende Teil des Untersuchungsgebietes besitzt aufgrund des Fehlens geeigneter Lebensraumstrukturen sowie der ortsnahen, zum Teil innerörtlichen Lage des Gebietes mit häufigen anthropogenen Störungen, keine Bedeutung für Fischotter und Biber.
Fledermäuse
Im Untersuchungsgebiet wurden keine Lebensräume hoher oder sehr hoher Bedeutung für Fledermäuse festgestellt. Lediglich im Siedlungsbereich von Dargun das Areal der evangelischen Kirche und des Klostersees werden als Lebensraum mittlerer Bedeutung bewertet. Das übrige Untersuchungsgebiet wird als gering bedeutender Lebensraum bewertet (Unterlage 19.8). Allerdings werden die höhlenreichen Alleebaumbestände an der B 110 sowie am Dreieck Lindenweg/ K MSE 50/ K MSE 49 ebenso wie der Bereich des Heidbergs und die Gehölzbestände nördlich des Solarfelds und der Brauerei als Wert- und Funktionselement mit besonderer Bedeutung bewertet. Die Alleebaumbestände an der B 110, am Lindenweg und an den Kreisstraßen MSE 49 und 50 haben Quartiereignung und stellen Jagdhabitate von Fledermäusen, insbesondere von Zwerg- und Mückenfledermaus sowie auch Rauhautfledermaus, Breitflügelfledermaus, Abendsegler mit Überfluggeschehen dar. Es gibt Hinweise auf Männchen- oder Paarungsquartiere in Bäumen am Bauanfang und entlang des Lindenwegs. Auch bei den Gehölzbeständen nördlich des Solarfelds sowie nördlich der Brauerei gibt es Balzreviernachweise. Weitere Nachweise von insgesamt acht Arten, darunter die seltene Zweifarbfledermaus sowie die Mopsfledermaus als FFH-Anhang II-Art gibt es im Bereich des Heidbergs.
Sonstige Säugetiere 

Im Untersuchungsraum treten regelmäßig Reh- und Schwarzwild sowie Feldhase und Kaninchen auf. Auch wurden Spuren von Fuchs und Marder festgestellt. An den Feuchtwiesen am Röcknitzbach wurde der in M-V gefährdete Iltis festgestellt.
Reptilien
Im Bereich der Ruderalfluren der Straßenböschungen der B 110 am Bauanfang, der K 49 bzw. K 50 und des Plattenweges nördlich von Dargun, am südlichen Rand eines Kiefern-Eichenwaldes und auf daran angrenzender Brachfläche nördlich von Dargun sowie in den extensiv genutzten Bereichen des Sport- und Freizeitparks Dargun kommen Zaun- und Waldeidechsen vor. Der nicht kartierte eingezäunte Bereich der Photovoltaikanlage wird aufgrund der standörtlichen Bedingungen mit mittlerer Habitatbedeutung bewertet, so dass ebenfalls das Vorkommen der Zaun- und Waldeidechse angenommen wird.
Amphibien
Die Fließ- und Standgewässer in Form des Röcknitzbachs, drei Kleingewässer, mehrere Gräben sowie angrenzende Niederungs- Erlenbruchwaldbereiche des Röcknitzbachs bieten Habitate für Amphibien. Insbesondere in der Niederung des Röcknitzbachs sind großflächige geeignete Landlebensräume für Amphibien wie Erlenbrüche, Nassgrünland und Ufer von Gewässern vorhanden. Die Niederung des Röcknitzbachs hat auf Grund ihrer Ausstattung mit Fließgewässern und Feuchtbiotopen neben der Eigenschaft als Landlebensraum auch eine Funktion als Wanderkorridor für Amphibien. Weitere Wanderkorridore größerer Bedeutung wurden im Untersuchungsgebiet nicht festgestellt. Es wurden insgesamt fünf Amphibienarten nachgewiesen werden, von denen der Moorfrosch gemäß BNatSchG zu den streng geschützten Amphibienarten gehört. Weiterhin wurden die besonders geschützten Amphibienarten Erdkröte, Grasfrosch, Teichmolch sowie der Teichfrosch gefunden. Für Moorfrosch, Teichfrosch, Erdkröte und Teichmolch liegen vereinzelte Reproduktionsnachweise vor (Unterlage 19.4.3).
Insekten
Xylobionte Käfer 

Ein Populationsnachweis für den Eremiten oder andere xylobionte Arten konnte im Untersuchungsgebiet nicht erbracht werden. Grundsätzlich haben die im Untersuchungsgebiet vorhandenen alten Alleebaumbestände potentielle Habitatfunktion, wobei im Zuge der Bestandserfassung festgestellt wurde, dass alle Bäume insgesamt sehr vital und große Höhlungen oder Mulm nicht erkennbar sind. Aufgrund ihres Alters wurde aber höchst vorsorglich für 2 Bäume Potenzial angenommen.
Laufkäfer 

Im Untersuchungsgebiet wurden 65 Laufkäferarten nachgewiesen. Besonders artenreich stellen sich die sandig-trockenen Äcker mit 44 Arten dar. Einen weiteren Funktionsraum mit hoher Bedeutung für Laufkäfer bildet die Röcknitzbachniederung.
Heuschrecken 

Im Untersuchungsgebiet konnten 15 Heuschreckenarten nachgewiesen werden, darunter die nach Bundesartenschutzverordnung besonders geschützte Blauflüglige Ödlandschrecke. Hohe Habitatqualität für Heuschrecken weist die Sand-/Kiesgrube nördlich von Dargun auf. Habitatbedeutung haben weiterhin Feuchtwiesen am Cantorsee und am Röcknitzbach.

Vögel
Brutvögel 

Im Untersuchungsgebiet wurden 94 Vogelarten als Brutvögel nachgewiesen bzw. als „brutvogelverdächtig“ eingestuft, darunter 15 europa- bzw. bundesweit geschützte Arten wie etwa die Rohrweihe, Weißstorch, Schwarz- und Mittelspecht, Sperbergrasmücke und Neuntöter als Arten des Anhang I der EU-Vogelschutzrichtlinie (79/409/EWG) sowie 48 in den Roten Listen der Bundesrepublik Deutschland und Mecklenburg-Vorpommerns aufgelistete Arten. Hier hervorzuheben ist ein Nachweis der Bekassine von 2004 am Cantorsee. Grünanlagen der Siedlungsbereiche sowie die Acker- und Grünlandflächen nördlich der Stadt Dargun sind Lebensraum offenlandbrütender Vogelarten und Nahrungshabitat eines Mäusebussards.
Zug- und Rastvögel
13 Zug- und Rastvogelarten wurden im Untersuchungsgebiet erfasst, davon sieben europa- bzw. bundesweit geschützter Arten. Am Cantorsee wurden Kornweihe, Rot- und Schwarzmilan, Wachtel, Kranich und Trauerseeschwalbe erfasst. Beobachtet wurde dort weiterhin die Schellente und am Klostersee der Eisvogel. Neben dem Cantorsee mit Feuchtwiesen und dem Klostersee haben auch die Wälder westlich Darguns, namentlich für Kranich und Hohltaube sowie die Feuchtwiesen östlich Darguns, namentlich für den Rotmilan, mithin für Zug- und Rastvögel besondere Bedeutung. Im unmittelbaren Wirkbereich der Ortumgehungstrasse wurde kein relevantes Rastgebiet festgestellt, hier sind i.d.R. allenfalls kleine Rastbestände zu erwarten. Diese individuenschwachen Bestände können in die nähere Umgebung, außerhalb möglicher betriebsbedingter Störungsbereiche der Trasse, ausweichen (Unterlage 19.1 S. 51, Unterlage 19.2 S. 92 ff.).
Vorbelastungen 
Vorbelastungen für die Tierarten und Habitatfunktionen werden durch die bestehenden Hauptverkehrsstraßen der Bundesstraße B 110 sowie der Kreisstraßen MSE 49 und MSE 50, als auch durch Hochspannungs- und Freileitungen sowie menschliche Aktivitäten, insbesondere durch Verkehr, Erholungs- und Freizeitnutzung in der Landschaft, verursacht. Aufgrund der Vorbelastungen durch die bestehenden Hauptverkehrsstraßen, Bahnlinien und Hochspannungs – Freileitungen sind die für die Avifauna relevanten Lebensräume gering empfindlich gegenüber betriebsbedingten Lärm und visuellen Reizen.
2.3.2.4.3.2 Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Tiere
Die Auswirkungen des Vorhabens beziehen sich hier auf die Lebensgemeinschaften und Lebensräume der wildlebenden Tiere.
Baubedingte Auswirkungen
Im Zusammenhang mit Baulärm und Baubetrieb kann es zu Störungen und Beunruhigungen kommen. Verschiedene Tiergruppen können in ihrer akustischen Kommunikation beeinträchtigt werden. Baubedingte Auswirkungen sind temporärer Natur und entfallen in der Regel nach Fertigstellung der Maßnahme. 
Anlagebedingte Auswirkungen

Auf der gesamten Strecke ergibt sich die Durchschneidung eines hauptsächlich von Ackerflächen geprägten Lebensraumes ubiquitärer Arten. Die Errichtung der Straße führt zu Trenn- und Barriereeffekten, durch die Ausbreitungsbewegungen zur Neubesiedlung anderer Biotope und der Individuenaustausch sowohl innerhalb des jeweiligen Funktionsraumes als auch zwischen benachbarten Räumen beeinträchtigt werden können.

Betriebsbedingte Auswirkungen

Neben dem direkten Verlust von Habitatflächen und verkehrsbedingten Trenn- und Störeffekten haben die verkehrsbedingten Schadstoffemissionen im Wirkbereich der Straße Auswirkungen auf die Tierwelt. Die von der Straße ausgehenden Immissionen in Form von Lärm- und Lichteinwirkungen, Schadstoff-, Staub- und Salzeintrag, Erschütterungen und Veränderungen des Bestandsinnenklimas haben Auswirkungen auf das im Umfeld der Trasse anzutreffende Artenspektrum. Sie können zu Veränderungen in der Zusammensetzung der Tiergemeinschaften oder Artenverarmung (z.B. Regenwürmer, Bodentiere) führen. Eine Verringerung des Bruterfolges von Heckenbrütern aufgrund geringerer Eierschalendicke, höherer Anzahl unfruchtbarer Eier sowie die Akkumulation von Schadstoffen über die Nahrungskette (z.B. Nahrungsaufnahme schadstoffbelasteter Mäuse mit der Folge der Belastung von Greifvögeln) ist möglich.

Auswirkungen auf die Fauna mit Funktionsverlusten hoch und mittel bedeutsamer Lebensräume betreffen Brutvögel, Fledermäuse und Zauneidechsen.
Brutvögel
Die Trasse der B 110 Ortsumgehung Dargun quert eine Ackerflur, die einen Brutplatz von Feldlerchen darstellt. Für 14 Reviere ist ein 20%iger und für zehn Reviere ein 10%iger Funktionsverlust zu bilanzieren. Insgesamt gehen damit ca. vier Reviere der Feldlerche verloren. Außerdem erleiden jeweils zwei Reviere des Braunkehlchens und der Grauammer einen 20%igen Funktionsverlust. Im Bereich südwestlich der Kiesgrube zerschneidet die Trasse ein Nahrungshabitat (Offenland) eines Mäusebussards, dessen Brutplatz (Horst) aber außerhalb des Vorhabenwirkbereichs liegt. Im Bereich der geplanten Straße besteht für diese Art sowie für weitere Nahrungsgäste wie Rohrweihe, Rotmilan, Schwarzmilan und Turmfalke und für die Waldohreule ein erhöhtes Kollisionsrisiko (Unterlage 19.1 S. 50 f.).
Zug- und Rastvögel
Laut dem LUNG Kartenportal Umwelt Mecklenburg-Vorpommern (Stand 03/2020), werden keine Flächen mit hoher Rastgebietsfunktion durch das Vorhaben überbaut oder beeinträchtigt. Sämtliche neu überbauten Flächen fallen unter die niedrigste Rastgebietskategorie (Stufe 1). Es liegen keine Schlafgewässer von Kranich, Gänsen und Schwänen im Wirkbereich des Vorhabens. Direkte Störwirkungen in die Schlafplatzbereiche hinein sind aufgrund des großen räumlichen Abstands nicht möglich. Die Offenlandflächen im 500 m-Umfeld der Umgehungsstraße haben für Zug- und Rastvögel nur eine geringe Bedeutung (Stufe 1 und kleinflächig Stufe 2).
Fischotter/Biber
Anlage- oder betriebsbedingte Beeinträchtigungen des Lebensraumes im Niederungsbereich des Röcknitzbachs entstehen durch das Vorhaben über die durch die bestehende B 110 vorhandenen Vorbelastungen hinaus nicht. Die bauzeitlichen Beeinträchtigungen, insbesondere Schallemissionen, optische Reize, Erschütterungen, betreffen ausschließlich diesen durch den Verkehr auf der B 110 vorbelasteten Bereich und führen für die Dauer der Bauausführung nur zu einer geringfügigen Verstärkung dieser Vorbelastungen.

Fledermäuse
Die Funktions- bzw. Lebensräume im Siedlungsbereich Dargun an der evangelischen Kirche und am Klostersee werden vom Vorhaben nicht berührt. Beim Jagd- und Nahrungshabitat am Heidberg kann es durch vorhabenbedingte Zerschneidungswirkung der Trasse zu Beeinträchtigungen kommen. Im Bereich der Brauerei verursacht das Vorhaben keine zusätzlichen Auswirkungen zu den bereits bestehenden Wirkungen der vorhandenen B 110. Durch die Fällung von Alleebäumen an der B 110, der K 49, der K 50 und am Lindenweg kann es zur Beseitigung von Ruhe- und Fortpflanzungsstätten der im Gebiet nachgewiesenen Fledermausarten Braunes Langohr, Mopsfledermaus, Wasserfledermaus, Fransenfledermaus, Abendsegler, Kleinabendsegler, Rauhautfledermaus, Zwergfledermaus und Mückenfledermaus kommen. Bei der Kontrolle der zur Fällung vorgesehenen Bäume an der B 110, der K 49, der K 50 und am Lindenweg wurden insgesamt zwölf Höhlenbäume mit Quartierpotential für Fledermäuse erfasst. Das festgestellte Quartierpotential beschränkt sich jedoch auf potentielle Tagesverstecke für Einzeltiere oder kleinere Gruppen mit maximal drei Tieren. Lediglich der Höhlenbaum Nr. 10 bietet ein potentielles Sommerquartier für 5 bis 15 Tiere (Unterlage 19.1, S. 23).
Reptilien
Die Trasse tangiert am Bauanfang, nördlich des Solarparks, zwischen dem Solarpark und dem Sport- und Freizeitpark Dargun, im nördlichen Teil des Sport- und Freizeitparks Dargun sowie am Lindenweg und an den Kreisstraßen K 49 und K 50 Habitate der Zauneidechse. Anlagebedingt kommt es zu Flächeninanspruchnahmen der Zauneidechsenhabitate. Im Zuge der Baumaßnahme werden alle im Baufeld befindlichen Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Zauneidechse dauerhaft zerstört, so dass erhebliche Beeinträchtigungen nicht ausgeschlossen werden können.
Amphibien
Alle erfassten Habitate mit Amphibiennachweisen befinden sich außerhalb des Baubereichs der Ortsumgehung. Anlagebedingte Beeinträchtigungen durch Flächeninanspruchnahmen können daher ausgeschlossen werden. Amphibienwanderungen in Richtung Ortsumgehung sind aufgrund fehlender Reproduktionshabitate und möglicher Sommer-/Winterquartiere auszuschließen, womit auch betriebsbedingte Beeinträchtigungen über die der bestehenden B 110 hinaus nicht zu befürchten sind. Bauzeitliche Beeinträchtigungen können im Zuge der Herstellung der Ersatzmaßnahme E 4.1 Renaturierung des Röcknitzbachs entstehen.
Insekten
Beeinträchtigungen für Insekten ergeben sich vor allem durch die flächige Inanspruchnahme der Lebensräume sowie durch die Zerschneidungswirkung der Trasse. Habitate mit hoher und sehr hoher Bedeutung werden vom Vorhaben nicht in Anspruch genommen. Durch die erforderliche Fällung von Altbäumen kommt es zum Verlust von zwei potentiell als Habitat für den Eremiten, ohne Besatznachweis, geeigneten Bäumen.
2.3.2.4.3.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung, Ausgleich und
                  Ersatz der Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Tiere 

Die gewählte Trasse des Vorhabens verläuft in einem für das Schutzgut Tiere relativ unempfindlichen Bereich. Es werden keine naturschutzrechtlichen Schutzgebiete vom Vorhaben berührt. Mit dem Planungsvorhaben sind gemäß der naturschutzfachlichen Gesetzgebung umfangreiche Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege verbunden (Unterlage 9). Ziele dieser Maßnahmen sind die Vermeidung und Minderung von Eingriffsfolgen für Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt und die Gewährleistung des Ausgleichs oder Ersatzes von beeinträchtigten Funktionen bzw. Werten des Naturhaushaltes im Sinne des Naturschutzrechts.
Vögel

Die Freimachung des Baufeldes und Beseitigung von als Brutstandort geeigneten Strukturen erfolgt zwischen dem 01.10. und dem 28.02. und wird damit auf die Zeit außerhalb der Hauptbrut beschränkt, wodurch Individuen- und Gelegeverluste der Brutvogelarten und Tötung von Jungvögeln vermieden werden. Sofern sich nach erfolgter Baufeldberäumung nicht unmittelbar Bautätigkeiten auf den beräumten Flächen anschließen, wird durch geeignete Maßnahmen verhindert, dass sich nach der Baufeldfreimachung Brutstandorte im Baufeld entwickeln (Unterlage 9.3., Maßnahmenblatt 2.1 VA,). 
Durch das Aufstellen von Sitzwarten nordwestlich, nördlich und nordöstlich des Kiefernbestandes an der Kiesgrube (Unterlage 9.3., Maßnahmenblatt 2.4 VA) werden die Nahrungsflächen abseits der Trasse aufgewertet. Durch die Maßnahme soll die Aufenthaltshäufigkeit im direkten Straßenumfeld verringert werden, wodurch die Gefahr verkehrsbedingter Kollisionen der Greifvögel vermindert wird.
Als Ersatzbruthabitat für die Feldlerche, das Braunkehlchen und die Grauammer wird eine Ackerfläche aus der Nutzung genommen und einer natürlichen Selbstbegrünung überlassen. Um eine Verfilzung bzw. eine Verbuschung der Flächen zu unterbinden sieht die Maßnahme zur Schaffung des Ersatzbruthabitates für Feldlerche, Braunkehlchen und Grauammer eine alle drei Jahre durchzuführenden vollständigen Umbruch vor. Ziel der Maßnahme ist die Sicherstellung der kontinuierlichen Funktionalität der Fortpflanzungsstätten von offenlandbrütenden Vogelarten im räumlichen Zusammenhang (Unterlage 9.3., Maßnahmenblatt 3.7 ACEF). Der vollständige Umbruch stellt noch kein Optimum für die Ersatzhabitate dar und hinterlässt sogar für die Zielarten nachteilige Wirkungen, die mittelbar dem Vorhaben zugerechnet werden müssen. Hier kann jedoch zielgerichtet gegengesteuert werden, so dass die Maßnahme unter Einhaltung weiterer Vorgaben, die mit der Zulassungsentscheidung unter Punkt 1.5.5.5 aufgegeben werden, insgesamt eine effektive Minderung der nachteiligen Umweltauswirkung mit sich bringt.
Fledermäuse

Hinsichtlich des Verlustes von Fledermausquartieren durch Baumfällungen ist festzustellen, dass keine Wochenstuben und Winterquartiere betroffen sind und in den verbleibenden Alleebaumbeständen ein entsprechendes Quartierangebot an Tagesverstecken, Zwischen- und Balzquartieren fortbesteht. Zudem sieht der Vorhabenträger im Vorfeld der Baumaßnahmen eine fachgutachterliche Kontrolle der zu fällenden Bäume im September bis Oktober vor, um potentielle und nachgewiesene Quartiere sowie notwendige Ersatzquartiere ermitteln zu können. Unbesetzte Quartiere werden mit einer Klemme verschlossen, bei Besatz erfolgt dieser Verschluss erst nach nachweislichem Verlassen des Quartiers. 
Reptilien

Zur Vermeidung der Besiedlung der Bauflächen durch Zauneidechsen und deren Tötung innerhalb des Baufeldes werden in Gebieten mit hoher Habitateignung temporäre Schutzzäune am Baufeldrand errichtet und bereits ein Jahr vor Beginn der Baumaßnahme erfolgt im Baufeld ein Abfangen der Zauneidechsen (Unterlage 9.3., Maßnahmenblatt 2.3 VA) und deren Umsiedlung in eine dafür vorbereitete und aufgewertete geeignete Habitatfläche außerhalb des Baufeldes (Unterlage 9.3., Maßnahmenblatt 3.8 ACEF). 
Zur Sicherung der ökologischen Funktionalität der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Zauneidechse wird im Sport- und Freizeitpark Dargun im direkten räumlichen Zusammenhang zur Eingriffsfläche eine Fläche mit einer Größe von ca. 1,5 ha durch habitatverbessernde Maßnahmen aufgewertet (Strukturanreicherung durch Anlage von z.B. Totholz- oder Steinhaufen als Sonnenplätze und Verstecke, Sandflächen als Eiablageplätze, Schaffung frostsicherer Verstecke, evtl. in geringem Umfang Gehölzfällungen). Ziel der Maßnahme ist die Sicherstellung der kontinuierlichen Funktionalität der Fortpflanzungsstätten der Zauneidechsen im räumlichen Zusammenhang (Unterlage 9.3., Maßnahmenblatt 3.8 ACEF). Mit der Renaturierung eines Teilabschnitts des Röcknitzbachs ist auch eine Lebensraumaufwertung für die heimische Fauna verbunden (Unterlage 9.3., Maßnahmenblatt 4.1 E). 
Insekten

Die Baumkontrolle zielt weiterhin auf das Vorhandensein von Imagines und Larven des Eremiten. Im Falle nachgewiesener Brutbäume erfolgt zur Vermeidung der Tötung und Verletzung nach Fällung deren Translokation und Lagerung an einem geeigneten Ort im engeren Umfeld (Unterlage 9.3., Maßnahmenblatt 2.2 VA). 
Allgemein

Die Pflanzung von Feldhecken dient neben dem Ausgleich von Beeinträchtigungen von Gehölzbiotopen der Wiederherstellung von Lebensräumen für verschiedene Tierarten (Unterlage 9.3., Maßnahmenblatt 3.3 A). Die Anlage der Landschaftswälle mit Gehölzbepflanzung (Unterlage 9.3., Maßnahmenblatt 3.4 A) erfolgt sowohl zur Wiederherstellung von Lebensräumen für verschiedene Tierarten als auch zur Vermeidung eines Kollisionsrisikos für Fledermäuse im Bereich im Bereich von Jagdhabitaten entlang des Lindenweg sowie der K 49 und K 50.
Grundsätzlich wird auch durch weitere großflächige Kompensationsmaßnahmen auf ehemals intensiv genutzten Ackerflächen durch die Anlage von Wiesenfläche auf ca. 5 ha (Unterlage 9.3., Maßnahmenblatt 3.5 A), die Anlage einer parkartigen Grünfläche auf ca. 4 ha (Unterlage 9.3., Maßnahmenblatt 3.6 A), den Naturnahen Waldumbau Basepohl auf 1,6 ha (Unterlage 9.3., Maßnahmenblatt 4.2 E) und die Pflanzung von insgesamt 575 Alleebäumen (Unterlage 9.3., Maßnahmenblätter 3.2 A und 4.3 E) eine Neuschaffung und Aufwertung von Habitaten sowie eine Verbesserung des Biotopverbundes für zahlreiche Tierarten erreicht.
2.3.2.4.4 Schutzgut Biologische Vielfalt
2.3.2.4.4.1 Darstellung des Ist-Zustandes
Der südwestlichste Teil des Untersuchungsgebietes und damit der Bereich südwestlich der B 110 in der Niederung des Röcknitzbaches, liegt innerhalb des EU-Vogelschutzgebietes „Mecklenburgische Schweiz und Kummerower See“ (DE 2242-401). Südöstlich grenzt an die vorhandene B 110 ein nach dem gutachterlichen Landschaftsrahmenplan (GLRP) ausgewiesenes Biotopverbundgebiet im engeren Sinne. Die genannten Bereiche sind gleichfalls nach dem Regionalen Raumentwicklungsprogramm Mecklenburgische Seenplatte (RREP MS) als Vorbehaltsgebiet Naturschutz und Landschaftspflege ausgewiesen, in ihnen soll den Funktionen von Natur und Landschaft ein besonderes Gewicht beigemessen werden.
2.3.2.4.4.2 Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Biologische Vielfalt
Aufgrund der bestehenden Vorbelastung im westlichen Anbindebereich an die vorhandene B 110 können erhebliche Auswirkungen hinsichtlich des Schutzwecks und der Erhaltungsziele des EU-Vogelschutzgebietes „Mecklenburgische Schweiz und Kummerower See“ (DE 2242-401) ausgeschlossen werden. Auch eine negative Wirkung auf das im östlichen Anbindebereich der Ortsumgehung südlich an die vorhandene B 110 angrenzende nach GLRP ausgewiesene Biotopverbundgebiet im engeren Sinne sind aufgrund der bestehenden Wirkung der vorhandenen B 110 nicht zu befürchten. 
2.3.2.4.5 Schutzgüter Boden und Fläche 
2.3.2.4.5.1 Darstellung des Ist-Zustandes
Der Landschaftsraum nördlich der Stadt Dargun ist geprägt durch eine flachwellige Geschiebemergelplatte, die von Sanden überlagert ist. Es handelt sich dabei um glazilimnische Ablagerungen (Sand, feinkörnig, wechselnd schluffig bzw. Feinsand-Schluff-Wechsellagerungen) sowie angrenzende Bereiche der Grundmoräne. Die am Bauanfang gelegene Niederung des Röcknitzbaches stellt eine ehemalige Schmelzwasserrinne dar, die in die umgebende Grundmoränenplatte eingetieft ist und von Niedermoor eingenommen wird (Unterlage 1).

Das Untersuchungsgebiet wird geprägt durch Böden der Grundwasser fernen Standorte, die den größten Flächenanteil einnehmen. Grundwassernahe Böden treten in der Röcknitzbachniederung und in den Darguner Peenewiesen sowie um den Cantorsee auf. Typische Bodenformen sind Sandbraunerden mit Tieflehm-, Fahl- oder Sandrosterde. Das stark stau- bzw. grundwasserbestimmte Niederungsgebiet des Röcknitzbachs weist großflächig als Substrattyp sandbedeckten Niedermoortorf auf und besitzt eine herausragende biotische Lebensraumfunktion aufgrund der guten Nährstoffversorgung und des Wasserversorgungsmaximas. Die Speicher- und Reglerfunktion wird hier mit mittel bewertet, während sie in den Bereichen in der Mitte des Untersuchungsgebietes auf Höhe des Heidbergs als bedeutungslos eingestuft wird (Unterlage 19.1 und Unterlage 19.8).
In den besiedelten Bereichen des Planungsgebietes sind die von Menschen überformten Böden mehr oder weniger stark in ihrer natürlichen Funktion eingeschränkt. Zu den beeinflussten Böden zählen hier auch Verkehrsflächen sowie Standorte und Trassen von Versorgungsleitungen. Die Flächenversiegelung führt zu einem fast vollständigen Funktionsverlust der betroffenen Böden. Versiegelte Flächen befinden sich im Stadtgebiet von Dargun, in Neubauhof sowie den landwirtschaftlichen Produktionsanlagen südlich Lehnenhof. Ebenfalls vollversiegelte Verkehrswege der öffentlichen Straßen B 110, L 231, K 11, K 47 sowie der Plattenweg am nördlichen Rand von Dargun führen durch das Untersuchungsgebiet. Im Untersuchungsgebiet gibt es mehrere Altlasten- und Altlastenverdachtsflächen. Dies sind insbesondere die 1993 geschlossene Mülldeponie nordwestlich von Dargun, die aktuell mit einer großflächigen Photovoltaikanlage überbaut ist, ein ehemaliger Agrarflugplatz östlich der K 47 und ein ehemaliges Düngemittelfreilager an der B 110. Auf den landwirtschaftlichen Nutzflächen gibt es fortlaufend Nährstoff- und Schadstoffeinträge. Es sind aufgrund von Bewirtschaftung und Befahrung der Flächen Bodenverdichtungen und Veränderungen des natürlichen Bodengefüges zu verzeichnen. Die durch Verkehr hervorgerufenen Belastungen des Bodens u.a. durch Schwermetalle, Betriebs- und Abriebstoffe, bleiben meist auf den Nahbereich der Straßen beschränkt (Unterlage 19.8).
2.3.2.4.5.2 Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter Boden und Fläche
Durch das Bauvorhaben werden sowohl baubedingt als auch anlage- und betriebsbedingt Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen hervorgerufen. Der Neubau der Ortsumgehung Dargun führt zu einer Versiegelung von naturhaushaltswirksamen Böden allgemeiner Bedeutung in einem Umfang von ca. 4,1 ha, davon ca. 3,7 ha Vollversiegelung und ca. 0,4 ha Teilversiegelung. Die dauerhafte Gesamtflächeninanspruchnahme für den Trassenkörper beträgt ca. 12,5 ha. Zusätzlich werden baubedingt vorübergehend ca. 5,9 ha neben der Trasse als Baufeld in Anspruch genommen (Unterlage 9.4).
Betroffen sind überwiegend intensiv landwirtschaftlich genutzte Flächen auf grundwasserfernen Sanden und teilweise Aufschüttungen. Durch die Versiegelung und Zerstörung von Bodengefüge, Bodenstruktur und Horizontabfolge kommt es zum Verlust und zur Beeinträchtigung der Regler- und Speicherfunktionen sowie der biotischen Lebensraumfunktion sowie zur Beeinträchtigung des Bodenwasserhaushaltes (Unterlage 1). Am Bauanfang von Bau-km 0+000 bis Bau-km 0+100 wird ein Niedermoorbereich durch Überbauung im Umfang von ca. 1.000 m² beansprucht. Es handelt sich hier um den Bereich, der bereits vom vorhandenen Straßenkörper der B 110 überbaut und dadurch vorbelastet ist. Die im weiteren Trassenverlauf beanspruchten mineralischen und überwiegend landwirtschaftlich genutzten Böden haben mittlere bzw. allgemeine bodenfunktionale Bedeutung. Von Bau-km 0+150 bis ca. Bau-km 0+900 erfolgt neben der Versiegelung auch eine Beeinträchtigung durch den Bodenabtrag von ca. 55.000 m² in diesem Einschnittsbereich. Im weiteren Trassenverlauf erfolgt eine Überbauung des anstehenden Bodens durch den Dammkörper der Straße mit ca. 79.000 m² sowie durch die Landschaftswälle mit ca. 30.000 m². Der in den Einschnittbereichen erforderliche Abtrag von ca. 55.000 m³ wird in die Dammbereiche wiedereingebaut. Hier ist die Zulieferung von ca. 24.000 m³ Boden erforderlich. Betriebsbedingt kommt es im Nahbereich der Trasse zu Beeinträchtigungen durch verkehrsbedingte Schadstoffeinträge in den Boden, wobei die verkehrliche Schadstoffimmission lediglich vom Bereich der bisherigen Trasse bzw. Ortsdurchfahrt der B 110 auf den Bereich der neuen Ortsumgehungstrasse verlagert wird.

2.3.2.4.5.3 Merkmale des Vorhabens und des Standorts sowie Maßnahmen zur 
      Vermeidung, Minderung, Auslgeich und Ersatz der Umweltauswirkungen 
      auf die Schutzgüter Boden und Fläche
Die Gradiente der Ortsumgehung wird weitgehend geländenah geführt, wodurch die Straßenkörperbreite und damit der anlagenbedingte Bodenfunktionsverlust gemindert wird. Der Verlust bezieht sich zu einem großen Teil auf Böden, die allgemeine Wert- und Funktionselemente von mittlerer bzw. allgemeiner Bedeutung aufweisen.
Im Bereich des herzustellenden Straßenkörpers wird der zu schützende Oberboden getrennt abgeschoben, seitlich gelagert und durch geeignete Zwischenbegrünungssaat geschützt sowie nach Profilierung der Fahrbahnnebenflächen auf Böschungen und am Straßenrand wieder aufgebracht. Zur Vermeidung baubedingter Schadverdichtungen und damit Beeinträchtigungen der Bodenfunktion wird für die zur Versickerung vorgesehenen Bereiche (Mulden, Gräben, Becken) und für die bauzeitlich in Anspruch zu nehmenden Flächen wie Baustraßen, Umfahrungen und Materiallagerflächen im Zuge der Ausführungsplanung ein Bodenschutzkonzept gemäß DIN 19639 in Verbindung mit der Anwendungshilfe zum baubegleitenden Bodenschutz nach DIN 19639 bei Bauvorhaben der Straßenbauverwaltung M-V erstellt und bauvertraglich umgesetzt. Mit Beendigung des Erdbaus erfolgt im verbliebenen Baufeld bei trotz Schutzmaßnahmen baubedingt herbeigeführten Bodenverdichtungen eine Tiefenlockerung bis zu 0,60 m und darauf anschließend die Wiederandeckung des Oberbodens, so dass die Baufeldflächen versickerungsfähig und rekultiviert einer Nachnutzung zur Verfügung stehen (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 1.4 VS).
Im empfindlichen Niedermoorbereich am Bauanfang erfolgt eine Eingrenzung des technologischen Streifens, Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen werden in diesem Bereich nicht vorgesehen. 
Durch die Pflanzung von trassenbegleitenden Gehölzen und Straßenbäumen kann der Schadstoffaustrag aus der Trasse konzentrierter auf den trassennahen Bereich verlagert werden (Unterlage 9, Maßnahmenblätter 3.4 A und 4.3 E).
Die Kompensation der durch Überbauung und Versiegelung verursachten Bodenbeeinträchtigungen erfolgt multifunktional durch landschaftspflegerische Maßnahmen. Im Bereich der Anbindung der B 110 Ortsumgehung Dargun an den vorhandenen Bestand und im Bereich der Verknüpfung der Kreisstraßen MSE 49 und MSE 50 dieser Straßen mit der Ortsumgehung erfolgt ein Rückbau von ca. 6.100 m² nicht mehr benötigter bisheriger Fahrbahnen. Nach Entsiegelung und tiefgründiger Bodenlockerung der betroffenen Flächen erfolgt ein flächiger Auftrag von Oberboden. (Unterlage 9, Maßnahmenblatt 3.1 A). Auch ein Plattenweg in der Maßnahmenfläche Waldumbau Basepohl wird entsiegelt und für Erstaufforstung rekultiviert (Unterlage 9, Maßnahmenblatt 4.2 E). Damit werden die Bodenfunktionen in diesen Bereichen aufgewertet bzw. wiederhergestellt. Ebenfalls eine Aufwertung von Bodenfunktionen erfolgt mit den Ausgleichsmaßnahmen 3.5 A und 3.6 A durch Anlage von Wiesenflächen und deren extensiver Nutzung auf 50.200 m² ehemaliger Ackerfläche und der Anlage einer parkartigen Grünfläche auf 39.700 m² ehemaliger Ackerfläche sowie insbesondere auch durch Schaffung einer Ackerbrachfläche auf 8,55 ha ehemals intensiv genutzter Ackerfläche. Mit den Maßnahmen wird die Voraussetzung geschaffen, dass sich die Speicher- Regler- und Filterfunktion sowie die Lebensraumfunktion des Bodens auf den Maßnahmenflächen dauerhaft verbessert.

2.3.2.4.6 Schutzgut Wasser
2.3.2.4.6.1 Darstellung des Ist-Zustandes

Still- und Fließgewässer

Im Bereich der flachwelligen Geschiebemergelplatte nördlich der Stadt Dargun sind weder Still- noch Fließgewässer ausgeprägt. Das größte Standgewässer ist der dort liegende Cantorsee am nördlichen Rand des Untersuchungsgebietes. Es handelt sich um ein randlich stark verlandetes Gewässer in einer vermoorten Senke in einem Nebental der Röcknitzbachniederung. Der künstlich angelegte Klostersee südwestlich von Dargun liegt außerhalb des Untersuchungsgebietes. Weitere künstliche Kleingewässer im Untersuchungsgebiet in Form von Regenrückhaltebecken befinden sich am Nordrand von Dargun, westlich der Kreisstraße K 47 und bei Neubauhof. Zwischen der K 11 und der K 47 befinden sich zwei weitgehend verlandete Sölle.
Fließgewässer sind lediglich in der Niederung des Röcknitzbaches ausgeprägt. Es handelt sich dabei um den Röcknitzbach, ein Gewässer II. Ordnung, sowie um Entwässerungsgräben. Der zum Einzugsgebiet der 2 km entfernt fließenden Peene gehörende und südlich von Dargun in sie mündende Röcknitzbach ist als landwirtschaftlicher Vorfluter ausgebaut. Der Röcknitzbach ist über die Warbel und kleinere Entwässerungsgräben mit der Trebel verbunden.
Die geplante Trasse tangiert zwei Gewässer: 
· Graben L110/8 bei Bau-km 0+050 und 
· Graben L160-30 bei Bau-km 3+560.

Vorbelastet sind die Oberflächengewässer und das Grundwasser vor allem durch Einleitungen aus der Landwirtschaft, aber auch des Straßenverkehrs, was sich in der Nährstoffbelastung der Gewässer zeigt, sowie durch Flächenversiegelung, Grundwasserentnahme und Entwässerung. Der chemische Zustand des Röcknitzbachs ist laut Wasserrahmenrichtlinie-Wasserkörper-Steckbrief (WRRL-WK-Steckbrief) „nicht gut“. Durch Begradigungen und die Einengung des Retentionsraumes ist die natürliche Gewässerdynamik des Röcknitzbachs gestört. Die Gräben sind teilweise verrohrt.
Grundwasser

Die hydrologischen Verhältnisse im gesamten Untersuchungsraum sind durch Grundwasserstände in einer Tiefe zwischen ca. 0,6 m bis 10 m unter Gelände. Die Mächtigkeit des Grundwasserleiters ist mit 2 m bis 10 m angegeben. Neben ungespanntem Grundwasser im Bereich der Wasserfassungen sind nördlich von Dargun auf der Ostseite der Röcknitzbachniederung sowie bei Neubauhof auch Flächen mit gespanntem Grundwasser in einer Tiefe von mehr als 10 m unter Gelände anzutreffen. Relativ geschützte Grundwasserleiter befinden sich im gesamten östlichen Teil des Untersuchungsgebiets sowie im westlichen Teil in einem breiten Streifen östlich der B 110. Ungeschützte Grundwasserleiter dominieren dagegen sowohl den westlichsten Teil (Niederung Röcknitzbach), als auch den gesamten zentralen Teil des Gebietes.

Der Grundwasserstrom von Nordosten nach Südwesten zur Niederung des Röcknitzbaches weist überwiegend sehr hohe Fließgeschwindigkeiten von > 1,0 m/d auf, was eine hohe Kontaminationsgefahr für den Grundwasserkörper bedeutet. Die Grundwasserneubildungsrate des Gebietes ist mittel bis sehr hoch.

Nach dem RREP MS sind Bereiche der Röcknitzbachniederung und Bereiche nördlich von Dargun Vorrang- und Vorbehaltsgebiet für Trinkwasser. Trinkwasserschutzzonen sind um die Brunnen nördlich von Dargun (Wasserfassung II) und westlich der Röcknitzbachniederung (Wasserfassung I) vorhanden, eine weitere Wasserfassung liegt westlich außerhalb des Untersuchungsraumes bei Glasow. Vorbelastungen des Grundwassers bestehen im Untersuchungsgebiet aufgrund von Flächenversiegelung, Grundwasserentnahme, landwirtschaftliche Entwässerung sowie Schadstoffeinträge insbesondere durch Landwirtschaft, aber auch durch Straßenverkehr und Abwassereinleitungen. Der chemische Zustand des betroffenen Grundwasserkörpers Mittlere Peene (WP_PT_3_16) ist laut WRRL-WK-Steckbriefes „schlecht“.
2.3.2.4.6.2 Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Wasser
Durch das Vorhaben wird es zu keinen Überbauungen von Oberflächengewässern kommen.
Der Neubau der Ortsumgehung Dargun führt zu einer Versiegelung von Grundwasserneubildungsflächen allgemeiner Bedeutung in einem Umfang von ca. 3,5 ha und damit zu erhöhtem Oberflächenabfluss und erhöhter Verdunstung. Reifen-, Bremsen- und Fahrbahnabrieb sowie Tausalz können über die Straßenentwässerung zu verkehrsbedingten Schadstoffeinträgen in das Oberflächen- und Grundwasser führen. Das Vorhaben verläuft in zwei Streckenabschnitten von Bau-km 1+490 bis Bau-km 1+650 und Bau-km 1+875 bis Bau-km 2+100 auf einer Länge von ca. 385 m innerhalb der erweiterten Trinkwasserschutzzone III der Wasserfassung Dargun II mit den Brunnen Nr. 27, 28, und 29 (stilgelegter Brunnen 26). In diesem Bereich wird es zu Überbauungen durch den gesamten Straßenkörper kommen. Von Bau-km 1+030 bis 1+130 tangiert die Trasse die Schutzzonengrenze der Zone III auf etwa 100 m. In diesem Abschnitt liegen die nördliche Mulde und Teile des nördlichen Straßendammes innerhalb der Schutzzonengrenze.

Die geplante Trasse tangiert zwei Gewässer 

· Graben L110/8 bei Bau-km 0+050 und 
· Graben L160-30 bei Bau-km 3+560
ohne direkte Überbauung. Hier erfolgt jeweils über die Dammfußmulden die Einleitung von Straßenoberflächenwasser, was auch zu einer Einleitung von verkehrsbedingten Schadstoffen in die Gräben und damit auch in den als Vorfluter der Gräben dienenden Röcknitzbach und zur Verschlechterung dessen chemischen Zustandes führen kann.
Durch die Streusalzausbringung auf der geplanten Ortsumgehung ist eine Erhöhung der Chloridkonzentrationen im Röcknitzbach und im Grundwasser zu erwarten. 
Es verbleibt ein allgemeines Risiko der Verunreinigung ungeschützter Grundwasser infolge von Unfällen.
2.3.2.4.6.3 Merkmale des Vorhabens und des Standorts sowie Maßnahmen zur 
      
      Vermeidung, Minderung, Ausgleich und Ersatz der Umweltauswirkungen 

                  auf das Schutzgut Wasser

In Bereichen mit ausreichendem Versickerungsvermögen erfolgt die Straßenoberflächenentwässerung über die versickerungsfähigen Böschungs- und Muldenflächen, wodurch die Beeinträchtigung der Grundwasserneubildung durch Versiegelungswirkung und die hydraulische Belastung der Oberflächengewässer vermindert wird.
Die Ortsumgehung wird grundsätzlich südlich an den Brunnenanlagen und der engeren Schutzzone II vorbeigeführt, der minimalste Abstand der Trasse zur engeren Schutzzone II beträgt ca.70 m.
Durch das Straßenentwässerungskonzept mit entsprechender Anordnung der Entwässerungseinrichtungen wird die Einleitung von Straßenoberflächenwasser in die empfindlichen Bereiche der Schutzzonen vermieden. Der Eintrag wasserrahmenrichtlinienrelevanter und straßenspezifischer Schadstoffe in Oberflächengewässer und Grundwasserkörper wird durch Reinigung des anfallenden Oberflächenwassers mittels Versickerung über Bankett und Dammböschung sowie Oberbodenpassage in Versickerungsmulden, -gräben, -becken und Mulden- und Graben-Rigolen reduziert. Auch in Anbetracht des Grundwasserflurabstandes von 5 m bis 8 m ist eine gute Reinigungswirkung der Straßenabflüsse bei der Versickerung durch den Bodenhorizont gegeben. Zudem werden Reinigungsanlagen zur Sedimentation von Feststoffen und zur Leichtflüssigkeitsabscheidung vor Einleitung in Vorfluter angeordnet. Im Bereich des Regeneinzugsgebietes REZG IA am Anfang der Baustrecke erfolgt aufgrund der dortigen Empfindlichkeit des Grundwasserkörpers keine Versickerung des Oberflächenwassers.  Hier erfolgt die Entwässerung über die 30 cm mächtige Oberbodenpassage eines Graben-Rigolen-Systems mit Abdichtung.  Damit wird gewährleistet, dass die Belastung des Straßenabflusses im REZG IA mit straßenspezifischen Schadstoffen vor Einleitung in den Graben L 110/8 und weiter in den Röcknitzbach wirksam minimiert und damit eine potenzielle Verschlechterung des chemischen Zustands des Röcknitzbachs vermieden wird (Unterlage 18.1 und Unterlage 19.5). Im REZG IB wird das anfallende Niederschlagswasser in fahrbahnbegleitenden Versickerungsmulden und -gräben behandelt und dem Grundwasser zugeführt. Auch hier wird durch eine 30 cm mächtige Oberbodenandeckung die Reinigungswirkung gewährleistet. Das von Bau-km 1+000 bis 1+150 anfallende Regenwasser aus der Fahrbahn (REZG II) wird aufgrund der Lage der geplanten Trasse in einem Rechtsbogen der südlichen Mulde außerhalb der Schutzzone zugeführt. Um ein erhöhtes Sicherheitsniveau zu erhalten, ist auch in diesem Regeneinzugsgebiet vorgesehen, die Mächtigkeit der Oberbodenpassage der Versickerungsmulden und -gräben mit 30 cm herzustellen.
Im REZG III und REZG IV durchquert die Trasse von Bau-km 1+490 bis Bau-km 1+650 und Bau-km 1+875 bis Bau-km 2+100 die Trinkwasserzone (TWZ) III. Die Straße wird in Dammlage mit einer Gradientenhöhe von 0,7 m bis max. 2,7 m über Gelände geführt. Das aus der Fahrbahn abfließende Regenwasser wird seitlich über Bankette und Böschungen den Dammfußmulden zugeführt, die das Wasser außerhalb der Schutzzone in die Versickerungsbecken 1 und 2 leiten. Durch jeweils vorgeschaltete Sedimentationsanlagen und eine 0,3 cm starke Oberbodenschicht wird auch hier die Reinigungswirkung gewährleistet. Bankett, Böschung und Mulden werden in den Schutzzonenbereichen, zusammenhängend von Bau-km 1+490 bis Bau-km 2+100, nach RiStWag 2016 abgedichtet. Die Straße erhält beidseitig Fahrzeugrückhaltesysteme, um Havarien durch seitlich von der Fahrbahn abkommende Fahrzeuge zu vermeiden. Bankette erhalten zur Verringerung der Unfallgefahr eine standfeste Ausbildung (Unterlage 14.1.1 Straßenquerschnitt B110). Im Regeneinzugsgebiet (REZG) V erfolgt eine breitflächige Ableitung des Straßenoberflächenwassers in die straßenbegleitende Mulde, welche am Bauende in den vorhandenen Straßengraben der B 110 übergeht. Vor Einleitung des Straßengrabens in den Vorflutgraben L160-30 wird ein Sedimentationsschacht als Behandlungsanlage zum Rückhalt von Feststoffen und Leichtflüssigkeiten eingebaut. 
Während der Bauphase wird bei Anlage von Bau- oder Lagerplätzen auf unversiegelten Flächen das Grundwasser und die Oberflächengewässer durch sachgerechte und flächensparende Lagerung und sachgerechten Umgang mit Baumaschinen und Baustoffen vor dem Eindringen von Schadstoffen geschützt. (Unterlage 19.1) Durch die anerkannten, insbesondere gemäß ATV DIN 18299, 18300, 18305, 18320, ZTV-E, ZTV-La, ZTV-Ew, ZTV-W bauvertraglich vereinbarten, Schutzmaßnahmen in einem qualifizierten Bauablauf wird die Gefahr des Schadstoffeintrags begrenzt. Baubedingte Verschlechterungen der betroffenen Wasserkörper sind somit nicht zu erwarten.
Die zu beachtenden Regelwerke zum Schutze des Grund- und Trinkwassers tragen bereits zu einer grundsätzlichen Minderung der etwaigen nachteiligen Umweltauswirkungen des Vorhabens auf dieses Schutzgut bei. Darüberhinausgehende Vermeidungsmaßnahmen sind möglich, das Schutzgut effizient durch baubedingte Beschädigung zu schützen. Diese zur Erhöhung des Schutzes aufzugeben, erfolgt mit der Zulassungsentscheidung unter den Punkten 1.5.6.2 und 1.5.6.3. 
Zur Vermeidung baubedingter Schadverdichtungen und damit Beeinträchtigungen der Grundwasserneubildung wird für die bauzeitlich in Anspruch zu nehmenden Flächen wie Baustraßen, Umfahrungen und Materiallagerflächen im Zuge der Ausführungsplanung ein Bodenschutzkonzept gemäß DIN 19639 in Verbindung mit der Anwendungshilfe zum baubegleitenden Bodenschutz nach DIN 19639 bei Bauvorhaben der Straßenbauverwaltung M-V erstellt und bauvertraglich umgesetzt. Trotz Schutzmaßnahmen herbeigeführte Bodenverdichtungen im Bereich der bauzeitlich in Anspruch genommenen Flächen werden nach Abschluss der Baumaßnahmen beseitigt und die Flächen wieder in den vorherigen Zustand gebracht.
Durch die landschaftspflegerische Ersatzmaßnahme 4.1 E Renaturierung Röcknitzbach mit der Herstellung eines naturnahen Gewässerverlaufes und der Ausweisung eines beidseitigen, extensiv genutzten Gewässerrandstreifens werden die hydromorphologischen Qualitätskomponenten und damit in perspektivischer Erwartung auch die biologischen und physikalisch-chemische Qualitätskomponenten des Gewässers verbessert. 

2.3.2.4.7 Schutzgüter Klima und Luft
2.3.2.4.7.1 Darstellung des Ist-Zustandes

Das Vorhabengebiet ist geprägt durch das Übergangsklima zwischen vorwiegend atlantischen und kontinentalen Einflüssen. Das durchschnittliche Jahresmittel der Lufttemperatur liegt bei ca. 8°C. Die jährliche Niederschlagsmenge beträgt im Durchschnitt 617 mm. Die Luftfeuchte ist mit durchschnittlich 83 % als sehr hoch einzustufen. Das Lokalklima am und um den Röcknitzbach wird von hohen Verdunstungsraten und damit einhergehender Nebelbildung bestimmt. 
Klimatisch wirksame Frischluftentstehungsgebiete im Untersuchungsgebiet sind Waldflächen und die Wiesen und Felder der Niederungsbereiche des Röcknitzbachs. Die der Röcknitzbachniederung ist als Kalt- und Frischluftbahn mit Siedlungsbezug von besonderer Bedeutung, wird aber durch den Straßendamm der B 110 eingeschränkt und mit Kfz-Abgasen belastet. Durch die insgesamt gute Durchlüftung des Gebietes und geringe Bodenversiegelungsrate spielt der Effekt der Frischluftzufuhr eine eher untergeordnete Rolle. Die stärker verdichteten und besiedelten Flächen der Stadt Dargun, insbesondere die Gewerbegebietsflächen sind aufgrund einer hohen Versiegelung grundsätzlich als klimatische Belastungszonen anzusprechen, hier ist mit einer erhöhten sommerlichen Wärmebelastung zu rechnen. Da größere Industrieanlagen, die zu relevanten Schadstoffimmissionen führen könnten, im Planungsgebiet nicht vorhanden sind, ergeben sich klimatische Belastungen schwerpunktmäßig durch Luftbelastung aufgrund des Kfz- Verkehrs auf der B110. Die Waldflächen westlich der B 110 und an der K 47 sowie südlich vom Cantorsee besitzen entsprechend ihrer weitgehend geschlossenen Waldfläche gute Filtereigenschaften, ebenso die Feldgehölze, Hecken und Baumreihen. Sie tragen zur lufthygienischen Entlastung bei (Unterlage 19.8).
In Bezug auf den Ist-Zustand des nationalen, kontinentalen und globalen Klimas, wird auf allgemein zugängliche Publikationen wie z.B. „Monitoringbericht 2019 zur Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel“ des Umweltbundesamtes, „Klimaschutz in Zahlen“, Ausgabe 2020 des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, den „Bericht des Weltklimarates IPCC 2022“ und den „Klimaschutzbericht 2021“ der Bundesregierung verwiesen.
2.3.2.4.7.2 Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter Klima und Luft
Der Neubau der Ortsumgehung Dargun führt anlagenbedingt zu einer Versiegelung von klimarelevanten Strukturen allgemeiner Bedeutung in einem Umfang von ca. 3,5 ha. Die Beeinträchtigung des Lokalklimas resultiert zum einen aus der Beanspruchung von Kaltluftentstehungsflächen mittlerer Bedeutung aufgrund fehlender ausreichender Hangneigung, zum anderen durch die versiegelte Verkehrsfläche der Ortsumgehung, die als zusätzliche Wärmeinsel wirkt. Wert- und Funktionselemente besonderer Bedeutung wie z.B. Waldflächen mit lufthygienischer Ausgleichsfunktion sind durch das Vorhaben nicht betroffen. Das Vorhaben führt betriebsbedingt zu einer Verlagerung der verkehrsbedingten Luftschadstoffimmissionen. Insgesamt ist eine Entlastungswirkung hinsichtlich der Luftschadstoffbelastung für die Stadt Dargun zu erwarten (Unterlage 1).
Im Zuge der Bauausführung und im weiteren Lebenszyklus des Vorhabens kommt es durch Baustoffproduktion und Baumaschinenbetrieb zu zusätzlichen Emissionen von Luftschadstoff und CO2 bzw. Treibhausgas (THG). Die Lebenszyklus-THG-Emissionen werden auf ca. 220 t CO2-eq pro Jahr beziffert.  (Unterlage 19.12). Die anlagenbedingte Inanspruchnahme von Vegetationsflächen, insbesondere Gehölzflächen, die als Treibhausgassenken fungieren, beeinflusst die THG-Bilanz ebenfalls negativ. Durch vorhabenbedingte THG-Einträge in die Atmosphäre können Veränderungen des Makroklimas nicht ausgeschlossen werden. Indes lassen sich solche Veränderungen nicht beziffern und insbesondere nicht genau dem hier in Rede stehenden Vorhaben zuordnen. 

2.3.2.4.7.3 Merkmale des Vorhabens und des Standorts sowie Maßnahmen zur 
      
      Vermeidung, Minderung, Ausgleich und Ersatz der Umweltauswirkungen

                 auf die Schutzgüter Klima und Luft

Klimatische Wert- und Funktionselemente mit besonderer Bedeutung werden durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt. Bereichsweise wird das Baufeld bzw. der technologische Streifen so eingegrenzt, dass eine Inanspruchnahme von Wald- und Gehölzflächen vermieden werden kann. Die Kompensation allgemein klimatischer Beeinträchtigungen erfolgt multifunktional über die Biotopfunktionen. Mit den vorgesehenen landschaftspflegerischen Maßnahmen werden positive Effekte für den Klimaschutz und die Anpassung an den Klimawandel erzielt. Hervorzuheben sind hier die
· Entsiegelung nicht mehr benötigter Verkehrsflächen einschließlich Begrünung auf ca. 6.000 m² (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 3.1 A)
· Gehölzpflanzungen auf ca. 10.000 m² (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 3.4 A)
· Naturnaher Waldumbau bei Basepohl mit einem Erstaufforstungsanteil auf zuvor zu entsiegelnden Flächen von 2.900 m² (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 4.2 E)
· Pflanzung von 575 Alleebäumen (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 4.3 E),
mit denen eine funktionale Ersatzwirkung für die vorhabenbedingten Beeinträchtigungen auf die Schutzgüter Luft und Klima erzielt wird. Neben der Wirksamkeit der Baum- und Gehölzpflanzungen als THG-Senke wird insbesondere die Alleebaumpflanzung entlang der Trasse der Ortsumgehung die Wärmeinsel-Wirkung der versiegelten Fahrbahnfläche vermindern und als Staub- und Schadstofffilter gegen die verkehrsbedingten Emissionen wirken. Aufgrund der signifikanten Verkürzung der Verbindung und Herstellung einer leistungsfähigen Verkehrsverbindung mit Verflüssigung und Beschleunigung des durchgehenden Verkehrs wird eine Abnahme der verkehrsbedingten CO2-Emissionen von 297,16 t CO2 pro Jahr prognostiziert.
2.3.2.4.8 Schutzgut Landschaft
2.3.2.4.8.1 Darstellung des Ist-Zustandes

Der Landschaftsraum nördlich der Stadt Dargun gehört zur Landschaftsbildregion des eiszeitlich geprägten nordostdeutschen Tieflands. Landschaftsbildprägend ist eine flachwellige Grundmoränenplatte, die intensiv als Acker- und Grünland genutzt wird und nahezu den gesamten Landschaftsraum nördlich der Stadt Dargun einnimmt. Lediglich am Bauanfang liegt mit der Niederung des Röcknitzbachs eine andere Landschaftsstruktur vor. Es handelt sich hierbei um eine ehemalige Schmelzwasserrinne, die in die umgebende Grundmoränenplatte eingetieft ist.
Als landschaftsbildprägende Strukturen sind die Alleebaumbestände an der B 110, am Lindenweg und an den Kreisstraßen MSE 49 und MSE 50 sowie Feldhecken hervorzuheben. Darüber hinaus wird die weitläufige Offenlandschaft von einigen Feldgehölzen und kleinen Waldflächen (Lehnenhöfer Tannen) durchsetzt.
Zu den durch den Menschen überprägten Elementen des Landschaftsraums zählen neben den landwirtschaftlich intensiv genutzten Flächen, den Verkehrswegen und angelegten Gehölzstrukturen und einer Kiesgrube, insbesondere auch die Bebauung der Stadt Dargun und der dörfliche Siedlungsraum von Neubauhof mit den dazugehörigen Infrastrukturen sowie landwirtschaftliche und gewerbliche Gebäude. Das Landschaftsbild ist durch eine Deponie, auf der eine Photovoltaikanlage errichtet wurde, und durch eine 110 KV-Freileitung und einen Sendemast vorbelastet (Unterlage 1 und 19.8).
Am Bauanfang tangiert das Planungsvorhaben das Landschaftsschutzgebiet (LSG) „Mecklenburgische Schweiz und Kummerower See (Mecklenburgische Seenplatte, Altkreis Demmin)“, Nummer L 64b. Dieses Schutzgebiet grenzt unmittelbar an den südlichen Fahrbahnrand der vorhandenen B 110 an.
Nach Gutachterlichem Landschaftsrahmenplan Mecklenburgische Seenplatte wird das überwiegende Vorhabengebiet als Bereich mit geringer bis mittlerer Schutzwürdigkeit des Landschaftsbildes und landschaftlicher Freiräume bewertet. Lediglich der zum Landschaftsbildraum „Röcknitzbachwiesen“ gehörende westliche Randbereich des Vorhabengebietes wird mit „hoch bis sehr hoch“ bewertet. Das Waldgebiet nördlich des Heidbergs besitzt hohe Bedeutung für die Erholungsnutzung von Spaziergängern und Motorradfahrern, ist aber mit ca. 14 ha von relativ kleiner Ausdehnung und durch eine querende Hochspannungsleitung vorbelastet.
2.3.2.4.8.2 Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Landschaft
Die Baumaßnahme bringt Veränderungen der bestehenden Eigenart, Vielfalt und Schönheit der Landschaft sowie des wahrnehmbaren Landschaftserlebens mit sich. Der Landschaftsraum nördlich der Stadt Dargun wird durch den Neubau der B 110  Ortsumgehung Dargun technisch überprägt und zerschnitten. Diese nachhaltige Änderung der Landschaft führt zu unterschiedlichen Graden der Beeinträchtigung entlang des Trassenverlaufs. Die größte Dammhöhe mit > 5 m wird bei Bau-km 1+100 in 400 m Entfernung zur nächsten Wohnbebauung erreicht. Durch das Vorhaben werden Auswirkungen auf Flächen mit hoher Landschaftsbildqualität (GLRP MS, Textkarte 8) verursacht. Das Vorhaben führt zur Störung von Sichtbeziehungen vom Heidberg und der Ortsrandlage in Richtung der Waldgebiete an der Kiesgrube und den Lehnenhöfer Tannen sowie zu einem Teilverlust von landschaftsbildprägenden Alleebaumbeständen im Umfang von 38 Alleebäumen an den Kreisstraßen MSE 49 und MSE 50 und am Lindenweg sowie zum Verlust von 13 Einzelbäumen und Gehölzflächen von ca. 5.228 m². Die Neuzerschneidung der Landschaft durch das Vorhaben führt zu einer Verkleinerung des unzerschnittenen Raumes, der nach Gutachterlichem Landschaftsrahmenplan als unzerschnittener landschaftlicher Freiraum mit hoher Bedeutung ausgewiesenen ist. Es kommt jedoch zu keiner Flächeninanspruchnahme der Wert- und Funktionsflächen besonderer Bedeutung, die hier durch den Röcknitzbachniederung und die Waldflächen an der Kiesgrube und nördlich des Heidbergs auftreten. Randliche Beeinträchtigung erfährt lediglich der Sport- und Freizeitpark. Durch Verlärmung erfolgt eine Beeinträchtigung von Flächen mit Erholungseignung am Nordrand von Dargun. Hinsichtlich der anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen auf die landschaftsgebundene Erholungsfunktion wird auf Punkt 2.3.2.4.1.2 zur Beschreibung der Vorhabenauswirkungen auf das Schutzgut Mensch Bezug genommen.
2.3.2.4.8.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung, Ausgleich und
      
      Ersatz der Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Landschaft

Die Trassierung erfolgt überwiegend in geländenaher und damit das Landschaftsbild weniger beeinträchtigender Lage. Der Bereich hoher, das Landschaftsbild stärker beeinträchtigender Dammhöhen von 2,5 m bis 5 m ist auf den Abschnitt von Bau-km 0+900 bis Bau-km 1+300 begrenzt. Die geplante Alleebepflanzung der B 110 Ortsumgehung Dargun wird die Trasse der Ortsumgehung landschaftlich einbinden und in Verbindung mit der Ansaat von Landschaftsrasen auf den Straßennebenflächen (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 5.1 G), der Pflanzung einer Baumreihe am Plattenweg nördlich von Dargun und der Freistellung eines Naturdenkmales (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 5.2 G) die vorhabenbedingten Auswirkungen auf das Landschaftsbild im Umfeld der Trasse wirksam mindern. Sie dient zudem der Kompensation des baubedingten Verlustes von landschaftsprägenden Bäumen und Gehölzen. Die Pflanzung von Feldhecken (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 3.3 A), die Anlage von Wiesenflächen (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 3.5 A) und die Anlage einer parkartigen Grünfläche (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 3.6 A) haben neben ihrer Biotop- auch landschaftsgestalterische Ausgleichsfunktion. Von Bau-km 1+675 bis Bau-km 2+650 auf der südlichen Fahrbahnseite und von Bau-km 2+060 bis Bau-km 2+480 nördlich der Trasse werden im Zuge der erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 2 m hohe Landschaftswälle mit Gehölzpflanzung vorgesehen (Unterlage 9.3, Maßnahmenblatt 3.4 A). Ihre Sichtschutzfunktion mindert die vorhabenbedingte Störung von Sichtbeziehungen.

Die neu anzulegende Allee an der B 110 wird künftig ein wirkungsvoll prägendes Strukturelement in der Kulturlandschaft des Planungsgebietes darstellen und trägt damit maßgeblich zum Ausgleich der verbleibenden vorhabenbedingten Beeinträchtigung der Landschaft im Planungsgebiet bei. 
2.3.2.4.9 Schutzgüter kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter
2.3.2.4.9.1 Darstellung des Ist-Zustandes

Für das Vorhabengebiet sind keine denkmalgeschützten Sach- und Kulturgüter vorhanden, die durch den Bau der Ortsumgehung Dargun berührt werden.
Es sind im Untersuchungsraum zum geplanten Vorhaben sowie geplanter Flächen für Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen Bodendenkmale bekannt, eine unmittelbare Betroffenheit durch die Vorhabenumsetzung besteht nicht. 
Als Sachgüter im Sinne des UVPG wurden im Untersuchungsgebiet die Brunnenfassungen der Wasserfassung II, mehrere Elektrofreileitungen, eine Gasleitung sowie die Hauptverkehrsstraßen festgestellt. Eine Auflistung aller kreuzenden und nah an der Trasse verlaufenden Leitungen ist in Unterlage 1, Tabelle 19 enthalten. Des Weiteren gelten auch die Gebäude inner- und außerhalb des Siedlungsbereiches, ein Sendemast sowie die Photovoltaikanlage auf dem Gelände der ehemaligen Deponie als schutzwürdige Sachgüter.
2.3.2.4.9.2 Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter kulturelles Erbe 
      und sonstige Sachgüter 
Von Bau-km 1+900 bis 2+000 läuft die geplante Trasse durch eine Bodendenkmalverdachtsfläche. Auswirkungen auf bekannte Bodendenkmale, Denkmalbereiche und sonstige Kultur- und Sachgüter durch direkte und mittelbare Vorhabenwirkung können aufgrund der Bestandssituation im Baufeld ausgeschlossen werden (Unterlage 1). Eine Inanspruchnahme von Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen erfolgt nicht.
Durch das Bauvorhaben werden Leitungen als schützenswerte Sachgüter gekreuzt.
2.3.2.4.9.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung, Ausgleich und  

      
      Ersatz der Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter 
Vor Erdeingriffen im Bereich der vermuteten Bodendenkmale wird gemäß § 6 Abs. 5 DSchG M-V die Bergung und Dokumentation des Denkmals durch den Vorhabenträger entsprechend der Festlegungen unter den Punkten 1.1.4 und 1.5.8. und der Zusage des Vorhabenträgers unter Punkt 1.6 gewährleistet. Die vom Vorhaben berührten Sachgüter in Form der vorhandenen Leitungen werden direkt in die Planung eingebunden und die Konflikte durch die Maßnahme mittels angepasster Trassenführung und soweit erforderlich, Umverlegungen vermieden. Erforderliche Neuverlegungen bzw. Sicherungen von Kabel und Leitungen während der Bauzeit erfolgen in Abstimmung mit den betroffenen Versorgungsunternehmen auf der Grundlage von Vereinbarungen oder gesetzlichen Bestimmungen.
2.3.2.4.10 Wechselwirkungen
Die zuvor beschriebenen Schutzgüter stehen in vielfältigen Beziehungen zueinander.

So setzt sich der Planungsraum aus einer Vielzahl von landschaftsbildprägenden Elementen zusammen, die ihrerseits auch Funktionen als Lebensraum für Fauna und Flora sowie als Erholungsraum für den Menschen haben.

Die Veränderung bzw. Beeinträchtigung der Flora und Biotopausstattung der Landschaft kann gleichzeitig mit Entfernung landschaftsbildprägenden Biotopelemente eine Verringerung der Landschaftsbildqualität bedeuten. Eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes hat eine Verringerung der Erholungseignung des Raumes für Menschen zur Folge. Die Zerschneidung der Landschaft durch den Straßenkörper führt gleichzeitig zu einer zunehmenden Zersplitterung und höheren Isolation der Biotopstrukturen. 
Im Umfeld der Trasse kommt es zunächst baubedingt, nach Inbetriebnahme der Straße betriebsbedingt dauerhaft durch Lärmbeeinträchtigungen zu einer Beunruhigung der im Bereich der Trasse lebenden Tierarten. Nur Arten mit einer hohen Toleranzgrenze bzw. Desensibilisierung durch bereits bestehenden Verkehr können in Trassennähe verbleiben; eine Veränderung der Artenstruktur wird eintreten. Damit einhergehend ist, gepaart mit der negativen Einwirkung von Luftverunreinigungen, durch den neuen Straßenverkehr im bis dahin unberührten Raum, eine Veränderung der Fauna zu erwarten, die u.a. im Wechselspiel mit der Flora steht. 
Die Lärmbeeinträchtigung beeinträchtigt darüber hinaus die Erlebbarkeit des Landschaftsbildes und hat damit Auswirkung auf das Schutzgut Landschaft mit seiner Erholungsfunktion.
Schadstoffe können zudem mittelbar über den Eintrag in Boden, Oberflächenwasser und Grundwasser auf Mensch, Tiere und Pflanzen wirken. Gerade der Boden ist wichtiger Bestandteil im Wechselspiel der Schutzgüter, da er eine zentrale Funktion im Wasser und Nährstoffkreislauf und in seinen Filter-, Puffer und Stoffumwandlungseigenschaften innehat, und so Lebensgrundlage für Mensch, Tiere und Pflanzen darstellt. Außerdem dient er zur Erhaltung der Lebensgrundlage Wasser als weiteres wesentliches Schutzgut. Durch Versiegelung geht der Boden mit diesen weit reichenden Funktionen vollständig auch zu Lasten von Mensch, Fauna und Flora verloren. 
Wechselwirkungen entstehen durch Versiegelung mit dem örtlichen Kleinklima. Durch Bodenaustausch in Bereichen oberflächennah anstehenden Grundwassers mit Offenlegen des Grundwasserleiters wird die Grundwasserqualität beeinträchtigt.
Das Schutzgut Klima und Luft besitzt einen direkten Bezug zum Schutzgut Mensch, da insbesondere der Siedlungsbezug klimatisch und lufthygienisch wirksamer Bereiche in der Raumanalyse und deren mögliche Verluste und Beeinträchtigungen im Variantenvergleich erfasst werden.
2.3.2.4.11 Seveso Störfallanlagen
Gemäß der Europäischen Richtlinien 2012/18 EU, sogenannte Seveso-III-Richtlinie, und des Europäischen Parlaments und des Rates vom 04. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABl. L197 vom 24. Juli 2012) ist die Vorhabenzulassung mit dem Ziel verbunden, Menschen und besonders wertvolle bzw. besonders empfindliche Gebiete vor den Auswirkungen eines Störfalls mittels Sicherheitsabstands zu schützen.

Im Umkreis des geplanten Bauvorhabens befinden sich keine richtlinienrelevanten Störfallanlagen.
2.3.2.4.12 Zusammenwirken mit anderen Vorhaben und Tätigkeiten
Bei der Betrachtung des Zusammenwirkens mit anderen Vorhaben und Tätigkeiten geht es um die Betrachtung von Vorbelastungen der vom geplanten Straßenbauvorhaben betroffenen Umwelt durch bestehende Vorhaben oder Tätigkeiten. Diese erfolgt schutzgutbezogen in den vorangestellten Abschnitten. In verfestigter Planung befindliche Vorhaben, die sich im Wirkbereich des plangegenständlichen Vorhabens im Zusammenwirken mit diesem erheblich auf die Schutzgüter auswirken können, sind nicht bekannt.
Nach Umsetzung des Bauvorhabens ist am Bauanfang zukünftig der Ersatzneubau der Brücke über den Röcknitzbach vorgesehen.  Eine Betrachtung des Zusammenwirkens der bau-, anlagen- und betriebsbedingten Auswirkungen des plangegenständlichen Vorhabens und des vorgesehenen Brückenersatzneubaus ist aktuell nicht möglich, da für den Brückenersatzneubau keine verfestigte Planung vorliegt. Diese Betrachtung erfolgt somit im Rahmen eines künftigen Genehmigungsverfahrens des Brückenersatzneubaus.
2.3.3 Bewertung der Umweltauswirkungen im Hinblick auf eine 
wirksame Umweltvorsorge, § 25 UVPG
2.3.3.1 Allgemeines

Auf Grundlage der zusammenfassenden Darstellung der Umweltauswirkungen nach § 24 UVPG und der entscheidungsrelevanten Unterlagen nimmt die Planfeststellungsbehörde die Bewertung der Umweltauswirkungen gemäß § 25 UVPG vor.
Die nach § 25 UVPG vorgeschriebene Bewertung der Umweltauswirkungen erfolgt durch Auslegung und Anwendung der umweltbezogenen Tatbestandsmerkmale der einschlägigen Fachgesetzte auf den entscheidungserheblichen Sachverhalt (Nr. 0.6.1.1 der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Ausführung des UVPVwV- vom 18.09.1995-GMBl. 1995, S.671), der Zusammenfassenden Darstellung der Umweltauswirkungen und den vorgesehenen Ver-meidungs-, Minderungs- und Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und dient der Entscheidungsvorbereitung zur Zulässigkeit des Vorhabens. Sie erfolgt im Prüfungsvorgang getrennt von den übrigen Zulassungsvoraussetzungen umweltrelevanter und nicht umweltbezogener Art. Eine Abwägung mit den außerumweltfachlichen Belangen wird an dieser Stelle nicht vorgenommen.
Die Planfeststellungsbehörde überzeugte sich nach Auswertung des UVP-Berichtes des Vorhabenträgers (§ 16 UVPG), der behördlichen Stellungnahmen (§ 17 Abs.2 UVPG) und der Äußerungen der betroffenen Öffentlichkeit (§ 18 UVPG) sowie eigenen Ermittlungen davon, dass die unvermeidlichen vorhabenbedingten Umweltbeeinträchtigungen umfassend in den Planunterlagen dokumentiert und durch ausreichende Maßnahmen kompensiert sind. 
Im Ergebnis der Bewertung ist das Vorhaben im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge im Sinne des § 1 i.V.m. § 2 Absatz 1 UVPG nach Maßgabe der geltenden Gesetze zulässig.
Die Bewertung der Umweltauswirkungen gemäß § 25 UVPG wird in der für den Planfeststellungsbeschluss durchgeführten Abwägung berücksichtigt, Punkt 2.4.7.

2.3.3.2 Schutzgut Mensch einschließlich der menschlichen Gesundheit
2.3.3.2.1 Wertung
Die Maßstäbe zur Beurteilung der Intensität von Einwirkungen auf die Menschen durch Infrastrukturmaßnahmen bilden im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge gemäß §§ 3 und 25 UVPG die geltenden Vorschriften und Konventionen, insbesondere das BImSchG i.V.m 16. BImSchV, DIN 18005, die AVV Baulärm und die 32. BImSchV bezüglich des Lärmschutzes sowie das BImSchG i.V.m. 39. BImSchV bezüglich der Luftqualität und das BNatSchG, NatSchAG M-V bezüglich des Landschaftsschutzes als wesentliches Erholungselement für die Gesundheit der Menschen unter besonderer Berücksichtigung des Vorsorgegedankens. Insoweit ist eine Bewertung anhand unterschiedlicher Wirkfaktoren angezeigt.
Im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben sind als Schutzziele für den Menschen insbesondere der Erhalt gesunder Lebensverhältnisse durch Schutz des Wohnumfeldes sowie der dem Wohnumfeld zugeordneten Funktionsbeziehungen zu benennen. Ebenso ist der Erhalt von Flächen für Erholung und Freizeitaktivitäten zu beachten. 
Naheliegend und durch Einwendungen im Anhörungsverfahren (P3) bestätigt, werden insbesondere durch Anwohner des Wohngebietes Rudolf-Tarnow-Straße die Auswirkungen des Bauvorhabens, auch unterhalb gesetzlich bestimmter Schwellenwerte für Lärm und Luftschadstoffe, einschließlich den Änderungen des bisherigen Wohn- und Erholungsumfeldes als Störung des körperlichen Wohlbefindens empfunden. 
Krasse Änderungen des bisherigen Wohn- und Erholungsumfeldes etwa durch Straßenneubau stellen in der einschlägigen Rechtsliteratur anerkannte nachteilige Umweltauswirkungen in Hinsicht auf die menschliche Gesundheit dar (BT Drs. 14/2300, S.38 ff und UVPG Kommentar; Hoppe, Beckmann, Kment, 5. Auflage, § 2 RdNr. 34).
Unter der Berücksichtigung, dass das Wohlbefinden im Sinne eines bestmöglichen Gesundheitszustandes von zahlreichen unterschiedlichen inneren und äußeren Einflussfaktoren abhängig und von komplexem Charakter ist, erfolgt hier im Hinblick auf mögliche schädigende Umwelteinflüsse durch den Bau und Betrieb der Straße auf die Menschen eine Bewertung dahingehend, ob die von dem Vorhaben ausgehenden Wirkfaktoren selbst ursächlich für Krankheiten oder krankheitsfördernd sein können. 
Im Zusammenhang damit stehen zunächst nachteilige Wirkungen infolge von Lärm- und Luftverunreinigungen, aber auch entsprechend vorstehender Ausführungen psychische Belastungen durch Umfeldveränderungen im Wohn- und Erholungsbereich, die jedoch individuell verschieden intensiv wahrgenommen werden und auf die Gesundheit einwirken.
Während der Bauphase sind über die durch Boden- bzw. Baustofftransporte und den Betrieb von Baustelleneinrichtungen und -fahrzeugen sowie durch Maschinen verursachte Lärm-, Licht-, Abgas- und Staubemissionen hinaus keine besonders lärmintensiven Arbeiten wie Rammungen oder Abbrucharbeiten erforderlich, so dass mit Einhaltung der Vorgaben der AVV Baulärm und der 32. BImSchV auch im Zuge der Baudurchführung erhebliche Lärmbeeinträchtigungen nicht zu besorgen sind. Der Vorhabenträger ist verpflichtet, die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben zum Immissionsschutz während des Baugeschehens zu gewährleisten. Die außerhalb des sensiblen Nachtzeitraumes entstehenden Lärm-, Licht-, Abgas- und Staubemissionen werden aufgrund ihrer temporären Natur als zumutbar erachtet.
Für die Störwirkungen des Vorhabens nach Inbetriebnahme gelten andere rechtliche Grundlagen und Grenzwerte, an denen sich das Vorhaben und seine Umweltauswirkung zu messen hat. Nach § 41 BImSchG muss beim Bau einer öffentlichen Straße sichergestellt werden, dass durch Verkehrsgeräusche keine schädlichen Umwelteinwirkungen hervorgerufen werden können, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind. Entsprechende Beurteilungsgrundlagen hierfür enthalten die 16. BImSchV (Verkehrslärmschutzverordnung) sowie die 39. BImSchV (Verordnung über Luftqualitätsstandards und Emissionshöchstmengen). Mit Erarbeitung eines schalltechnischen Gutachtens (Unterlage 17.1) und eines Luftschadstoffgutachtens (Unterlage 17.2) ist der Vorhabenträger der zuvor genannten Verpflichtung nachgekommen. Es sind verschiedene Gebiete mit unterschiedlichen Vorbelastungen betrachtet worden. Die Bereiche, die durch das Vorhaben eine Verbesserung der Situation in der Ortslage Dargun erfahren, werden hier nicht weiter betrachtet.
In Zusammenhang mit dem Betrieb der neuen Straße ändert sich die Lärmsituation für die Ortslage Dargun und insbesondere im direkten Umfeld der Wohnbebauung Rudolf-Tarnow-Straße und Brudersdorfer Straße am nördlichen Ortsrand. Hier wird eine Verschlechterung der Situation eintreten, da zuvor gar keine Belastung durch Bundesstraßenverkehr besteht. Der Neubau der Straße erfolgt im Raum ohne Vorbelastung mit Ausnahme der in Süd-Nord-Richtung und somit in 90° anderer Richtung verlaufenden Kreisstraßen MSE 49 und MSE 50.
Im Ergebnis des schalltechnischen Gutachtens werden durch den Neubau der B 110 für die Ortsumgehung Dargun und durch die mit dem Neubau zwangsläufig geänderten Verkehrswege der Kreissstraßen MSE 49 und MSE 50 die zum Schutz der menschlichen Gesundheit im BImSchG und dessen Ausführungsverordnung (16. BImSchV) in Abhängigkeit vom Grad der Schutzbedürftigkeit erlassenen und derzeit maßgeblichen Grenzwerte in Abhängigkeit vom Grad der Schutzbedürftigkeit im Tag- und Nachtzeitraum nicht überschritten. Somit führen die verkehrsbedingten Schallemissionen nach objektiven Maßstäben nicht zu unzumutbaren, gesundheitsgefährdenden Verschlechterungen. Erhebliche Lärmauswirkungen auf in Nachbarschaft des Bauvorhabens befindliche, schutzbedürftige Nutzungen der Klassifizierung Allgemeines Wohngebiet und deren Außenwohnbereiche, die aus Anlage und Betrieb des Vorhabens resultieren, sind nicht zu erkennen. 
Gesundheitsgefährdende verkehrsbedingte Schadstoffe sind u.a. Kohlenmonoxid, Stickoxid, Schwefeldioxid und Feinstaub. Die vom Vorhabenträger veranlassten Luftschadstoffimmissionsberechnungen haben ergeben, dass die zulässigen Immissionsgrenzwerte der 39. BImSchV zum Schutz der menschlichen Gesundheit bereits im unmittelbaren Nahbereich zur Fahrbahn sicher unterschritten werden (Unterlage 17.2). Der Immissionsgrenzwert ist gemäß § 1 Nr. 15 der 39. BImSchV ein Wert, der auf Grund wissenschaftlicher Erkenntnisse mit dem Ziel festgelegt wird, schädliche Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit oder die Umwelt insgesamt zu vermeiden, zu verhüten oder zu verringern. Insofern sind nach rechtlicher Beurteilung auch hier keine relevanten nachteiligen Belastungen für die Menschen gegeben.
Betriebsbedingte relevante Erschütterungen im Sinne der DIN 4150 sind aufgrund der Entfernung der Trasse zur Wohnbebauung nicht zu erwarten.
Nicht prognostizierbare und daher mit Minderungsmaßnahmen beeinflussbare Ereignisse wie starke Staubbildung wegen anhaltender Trockenheit während der Bauphase sind planungsseitig nicht kalkulierbar. Extreme Staubbildung durch Befahren von Baustraßen und bei Erdbewegungen durch Baufahrzeuge bei Trockenheit sind erheblich nachteilig für den Menschen und seine Gesundheit und Wohlbefinden bei Außenaufenthalt im Bereich des Vorhabens. Sie kann aber gegen belästigend wirkende Erscheinungen operativ vermieden werden. Auf Zulassungsebene wird für diesen Eventualfall eine Regelung möglich, so dass diesbezüglich die Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Mensch nicht erheblich sind.

Zur Beurteilung der Gesundheitsrelevanz des Wohnumfeldes liegen noch keine allgemein anerkannten und für die Umweltprüfung rechtlich verbindlichen Indikatoren vor.
Das Bauvorhaben bringt Veränderungen des direkten Wohnumfeldes sowohl für die in der Stadt Dargun an der Ortsdurchfahrt als auch im nördlichen Bereich der Stadt lebenden Menschen mit sich. In den an die Ortsdurchfahrt angrenzenden Wohngebieten der Stadt Dargun verringern sich mit Verlegung der Verkehre der Bundesstraße B 110 die Lärm- und Schadstoffbelastungen. Auch nimmt der Durchgangsverkehr als Störung der innerstädtischen Wegeverbindungen mit quasi abgrenzender Wirkung ab, Wegeverbindungen und Erreichbarkeit innerörtlicher Ziele werden verbessert. Infolgedessen ist von einer Verbesserung des Wohnumfeldes und damit des gesundheitlichen und sozialen Wohlbefindens für die dort lebenden Menschen auszugehen.
Die siedlungsnahe Erholungsfunktion erfährt mit dem Vorhaben in der zentralen Ortslage Dargun eine wesentliche Aufwertung.
Unter dem Gesichtspunkt der Erholungseignung des Raumes des Vorhabens sowohl für Einwohner als auch für Urlauber ist zu konstatieren, dass die Beeinträchtigung der siedlungsfernen Erholungsbereiche in der direkten Umgebung der Straße unstrittig gegeben ist, selbst wenn daran angrenzende Gebiete weiterhin für Erholungsnutzung zur Verfügung stehen.
Die Störung der visuellen Sichtbeziehungen durch das Verbauen der bis dahin unverbauten Landschaft ist nicht vermeidbar, da das Vorhaben als solches die Ursache dieser Beeinträchtigung des Landschaftserlebens setzt.
Die Beeinträchtigung durch die Zerschneidungswirkung des Straßenkörpers grenzt teilweise an landesplanerisch ausgewiesenen Entwicklungsraum bzw. Vorbehaltsgebiet für Tourismus. Da es sich dabei aber lediglich um Grundsätze der Raumordnung handelt und die überregional wirksame Ortsumgehung als Raumordnungsziel landesplanerisch festgesetzt ist, besteht kein erheblicher raumordnerischer Zielkonflikt im Sinne des Regionalen Raumentwicklungsprogramms Mecklenburgische Seenplatte. Eine landschaftsbezogene Erholungsnutzung wird auch zukünftig möglich sein, jedoch mit Einschränkungen im Bereich der Straßentrasse und nicht mehr in gewohnter Qualität.
Die dauerhafte anlagen- und betriebsbedingte Zerschneidung und Verlärmung der der Erholung dienenden landschaftlichen siedlungsnahen Freiräume zwischen der Ortslage Dargun und der nördlich der Ortsumfahrungstrasse gelegenen Siedlungsbereiche stellt eine Beeinträchtigung für das Schutzgut Mensch und menschliche Gesundheit dar, die aber aufgrund fehlender gesetzlicher Maßgaben wie Schutzgebietsausweisung, Ausweisung eines „Ruhigen Gebietes“ im Sinne der EU-Umgebungslärmrichtlinie 2002/49/EG oder Anerkennung als Kur- oder Erholungsort als nicht erheblich im Sinne des § 3 UVPG bewertet wird. Bei dieser Bewertung wird berücksichtigt, dass durch trassennahe Bepflanzung mit Alleebäumen auf der gesamten Strecke und mit Herstellung von Landschaftswällen und Gehölzpflanzungen auf diesen von Bau-km 1+670 bis Bau-km 2+700 eine Minderung der vom Vorhaben verursachten Beeinträchtigungen erreicht wird. Auch die mit den Bautätigkeiten entstehende temporäre Belastung mit Lärm-, Licht-, Abgas- und Staubemissionen wird aus den genannten Gründen und aufgrund des zu erwartenden Ausmaßes sowie der zeitlichen Begrenztheit als nicht erheblich bewertet.
Die einhergehende Unterbrechung und Änderung dortiger Wegebeziehungen stellt eine Beeinträchtigung des Erholungsraumes dar. 
Als Ersatz für die unterbrochenen Wegebeziehungen werden 3 neue Wirtschaftswege angeordnet, die gleichzeitig zur Erschließung der zerschnittenen Privatgrundstücke genutzt werden. Die neuen Wege übernehmen folgende Funktion:
· Wirtschaftsweg 1 – Grundstückserschließung, Ersatz für nördliche Wegezuführung zur Photovoltaikanlage
· Wirtschaftsweg 2 – Grundstückserschließung, Ersatz für Anbindung Brunnenanlage Wasserfassung Dargun II, Erschließung geplanter Versickerbecken 1 und 2, Erschließung Gasdruckregelanlage
· Wirtschaftsweg 3 – Grundstückserschließung, Ersatz für Plattenweg, Anbindung Lindenweg und Sport- und Freizeitpark
Die Unterbrechungen der südlichen Wegeverbindung zur Photovoltaikanlage und zur Brunnenanlage 27 sowie des Plattenweges und des Lindenweges und die dadurch erzeugten Mehrwege über die neu hergestellten Wirtschaftswege und vorhandene Straßen und Wege sind Fußgängern und Radfahrern zumutbar, da es sich grundsätzlich um Wegeverbindungen zur Überwindung größerer Distanzen und weiter auseinanderliegender Ziele und Quellen der Verkehre handelt. Die Zumutbarkeitsgrenze für Fußgänger bei entfernt liegenden Ziel- und Quellorten liegt nach entwickelter Rechtsprechung bei bis zu 3 km (Herleitung anhand des Sachverhaltes zu BVerwG, Urteil vom 21. Dezember 2005 – 9 A 12/05). Ein etwaiges Vertrauen in den Fortbestand einer bestimmten Verkehrsverbindung ist regelmäßig kein für die Fachplanung unüberwindlicher Belang (in Anlehnung an die Rechtsprechung zur Anliegeranbindung: ständige Rechtsprechung seit BVerwG, Urteil vom 9. Juli 2003 - BVerwG 9 A 54.02 und herrschende Meinung, Kommentarlage zu § 8 a FStrG Nr. 14 S. 18 m.w.N.).
Aus Gründen der Verkehrssicherheit werden richtigerweise nicht alle Wegeverbindungen mit Kreuzungen über die Bundesstraße B 110 aufrechterhalten.

Da das Vorhabengebiet nach Gutachterlichem Landschaftsrahmenplan Mecklenburgische Seenplatte (Textkarte 13) kein Bereich mit regionaler Bedeutung für die Sicherung der Erholungsfunktion ist und die Erholungsräume an das Straßen- und Wegenetz angeschlossen und über die zu schaffenden drei neuen trassenparallelen Wirtschaftswege mit entsprechenden Wegumbindungen erreichbar bleiben, wird diese Auswirkung als gering erheblich bewertet.
Die Beeinträchtigung der landwirtschaftlichen Nutzungsfunktion durch das Vorhaben durch Flächeninanspruchnahme und Änderung der Wegebeziehungen wird als gering erheblich bewertet, auch unter Berücksichtigung, dass das Vorhabengebiet aufgrund seiner Eignung bzw. Bedeutung für die landwirtschaftliche Nutzung im Regionalen Raumentwicklungsprogramm Mecklenburgische Seenplatte (RREP MS) nicht als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft ausgewiesen ist.
2.3.3.2.2 Fazit
Bei der Gesamtbetrachtung werden die nicht vermeidbaren und minderbaren Beeinträchtigungen durch das Vorhaben auf das Schutzgut Mensch und sein Wohnumfeld und Gesundheit im Plangebiet durch Lärm- und Schadstoffemissionen, Überformung und Zerschneidung der Offenlandschaft und Wegeverbindungen mit verbleibender Störung des gewohnten Lebensumfeldes und Verringerung der Erholungseignungsqualität des Raumes unter Berücksichtigung der Entlastungswirkung des Vorhabens in der Ortslage Dargun und der Einhaltung von immissionsrechtlichen Grenzwerten sowie der Minderung durch Herstellung neuer Wege und landschaftsplanerischer Gestaltungsmaßnahmen als gering erheblich bewertet.
2.3.3.3 Schutzgüter Pflanzen, Tiere, biologische Vielfalt 

Der Bewertung der Auswirkungen auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt werden folgende umweltbezogene Tatbestandsmerkmale der einschlägigen Fachgesetze sowie sonstiger fachbezogener Unterlagen zu Grunde gelegt:
· § 14 ff. BNatSchG, § 12 NatSchAG M-V – Eingriffe in Natur und Landschaft
· § 20 ff. BNatSchG – Schutzgebiete nach nationalem Recht
· §§ 18 und 19 NatSchAG M-V – Schutz von Bäumen und Alleen
· § 31 ff. BNatSchG – FFH-Gebiete und Europäische Vogelschutzgebiete
· § 30 BNatSchG, § 20 NatSchAG M-V – Biotopschutz 
· § 39 Abs. 5 BNatSchG – Schutz der Lebensstätten
· § 44 BNatSchG – Artenschutzrechtliche Verbote
· § 9 BWaldG und § 15 LWaldG M-V – Erhaltung des Waldes
· Biotopkartierung M-V
· Leitfaden zur Erstellung und Prüfung Landschaftspflegerischer Begleitpläne zu Straßenbauvorhaben in Mecklenburg-Vorpommern
· Gutachterlicher Landschaftsrahmenplan Mecklenburgische Seenplatte
· Rote Listen gefährdeter Tiere und Pflanzen in Deutschland und M-V
· Bundesartenschutzverordnung.
Auf Grundlage der genannten Vorschriften und Unterlagen werden die erheblichen und/oder nachhaltigen Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt bestimmt und hinsichtlich ihres Ausmaßes eingeordnet.
2.3.3.3.1 Schutzgut Pflanzen
2.3.3.3.1.1 Wertung
Die vorhabenbedingten Eingriffe in Biotopflächen bzw. Pflanzen erfolgen in erheblicher Flächengröße im Umfang von ca. 14,7 ha und sind mit ca. 12,4 ha überwiegend dauerhaft. Ein Großteil dieser in Anspruch genommenen Flächen umfasst ca. 6 ha geringwertige intensiv genutzte Ackerflächen. Der Anteil betroffener mittel- und hochwertiger Biotopflächen ist dabei mit 58 % als hoch zu werten und stellt insoweit eine erhebliche Auswirkung auf das Schutzgut Pflanzen dar. Dies betrifft neben ca. 2,4 ha mittelwertiger Ackerbrachfläche auch ca. 3,7 ha hochwertiges Grünland. Die Inanspruchnahme bzw. Beseitigung von ca. 3.230 m² nach § 20 NatSchAG M-V geschützten Biotopen, vorliegend Feldgehölze, Sträucher, Erlenbruchwald sowie Nasswiese und 41 nach §§ 18 und 19 NatSchAG M-V geschützten Einzel- bzw. Alleebäumen beeinträchtigt das Schutzgut Pflanzen in erheblichem Maße.
2.3.3.3.1.2 Fazit
Der Verlust der Biotopfunktionen kann vollständig durch Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sowie Ersatzgeldzahlungen ausgeglichen werden, so dass für den Naturhaushalt insgesamt in diesem Kontext die Bilanz ohne erhebliche Defizite verbleibt. Es wird auf den Landschaftspflegerischen Begleitplan verwiesen (Unterlage 19.1). Bei den zur Kompensation der in Anspruch genommenen bzw. beeinträchtigten Biotopflächen vorgesehenen Maßnahmen handelt es sich zum großen Teil um trassen- bzw. vorhabennahe Ausgleichsmaßnahmen auf einer Gesamtfläche von ca. 21 ha, hier insbesondere die Ersatzpflanzung von ca. 10.000 m² Gehölzen und 575 Alleebäumen entlang der Trasse, ca. 50.000 m² Anlage von Wiesenfläche und 8,55 ha Ackerbrache auf vormaliger Ackerfläche sowie Gehölz- und Baumpflanzung auf einer vorhandenen parkartigen Grünfläche im trassennnahen Umfeld. Auf ca. 8,57 ha werden trassenferne Maßnahmen, hier die Renaturierung des Röcknitzbaches südöstlich von Dargun zum Ersatz der beeinträchtigten Biotopfunktionen hergestellt. 
Im Hinblick auf die dauerhafte Inanspruchnahme von gesetzlich geschützten Biotopen und auch die großflächige Überbauung sonstiger mittel- bis hochwertigen Biotopflächen wird die verbleibende Beeinträchtigung der Biotopfunktion und des Schutzgutes Pflanzen am Vorhabenort jedoch insgesamt als erheblich bewertet.
Die mit dem Vorhaben verbundenen Eingriffe in die Pflanzenwelt sind in Bezug zu den gesetzlichen Vorgaben zur Eingriffsregelung des BNatSchG und des NatSchAG M-V zu setzen. Entsprechend der vorliegenden Planung werden die beschriebenen Eingriffe durch die vorgesehenen landschaftspflegerischen Maßnahmen in der von dem Eingriff betroffenen Landschaftszone „Rückland der mecklenburgischen Seenplatte“ vollständig kompensiert. 
2.3.3.3.2 Schutzgut Tiere 
2.3.3.3.2.1 Wertung Tierarten 
Fischotter/Biber
Es ist festzustellen, dass keine anlage- oder betriebsbedingte Beeinträchtigungen des Lebensraumes im Niederungsbereich des Röcknitzbachs durch das Vorhaben über die durch die bestehende B 110 vorhandenen Vorbelastungen hinaus entstehen. Auch die bauzeitlichen Beeinträchtigungen bedingen nur eine zeitweise geringfügige Verstärkung der durch den Verkehr auf der B 110 schon verursachten Vorbelastungen im Vorhabenbereich. 

Fledermäuse
Die Beeinträchtigungen von Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Fledermäusen durch das Vorhaben wird als nur gering bewertet. Erhebliche negative Auswirkungen auf die lokalen Populationen sind nicht nachweisbar, da lediglich bei 12 zu fällenden Bäumen Quartierpotential festgestellt wurde, deren Höhlungsausprägungen sich potentiell auch nur als Sommerquartier bzw. als Tagesverstecke für Einzeltiere oder kleine Gruppen mit max. 3 Tieren eignen und im Umfeld der zu fällenden Bäume eine große Anzahl von Bäumen mit gleichartiger Ausstattung und gleichartigem Quartierpotenzial vorhanden sind. Im Bedarfsfall werden Ersatzquartiere geschaffen, nachdem durch Vermeidungsmaßnahmen in Form von Bauzeitbeschränkung für den Fällzeitraum, Baumkontrolle bei Fällung, die baubedingte Tötung von Individuen vermieden wird. Auch hinsichtlich des Jagd- und Nahrungshabitats am Heidberg wird es zu keinen vorhabenbedingten erheblichen Beeinträchtigungen kommen, da mit den geplanten Gestaltungs- und Ausgleichsmaßnahmen mittels Landschaftswällen mit trassenparallelen Bepflanzungen sowie unterbleibender Bepflanzung in Richtung der neuen Straßentrasse im Rahmen der Umweltvorsorge ein Kollisionsrisiko und vorhabenbedingte Störwirkungen durch Zerschneidung von Flugrouten vermieden wird.
Reptilien
Die Inanspruchnahme von Lebensräumen hoher Bedeutung für Zauneidechse insbesondere nördlich des Solarparks, zwischen dem Solarpark und dem Sport- und Freizeitpark Dargun, im nördlichen Teil des Sport- und Freizeitparks Dargun, sowie die Zerschneidungswirkung der Trasse werden aufgrund der angenommenen flächigen Besiedlung der Lebensräume als erhebliche Beeinträchtigung für diese Reptilienarten bewertet. Sie sind aber durch die vorgesehene vorgezogene Ausgleichsmaßnahme zur Habitatverbesserung auf einer Fläche von ca. 1,5 ha (3.8 ACEF) zu bewältigen. Erhebliche nachteiligen Umweltauswirkungen während der Bauzeit durch die Baufeldfreimachung auf die Eidechsenhabitate und Populationen werden durch die Vermeidungsmaßnahme 2.3 VA „Aufstellen von temporären Reptilienschutzzäunen und Abfangen und Umsetzen von Zauneidechsen“ weitestgehend ausgeschlossen.
Amphibien
Bedeutende Lebens- und Migrationsräume von Amphibien, in denen erhebliche Auswirkungen entstehen könnten, sind durch das Vorhaben nicht betroffen.
Insekten
Vorhabenbedingte erhebliche Auswirkungen auf Insekten werden ausgeschlossen, da die Habitate mit allgemeiner, nicht aber mit hoher und sehr hoher Bedeutung für die besonders geschützten Insektenarten der Heuschrecken und xylobionten Käfer betrifft. Auch die erforderliche Fällung von alten Alleebäumen wird als gering erheblich bewertet, da es sich nach aktueller Untersuchung zwar um für den Eremiten potentiell geeignete aber nicht besiedelte Habitate handelt und sich im Umkreis von 500 m auch keine besiedelten Brutbäume befinden.

Brutvögel
Aufgrund der großräumigen anlagenbedingten Flächeninanspruchnahme, Habitatzerschneidung und betriebsbedingten Verlärmung sind insbesondere die Offenlandarten durch das Vorhaben betroffen. Für Feldlerche, Braunkehlchen und Grauammer kommt es in der durch die Trasse überbauten Ackerflur zu Brutplatzverlust und im Bereich zwischen Trasse und maximal 100 m anzunehmende Verringerung der Habitateignung von 20 % als Brutlebensraum. Der damit verbundene Revierverlust stellt eine erhebliche Beeinträchtigung für diese Arten dar. Nach Maßgabe des besonderen Artenschutzes ist unter Berücksichtigung der vorgesehenen Vermeidungsmaßnahme Bauzeitbeschränkung für die Baufeldfreimachung (2.1 VA) und der CEF-Maßnahme 3.7 ACEF „Entwicklung von Ersatzhabitaten für Vogelarten des Offen- und Halboffenlandes – Ackerbrachen“ mit einem Eintreten von Verbotstatbeständen des § 44 Abs. 1 BNatSchG nicht zu rechnen. Gleichwohl wird insbesondere die anlagenbedingte Flächeninanspruchnahme von potentiell geeigneten Brutvogel-Habitaten des Offenlandes als erhebliche Auswirkung bewertet. Bau- und betriebsbedingte Störungen der Gehölzarten werden aufgrund des Abstandes des Vorhabens zu den Habitatstrukturen sowie der Möglichkeit des Ausweichens in angrenzende ungestörtere Habitate als nicht erheblich eingestuft. Die betriebsbedingte Kollisionsgefährdung von Nahrungsgästen im Trassenbereich wird durch das Aufstellen von Sitzwarten (2.4 VA) soweit minimiert, dass keine erhebliche nachteilige Auswirkung für Greifvogelarten wie Rohrweihe, Rotmilan, Schwarzmilan, Turmfalke sowie Waldohreule durch das Vorhaben entsteht.

Rastvögel
Beeinträchtigungen für die Rastvögel erfolgen lediglich durch betriebsbedingte Störwirkungen geringer Intensität auf Bereiche geringer Bedeutung für Rastvögel und werden deshalb als gering und nicht erheblich bewertet.
2.3.3.3.2.2 Fazit
Im Ergebnis der Beeinträchtigung der einschlägigen und vorstehend bewerteten Tierarten im Vorhabenraum lässt sich feststellen, dass 
· die zeitlich und räumlich stark begrenzten Beeinträchtigungen des Fischotters und des Bibers nicht geeignet sind, erhebliche Auswirkungen hervorzurufen,
· die potentiellen Beeinträchtigungen der Fledermäuse aufgrund des nicht nachgewiesenen Bestandes und der vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen im Zusammenhang mit der Bauausführung nicht geeignet sind, erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorzurufen,

· die mit dem Bauvorhaben verbundene Inanspruchnahme von Lebensräumen der Zauneidechse eine erhebliche Beeinträchtigung darstellt, die jedoch durch die vorgesehene vorgezogene Maßnahme 3.8 ACEF zur Habitatverbesserung ausgeglichen, ebenso wie der Populationsschutz durch die Vermeidungsmaßnahme 2.3 VA ohne erhebliche nachteiligen Umweltauswirkungen während der Bauzeit erzielt werden kann,
· eine Betroffenheit bedeutender Lebens- und Migrationsräume von Amphibien durch das Vorhaben nicht vorliegt,
· vorhabenbedingte erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen auf die besonders geschützten Insekten mangels besiedelter Habitate und Brutbäume im unmittelbaren Wirkbereich des Vorhabens sowie im Umkreis von 500 m ausgeschlossen werden, 
· die anlagenbedingte Flächeninanspruchnahme von potentiell geeigneten Brutvogel-Habitaten des Offenlandes sich erheblich auf den Lebensraum der Brutvögel der Offenlandarten, vorliegend insbesondere auf Feldlerche, Braunkehlchen und Grauammer auswirkt. Aufgrund der vorgezogenen CEF-Maßnahme 3.7 ACEF „Entwicklung von Ersatzhabitaten für Vogelarten des Offen- und Halboffenlandes – Ackerbrachen“ und der vorgesehenen artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahme 2.1 VA „Bauzeitbeschränkung für die Baufeldfreimachung“ ist ein Verstoß gegen § 44 Abs. 1 BNatSchG nicht zu erwarten. Die Beeinträchtigung des Lebensraums ist nicht geeignet, erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorzurufen. Bau- und betriebsbedingte Störungen für Greifvogelarten wie Rohrweihe, Rotmilan, Schwarzmilan, Turmfalke sowie Waldohreule werden durch das Aufstellen von Sitzwarten mittels der Maßnahme 2.4 VA derart minimiert, dass auch in diesem Zusammenhang erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen ausgeschlossen werden können, 
· durch betriebsbedingte Störwirkungen geringer Intensität eine nur unerhebliche Beeinträchtigung für Rastvögel erfolgt, die nicht geeignet ist, erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorzurufen.
Die mit dem Vorhaben verbundenen Eingriffe in die Tierwelt einschließlich ihrer Lebensstätten und Lebensräume sind in Bezug zu den gesetzlichen Vorgaben zur Eingriffsregelung des BNatSchG und des NatSchAG M-V zu setzen. Entsprechend der vorliegenden Planung werden die beschriebenen Eingriffe durch die vorgesehenen landschaftspflegerischen Maßnahmen in der von dem Eingriff betroffenen Landschaftszone „Rückland der mecklenburgischen Seenplatte“ vollständig kompensiert. 
Das Vorhaben verstößt im Weiteren auch nicht gegen die Regelungen des Artenschutzrechts. Bezogen auf den Untersuchungsraum ist für alle dort lebenden Arten überprüft worden, ob durch das Vorhaben Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG eintreten könnten. Im Ergebnis der Überprüfung sind bei Umsetzung der geplanten Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen sowie CEF-Maßnahmen und der Festlegungen unter 1.5.5. sowie 1.6 als Ergebnis der Beiträge aus dem Anhörungsverfahren keine artenschutzrechtlichen Hindernisse gesehen (Unterlage 19.2). 
2.3.3.3.3 Schutzgut Biologische Vielfalt
2.3.3.3.3.1 Wertung
Die Biotop- und Habitatflächeninanspruchnahme und die Zerschneidungswirkung für zahlreiche vorkommende Tierarten durch den Straßenkörper sowie die betriebsbedingten Auswirkungen bzw. Emissionswirkungen des Vorhabens auf Pflanzen und Tiere, hat Auswirkungen auf die biologische Vielfalt. Das Vorhaben führt zwar kleinflächig zum Verlust von teils sehr hochwertigen Biotopen, es hat jedoch keinen Totalverlust der betroffenen Ökosysteme, Biotoptypen oder Landnutzungsarten zur Folge. Aufgrund dessen, dass durch das Vorhaben kein direkter oder indirekter Verlust einer Artenpopulation zu erwarten ist und es zu keiner Beeinträchtigung einer nachhaltigen Nutzung einer Artenpopulation kommt, da im Wirkraum der Ortsumgehung keine ausschließliche Nutzung bestimmter Artenpopulationen von Pflanzen und/oder Tieren erfolgt, wird die Auswirkung auf die biologische Vielfalt als gering erheblich bewertet. 
Im Übrigen liegt das Vorhaben nicht innerhalb internationaler und nationaler Schutzgebiete. 
Aufgrund der bestehenden Vorbelastung im westlichen Anbindebereich an die vorhandene B 110 können erhebliche Auswirkungen hinsichtlich des Schutzwecks und der Erhaltungsziele des EU-Vogelschutzgebietes „Mecklenburgische Schweiz und Kummerower See“ (DE 2242-401) ausgeschlossen werden. Auch eine negative Wirkung auf das im östlichen Anbindebereich der Ortsumgehung südlich an die vorhandene B 110 angrenzende nach GLRP ausgewiesene Biotopverbundgebiet im engeren Sinne sind aufgrund der bestehenden Wirkung der vorhandenen B 110 nicht zu befürchten. Den Grundsätzen der ebenfalls dort ausgewiesenen Vorbehaltsgebiete Naturschutz und Landschaftspflege läuft das Vorhaben aus o.g. Gründen nicht entgegen. Somit werden vom Vorhaben auch keine Gebiete berührt, die nach Gutachterlicher Landschaftsrahmenplanung als Biotopverbundfläche im engeren und weiteren Sinn oder als Bereiche mit besonderer Bedeutung für die Sicherung ökologischer Funktionen (Vorbehalts- bzw. Vorranggebiet für Naturschutz und Landschaftspflege) ausgewiesen sind.
2.3.3.3.3.2 Fazit
Das Gebot der Sicherung einer ausreichenden Gendiversität, Artendiversität und Ökosystemdiversität wird durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt. 

Es sind durch das Vorhaben keine nennenswerten Auswirkungen auf die biologische Vielfalt zu erwarten.

2.3.3.4 Schutzgüter Boden und Fläche 
2.3.3.4.1 Wertung
Die Bewertung der Auswirkungen der Straßenbaumaßnahme auf die Schutzgüter Fläche und Boden im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung hat sich primär an den Bestimmungen des BBodSchG und der BBodSchV zu orientieren. Zweck der bodenschutzrechtlichen Vorschriften ist es u. a., schädliche Bodenveränderungen abzuwehren und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen, § 1 Satz 2 BBodSchG. Schädliche Bodenveränderungen sind Beeinträchtigungen der in § 2 Abs. 2 BBodSchG genannten Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Beeinträchtigungen für den Einzelnen oder die Allgemeinheit hervorzurufen, § 2 Abs. 3 BBodSchG. Um die Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter Fläche und Boden gemäß § 25 Abs. 1 UVPG bewerten zu können, werden die natürlichen Funktionen, d. h. Speicher- und Filterfunktionen vorhandener Bodentypen und Bodenarten, ebenso betrachtet wie die Beeinträchtigung der Funktionen als Lebensgrundlage und Lebensraum sowie quantitative Aspekte über den Flächenverbrauch. Darüber hinaus werden auch die Auswirkungen der Maßnahme für die Nutzungsfunktion des Bodens als Grundlage für die landwirtschaftliche Produktion in die Betrachtung einbezogen.
Das Vorhaben hat erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Boden. Die Bodenfunktionen werden durch die anlagenbedingte Gesamtflächeninanspruchnahme des Trassenkörpers von ca. 12,5 ha erheblich und nachhaltig beeinträchtigt. Die streifenförmigen und durch ihre Länge großflächigen (Teil- und Voll-) Versiegelungen verhindern bis zu ihrer Beseitigung dauerhaft die Entstehung einer belebten biologisch aktiven Oberbodenschicht. Diese Eingriffe in den Boden einschließlich ihrer Folgen für die Natur und Landschaft sind schwerwiegend und nur zu einem kleinen Teil ausgleichbar. Die Versiegelung stellt sich als gravierendste Auswirkung auf die Schutzgüter Fläche und Boden dar, da der versiegelte Boden einerseits seine natürlichen Speicher-, Filter- und Lebensraumfunktionen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BBodSchG, insbesondere als Lebensraum und -grundlage für Pflanzen und Tiere einbüßt, andererseits auch nicht mehr als Fläche für Siedlung und Erholung, Land- und Forstwirtschaft oder andere Infrastrukturmaßnahmen zur Verfügung steht, vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 3 BBodSchG. Aufgrund dessen und der damit verbundenen Wechselwirkungen, auch im Hinblick auf die Folgen für das Schutzgut Wasser durch geringere Grundwasserneubildung, beschleunigter Abfluss des Oberflächenwassers, ist die mit dem Vorhaben verbundene Nettoneuversiegelung von etwa 4,1 ha als sehr hohe Beeinträchtigung der Schutzgüter Fläche und Boden zu werten. Der dauerhafte Verlust von natürlichen Bodenfunktionen aufgrund der Versiegelung des gewachsenen belebten Bodens durch die befestigten Verkehrsflächen auf einer Fläche von 3,7 ha führt auch unter Berücksichtigung, dass für das zugrundeliegende Vorhaben Beeinträchtigungen von Bodenfunktionselementen mit allgemeiner Bedeutung betrifft und diese über die Biotoptypen erfasst und durch deren Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen multifunktional kompensiert werden, zu einer erheblichen Beeinträchtigung des Bodens, da Entsiegelungsmaßnahmen zur Kompensation nur in geringem Umfang von ca. 6.100 m² möglich und vorgesehen sind. Zur Kompensation dieser Beeinträchtigungen erfolgt mit den Ausgleichsmaßnahmen 3.5 A und 3.6 A durch die Anlage von Wiesen- und Grünflächen auf ca. 9 ha ehemals intensiv genutzter Ackerfläche und dem naturnahen Waldumbau Basepohl auf ca. 1,6 ha über die Ersatzmaßnahme 4.2 E eine Aufwertung der natürlichen Bodenfunktionen auf diesen Maßnahmenflächen.
Die Überformung von Wert- und Funktionselementen allgemeiner Bedeutung des Bodens durch Böschungen wird nicht als erhebliche Beeinträchtigung bewertet, da wesentliche Bodenfunktionen in diesen Bereichen nicht verloren gehen.
Die baubedingte Beeinträchtigung der Speicher-, Filter- und Lebensraumfunktion des Bodens auf ca. 5.9 ha im Bereich des beidseitig der Trasse verlaufenden technologischen Streifens durch Baustellenverkehr können durch bauzeitliche Schutzmaßnahmen und nachfolgende Rekultivierungsmaßnahmen mittels Tiefenlockerung gemindert werden. Es ist bei vorübergehender Flächeninanspruchnahme aber trotz Rekultivierung nicht auszuschließen, dass die ursprünglichen Bodenfunktionen nicht in vollem Umfang in diesem Bereich wiederaufleben und somit unter diesem Gesichtspunkt zumindest eine mittlere Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden anzunehmen ist. In diesem Nahbereich zur Trasse wirken zudem künftig auch verkehrsbedingte Immissionen, wie etwa über Stickstoff ein, die aber wiederum aufgrund der Vorbelastung aus der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung keine erheblich höheren negativen Auswirkungen auf den Boden verursachen.
Boden ist als abiotischer Landschaftsfaktor ein Parameter des Naturhaushaltes und trägt somit entsprechend § 1 BNatSchG dazu bei, die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes auf Dauer zu sichern. Die Anforderung, dass die Böden ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können, wird mit den geplanten LBP-Maßnahmen und unter Beachtung der gesetzlichen und fachbehördlichen Vorgaben bewältigt.
Dem Grundsatz der regionalen Raumplanung, bei flächenbeanspruchenden Vorhaben verstärkt Maßnahmen zur Wiedernutzbarmachung bereits versiegelter Flächen zur Anwendung kommen zu lassen, wird mit ca. 6.100 m² Entsieglungsfläche gegenüber 41.000 m² Versiegelungsfläche nur in geringem Umfang entsprochen.
2.3.3.4.2 Fazit
Insgesamt werden die verbleibenden vorhabenbedingten Auswirkungen unter Berücksichtigung der Schutz- und Kompensationsmaßnahmen als erhebliche Beeinträchtigung auf das Schutzgut Boden bewertet. Der Umfang der Betroffenheiten des Bodens bildet gleichzeitig den Flächenverbrauch des Vorhabens in jeglicher Hinsicht ab. Die dargelegten Ausführungen zum Boden erfassen entsprechend die zum Schutzgut Fläche zu betrachtenden Aspekte gleichermaßen.
2.3.3.5 Schutzgut Wasser
2.3.3.5.1 Wertung
Der Bewertung der vorhabenbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind die Schutzbestimmungen des WHG und des LWaG M-V zugrunde zu legen. Das Vorhaben trägt unter Berücksichtigung der Vorgaben des Planfeststellungsbeschlusses den Belangen des Grund- und Oberflächenwassers Rechnung. Im Zusammenhang mit der zu erteilenden wasserrechtlichen Erlaubnis für die Einleitung von Straßenoberflächenwasser in oberirdische Fließgewässer ist durch die Planfeststellungsbehörde das Einvernehmen mit der zuständigen Unteren Wasserbehörde hergestellt worden. In diesem Zusammenhang wurde untersucht, ob es durch das Vorhaben zu einer Verschlechterung oder nachteiligen Veränderungen betroffener Oberflächengewässer hinsichtlich ihres ökologischen und chemischen Zustands und des Grundwassers hinsichtlich seines mengenmäßigen und chemischen Zustandes kommen kann (Unterlage 19.5). Eine vorhabenbezogene Verschlechterung liegt dabei vor, wenn die tatbestandlichen Voraussetzungen der §§ 27 Abs. 1 Nr. 1, 47 Abs.1 Nr. 1 WHG erfüllt sind. Eine nachteilige Veränderung kann auch schon dann vorliegen, wenn die Schwelle zur Verschlechterung noch nicht überschritten wurde. Dabei wird eine nachteilige Veränderung, wie z.B. eine negative Veränderung innerhalb einer Qualitätskomponente erst dann von rechtlicher Relevanz, wenn dies zu einer Verschlechterung der Qualitätskomponente in ihrer Zustandserfassung führt.
2.3.3.5.1.1 Wertung der Auswirkungen des Vorhabens auf Oberflächengewässer
Bei der Bewirtschaftung oberirdischer Gewässer ist gemäß § 27 WHG eine Verschlechterung oder nachteilige Veränderung ihres ökologischen und chemischen Zustands zu vermeiden. Nach Prüfung der vorliegenden Unterlagen führt das geplante Vorhaben zu keiner rechtlich relevanten Verschlechterung oder nachteilige Veränderung der betroffenen Oberflächenwasserkörper.
Direkt vom Vorhaben betroffene Oberflächenwasserkörper sind die Gewässer 2. Ordnung Graben L110/8 und Graben L160-30, in die eine Einleitung von Straßenoberflächenwasser erfolgt. Die Gräben münden in den Röcknitzbach. Da in Bereichen mit ausreichendem Versickerungsvermögen die Straßenoberflächenentwässerung über die versickerungsfähigen Böschungs- und Muldenflächen erfolgt, sind die verbleibenden abzuleitenden prognostizierten Einleitmengen unkritisch und können von den Gewässern problemlos abgeführt werden. Eine Belastung mit straßenspezifischen Schadstoffen der Gewässer wird durch die Anordnung von Reinigungsanlagen zur Sedimentation von Feststoffen und zur Leichtflüssigkeitsabscheidung und eines Graben-Rigolen-Systemes mit Abdichtung vor Einleitung in die Vorfluter vermieden.  Auch die mit dem Einsatz von Tausalzen im Winterdienst prognostizierte zukünftige mittlere Chloridkonzentration im Röcknitzbach liegt deutlich unterhalb des nach Anlage 7 der Oberflächengewässerverordnung (OGewV 2016) definierten Schwellenwertes für den guten Zustand von 200 mg/l (Unterlage 19.5 Anhang 4). Eine Verschlechterung des chemischen Zustands und damit erhebliche Beeinträchtigung der Oberflächengewässer ist somit nicht zu besorgen.

2.3.3.5.1.2 Wertung der Auswirkungen des Vorhabens auf das Grundwasser
Das Vorhaben verursacht eine anlagebedingte Neuversiegelung ca. 3,5 ha belebten infiltrationsfähigen Bodens. Diese Flächen stehen nicht mehr oder nur noch eingeschränkt für die Versickerung von Niederschlagswasser zur Verfügung. Aufgrund dessen, dass der betroffene Grundwasserkörper Mittlere Peene (DE_GB_DEMV_WP_PT_3_16) eine Fläche von insgesamt 741,1 km² aufweist und sich der Anteil der Neuversiegelung durch das Vorhaben auf 0,005 % der Gesamtfläche des Grundwasserkörpers beläuft, ist nicht davon auszugehen, dass sich die Grundwasserneubildung insgesamt derart reduziert, dass die Grundwasserentnahme das Grundwasserdargebot unter Berücksichtigung der ökologischen Belange übersteigt und der mengenmäßige Zustand verschlechtert wird. Die Auswirkung der Neuversiegelung wird deshalb als gering erhebliche Auswirkung auf den mengenmäßigen Zustand des Grundwassers bewertet. In diesem Zusammenhang wird berücksichtigt, dass der mengenmäßige Zustand des Grundwasserkörpers aktuell als gut eingestuft ist. Hinzu kommt, dass durch die gewählte Gradientenhöhe ein Anschnitt grundwasserführender Schichten vermieden wird und über 2,5 km der insgesamt ca. 3,2 km langen Strecke das anfallende Fahrbahnoberflächenwasser in Versickerungsmulden und Versickerungsbecken abgeführt wird und somit teilweise für die Grundwasserneubildung zur Verfügung steht. Nur auf einer kurzen Strecke von 640 m im Regeneinzugsgebiet REZG I-A am Bauanfang von Bau-km 0+000 bis Bau-km 0+147 und im REZG V am Bauende von Bau-km 2+713 bis Bau-km 3+200 in die Vorflutgräben L110/8 und L160-30 wird das anfallende Straßenoberflächenwasser vollständig über eine geschlossene Entwässerung in den Vorfluter abgeleitet. 
Bei der direkten Ableitung von Straßenoberflächenwasser mit seitlicher Versickerung über die Böschungs- und Mulden- bzw. Grabenflächen fahrbahnbegleitenden Versickerungsmulden und -gräben sowie mit Zuleitung in die Versickerungsbecken im Streckenabschnitt von Bau-km 0+147 bis Bau-km 2+713 wird die Behandlung des dem Grundwasser zuzuführenden Straßenoberflächenwasser über eine 30 cm mächtige Oberbodenpassage erreicht, so dass durch deren Reinigungswirkung eine Belastung des Grundwasserkörpers mit straßenspezifischen Schadstoffen ausgeschlossen wird. Auch die aus dem Tausalzeinsatz prognostizierten resultierenden Chloridgehalte von 25,2 mg/l - 122,1 mg/l im Grundwasser liegen deutlich unterhalb des zur Beurteilung des chemischen Gewässerzustandes relevanten Schwellenwertes der Grundwasserverordnung (GrWV 2010) für Chlorid (250 mg/l), so dass demzufolge keine erheblichen negativen Auswirkungen auf das Grundwasser zu besorgen sind. 
Das Vorhaben verläuft zwar abschnittsweise innerhalb der erweiterten Trinkwasserschutzzone III der Wasserfassung Dargun II, eine erhebliche negative Auswirkung auf die Schutzzone kann aber ebenso ausgeschlossen werden, da durch das Straßenentwässerungskonzept mit entsprechender Anordnung der Entwässerungseinrichtungen keine Einleitung von Straßenoberflächenwasser in die empfindlichen Bereiche der Schutzzonen erfolgt.
2.3.3.5.2 Fazit
In der Gesamtbetrachtung verbleiben nach Betrachtung des Grund- und Oberflächenwassers unter Berücksichtigung der Kompensationsmaßnahme 4.1 E „Renaturierung Röcknitzbach“, durch die mit der Herstellung eines naturnahen Gewässerverlaufes und der Ausweisung eines beidseitigen, extensiv genutzten Gewässerrandstreifens die hydromorphologischen Qualitätskomponenten verbessert werden, was perspektivisch erwartbar auch die biologischen und physikalisch-chemischen Qualitätskomponenten des Gewässers verbessert und damit dem Verbesserungsgebot des WHG aktiv entsprochen wird, keine erheblichen negativen Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Wasser.
2.3.3.6 Schutzgüter Klima und Luft
2.3.3.6.1 Wertung
Durch das Vorhaben wird vorhandener Verkehr und damit verbundene Luftschadstoffemissionen aus der Ortslage Dargun heraus in den Bereich der Ortsumfahrung verlagert. In der Gesamtbetrachtung des Planungsraumes kommt es damit durch Verkürzung der Streckenlänge der Ortsumgehung gegenüber der bestehenden Ortsdurchfahrt um ca. 1.000 m und Verflüssigung des Verkehrs zu einer Reduzierung der verkehrsbedingten Schadstoffemissionen. Unter Berücksichtigung, dass auch bei Ansatz der bis 2030 prognostizierten Verkehrsmengen die Grenzwerte der 39. BImSchV bzgl. der Luftschadstoffe entlang des Vorhabens und auf den für den Bauzeitraum ausgewiesenen Umleitungsstrecken eingehalten werden, wird die vorhabenbedingte Auswirkung durch Luftschadstoffe als nicht erheblich bewertet.
Die Beeinträchtigung des Lokalklimas durch das Vorhaben wird als gering erheblich bewertet, da der Neubau der Ortsumgehung Dargun anlagenbedingt zwar zu einer Versiegelung von klimarelevanten Strukturen bzw. Kaltluftentstehungsflächen allgemeiner Bedeutung mangels ausreichender Hangneigung führt und durch die versiegelte Verkehrsfläche der Ortsumgehung eine zusätzliche Wärmeinsel entstehen könnte, dem aber perspektivisch durch die umfangreiche Bepflanzung der Strecke mit Alleebäumen mit deren Verschattungs- und Klimaausgleichfunktion effektvoll entgegengewirkt wird und es zu keiner Inanspruchnahme von Flächen mit hoher lufthygienischer und hoher klimatischer Ausgleichsfunktion oder Unterbrechung von Luftleitbahnen kommt. Auch Wert- und Funktionselemente besonderer Bedeutung wie z.B. Waldflächen mit lufthygienischer Ausgleichsfunktion sind durch das Vorhaben nicht betroffen.
Nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 UVPG ist daneben das Makroklima als Schutzgut zu betrachten und hinsichtlich etwaiger nachteiliger Umweltauswirkungen abzuwägen.
Die Emissionen sind zu ermitteln, zu beschrieben und zu bewerten, die Klimaziele des Klimaschutzgesetzes (KSG), des Pariser Abkommens, dem Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung zur Umsetzung des Klimaschutzplans 2050 und die Sektorziele im Sektor Verkehr und Sektor Landnutzung innerhalb des Europa-Budgets (Anlage 2 Buchtstabe e SUP-Richtlinie) sind zu berücksichtigen.
Neben den Sektorzielen des Klimaschutzprogramms werden außerdem die Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft (LULUCF) herangezogen.
Im Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung (2016) ist vorgesehen, die Emissionen aus dem Sektor Verkehr um 40 bis 42 Prozent im Vergleich zu 1990 auf 98 bis 95 Mio. t CO2-Äq. im Jahr 2030 zu mindern. Dieser Zielwert wurde mit Inkrafttreten des Erstes Gesetz zur Änderung des Bundes-Klimaschutzgesetzes vom 18.08.2021 auf 85 Mio. t CO2-Äq. im Jahr 2030 herabgesetzt.
Die betriebsbedingte Vorhabenwirkung berührt das erstgenannte Handlungsfeld. Da das Vorhaben als fest disponierter Bestandteil des Bundesverkehrswegeplans (BVWP) bzw. des Fernstraßenabsatzgesetzes 2016 (FStrAbG) auch Bestandteil des Referenzszenarios des Klimaschutzprogramms 2030 im Sektor Verkehr ist, steht es den definierten Zielen des Klimaschutzprogramms 2030 im Sektor Verkehr nicht entgegen und hat insofern keine negative Auswirkung auf die Erfüllung des Klimaschutzzieles im Verkehrssektor. Durch signifikante Verkürzung der Streckenlänge der Ortsumgehung gegenüber der bestehenden Ortsdurchfahrt um ca. 1.000 m und Verflüssigung des Verkehrs kommt es zu einer entsprechenden Reduzierung der verkehrsbedingten CO2-Emissionen, die laut Projektinformationssystem (PRINS) zum BVWP 2030 auf 297,16 t CO2 pro Jahr beziffert wird und somit zum Erreichen des o.g. Klimaschutzzieles im Sektor Verkehr beiträgt.
Die bau- und unterhaltungsbedingten Lebenszyklus-THG-Emissionen des Vorhabens durch Baustoffproduktion und Baumaschinenbetrieb sind dem Sektor Industrie zugeordnet und werden auf ca. 220 t CO2-eq pro Jahr beziffert (Unterlage 19.12). Das Referenzszenario des Klimaschutzprogramms 2030 für diesen Sektor beinhaltet ein positives Wirtschaftswachstum, was die Berücksichtigung des im BVWP fest disponierten Vorhabens im Referenzszenario impliziert, so dass auch die bau- und unterhaltungsbedingten Vorhabenwirkungen den definierten Zielen des Klimaschutzprogramms im Sektor Industrie nicht entgegenstehen und insofern keine erheblich negativen Auswirkungen auf die Erfüllung des Klimaschutzzieles im Industriesektor haben.
Weiterhin wirkt sich das Vorhaben anlagenbedingt auf den im Klimaschutzgesetz definierten LULUCF-Sektor (LULUCF – Land Use, Land- Use Change, Forestry) aus, in dem die THG-Emissionen zusammengefasst werden, die der Nutzung einer Fläche oder der Änderung dieser Flächennutzung zugerechnet werden. Hierunter fallen insbesondere die durch die Bewirtschaftung des Waldes abgegebenen oder eingebundenen Treibhausgase einschließlich der in Holzprodukten gespeicherten THG, die CO2-Emissionen aus und Einbindungen in landwirtschaftlich genutzten Böden sowie die Emissionen oder Einbindungen, die bei der Änderung von Flächennutzungen auftreten. Bereits im Klimaschutzplan 2050 ist festgehalten, dass die Netto-Senke, die der Sektor durch die große Speicherfähigkeit des Waldes derzeit insgesamt darstellt, mit weiteren Maßnahmen gesichert werden soll. Dementsprechend werden nun in § 3a KSG Mittelwerte der jährlichen Emissionsbilanzen des jeweiligen Zieljahres und der drei vorhergehenden Kalenderjahre als Beitrag des LULUCF-Sektor zum Klimaschutz genannt, zulässige Jahresemissionsmengen zur Erreichung der nationalen Klimaschutzziele sind für diesen Sektor in Anlage 1 KSG allerdings nicht festgelegt. Maßnahmen im LULUCF-Sektor adressieren die Grünlanderhaltung bzw. Vermeidung der Umwandlung von Grünland in Ackerland, landwirtschaftliche Flächen auf organischen Böden (Moorstandorte) und den Erhalt von Wald als Senke. Sie müssen mit wirksamen Maßnahmen zur Eindämmung des Flächenverbrauchs für Siedlungs- und Verkehrszwecke einhergehen. Das Ziel der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, den Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsfläche (Flächenverbrauch) in Deutschland bis spätestens 2030 auf unter 30 ha pro Tag zu reduzieren, die Grünlanderhaltung im Rahmen der Greening-Auflagen der GAP sowie der Schutz von Moorböden, hier das Moorschutzkonzept M-V, sind gemäß Klimaschutzprogramm 2030 als „Sowieso“-Maßnahmen bzw. Mit-Maßnahmen-Szenario in der Projektion, also im Referenzszenario des LULUCF-Sektors enthalten. Für die quantitative Bewertung der Erheblichkeit des vorhabenbedingten Flächenverbrauchs fehlt es an regionalen Vergleichs- bzw. Zielwerten.
Die Planfeststellungsbehörde hilft sich daher an übrigen diskutierten und anerkannten Fachwissen bezüglich der Klimarelevanz durch Landnutzungsveränderung und hier der Inanspruchnahme von Grünlandflächen sowie der Neuschaffung und Aufwertung klimawirksamer Vegetationsflächen durch die Ausgleichs-, Ersatz- und Gestaltungsmaßnahmen aus. Eine Inanspruchnahme von Moorflächen oder Waldflächen, die eine besondere THG-Senkenfunktion besitzen, erfolgt durch das Vorhaben nicht bzw. nur in geringfügigem Maß im Umfang von 144 m² Waldfläche und ca. 6.500 m² sonstige Gehölzflächen. Beträchtlich ist die Inanspruchnahme bzw. Überbauung von landwirtschaftlich genutztem Grünland und sonstigen Grünflächen und Ruderalfluren in einem Umfang von ca. 5,65 ha (Unterlage 19.1 Tabelle 8). Neuschaffung und Aufwertung klimawirksamer Vegetationsflächen erfolgt durch die Anlage von Frischgrünland über die Ausgleichsmaßnahme 3.5 A und parkartiger Grünfläche mittels Ausgleichsmaßnahme 3.6 A auf ehemaligen Acker- und Verkehrsflächen von ca. 8,0 ha. Durch weitere Ausgleichsmaßnahmen 3.2 A und 3.4 A sowie die Begrünung des Straßenkörpers über die Gestaltungsmaßnahme 5.1 G erfolgt die Neuanlage von Grünflächen auf ca. 7,3 ha. Gehölz- und Baumpflanzungen erfolgen mit den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 3.2 A, 3.3 A, 3.4 A, 4.1 E, 4.2 E und 4.3 E auf ca. 3,2 ha.
Somit verursacht das Vorhaben durch die Inanspruchnahmen der Grünland- und Wald- bzw. Gehölzflächen unter Berücksichtigung der vorgesehenen landschaftspflegerischen Ausgleichs-, Ersatz- und Gestaltungsmaßnahmen hinsichtlich der Erfüllung der Klimaschutzziele des LULUCF-Sektor keine erheblichen negativen Auswirkungen. In der Bilanz der Inanspruchnahme und der Neuschaffung von Vegetationsflächen mit THG-Senkenfunktion ist vielmehr ein positiver Effekt für die Erfüllung der Klimaschutzziele des LULUCF-Sektor festzustellen.
2.3.3.6.2 Fazit
Bei der Gesamtbetrachtung der Vorhabenwirkung auf die Klimaschutzziele wird festgestellt, dass 
· die Grenzwerte der 39. BImSchV bzgl. der Luftschadstoffe entlang des Vorhabens und auf den für den Bauzeitraum ausgewiesenen Umleitungsstrecken eingehalten werden, so dass keine erheblichen negativen Auswirkungen durch Luftschadstoffe durch das Bauvorhaben eintreten,
· das Bauvorhaben keine Flächen mit hoher lufthygienischer und hoher klimatischer Ausgleichsfunktion beansprucht und keine Unterbrechung von Luftleitbahnen veranlasst sowie Wert- und Funktionselemente besonderer Bedeutung durch das Vorhaben nicht betroffen sind und zudem die umfangreiche Bepflanzung der Strecke mit Alleebäumen sich positiv auswirkt, so dass keine erheblichen negativen Auswirkungen auf das lokale Klima verbleiben,
· mit den bau- und unterhaltungsbedingt verursachten THG-Emissionen von ca. 220 t CO2-eq pro Jahr und der prognostizierten jährlichen Einsparung verkehrsbedingter THG-Emissionen von ca. 297,16 t CO2 sowie der positiven Bilanz bei der Landnutzungsänderung von klimawirksamen Vegetationsflächen keine erheblichen negativen Auswirkungen auf das globale Klima verbleiben.
Das Bauvorhaben hat keine erheblichen negativen Auswirkungen auf die Schutzgüter Klima und Luft.
2.3.3.7 Schutzgut Landschaft
2.3.3.7.1 Wertung
Der Bewertung der Eingriffe in das Schutzgut Landschaft werden folgende umweltbezogene Tatbestandsmerkmale der einschlägigen Fachgesetze sowie sonstige fachbezogene Unterlagen zu Grunde gelegt:
· § 14 ff. BNatSchG – Eingriffe in Natur und Landschaft
· §§ 20 ff. BNatSchG, §§ 31 ff. BNatSchG – bestehende und geplante Schutzgebiete
· §§ 18 u. 19 NatSchAG M-V – Schutz von Bäumen und Alleen
· § 9 BWaldG und § 15 LWaldG M-V – Erhaltung des Waldes
· § 13 BWaldG – Erholungswald
· Bayerische Kompensationsverordnung (BayKompV)
· Waldfunktionskartierung
· Leitfaden zur Erstellung und Prüfung Landschaftspflegerischer Begleitpläne zu Straßenbauvorhaben in Mecklenburg-Vorpommern
· Gutachterlicher Landschaftsrahmenplan Mecklenburgische Seenplatte

Die Landschaft nördlich der Stadt Dargun wird durch den Neubau der B 110 Ortsumgehung Dargun technisch überprägt und zerschnitten und ist mit Störungen von Sichtbeziehungen verbunden. Die größte Dammhöhe mit > 5 m wird bei Bau-km 1+100 erreicht. Es kommt zum Teilverlust von landschaftsbildprägenden Alleebaumbeständen in der Anzahl von 38 Bäumen, 13 Einzelbäumen und Feldgehölzen im Umfang von ca. 5.228 m². Die Neuzerschneidung der Landschaft durch das Vorhaben führt zu einer geringfügigen Verkleinerung des unzerschnittenen Raumes, der nach Gutachterlichem Landschaftsrahmenplan als unzerschnittener landschaftlicher Freiraum mit hoher Bedeutung ausgewiesenen ist (GLRP MS, Textkarte 9). In geringem Maß werden Auswirkungen auf Flächen mit hoher Landschaftsbildqualität durch das Vorhaben verursacht (GLRP MS, Textkarte 8). Die randliche Tangierung des Landschaftsschutzgebietes (LSG) „Mecklenburgische Schweiz und Kummerower See“ am Bauanfang hat auch wegen der bestehenden Vorbelastung durch die vorhandene B 110 keine Auswirkungen auf die Schutzziele des LSG. 
Unter Berücksichtigung der vorgesehenen trassennahen landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und der Gestaltungsmaßnahmen zur Einbindung der Straße in die Landschaft, insbesondere der Alleebaumbepflanzung entlang der gesamten Strecke mit 575 Bäumen und der 59 Baumpflanzungen in Reihe am Plattenweg nördlich von Dargun sowie der Anlage von gehölzbepflanzten Landschaftswällen und weiteren Feldhecken, wird die Beeinträchtigung vorhandener Sichtbeziehungen in der Nord-Süd- und der West-Ost-Achse bzw. des Landschaftsbildes durch die Anlage des Straßenkörpers sowie dem damit einhergehenden Verlust landschaftsbildprägender Strukturen und Elemente (z.B. Hecken, Bäume) als nicht erheblich bewertet.

Das Vorhaben ist trotz seiner erheblichen Auswirkungen mit den Belangen des Landschaftsschutzes vereinbar, da keine Beeinträchtigung von Landschaftsschutzgebieten erfolgt und der Neubau der Ortsumgehung Dargun im Referenzszenario des Gutachterlichen Landschaftsrahmenplanes Mecklenburgische Seenplatte bzw. in dessen Prognose der zu erwartenden Entwicklung des Landschaftlichen Freiraumes bereits enthalten ist (Kap. II.2.6.2 GLRP MS) und mit der umfangreichen  Alleebaumbepflanzung  dem  expliziten  Qualitätsziel 
für das Schutzgut Landschaftsbild in der Landschaftszone Oberes Peenegebiet, Alleen zu ergänzen, optimal entsprochen wird, zumal das Gebiet gemäß Karte 17d des GLRP MS auch ein Defizit bei der Strukturdichte der Landschaftselemente in dieser Landschaftseinheit aufweist.

2.3.3.7.2 Fazit
Der Neubau der B 110 Ortsumgehung Dargun stellt einen Eingriff in die Landschaft dar, der jedoch bereits im Gutachterlichen Landschaftsrahmenplanes Mecklenburgische Seenplatte enthalten ist und mit der umfangreichen Alleebaumbepflanzung kompensiert wird und dadurch dem expliziten Qualitätsziel für das Schutzgut Landschaftsbild in der Landschaftszone Oberes Peenegebiet entspricht.
2.3.3.8 Schutzgüter kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter
2.3.3.8.1 Wertung
Beim Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter kann sich die Bewertung der Vorhabenauswirkungen auf die Bodendenkmale beschränken, da sich Bau- und Kulturdenkmale oder andere Kultur- und Sachgüter nicht im unmittelbaren Bereich des Vorhabens befinden und mithin vorhabenbedingt weder optisch noch durch Immissionen belastet werden. Im Hinblick auf die bestehenden gesetzlichen Vorgaben zum Denkmalschutz sind alle vorgeschichtlichen und geschichtlichen Bestände als äußerst wertvoll anzusehen, da sie unwiederbringliche Vorgänge dokumentieren.

Auf der Grundlage der vom Landesamt für Denkmalpflege mitgeteilten Erkenntnisse, nach denen eine Verdachtsfläche für Bodendenkmäler im Bereich des Baufeldes von Bau-km 1+900 bis 2+000 liegt, ist eine Beeinträchtigung von Bodendenkmälern nicht auszuschließen. Sie können unmittelbar betroffen und sogar in ihrem Bestand gefährdet sein. Durch die Festlegungen in diesem Beschluss unter den Punkten 1.1.4 und 1.5.8 sowie der Zusage des Vorhabenträgers, vor Baubeginn archäologische Prospektionen hinsichtlich der vorstehend benannten Verdachtsflächen zu veranlassen und erforderlichenfalls Bergungen von Bodenfunden gemäß § 6 Abs. 5 DSchG M-V durchzuführen, ist das Vorhaben aber mit den Belangen Denkmalschutzes vereinbar. 
2.3.3.8.2 Fazit
Eine Betroffenheit von Bau- und Kulturdenkmalen oder andere Kultur- und Sachgüter im Vorhabenraum liegt nachweislich nicht vor bzw. kann hinsichtlich vermuteter Bodendenkmäler entsprechend der Festlegungen dieses Beschlusses ausgeschlossen werden.
2.3.3.9 Wechselwirkungen 

Die Umweltauswirkungen der vorhabenbedingten Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern wurden schutzgutbezogen beschrieben und bewertet.

Zusätzliche erhebliche Umweltauswirkungen aufgrund von Wechselwirkungen, die über die schutzgutbezogen dargestellten Umweltauswirkungen hinausgehen, sind nicht zu erwarten.

2.3.3.10 Seveso Störfallanlagen
Einer Wertung bedarf es nicht, da keine Seveso-Störfallanlagen im Mindestsicherheitsabstand zum geplanten Vorhaben befindlich sind und insoweit das Vorhaben keine erheblichen Risiken der Verwirklichung eines Störfalles mit zu vermeidenden Folgen eröffnet.

2.3.3.11 Zusammenwirken mit anderen Vorhaben und Tätigkeiten
Erhebliche Beeinträchtigungen der UVPG-relevanten Schutzgüter durch Summations- bzw. Synergieeffekte mit anderen bestehenden oder in verfestigter Planung befindlichen Vorhaben und Tätigkeiten können für das Bauvorhaben Ortsumgehung Dargun ausgeschlossen werden. 
Für eine konkrete Bewertung des nach Umsetzung des Bauvorhabens sich zukünftig anschließenden Brückenersatzneubaus über den Röcknitzbach fehlt es an einem hinreichenden Verfestigungsgrad der Projektplanung. 
2.3.3.12 Gesamtbewertung
Das Vorhaben hat mithin in der Gesamtbewertung erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt. Erheblich nachteilig wirkt sich das Vorhaben bei den Schutzgütern
· Tiere und Pflanzen durch Überbauung und Beeinträchtigung hoch- und sehr hochwertiger Biotope wie Erlenbruchwald, Feldgehölze und Alleebäume sowie Habitate geschützter Brutvogel- und Fledermausarten und der Zauneidechse  
· Boden und Fläche durch neue Flächeninanspruchnahme und Versiegelung
· Landschaft durch technische Überprägung und Zerschneidung
aus, wobei die nachteiligen Auswirkungen, gemessen an den gesetzlichen Vorgaben der §§ 13 ff. BNatSchG, durch die im Beschluss unter Punkt 1.5.5 festgelegten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen kompensiert werden können. 
Die Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Mensch sind geprägt durch eine erhebliche Entlastungswirkung bzgl. der verkehrsbedingten Immissionen der vorhandenen Ortsdurchfahrt in der Ortslage Dargun und demgegenüber durch Neubelastungen auf vorhandene Wohnbebauung durch Schall- und Schadstoffimmissionen und Neubelastungen des gewohnten Wohnumfeldes am nördlichen Ortsrand aufgrund technischer Überformung und Zerschneidung der Landschaft und Wegeverbindungen sowie durch Verringerung der Erholungseignungsqualität des Raumes, wobei die gesetzlich vorgeschriebenen Grenzwerte für Schall- und Schadstoffimmissionen zum Schutz der Nachbarschaft in Folge des Vorhabens nicht überschritten werden. 
Das Vorhaben erweist sich in der Gesamtschau der Auswirkungen, den Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen und den Möglichkeiten des Ausgleichs durch Kompensations-maßnahmen als insgesamt umweltverträglich. Verbleibende nachteilige Umwelt-auswirkungen können zudem in der Zulassungsentscheidung soweit aufgefangen werden, dass diese Gesamtbewertung richtig ist. Im Rahmen der Abwägung wird jedoch zu berücksichtigen sein, dass hinsichtlich eines Teils der vorgenannten Schutzgüter das Integritätsinteresse unwiederbringlich verletzt ist und die Umweltverträglichkeit insoweit erst dem nachfolgend im Wege der Kompensation und somit zeitversetzt erreicht wird.
2.4 Materiell-Rechtliche Würdigung
2.4.1 Planungsermessen
Das Vorhaben wird zugelassen, da es im Interesse des öffentlichen Wohls unter Beachtung der Rechte Dritter im Rahmen der planerischen Gestaltungsfreiheit vernünftigerweise geboten ist. Die verbindlich festgestellte Straßenplanung entspricht den Ergebnissen der vorbereitenden Planung. Sie ist auch im Hinblick auf die enteignungsrechtliche Vorwirkung gerechtfertigt. Sie berücksichtigt die in den Straßengesetzen und anderen gesetzlichen Vorschriften zum Ausdruck kommenden Planungsleitsätze, Gebote und Verbote. Sie entspricht schließlich den Anforderungen des Abwägungsgebotes.
2.4.2 Planrechtfertigung

2.4.2.1 Allgemein
Die Planrechtfertigung stellt neben den Vorgaben des strikten Rechts und des Abwägungsgebots einen selbständigen Kontrollmaßstab dar. Das beruht auf der Erwägung, dass eine hoheitliche Planung ihre Rechtfertigung nicht schon in sich selbst trägt, sondern im Hinblick auf die von ihr ausgehenden, bis hin zur Zulässigkeit der Enteignung reichenden Einwirkungen auf Rechte Dritter für die jeweils konkrete Planungsmaßnahme rechtfertigungsbedürftig ist. Die Planrechtfertigung ist ein ungeschriebenes Erfordernis jeder Fachplanung und eine Ausprägung des Prinzips der Verhältnismäßigkeit staatlichen Handelns, das mit Eingriffen in private Rechte verbunden ist. Das Erfordernis ist erfüllt, wenn für das beabsichtigte Vorhaben gemessen an den Zielsetzungen des jeweiligen Fachplanungsgesetzes ein Bedarf besteht, die geplante Maßnahme unter diesem Blickwinkel also erforderlich ist. Das ist nicht erst bei Unausweichlichkeit des Vorhabens der Fall, sondern wenn es vernünftigerweise geboten ist. (BVerwG, Urt. v. 07. Juli 1978, IV C 79/76; Urt. v. 05. Dezember 1986, 4 C 13/85; Urt. v. 08. Juli 1998, 11 A 53/97; Urt. v. 16. März 2006, 4 A 1075/04; alle juris).

Neben der grundsätzlichen Konformität mit den fachplanerischen Zielen verlangt die Planrechtfertigung weiter, dass für das Vorhaben ein konkreter Bedarf besteht. Nur dann ist das Vorhaben geeignet, tatsächlich zur Zielerreichung beizutragen. Der Bedarf für ein Vorhaben kann sich dabei entweder bereits aus einer gesetzlichen Bedarfsplanung ergeben oder durch die Planfeststellungsbehörde selbst festgestellt werden.

Im Bereich der Bundesfernstraßen werden Festlegungen über den Bedarf bestimmter Vorhaben durch Bundesgesetze getroffen. Ist ein Vorhaben in den Bedarfsplan aufgenommen, ist der Bedarf für das Vorhaben bindend festgelegt und kann im Planfeststellungsverfahren folglich nicht mehr hinterfragt werden. Aus der Aufnahme in den Bedarfsplan folgt daher die Planrechtfertigung. Mit der gesetzlichen Bedarfsplanung wird eine politische Entscheidung getroffen, die gerichtlich im Wesentlichen nur auf ihre Plausibilität überprüft werden kann.

Diese Bindungswirkung entfällt, wenn sich die der Bedarfsplanung zu Grunde liegenden Verhältnisse so grundlegend geändert haben, dass sich die ursprüngliche Bedarfsentscheidung nicht mehr rechtfertigen lässt.

Ist der Bedarf für ein Vorhaben nicht bereits durch ein Gesetz mit bindender Wirkung festgestellt, ist eine administrative Feststellung des Bedarfs erforderlich. Dieser muss ein Vorhaben zwar nicht als unausweichlich, zumindest aber als vernünftigerweise geboten erscheinen lassen. Zur Bestimmung des Bedarfs stellt die zuständige Fachplanungsbehörde in aller Regel eine Prognose hinsichtlich des zukünftigen Bedarfs auf. Hierbei kommt ihr ein Prognosespielraum zu. Eine Prognose entfällt, wenn das Vorhaben aufgrund der jetzigen Situation erforderlich ist, wie etwa aus Sicherheitsgründen.
Ist ein Straßenbauvorhaben in den Bedarfsplan nach § 1 Abs. 1 des Fernstraßenausbaugesetzes (FStrAbG) aufgenommen, ist die Feststellung des Bedarfs verbindlich. Eine Prüfung des Verkehrsbedarfs auf der Stufe der Planfeststellung ist in diesen Fällen entbehrlich.

2.4.2.2 Planrechtfertigung Neubau B 110 Ortsumgehung Dargun
Der Neubau der B 110 Ortsumgehung Dargun ist im Bundesverkehrswegeplan 2030 des BMVI als Vorhaben in der Kategorie „Laufende und fest disponierten Projekte“ eingeordnet.
Das Bauvorhaben ist demnach bis zum Zielhorizont des Bundesverkehrswegeplanes 2030 fertig zu stellen. Der Bundesverkehrswegeplan hat Gesetzescharakter entsprechend dem 6. Gesetz zur Änderung des Fernstraßenausbaugesetzes (FStrAbÄndG) vom 23.12.2016. Damit wurde die gesetzliche Grundlage für die Realisierung des Neubaus der B 110 Ortsumgehung Dargun als laufende Nummer 662 in der Anlage des 6. FStrAbG geschaffen und der Bedarf für das Vorhaben für die Planfeststellung eine gemäß § 1 Abs. 2 des 6 FStrAbÄndG gesetzlich festgestellt.
Entscheidungen über Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur des Bundes stützen sich seit Beginn der Bundesverkehrswegeplanung auf eine verkehrsträgerübergreifende Betrachtungsweise. Das wichtigste Koordinierungselement neben den Verkehrszweig übergreifenden Gesamtverkehrsprognosen für den Güter- und den Personenverkehr ist die nach einheitlichen Maßstäben zur Feststellung der Bauwürdigkeit und Dringlichkeit durchgeführte gesamtwirtschaftliche Bewertung geplanter („erwogener“) Schienen-, Straßen- und Wasserstraßenprojekte. Alle für den BVWP 2030 definierten Aus- und Neubauprojekte sind einer einheitlichen Bewertung nach

· nutzen-kosten-analytischen,

· umwelt- und naturschutzfachlichen sowie

· raumordnerischen (einschließlich städtebaulichen)

Kriterien unterzogen worden.
Mit Unterstützung zahlreicher wissenschaftlicher Institutionen hat die Methodik der gesamtwirtschaftlichen Bewertungsverfahren für Verkehrswegeinvestitionen einen anerkannt hohen wissenschaftlichen und technischen Stand erreicht. Den Veränderungen gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und verkehrlicher Rahmenbedingungen sowie den neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen trägt die fortlaufende Forschung des BMDV für die Bundesverkehrswegeplanung Rechnung, die sowohl Aktualisierungen und Modifikationen im Detail, als auch Verfahrensergänzungen und wesentliche Modernisierungen umfasst.
Die Nutzen-Kosten-Analyse (NKA) bleibt dabei Kern der gesamtwirtschaftlichen Bewertungen für alle erwogenen Investitionsvorhaben in die Infrastruktur. Die Nutzenkomponenten lassen sich wie folgt zusammenfassen:

· Senkung der Beförderungskosten,

· Erhaltung der Verkehrswege,

· Erhöhung der Verkehrssicherheit,

· Verbesserung der Erreichbarkeit,

· Positive räumliche Wirkungen,

· Entlastung der Umwelt,

· Berücksichtigung des induzierten Verkehrs.
Diesen Nutzenkomponenten werden die Investitionskosten gegenübergestellt. Die Ergebnisdarstellung erfolgt als Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV). Wenn dieser Quotient aus Nutzen und Kosten größer als 1 ist, liegt damit ein Indiz für die Wirtschaftlichkeit des erwogenen Vorhabens aus volkswirtschaftlicher Sicht vor. Das Vorhaben wird in den BVWP aufgenommen und erhält die Rechtfertigung, aus volkswirtschaftlicher Sicht im öffentlichen Interesse zu stehen. Es darf die Finanzierung der baulichen Umsetzung durch den Bund für sich als gegeben in Anspruch nehmen.
2.4.2.3 Darstellung der unzureichenden Verkehrsverhältnisse mit ihren negativen 
Erscheinungsformen 

Die vorhandene B 110 führt direkt durch den zentralen Stadtkern der Ortslage Dargun. 
Die Stadt Dargun hat derzeit 19 Ortsteile mit insgesamt 4.365 Einwohner, Stand Dezember 2018. Die Ortsdurchfahrt der Bundesstraße B 110 ist eine innerörtliche Hauptverkehrsstraße und einzige regionale West-Ost Verbindung. Sie hat gegenwärtig ein Verkehrsaufkommen von max. 6.945 KFZ/Tag zu bewältigen.
Neben den räumlichen Unzulänglichkeiten, die in der engen Bebauung und Alleebäume, keine gesonderten Radwege, fehlende Möglichkeiten für Innenrandverbreiterungen der Kurven etc. ursächlich sind, übernimmt die Bundesstraße B 110 in der Ortsdurchfahrt hochgradig Erschließungsaufgaben, nachweislich in der Vielzahl an Zufahrten, Längsparkständen etc. und behindert so einen zügigen und sicheren Verkehrsablauf des Durchgangsverkehrs.

Für den eigentlich dominanten Durchgangsverkehr entstehen aufgrund der Länge, der unzureichenden Linienführung der Bundesstraße B 110 und infolge der zuvor beschriebenen Überlagerungseffekte bei der Durchquerung des Stadtgebietes hohe Zeitverluste gegenüber dem Befahren einer freien Strecke.

Für die Anwohner führt die lange Verweildauer der Verkehre in der Ortsdurchfahrt zu hohen Belastungen an Schadstoffen und Lärm.
Die Gründe hierfür liegen in der Diskrepanz zwischen der Verkehrsbelegung der Ortsdurchfahrt und der Vermischung von Erschließungs- und Durchgangsverkehren durch die Überlagerung von Erschließungs- und Verbindungsfunktion.
In den 3 Jahren von 2016-2018 wurden insgesamt 78 Unfälle in der OD registriert, davon auffällig 20 Unfälle im Längsverkehr.
2.4.2.4 Widmung und Umstufung, Zuordnung des übrigen Wegenetzes
Mit dem Bau einer Ortsumfahrung wird es im Hauptstraßennetz der Stadt zukünftig zu Reduzierungen der Verkehrsbelastung kommen, da etwa 70% des Verkehrsaufkommens in der Ortsdurchfahrt auf den Durchgangsverkehr zurückzuführen sind.

Die prognostizierte Entlastung des Bestandsnetzes, im Wesentlichen für die Ortsdurchfahrt B 110, durch Verlagerung auf die Ortsumfahrung wird an 3 Abschnitten deutlich erkennbar. Im Bereich der Burgstraße sind Entlastungen bis zu 90% zu erwarten. In der Schlossstraße werden 45% des Verkehrs verlagert. In der Demminer Straße wird mit einer Entlastung von ca. 30% gerechnet.

Diese verkehrlichen Effekte erhöhen wiederum die Leistungsfähigkeit an den innerörtlichen Knotenpunkten, führen zur deutlichen Verbesserung der Verkehrsqualität im Ort und senken damit die Unfallgefahr.
Zur weiteren Erhöhung der Verkehrssicherheit im Streckenabschnitt haben sich der Vorhabenträger und die Gemeinde dazu verständigt, auf der Grundlage des durchgeführten Sicherheitsaudits die bestehende Anbindung des Plattenweges an die B 110 am östlichen Bauende, Straßenabschnitt 200 km 1,98, aufzuheben. Der Plattenweg liegt in der Baulast der Stadt Dargun. Mit dem Neubau und der Inbetriebnahme der Ortsumgehung sowie der zugehörigen Umgestaltung der Kreisstraßen MSE 49 und MSE 50 verliert der Plattenweg östlich der Stadt an Verkehrsbedeutung. Seine Anbindung an das vorhandene Straßennetz erfolgt zukünftig nur noch über die Straße nach Neuhof (Unterlage 11, Punkt 16).
Im Landesraumentwicklungsprogramm M-V 2016 wird die B 110 dem überregionalen Straßennetz und damit der Verbindungsfunktionsstufe II zugewiesen. Ihr kommt als Fernstraße eine wichtige überregionale Verbindungsfunktion zu. Der Prognosehorizont 2035 beläuft sich auf eine prognostizierte Verkehrsstärke von 2.815 Kfz/24h.
2.4.2.5 Einwendungen gegen die Planrechtfertigung

2.4.2.5.1 Allgemein

Entgegenstehende Belange, die die bestehende gesetzliche Planrechtfertigung zu erschüttern vermögen, müssen von noch höherem Rang des öffentlichen Interesses stehen als das der Planung eines funktionierenden Straßeninfrastrukturnetzes des vordinglichen Bedarfsplans des Bundes. Im vorliegenden Fall vorgebrachte unbezifferte oder befürchtete Einbußen oder Nachteile stehen nicht in einem höheren Wertungsrang des öffentlichen Interesses in diesem Kontext.
2.4.2.5.2 Einwendungen des NABU Mecklenburg-Vorpommern (V 1)

Der NABU Mecklenburg-Vorpommern (NABU) wendet ein, dass bei der angegebenen Verkehrsbelastung von ca. 2.000 DTV (durchschnittlicher täglicher Verkehr) der tatsächliche straßenverkehrstechnische Bedarf und damit auch ein (überwiegendes) öffentliches Interesse an dem Bauvorhaben nicht gegeben bzw. begründbar sei. Daran ändere auch nichts die Aufnahme des Vorhabens in den Bundesverkehrswegeplan. 

Der Bundesverkehrswegeplan werde unter neuen Prämissen (Klimaschutz, Finanzierbarkeit) zu überprüfen sein. Die Planung und Durchführung erscheine auch vor dem Hintergrund des Eingriffsumfanges bzw. der Eingriffsintensität in die Schutzgüter unverhältnismäßig. Eine Überprüfung, insbesondere des verkehrstechnischen/verkehrsrechtlichen Bedarfes sei notwendig.

Der Vorhabenträger erwidert, dass die angegebene Verkehrsbelastung der B 110 von 2.000 DTV nicht bestätigt werden könne. Es handele sich vielmehr um eine Verkehrslast von gegenwärtig maximal 6.945 Kfz/Tag in der Ortsdurchfahrt entsprechend der Darlegungen im Erläuterungsbericht (Unterlage 1) und der Verkehrstechnischen Untersuchung im Materialband Ordner 8.1, Nr. 1. Das öffentliche Interesse sei damit hinreichend begründet.

Des Weiteren sei der Bau der Ortsumgehung Dargun im Gesetz über den Ausbau der Bundesfernstraßen (Fernstraßenausbaugesetz FStrAbG) i.V.m. der Anlage zu § 1 Absatz 1 Satz 2 im aktuellen und rechsgültigen Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen unter der laufenden Nr. 662 FStrAbG festgeschrieben. 

Die Planung des Vorhabenträgers beruhe auf den derzeitig geltenden Gesetzen, Vorschriften und Regelwerken. Für den angestrebten Bau der Umgehungsstraße seien die Eingriffe in Natur und Landschaft unter Berücksichtigung von Vermeidung und Minderung ermittelt worden einschließlich der Planung entsprechender Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen.

Der NABU wurde wegen seiner Einwendungen zum Erörterungstermin eingeladen. Eine Teilnahme oder Absage erfolgte daraufhin nicht. 

Die Planfeststellungsbehörde verweist unter Zurückweisung dieses Einwandes auf die vorstehenden Ausführungen unter Punkt 2.4.2 und stellt nochmals fest, dass im Bereich der Bundesfernstraßen eine bundesgesetzlich verbindliche Regelung getroffen wurde, soweit ein Bauvorhaben in den Bundesverkehrswegeplan aufgenommen wurde. Die Aufnahme in den Bedarfsplan rechtfertigt das öffentliche Interesse und die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens. In diese schon gesetzliche Planrechtfertigung mit eingeflossen ist die Bewertung des Vorhabenträgers Bund, dass das überragende öffentliche Interesse an dem Vorhaben besteht. Die Herleitung der Aufnahme von Vorhaben in den BVWP begründet sich u.a. aus einer dafür als Grundlage erstellten Verkehrsprognose und sich einem ergeben habenden positiven Kosten-Nutzen-Faktor, der die Wirtschaftlichkeit bestätigt und den Willen des Straßenbaulastträgers Bund ausdrückt, das Vorhaben zu finanzieren. In die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung fließen alle Faktoren ein, die die Gesamtökonomie angehen.  Im Übrigen schließt sich die Planfeststellungsbehörde den Ausführungen des Vorhabenträgers an und hat das Vorhaben auf Grundlage der vorliegenden, vollständigen und ausreichend begründeten Unterlagen nach umfassender Abwägung aller Interessen und Belange planfestgestellt.
2.4.2.5.3 Einwendungen P 1
Die von P 1 vorgetragenen Einwendungen konnten im Erörterungstermin nicht erledigt werden und bleiben aufrechterhalten.

Verkehrsprognose 

P 1 wendet ein, dass die pauschale Annahme des Vorhabenträgers einer Nullprognose sowie Abnahme der zukünftigen Verkehrsbelastung bereits faktisch die konkrete Situation verkenne. Als Begründung führt P 1 an, dass die im Erläuterungsbericht (Unterlage 1) eingefügte Tabelle 1 (Ermittelte Verkehrsbelastungen im Untersuchungsraum) bereits im Mittel eine Zunahme der Verkehrsströme im erhobenen Vergleichszeitraum (2012-2019) von knapp 5% aufweise. Er gehe vom Gegenteil der Annahme aus und einer Steigerung des Durchgangsverkehrs der L 20 und damit des Verkehrslärms, insbesondere durch die Zunahme des nationalen und internationalen Schwerlastverkehrs sowie weiterer Verkehrszuwächse durch den steigenden Fernhandel im Internet. Die vielgenutzte Strecke von der A 20 aus Richtung Rostock kommend nach Malchin würde auch mit Bau der Ortsumgehung weiterhin quer durch die Burg-, Amts- und Schlossstrasse verlaufen.

Der Vorhabenträger beruft sich in seiner Erwiderung darauf, dass die zugrundeliegende Landesverkehrsprognose M-V auf Basis der vom Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) erstellten Verkehrsverflechtungsprognose 2030, zu dem Ergebnis komme, dass es im verfahrensgegenständlichen Bereich zu einem Rückgang des regionalen Quell- und Binnenverkehrsaufkommen kommen wird. Maßgebliche Einflussgrößen für die Prognose seien die Wirtschaftsentwicklung, die demografische Entwicklung, die Entwicklung der Verkehrsmittel-Nutzerkosten und Transportpreise sowie die Infrastruktur und das Verkehrsangebot. Abhängig von der Region werden für Mecklenburg-Vorpommern teilweise erheblich zurückgehende Verkehre bis 2030 prognostiziert. Dabei seien die östlichen Landesteile stärker betroffen als die westlichen Landesteile. Insbesondere die Kosten-Nutzen-Rechnung für den Fall der Ortsumfahrung Dargun mit dem für den Untersuchungsraum anzuwendenden Berechnungsfakktor von 6 führe dazu, dass eine erhebliche Wegeverkürzung verzeichnet werden könne, die wiederum zur Halbierung der Verkehrslast in Bezug auf den Straßenast Burgstraße/Amtsstraße/Schlossstraße führe. Der von der Landesstraße zugeführte Verkehr könne nicht gänzlich ausgeschlossen werden und würde auch immer teilweise durch die Stadt abgeführt werden müssen. Das beträfe den Verkehr aus Süden kommend von der L 20 in Richtung Rostock und umgekehrt. Dagegen sei anzunehmen, dass durch den Bau der Ortsumgehung insgesamt der Durchgangsverkehr von West nach Ost weitgehend entfiele. 

Der Bau der Ortsumgehung Dargun werde im Bereich der bestehenden Ortsdurchfahrtsstraße der B 110 in Gestalt des Straßenastes Burgstraße/Amtsstraße/Schlossstraße zu einer merklichen Reduzierung des Durchgangs- und Schwerlastverkehrs führen und damit zur Steigerung der Wohnqualität. 
Die Planfeststellungsbehörde schließt sich den Ausführungen des Vorhabenträgers zu den bestehenden und zu erwartenden Verkehrsverhältnissen entsprechend seiner Erwiderung und den Ausführungen unter Punkt 2.4.2 des Erläuterungsberichtes (Unterlage 1) an, wonach sich für das Betrachtungsgebiet der Ortumgehung Dargun für den Planfall 2035 eine Nullprognose ohne Ortsumgehung ableiten lässt und im Übrigen zukünftig davon auszugehen ist, dass das regionale Quell- und Binnenverkehrsaufkommen aufgrund der demographischen Entwicklung im Untersuchungsgebiet abnehmen wird. Insoweit ist von einer Entlastung der Ortsdurchfahrt Dargun und damit der Burg-, Amts- und Schlossstrasse auszugehen, wodurch gleichzeitig die Wohnqualität gesteigert wird. 
Der Einwand wird zurückgewiesen.

2.4.2.5.4 Einwendungen P 3
Im Eörterungstermin konnte die Erledigung der von P 3 eingebrachten Einwendungen nicht erzielt werden. Sie werden weiter aufrechterhalten.

Verkehrsbelastung 

P 3 sieht die Verkehrsbedeutung als unzureichend ausgeführt und nicht nachvollziehbar und fordert die Überprüfung der Notwendigkeit des Bauvorhabens, zumal eine Verkehrsüberlastung wie in vielen anderen Regionen nicht bestünde. Die ausgewiesenen Zahlen würden das belegen. Im Vergleich zu anderen Ortsumgehungen sei der Bau nicht notwendig und angemessen. Ein Durchgangsverkehr von 6.945 Fahrzeugen täglich, der sich noch zudem in mehrere Richtungen verteile, sei keine hohe Verkehrsbelastung. 
Der Vorhabenträger erwidert darauf, dass der Bau der Ortsumgehung Dargun durch die Aufnahme in den Bundeverkehrswegeplan (BVWP) gesetzlich festgeschrieben und gerechtfertigt sei.

Die Planfeststellungsbehörde verweist darauf, dass der Bau der Ortsumgehung Dargun im Fernstraßenausbaugesetz (FStrAbG) i.V.m. der Anlage zu § 1 Absatz 1 Satz 2 FStrAbG unter der laufenden Nr. 662 gelistet ist. Die Aufnahme in den BVWP rechtfertigt das öffentliche Interesse und die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens durch bundesgesetzliche Regelung. Die Notwendigkeit einer Überprüfung der baulichen Umsetzung besteht aufgrund dessen nicht. Im Übrigen wird auf die vorstehenden Ausführungen unter Punkt 2.4.2 verwiesen. 

Der Einwand wird zurückgewiesen.

Verkehrsprognose

P 3 wendet ein, dass unschlüssige Prognosedaten zugrundegelegt würden. Es würden als Basisdaten die Grundlagendaten aus der Messreihe von 2019 herangezogen werden. Die mögliche Umsetzung liege entfernt in der Zukunft. Prognosen würden immer auf in Zukunft wirkende Annahmen beruhen, weshalb eine Unterscheidung in drei Varianten wichtig sei, eine optimistische, eine pessimistische und eine Standardvariante. Vorliegend wäre lediglich die pessimistische Variante herangezogen worden, weswegen die Grundlagendaten unvollständig bzw. unrealistisch seien und nicht als Basisdaten für Rechtsgütereingriffe fungieren könnten.
Der Vorhabenträger widerspricht in seiner Erwiderung der Auffassung von P 3. Die Planungen von Landes- und Bundesfernstraßen unterlägen den Verkehrsprognosen des Bundes (BMVI). Diese würden jährlich fortgeschrieben und auf Basis der gesetzlich festgelegten Kriterien und Kennwerte ermittelt. Insofern widerspräche eine Variantenbetrachtung dem vom Gesetzgeber vorgegebenen Prognoseansatz. Die Grundlagenermittlung anhand der Prognosedaten und die darauf aufgebaute Verkehrsprognose sei schlüssig. 

Die Planfeststellungsbehörde kann der Argumentation von P 3 nicht folgen. Zweck von Prognosen ist es, die zukünftige Entwicklung vorauszusagen und die Planungsentscheidungen daraufhin vorzubereiten. Die Verkehrsprognose 2030 war die empirische Grundlage für die Aufstellung des Bundesverkehrswegeplanes (BVWP) 2030, in dem der Neubau der B 110 für die Ortumgehung Dargun als im besonderen öffentlichen Interesse liegende Baumaßnahme festgeschrieben wurde und seine Rechtfertigung erhalten hat (Punkt 2.4.2.2.). In der Verkehrsprognose 2030 wurden die deutschlandweiten Verkehrsverflechtungen in Form von Quelle-Ziel-Matrizen des Güter- und des Personenverkehrs für das Basisjahr 2010 und den Prognosehorizont 2030 berechnet sowie die in Netzumlegungen ermittelten streckenspezifischen Netzbelastungen der einzelnen Verkehrsträger dargestellt. Die statistischen Erhebungen dienen dabei als Grundlage für die langfristige Planung des Verkehrssystems und werden über die daraus relustierende Verkehrsprognose abgebildet. Im Rahmen dieser Erhebungen werden Höchst-, Mittel- und Niederstwerte erfasst und verglichen und innerhalb der Prognose verglichen mit dem Ergebnis des nach seiner Eintrittswahrscheinlichkeit abgeschätzten Wertes in Bezug auf die Auswirkungen des Vorhabens. Die Notwendigkeit der Erstellung separater Prognosen entfällt durch die Betrachtung mehrerer Werte. Die Validität der dem in Rede stehenden Vorhaben zugrunde gelegten Prognose resultiert aus seiner Fortschreibung. Vorliegend ist diese mit Plausibilisierung 2020 (Unterlage 19.7) einschließlich der darin enthaltenen aktualisierten und variantenspezifischen Schutzgutbetrachtung erfolgt. Die dem Bauvorhaben zugrundeliegenden Prognosedaten sind darin schlüssig dargestellt. 

Im Übrigen ist dem Einwand entgegenzuhalten, dass bei der Aufnahme eines Straßenbauvorhabens in den Bedarfplan nach § 1 Abs. 1 FStrAbG, wie vorliegend der Fall, die Feststellung des Bedarfs verbindlich ist. Eine Prüfung des Verkehrsbedarfs auf der Stufe der Planfeststellung ist in diesen Fällen entbehrlich (sh. Richtlinien für die Planfeststellung nach dem Bundesfernstraßengesetz (Planfeststellungsrichtlinien 2019 – PlafeR 19) vom 17. März 2020). 


Der Einwand von P 3 wird aufgrund dessen zurückgewiesen. 
2.4.3 Planungsvarianten
2.4.3.1 Rechtlicher Ausgangspunkt
Gemäß § 17 S. 2 FStrG in Verbindung mit § 75 Abs. 1a S. 1, S. 2 VwVfG M-V sind die von dem Vorhaben berührten öffentlichen und privaten Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit bei der Abwägung verschiedener Planungsvarianten im Rahmen der Trassenwahl zu berücksichtigen. Dabei können landesplanerische sowie verkehrs- und strukturpolitische Zielsetzungen als öffentliche Belange berücksichtigt werden.

Nach der gefestigten Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zur Auswahl bei verschiedenen Trassenvarianten ist die Trassenwahl als Abwägungsentscheidung gerichtlicher Kontrolle nur begrenzt auf erhebliche Abwägungsmängel hin zugänglich. Das Abwägungsgebot wird nicht verletzt, wenn bei der Kollision verschiedener Belange für die Bevorzugung des einen und damit notwendig für die Zurückstellung des anderen entschieden wird. Allein relevant ist, dass die abwägungserheblichen Gesichtspunkte rechtlich und tatsächlich bestimmt wurden und ob die aufgezeigten Grenzen der ihr obliegenden Gewichtung eingehalten wurden. Die Anforderungen an die Abwägung beziehen sich somit auf das Abwägen bei der Planaufstellung an sich sowie auf die inhaltliche Abgewogenheit des festgestellten Plans. (BVerwG 4C 21/74 vom 14.02.1975).

Die Rechtmäßigkeit der Entscheidung hängt nicht davon ab, ob für eine andere planerische Lösung einleuchtende Gründe angeführt werden können. Es reicht aus, wenn die Behörde sich mit dem Für und Wider der gegenläufigen Belange auseinandergesetzt hat und tragfähige Gründe für die gewählte Lösung anführen kann. Die Grenzen der planerischen Gestaltungsfreiheit sind erst dann überschritten, wenn eine andere als die gewählte Lösung sich unter Berücksichtigung aller abwägungserheblichen Belange als die eindeutig bessere, weil öffentliche und private Belange insgesamt schonendere, darstellen würde.

2.4.3.2 Beschreibung des Untersuchungsgebiets
Das Untersuchungsgebiet befindet sich im Bereich der amtsfreien Kleinstadt Dargun und liegt in einem Seitental der Peene. An seinem westlichen Rand im Bereich des Röcknitzbaches tangiert das Untersuchungsgebiet das EU-Vogelschutzgebiet DE 2242-401 „Mecklenburgische Schweiz & Kummerower See“ sowie das gleichnamige Landschaftsschutzgebiet (Nr. L 46b) und den gleichnamigen Naturpark (NP 3).

Das Grundzentrum ist durch einen Altstadtkern mit Fach- und Backsteinbauten, Ein- und Mehrfamilienhäuser mit Grünflächen und Vorgärten, eine historische Klosteranlage sowie durch Gewerbeflächen, kleinere Betriebe und die Darguner Brauerei geprägt. Als wichtigste Verbindung zu den Nachbarstädten Demmin, Neukalen und Gnoien sowie zu den Oberzentren Rostock und Greifswald zählt neben der Landstraße L 20 die Bundesstraße B 110, die sich als beidseitig bebaute Hauptstraße durch den gesamten Ort zieht.

Das Vorhabengebiet, und damit der Untersuchungsraum, umfasst das nördlich an die Stadt angrenzende Umland mit einer Fläche von ca. 200 ha. Somit ragen von Süden in das vorwiegend landwirtschaftlich geprägte Gebiet gewerblich genutzte Flächen und Siedlungsbebauung hinein. Die unmittelbare Ortsrandlage zeichnet sich durch verschiedene Hecken und Alleen am vorhandenen Wegenetz sowie das Gelände des Sport- und Freizeitparkes (jüngere Parkanlage, B-Plan Nr.16) mit einem ebenfalls hohen Anteil an Gehölzen aus.
Im westlichen Teil des Untersuchungsgebietes verläuft die B 110, die aber nach kurzer Streckenführung den Planungsraum nach Süden verlässt. In diesem Teil des Untersuchungsraumes wird das Landschaftsbild zudem vom anthropogen überformten Röcknitzbachtal geprägt. Hier entwässern Gräben beidseitig des Bachverlaufs angrenzende Intensivgrünländer, teilweise auf Moorstandorten, in den Röcknitzbach, der von einem Reliktbestand aus Erlenbruchwäldern sowie Röhricht und nitrophilen Hochstaudenfluren bestimmt wird. Der Untersuchungsraum tangiert an seinem westlichen Rand im Bereich des Röcknitzbaches das EU-Vogelschutz- bzw. Landschaftsschutzgebiet „Mecklenburgische Schweiz & Kummerower Seen“. Die Hügel der Umgebung erreichen ca. 40 m ü. NN.
Im Norden des Untersuchungsgebietes befindet sich eine alte Kiesgrube, in deren Umfeld ein Mosaik aus verschiedenen Biotoptypen mit Kiefernbeständen, Trockenrasenbereichen, Feldgehölzen sowie einer Frischwiese vorzufinden ist. Darüber hinaus wird die weitläufige Offenlandschaft von einigen Feldgehölzen und kleinen Waldflächen durchsetzt. Der hohe Gehölzanteil des Gebietes wird daneben von zahlreichen Windschutzpflanzungen sowie durch mehrere, zum Teil geschlossene Alleebaumbestände am vorhandenen Wegenetz geprägt.
Nach Osten wird der Untersuchungsraum durch den kleinen Ort Neubauhof sowie den Ortsausgang Richtung Demmin mit Brauereigelände begrenzt.

Naturräumlich wird das Landschaftsbild des Untersuchungsgebietes von Acker- und Grünlandflächen auf einer schwachwelligen Grundmoränenplatte dominiert. Technische Landschaftselemente stellen die eingezäunte Photovoltaikanlage auf der ehemaligen Deponie sowie die von Osten nach Westen den Untersuchungsraum durchziehende Hochspannungsleitung dar. 
2.4.3.3 Auswahl der Planungsvarianten
Der Vorhabenträger hat in einem Vorvergleich eine Vielzahl möglicher Trassenführungen und technischen Lösungen geprüft und eine Vorauswahl getroffen, um nur die am wenigsten konfliktträchtigen technischen Ausführungen und Linienführungen einer weiteren Detailprüfung zu unterziehen. Auf Grundlage der vorgenommenen Grobanalyse sind infolge einige Varianten aus dem weiteren Variantenvergleich ausgeschieden worden.

Dieses Vorgehen ist rechtmäßig. Es ist nicht erforderlich, alle Varianten in gleicher Qualität zu untersuchen, wie die herausgearbeitete Vorzugsvariante. Bei der Variantenprüfung können nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes bereits in einem dem Planfeststellungsverfahren vorausgehenden Verfahrensschritt diejenigen Varianten ausscheiden, die aufgrund einer Grobanalyse für eine weitere Überprüfung nicht mehr ernstlich in Betracht kommen. Der Planungsträger ist nicht verpflichtet, die Variantenprüfung bis zuletzt offen zu halten und alle von ihm zu einem bestimmten Zeitpunkt erwogenen Alternativen gleichermaßen detailliert und umfassend zu untersuchen. Ernsthaft in Betracht kommende Trassenvarianten brauchen nur so weit untersucht zu werden, bis erkennbar wird, dass sie nicht eindeutig vorzugswürdig sind. (Vgl. etwa BVerwG, Urt. v. 19.05.1998, 4 A 9/97, BVerwGE 107, 1/10 ff.; BVerwG, Urt. v. 25.01.1996, 4 C 5/95, BVerwGE 100, 238/249 f.; BVerwG, Beschl. v. 26.06.1992, 4 B 1 – 11/92, Buchholz 407.4 § 17 FStrG Nr. 89 S. 91 ff.)
In der Vorplanung 2008 wurden zunächst nur die Varianten 1, 1.1, 1.2, 2, 3 und 4 untersucht und miteinander verglichen. Die Ergänzende Voruntersuchung erfolgte dann 2012, in der die Variante 5 aufgestellt und mit der Vorzugslinie aus 2008 verglichen wurde (Unterlage 1).
2.4.3.3.1 Verworfenen Linienführungen 

2.4.3.3.1.1 Nullvariante 

Die Nullvariante beinhaltet die Beibehaltung des jetzigen Zustandes und den Verzicht eines Neubaus der B 110 Ortumgehung Dargun. Die unzureichenden Verkehrsverhältnisse werden hierdurch prinzipiell nicht verbessert, die planerischen Ziele lassen sich mit dem Verbleiben des Zustandes nicht verwirklichen. Die B 110 hat die Funktion einer großräumigen Straßenverbindung zur Verbesserung der Verbindung des Mittelzentrums Demmin mit dem Oberzentrum Rostock und dem Autobahnnetz über die A 20. 

Der Verkehr in der Ortsdurchfahrt im Zuge der B 110 wird durch die Überlagerung von Erschließungs- und Verbindungsfunktion aufgrund einer Vielzahl an Zufahrten, Längsparkständen, durch Liefer-, Rad- und Fußgängerverkehr sowie dicht angrenzende Gebäude stark behindert. Ebenso führen neben dem Fehlen der erforderlichen Leistungsfähigkeit der Straße und Knotenpunkte innerhalb der Stadt Dargun die durchgehenden Verkehre der Bundesstraße zu Beeinträchtigungen der Einwohner und Besucher durch Lärm- und Schadstoffbelastungen. Insgesamt ist die vorhandene Ortsdurchfahrt durch das historisch gewachsene Stadtzentrum von Dargun für den Gesamtverkehr unzureichend dimensioniert. 
Zu den planerischen Zielen der Ortsumgehung Dargun gehört es neben der Verbesserung des Verkehrsablaufs, der Verkehrsqualität und des Verkehrsflusses des überörtlichen Verkehrs auf der B 110 die unzureichenden Verkehrsverhältnisse und somit auch die Lebensqualität in der Stadt Dargun zu verbessern.
Ein direkter Vergleich der Null-Variante mit den anderen Varianten nach verkehrlichen Gesichtspunkten wäre ohnehin nicht möglich, da die Entwurfsgeschwindigkeiten in der Ortschaft geringer ist als außerorts. Die Radien sind teilweise aufgrund der vielen Zwangspunkte in der Ortschaft Dargun sehr klein. Zu der vorhandenen Trassierung können keine Angaben gemacht werden. Die Variante Null stellt die schlechteste Variante dar. 
Die Nullvariante stellt in dem Zusammenhang keine realistische Alternative zur Planungsmaßnahme dar. Sie ist nicht zielführend und nicht sachgerecht, da die Planungsziele mit ihr nicht erreicht werden können und war aufgrund dessen nicht in die Variantenwahl aufzunehmen. Das folgt bereits aus der Aufnahme des Vorhabens in den gesetzlichen Bedarfsplan als Projekt des vordringlichen Bedarfs. 
Die Planfeststellungsbehörde hat auch aufgrund der in späteren Planungsstufen gewonnenen Erkenntnisse keine gewichtigen unüberwindbaren Belange festgestellt, die dazu führen könnten, von der Planung Abstand zu nehmen (BVerwG, Urt. v. 08.01.2014 – 9 A 4/13; BVerwG, Urt. v. 03.05.2013 – 9 A 16/12). Für einen Verzicht auf das Vorhaben besteht vorliegend kein Anlass.
2.4.3.3.1.2 Null-Plus-Variante 
Ein Ausbau der vorhandenen Ortsdurchfahrt der B 110 in Dargun über eine Null-Plus-Variante kann die negativen Auswirkungen der Verkehrsmengen nicht kompensieren. Leistungsfähigkeitsdefizite verbleiben und hinsichtlich der Verkehrssicherheit und -qualität ist mit einer Null-Plus-Variante keine wesentliche Verbesserung der derzeitigen Verhältnisse zu erwarten. 
Zudem erlauben die vorhandenen Platzverhältnisse aufgrund der Bebauung und der Anforderungen an den Immissionsschutz keine Erweiterung der Verkehrsanlage in einem verhältnismäßig vertretbaren Aufwand. Insoweit scheidet die Untersuchung der Null-Plus-Variante aus, da ein Ausbau der vorhandenen Trasse nicht möglich ist.
Die Null-Plus-Variante stellt keine realistische Alternative zur Planungsmaßnahme dar. Sie ist nicht zielführend und nicht sachgerecht, da die Planungsziele mit ihr nicht erreicht werden können. Das folgt bereits aus der Aufnahme des Vorhabens in den gesetzlichen Bedarfsplan als Projekt des vordringlichen Bedarfs. Die Null-Plus-Variante kommt daher für den vertiefenden Variantenvergleich nicht in Betracht.
2.4.3.3.2 Beschreibung der Varianten  
Im Rahmen der Planung wurden für den Neubau der B 110 Ortsumgehung Dargun die nachfolgend aufgeführten Trassenvarianten der Linienführung untersucht (Unterlage 1):

· Nördliche Umgehung der Ortslage – Variante 1

· Baulängenoptimierung unter teilweiser Nutzung des vorhandenen Wirtschaftsweges/Plattenweges – Variante 1.1.
· Verbesserung der bestehenden Linienführung der B110 im Bereich der Röcknitzbach-Niederung – Variante 1.2
· Ortsfernere Trassenführung und nördliche Umgehung der Gasdruckregelanlage – Variante 2
· Trassenführung in Mittellage zwischen Variante 1 und 2 – Variante 3

· Nördliche Umfahrung des Deponiekörpers – Variante 4
· Baulängenoptimierung durch südliche Umfahrung der Deponie bzw. Inanspruchnahme des südlichen Deponiekörpers – Variante 5
2.4.3.2.2.1 Variante 1

Die Trasse der Variante 1 schließt nordwestlich von Dargun hinter der Einmündung der Landesstraße L 231 und ca. 50 m hinter der Querung des Röcknitzbach tangential an die B 110 an. Sie verschwenkt nach Norden, durchquert die vorhandene Deponie und umgeht die Stadt Dargun nördlich bis zu ihrem östlichen tangentialen Anschluss an die B 110. Die ehemalige Ortsdurchfahrt wird nordwestlich bzw. östlich von Dargun mit jeweils einer Einmündung abgekröpft an die Ortsumgehung der B 110 angeschlossen.

Die Streckenlänge dieser Variante beträgt 2.970 m.
2.4.3.2.2.1.1 Variante 1.1
Die Trasse der Variante 1.1 schließt nordwestlich von Dargun hinter der Einmündung der Landesstraße L 231 und ca. 250 m hinter der Querung des Röcknitzbachs tangential an die B 110 an. Sie verschwenkt nach Norden, durchquert die vorhandene Deponie und umgeht Dargun ortsnah bis zu ihrem östlichen tangentialen Anschluss an die B 110 in Höhe Neubauhof, Richtung Demmin. Diese Variante wird im Vergleich zur Variante 1 auf den ersten 1.700 m mit geringerem Abstand zur Ortslage geführt. Dabei verläuft sie auf einem ca. 400 m langem Abschnitt auf dem Plattenweg (Wirtschaftsweg). Bei Bau-km 1+770 endet die separate Linienführung der Variante 1.1 durch Übergang in die Variante 1. Auf den folgenden 1020 m hat sie den gleichen Verlauf wie diese.

Die ehemalige Ortsdurchfahrt wird nordwestlich bzw. östlich von Dargun mit jeweils einer Einmündung abgekröpft an die Ortsumgehung der B 110 angeschlossen. 
Die Streckenlänge der Variante 1.1 beträgt 2.790 m. Im Vergleich der Varianten 1-4 ist sie die Kürzeste.

2.4.3.2.2.1.2 Variante 1.2
Die Trasse der Variante 1.2 schließt nordwestlich von Dargun ca. 500 m vor der Einmündung der Landesstraße L 231 tangential an die B 110 an. Sie verschwenkt nach Norden, quert die Röcknitzbach-Niederung sowie ein Waldstück, durchquert die vorhandene Deponie und umgeht die Stadt Dargun nördlich bis zu ihrem östlichen tangentialen Anschluss an die B 110.

Bei Bau-km 0+785 endet die separate Linienführung der Variante 1.1 durch Übergang in die Variante 1. Sie hat auf einer Länge von ca. 2.755 m bis zu ihrem Bauende den gleichen Verlauf wie diese.

Die dann ehemalige Ortsdurchfahrt wird nordwestlich bzw. östlich von Dargun mit jeweils einer Einmündung abgekröpft an die Ortsumgehung der B 110 angeschlossen. Im Bereich der nordwestlichen Abkröpfung wird in Fortführung der L 231 die vorhandene B 110 mit einer Einmündung an die Abkröpfung angeschlossen. 
Die Streckenlänge der Variante 1.2 beträgt 3.540 m. Sie ist damit die längste der untersuchten Varianten.
2.4.3.2.2.2 Variante 2
Die Trasse der Variante 2 schließt nordwestlich von Dargun hinter der Einmündung der Landesstraße L 231 und ca. 50 m hinter der Querung des Röcknitzbachs tangential an die B 110 an. Sie verschwenkt nach Norden und durchquert die vorhandene Deponie, umgeht die Gasdruckregelanlage der Verbundnetz Gas AG und die Stadt Dargun nördlich bis zu ihrem östlichen tangentialen Anschluss an die B 110. Diese Variante wird im östlichen Streckenbereich der Ortsumgehung vergleichsweise mit dem größten Abstand zur Ortslage geführt. 
Die dann ehemalige Ortsdurchfahrt wird nordwestlich bzw. östlich von Dargun mit jeweils einer Einmündung abgekröpft an die Ortsumgehung der B 110 angeschlossen. 
Die Streckenlänge dieser Variante beträgt 3.100 m.

2.4.3.2.2.3 Variante 3
Die Trasse der Variante 3 schließt nordwestlich von Dargun hinter der Einmündung der Landesstraße L 231 und ca. 50 m hinter der Querung des Röcknitzbachs tangential an die B 110 an. Sie verschwenkt nach Norden, durchquert die vorhandene Deponie und umgeht die Stadt Dargun nördlich bis zu ihrem östlichen tangentialen Anschluss an die B 110. 
Diese Variante wird im Vergleich mit einem mittleren Abstand zur Ortslage geführt. 
Die Länge dieser Strecke beträgt 3.060 m.

2.4.3.2.2.4 Variante 4
Die Trasse der Variante 4 schließt nordwestlich von Dargun hinter der Einmündung der Landesstraße L 231 und ca. 50 m hinter der Querung des Röcknitzbachs tangential an die B 110 an. Sie verschwenkt nach Norden, umgeht die vorhandene Deponie nördlich, die TWZ II des Brunnens 27 südwestlich und Dargun ortsnah bis zu ihrem östlichen tangentialen Anschluss an die B 110 in Höhe Neubauhof, Richtung Demmin.

Die ehemalige Ortsdurchfahrt wird nordwestlich bzw. östlich von Dargun mit jeweils einer Einmündung abgekröpft an die Ortsumgehung der B 110 angeschlossen.

Die Streckenlänge der Variante 4 beträgt 3.230 m.
2.4.3.2.2.5 Variante 5
Die Trasse der Variante 5 schließt nordwestlich von Dargun ca. 480 m hinter der Querung des Röcknitzbaches (250 m vor der Einmündung zum Wohngebiet „Am Röcknitzbach“ tangential an die B 110 an. Sie verschwenkt nach Norden, durchquert die vorhandene Süddeponie und umgeht Dargun ortsnah bis zu ihrem östlichen tangentialen Anschluss an die B 110 in Höhe Neubauhof, Richtung Demmin. Diese Variante ähnelt in ihrer Lage der Variante 1.1, wird aber mit noch geringerem Abstand zur Ortslage geführt. Dabei hat sie auf den ersten 1.000 m eine separate Linienführung, geht danach dann in Variante 4 über. Die ehemalige Ortsdurchfahrt wird nordwestlich bzw. östlich von Dargun mit jeweils einer Einmündung abgekröpft an die Ortsumgehung angeschlossen. 
Die Streckenlänge der Variante 5 beträgt 2.609 m. Sie ist damit von allen untersuchten Varianten die Kürzeste.
2.4.3.4 Variantenabwägung
Der Beginn der Planung für Ortsumgehung Dargun durch eine Neubaustrecke der B 110 liegt im Jahr 2003. Bereits zum damaligen Zeitpunkt wurden Varianten untersucht und bewertet. 

Der Vorhabenträger ist verpflichtet seine Planung einer Variantenabwägung zu unterziehen und raumstrukturelle, verkehrliche, straßenbauliche, sicherheitstechnische, umweltrechtliche und wirtschaftliche Belange gegeneinander abzuwägen. 

Diese Abwägung muss den tatsächlichen Gegebenheiten, Zwangspunkten und aktuellen Regelwerken entsprechen. Es folgten im Laufe der Jahre aufgrund hinzugetretener Zwangspunkte und neu in Kraft getretener Regelwerke stets Anpassungen und Überprüfungen der Linienführung, die für die Variantenabwägung zugrunde gelegt werden. 
Anfang des Jahres 2012 erfolgte eine Plausibilitätsbetrachtung auf Grundlage der Vorplanung aus dem Jahr 2008 mit der Prüfung, ob die der Planung zugrunde gelegte Vorzugsvariante 4 mit nördlicher Umfahrung der Deponie auch unter heutigen Gegebenheiten noch als Vorzugslösung zu bewerten ist. 

2.4.3.4.1 Raumstrukturelle Wertung 

Alle untersuchten Varianten bewirken eine starke Verkehrsentlastung Darguns und reduzieren die bestehende Trennung der Ortslage Dargun durch die derzeitige Ortsdurchfahrt der B 110.

Im Flächennutzungsplan der Stadt Dargun (Stand 2011) wird an der B 110 Ortsausgang Demmin ein Gewerbegebiet ausgewiesen. Alle Varianten der Ortsumgehung queren diese potentiellen Gewerbeflächen im Rahmen des vorgesehenen Trassenkorridors gleichermaßen.

Raumordnerisch wird ein weiterer Schritt zur Verbesserung der Verbindung des Mittelzentrums Demmin mit dem Oberzentrum Rostock und dem Autobahnnetz der A 20 unternommen. Dies gilt für alle untersuchten Varianten gleichermaßen. Dabei bieten die ortsferneren Varianten 2 und 4 geringfügig mehr Freiraum für zukünftige städtebauliche Entwicklungen und nehmen besser Bezug auf gewohnte Wander- und Radwegebeziehungen der Stadt. Die Zerschneidungswirkung siedlungsnaher Freiräume ist auf Grund ihrer zum Teil ortsferneren Lage etwas geringer, ohne jedoch eine vorteilhaftere Bewertung zu bedingen. 

In Bezug auf die raumstrukturelle Wirkung muss die im Wirkbereich des Bauvorhabens bestehende Bebauung Berücksichtigung finden. Seit 2013 ist am Nordwestrand von Dargun der nördlich der B 110 gelegenen Deponie und damit im Anschluss der Plausibilisierung 2012 die Bebauung mit einer Photovoltaikanalage (PVA) realisiert und planungsrechtlich durch den B-Plan 18 der Stadt Dargun gesichert. Während der sichtbare Deponiekörper im Süden nur bis an den vorhandenen Plattenweg heranreicht, erstreckt sich die PVA über den Weg hinaus weiter in Richtung Süden. Die Nutzungsumwandlung betrifft den nördlich und den südlich des Plattenweges gelegenen Bereich.

Weiterhin wurde das Wohngebiet „Am Röcknitztal“ südwestlich der B 110 um mehrere Einzelhäuser erweitert. 

Sowohl die PVA als auch die Erweiterung des Wohngebietes stellen im Nachgang zur Plausibilisierung 2012 zwei weitere schwerwiegende Konfliktpunkte dar.

· Die PVA verstärkt die schon bestehende erheblich eingeschränkte Verfügbarkeit der Deponiefläche aufgrund ihres Status als Altlasten- und Altlastenverdachtsflächen und insoweit die bauliche Umsetzung der Varianten 1, 1.1, 1.2, 2, 3 und 5. Gleichzeitig ist festzustellen, dass die Errichtung der PVA auf Grundlage des rechtswirksamen           B-Plans Nr. 18 der Stadt Dargun erfolgt ist und das Bestehen eines rechtskräftigen  B-Plans im Zuge der Variantenabwägung und Konfliktbewertung die höchste Widerstandklasse darstellt.

· Die Erweiterung des Wohngebietes „Am Röcknitztal“ verbunden mit der weiteren Nähe des Trassenverlaufs der Variante 5 zur Wohnbebauung verstärkt den dadurch notwendigen werdenden Lärmschutz und wirkt sich dadurch nachteilig auf die Bewertung der Variante 5 aus.

Die Variante 4 umfährt als einzige Trassenvariante die Deponie/Photovoltaikanlage. Dadurch vergrößert sich der Bewertungsvorteil der Variante 4 zu allen anderen Varianten, da bei Umsetzung der Variante 4 die eingeschränkte Flächenverfügbarkeit durch die bestehende PVA-Bebauung sowie das mit den Altlastenflächen der ehemaligen Deponie verbundene Gründungs- und Entsorgungsrisiko keine Berücksichtigung finden muss. Der Konfliktschwerpunkt mit der größten Widerstandklasse aufgrund des rechtswirksamen        B-Plans Nr. 18 fließt mit Ausnahme der Variante 4 für alle anderen Varianten als schwerwiegender Nachteil in die Abwägung zu diesem Kriterum.  Die Variante 4 generiert sich insoweit als Vorzugsvariante.

Auf Grund der bestehenden entscheidungsrelevanten Unterschiede der raumstrukturellen Wertung der Varianten, insbesondere durch den rechtswirksamen B-Plan 18 der Stadt Dargun, die ihren Niederschlag in der Bewertung finden, ergibt sich nachfolgende Rangfolge in der Variantenabwägung für dieses Kriterium:

Rangfolge: V4 > V5 > V2 ≥ V1 ≥ V1.1 ≥ V3 > 1.2

2.4.3.4.2 Wertung aus verkehrlicher Sicht 

Nach verkehrsplanerischen Gesichtspunkten sind einerseits die Verkehrswirksamkeit der Varianten und andererseits die zu erwartenden Reisezeiten von Bedeutung. Im Bezug auf die Verkehrswirksamkeit liegt eine Aktualisierung der Verkehrsprognose 2035 vor. Im Ergebnis der Verkehrsprognose 2035 liegen die prognostizierten Gesamtverkehrsbelastungen im DTV von 6.945 KfZ/Tag auf zukünftig ca. 2.185 bis 2.815 Fahrzeuge/Tag Unterlage 1, Seite 16 ff). Das gilt für alle Varianten gleichermaßen. 
Primäres Planungsziel ist die Verbesserung des Verkehrsablaufs, der Verkehrsqualität und des Verkehrsflusses des überörtlichen Verkehrs auf der B 110, einhergehend mit der Entlastung der Ortsdurchfahrt Dargun. 

Der verkehrliche Nutzen der Ortsumgehungsvarianten besteht in der verbesserten Verbindungsfunktion für den Durchgangsverkehr der B 110 in Ost-West-Richtung und der damit verbundenen Erhöhung der Reisegeschwindigkeit einschließlich Senkung der Unfallgefahr. Der regionale Durchgangsverkehr wird mit einer Ortsumgehung zügiger und sicherer um die Ortschaft geleitet.
Die anhand der erreichbaren Reisegeschwindigkeit ermittelte Verkehrsqualität ist in allen Varianten im Rahmen der vergleichbaren streckencharakteristischen Randbedingungen gleich ausgeprägt und die Kraftfahrer können unter Beachtung der zulässigen Höchstgeschwindigkeiten ihre Geschwindigkeit weitestgehend frei wählen.

Es wird durch alle Varianten der Ortsumgehung eine Reduzierung der Verkehrsbelastung in
der Ortslage Dargun erreicht. Auf Grund ihrer geringen räumlichen Unterschiede ergibt sich für alle Varianten annähernd gleicher verkehrlicher Nutzen, sodass eine Variantenreihung für dieses Kriterium nicht sinnvoll ist. 

Auf Grund der Geringfügigkeit sind keine entscheidungsrelevanten Unterschiede in Bezug auf die Verkehrswirksamkeit abzuleiten, die ihren Niederschlag in der Bewertung finden, sodass in Bezug auf die verkehrliche Sicht alle Varianten gleich bewertet werden.
2.4.3.4.3 Variantenvergleich aus straßenbaulicher Sicht 
Aus straßenbaulicher Sicht ist im Rahmen des Abwägungsprozesses der untersuchten Varianten die bauliche Umsetzung im Verhältnis zu bestehenden und im Bauprozess zu überwindenden Konflikten zu betrachten. 
Die Vorplanung aus dem Jahr 2008 hat insgesamt 4 Varianten mit 2 Untervarianten, mithin insgesamt die 6 Varianten 1, 1.1, 1.2, 2, 3 und 4 zur Führung der geplanten Ortsumgehungsstraße, mit dem Ergebnis der Variante 4 mit nördlicher Deponieumfahrung als Vorzugslösung, untersucht. Im Zuge der Plausibilisierung zum Straßenbauvorhaben „Neubau der B 110, Ortsumgehung Dargun“ im Jahr 2012 wurde des Weiteren die Möglichkeit einer südlichen Deponieumfahrung und damit eine wesentlich kürzere Linienführung als Variante 5 untersucht.
Der Großteil der Varianten schließt nordwestlich von Dargun ca. 50 m östlich der Querung des Röcknitzbachs tangential an die bestehende B 110 an, die Variante V 1.1 erst ca. 250 m

und die Variante 5 erst ca. 480 m weiter südlich. Lediglich die Variante V 1.2 verschwenkt bereits ca. 500 m nördlich der L 231 aus dem Bestand der B 110, quert die Röcknitzbachniederung nördlich der vorhandenen Brücke und verschwenkt unmittelbar östlich des vorhanden Bauwerkes in den Verlauf der Variante 1. Mit Ausnahme der Variante 4, die die vorhandene Deponie nördlich umgeht, queren die Varianten 1, 1.1, 1.2, 2 und 3 daran anschließend in Richtung Osten den Deponiekörper und verlaufen im Weiteren nördlich des Ortsrandes von Dargun bis zu ihrem östlichen tangentialen Anschluss an die B 110. Die Variante 5 durchquert die vorhandene Süddeponie und umgeht Dargun ortsnah bis zu ihrem östlichen tangentialen Anschluss an die B 110. Die Variante 5 ist mit einer Länge von 2.609 m die kürzeste, gefolgt von der Variante 1.1 ist mit einer Länge von 2.790 m, die Variante 1.2 ist mit 3.540 m die längste Lösung. Die anderen Varianten weisen mittlere Baulängen zwischen 2.970 m für die Variante 1, 3.060 m für die Variante 3, 3.100 m für die Variante 2 und 3.230 m für die Variante 4 auf.

Ein Konfliktschwerpunkt bildet die im Westen des Untersuchungsgebietes befindliche, abgeschlossene Bauschuttdeponie. Dabei handelt es sich um eine in Nord-Süd-Richtung verlaufende Altlastenfläche aufgrund einer ehemaligen Deponie, die der Stadt Dargun jahrelang als Lagerungsfläche diente und seit 2013 als Standort für eine Photovoltaikanlage (PVA) genutzt wird. 
Als wesentliches Ergebnis der Untersuchungen zur Deponieausbreitung und entsprechender

Trassierungsuntersuchungen in den Jahren 2011/2012 wurde festgestellt, dass auch eine südliche Umfahrung der Deponie, ohne Inanspruchnahme des Deponiekörpers, nicht realisierbar ist. 
Die Querung der Deponie in den einzelnen Varianten stellt sich wie folgt dar:

Variante 
   Querung Deponie

Querungslänge in m

von-bis Bau-km

    1


ja



110


 0+560–0+670 

    1.1


ja



140


 0+370–0+510

    1.2


ja



130 zzgl. Verzweigung 
 1+120–1+250

    2


ja



110


 0+580–0+690

    3


ja



125


 0+585–0+710

    4


nein



  0



0

    5


ja



160


 keine Angabe

Bei der Trassenführung der Variante 1.2 erfolgt zusätzlich zur Querung des Deponiekörpers noch eine Verzweigung vom Trassenverlauf kommend über den Deponiekörper in nördliche Richtung verlaufend bis hin zum Querungsabschnitt innerhalb der Deponie, wodurch zusätzlicher Aufwand verursacht wird. Die Variante 1.2 beinhaltet aufgrund dessen die meisten Nachteile für die straßenbauliche Umsetzung und ist am schlechtesten zu bewerten. 
Durchgeführte Untersuchungen am Deponiekörper, im Auftrag der Stadt Dargun und vom Erdbaulaboratorium Neubrandenburg ausgeführt (Baugrundstellungnahme „Deponie der Stadt Dargun-Südteil, Geotechnische Untersuchungen im Trassenverlauf für eine Ortsumgehung“ vom 25.08.2011 und Ergänzung vom 19.12.2012), zeigen, dass es sich bei dem Deponiematerial um humose Sand-Schluffgemische mit groben, locker eingelagerten Bauschutten handelt, die nach entsprechender Behandlung (Absiebung) in Straßenrandbereiche abfallrechtlich als unbedenklich in die Einbauklasse 1 eingestuft werden und wieder eingebaut werden könnten. Diese Deklaration bewirkt eine positivere Bewertung der Variante 5 gegenüber den anderen Varianten, die die Deponie weiter nördlich, von der Lage her mittig, queren und an dieser Stelle Hausmüll als Deponieinhalt zu vermuten ist, der bei Querung enorme Gründungs- und Entsorgungskosten verursacht. Aufgrund der bisher nur punktuellen Erkundungen kann jedoch auch für die Variante 5 ein Restrisiko hinsichtlich der Zusammensetzung und ggf. stofflicher Belastung mit nicht kalkulierbarer Reichweite nicht ausgeschlossen werden.

Auf Grund der bestehenden bewertungsrelevanten Unterschiede in Bezug auf die straßenbauliche Umsetzung, insbesondere aufgrund des variantenabhängig im Vorhabenbereich belegenen Deponiekörpers, ergibt sich nachfolgende Rangfolge in der Variantenabwägung für dieses Kriterium:

Rangfolge: V4 > V5 > V1 ≥ V1.1 ≥ V2 ≥ V3 > 1.2
2.4.3.4.4 Sicherheitstechnischer Variantenvergleich 

Die Gründe für die in den 3 Jahren von 2016-2018 registrierten insgesamt 78 Unfälle in der Ortsdurchfahrt liegen in der Diskrepanz zwischen der Verkehrsbelegung der Ortsdurchfahrt und der Vermischung von Erschließungs- und Durchgangsverkehren begründet.
Mit dem Bau einer Ortsumfahrung wird es im Hauptstraßennetz der Stadt zukünftig zu Reduzierungen der Verkehrsbelastung kommen, da etwa 70% des Verkehrsaufkommens in der Ortsdurchfahrt auf den Durchgangsverkehr zurückzuführen sind.

Zur weiteren Erhöhung der Verkehrssicherheit im Streckenabschnitt wird auf der Grundlage des durchgeführten Sicherheitsaudits die bestehende Anbindung des Plattenweges an die B 110 am östlichen Bauende, Straßenabschnitt 200 km 1,98, aufgehoben.

Die straßenbaulichen Parameter wurden bei allen Varianten für die Entwurfsgeschwindigkeit

Ve = 90 Km/h untersucht. Die eingesetzten Mindestradien der Varianten unterscheiden sich auf der freien Strecke trotz unterschiedlicher Zwangspunkte in den Trassenbereichen nur geringfügig. Lediglich die Umgehung der Altlastenfläche (Deponie) in der Variante 4 erfordert einen kleineren Mindestradius, der jedoch größer als der Grenzwert ist. Bewertungsunterschiede zwischen den Varianten lassen sich aufgrund dieses Kriteriums nicht erkennen.

Die Hauptstreckenanteile führen über landwirtschaftliche Flächen und passen sich im Aufriss in leichter Dammlage -unter Berücksichtigung der Mindestlängsneigung in Verwindungsbereichen dem bestehenden Geländeprofil an.

Die Linie der Variante 1.2 erfordert im Bereich der Querung der Röcknitzbachniederung zusätzliche konstruktive und technologische Maßnahmen zur Sicherung des Dammkörpers in dem zu erwartenden schlecht tragfähigen Baugrund durch Niedermoorbereiche (Gründungsverfahren, Erdstoffaustausch o.ä.). Eine funktionssichere Verkehrsanlage lässt sich aber auch mit dieser Linienvariante herstellen.
Zugleich begründet die Trassenführung der Variante 1.2 die Entschärfung des vorhandenen Kurvenbereichs der B 110 Abschnitt 175 km 2+400 nordwestlich Darguns, was ausschließlich in dieser Variante zum Tragen kommt und ihr deswegen für dieses Kriterium einen Verkehrssicherheits-Vorteil zuzuschreiben ist. 
Die Gradientenanpassung am Bauanfang aufgrund des geplanten Ersatzneubaus der Röcknitzbachbrücke sowie des Knotenpunktes B 110/L 231 ist in allen Varianten in unterschiedlicher Dimensionierung zu berücksichtigen und kann in jeder Variante funktions- und verkehrssicher errichtet werden, Variante 1.2 stellt sich aber auch hier insofern als sicherheitstechnisch vorteilhafter dar, als dass keine verkehrsrechtliche Maßnahme bzw. Geschwindigkeitsbegrenzung für eine Gradientenanpassung im Zeitraum von der Vorhabenfertigstellung bis zur, zeitlich nicht bestimmten, Umsetzung des Ersatzneubaus der Röcknitzbachbrücke erforderlich ist. 

Auf Grund des Verkehrssicherheits-Vorteils zugunsten der Variante 1.2 ergibt sich nachfolgende Rangfolge der Varianten bei Betrachtung der Verkehrssicherheit in der Variantenabwägung für dieses Kriterium:

Rangfolge: V1.2 > V1 = V1.1 = V2 = V3 = V4 = V5
2.4.3.4.5 Umweltfachlicher schutzgutbezogener Variantenvergleich mit 
   Alternativenprüfung und Ermittlung der umweltfachlichen Vorzugsvariante
2.4.3.4.5.1 Allgemein

Die direkten bau- und anlagebedingten Auswirkungen des Vorhabens durch Flächeninanspruchnahme und Zerschneidung sowie die bauzeitlichen und betriebsbedingten Auswirkungen durch Emissionen auf das jeweilige Schutzgut im Sinne des § 2 UVPG - Menschen, insbesondere menschliche Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie die Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern wurden für alle Varianten erfasst (Unterlage 19.8 UVS 2008, Unterlage 19.9 Variantenvergleich Ergänzung Variante 5, Unterlage 19.7 UVP-Bericht). Zur Feststellung der Beeinträchtigungen sind quantitative Darstellungen der Betroffenheiten durch Flächeninanspruchnahmen und funktionale Beeinträchtigungen, differenziert nach der Schwere der Auswirkungen, erfasst worden. Entsprechend dem jeweiligen quantitativen und verbal-argumentativ begründeten Umfang der Auswirkungen ergibt sich im Vergleich der Varianten für jedes Schutzgut jeweils eine Variantenrangfolge, die mit den Vergleichszeichen „>“, „≥“ und „=“ dargestellt wird, wobei „>“ einen deutlichen Unterschied, einen „≥“ geringen Unterschied und „=“ keinen Unterschied zwischen Vorgänger und Nachfolger bedeutet. In einer zusammenfassenden Gesamtbewertung wird aus den jeweiligen Rangfolgen der einzelnen Schutzgüter eine schutzgüterübergreifende Gesamtrangfolge mit dem Ergebnis einer umweltfachlichen Vorzugsvariante ermittelt.

Der Variantenvergleich erfolgt auf der Grundlage der Umweltverträglichkeitsstudie 2008 (Unterlage 19.8), der ergänzenden Variantenuntersuchung für Variante 5 sowie aktuellen Untersuchung von 2020 zur Plausibilisierung der Daten (Unterlage 19.7). Die Unterlage 19.8 führt einen Vergleich der Varianten 1, 1.1, 1.2, 2, 3 und 4. Unterlage 19.9 beinhaltet aufgrund der Planungshistorie einen Vergleich lediglich zwischen den Varianten 4 und 5, wobei die Vergleichskriterien beider Unterlagen nicht vollständig übereinstimmen. Auch in Unterlage 19.7 wird zum einen eine Plausibilisierung des Vergleichs zwischen den Varianten 1, 1.1, 1.2, 2, 3 und 4 und separat des Vergleiches zwischen den Varianten 4 und 5 vom Vorhabenträger vorgenommen.

Die Einordnung der Variante 5 in den Vergleich mit den Varianten 1, 1.1, 1.2, 2 und 3 erfolgt anhand der dargestellten Lage der Variante 5 zu den anderen Varianten im Untersuchungsgebiet (Unterlage 3.1 Übersichtslageplan der Varianten).

2.4.3.4.5.2 Schutzgut Mensch einschließlich der menschlichen Gesundheit

Bau- und anlagebedingte flächige Inanspruchnahme von Wohnflächen bzw. Wohngebäuden sind durch keine der untersuchten Varianten zu besorgen. Maßgebend für die Variantenuntersuchung sind damit die Auswirkungen durch bau- und betriebs- bzw. verkehrsbedingte Lärm- und Schadstoffemissionen des Vorhabens auf den Menschen und die menschliche Gesundheit. Die Ergebnisse der Luftschadstoffuntersuchungen für die Vorzugsvariante 4 (Unterlage 17.2) zeigen deutliche Unterschreitung der Grenzwerte der 39. BImSchV und lassen somit den Rückschluss zu, dass aufgrund der zu erwartenden Verkehrsbelastung auch bei den anderen Varianten keine wesentlichen Beeinträchtigungen durch verkehrsbedingte Luftschadstoffemissionen an den relevanten Immissionsorten der Wohn- und Gewerbebereiche zu erwarten sind und die prognostizierten vorhabenbedingten Luftschadstoffemissionen somit für die Variantenuntersuchung nicht relevant sind. Die Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch durch baubedingte Lärm- und Schadstoffemissionen wurden im Rahmen der UVS und dem UVP-Bericht ebenfalls nicht einbezogen. Es wird angenommen, dass sich der variantenspezifische Auswirkungsumfang der baubedingten Auswirkungen proportional zum beschriebenen betriebsbedingten Auswirkungsumfang der jeweiligen Variante darstellt und er somit keine Auswirkung auf die Variantenrangfolge hat, zumal bei den jeweilige Varianten keine grundlegend unterschiedliche Bautechnologie zum Tragen kommen wird.
Mit allen Varianten wird eine Lärm- und Schadstoffemissions-Entlastung südlich der vorhandenen B 110 gelegenen Siedlungsbereiche erzielt. Neubelastungen durch Verkehrslärm ergeben sich bei allen Varianten an den äußeren Grenzen der nördlichen Siedlungslage und entlang der an die Ortsumgehung anschließenden K MSE 49 und 50, die einen höheren zusätzlichen Verkehrsanteil aufnehmen müssen. Die Variante 5 ist als ungünstigste Variante zu bewerten, da sie durch ihre am dichtesten von allen Varianten an den Wohnbebauungen liegende Trasse die höchste Verlärmung von Wohnflächen mit Überschreitungen von Lärmvorsorgegrenzwerten und dem Erfordernis von aktiven Lärmschutzmaßnahmen verursacht. Zu Grenzwertüberschreitungen nach 16. BImSchV kommt es auch bei Variante 1.1, hier aber nur in Bereichen, die bisher durch die bestehende B 110 bereits eine höhere Grenzwertüberschreitung aufweisen. Diese Variante weist die zweithöchste Verlärmung von Wohnflächen und auch einen hohen Umfang lärmbeeinträchtigter siedlungsnaher Freiraumflächen von ca. 25 ha auf, so dass diese Variante am zweitschlechtesten zu bewerten ist. Es folgen die Variante 1.2 mit Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 sowie mit der höchsten flächigen Lärmbeeinträchtigung siedlungsnaher Freiräume aller Varianten infolge der Dammlage, und dahinter die Variante 1, ebenfalls mit Überschreitungen von Orientierungswerten auf größerer Streckenlänge. Günstiger im Vergleich zu den vorgenannten Varianten stellen sich die Varianten 2, 3 und 4 dar, mit Orientierungswertüberschreitung bei Wohnflächen lediglich im vorbelasteten Anfangsbereich, wobei die Variante 4 im westlichen Anfangsbereich und die Varianten 2 und 3 im Wohnbereich der Rudolf-Tarnow-Straße aufgrund ihrer relativen Ortsferne jeweils günstiger zu bewerten sind. Unterschiedliche Lärmbeeinträchtigung verursachen diese drei Varianten auf die siedlungsnahen Freiräume, wobei sich die Variante 3 mit 16,2 ha geringfügig günstiger als die Variante 4 mit 17,2 ha darstellt. Die mit 7,3 ha signifikant geringste Lärmbetroffenheit der siedlungsnahen Freiräume durch Variante 2 führt somit auch zur besten Bewertung der Variante 2 insgesamt beim Schutzgut Mensch.
Rangfolge Schutzgut Mensch: V2 > V3 ≥ V4 > V1 ≥ V1.2 > V1.1 > V5

Die Bewertung der Beeiträchtigung von Bereichen mit besonderer Erholungseignung erfolgt unter dem Punkt 2.4.3.4.5.9.

2.4.3.4.5.3 Schutzgut Pflanzen

Für den Variantenvergleich hinsichtlich der Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen werden in der Stufe der Vorplanung die jeweiligen bau- und anlagenbedingten Inanspruchnahmen der unterschiedlich wertigen Biotopflächen sowie die Beeinträchtigungen der trassennahen Biotope durch verkehrsbedingten Schadstoffeintrag bewertet und verglichen. Maßgeblich sind hierbei zuerst die Inanspruchnahmen und Beeinträchtigungen von naturschutzfachlich mittelhoch-, hoch- und sehr hochwertigen Biotopen entsprechend den wertgebenden Unterkriterien Natürlichkeit, Gefährdung, Ersetzbarkeit /Wiederherstellbarkeit und Empfindlichkeit gegen Nähr- und Schadstoffeintrag. Die Biotope des Untersuchungsraumes wurden als Grundlage zur Bewertung zu Biotopkomplexen zusammengefasst.

Mit Ausnahme der Variante 1.2, die die Röcknitzbachniederung auf neuer Trassenlage quert, sind die Beeinträchtigungen aller Varianten in ihrem Umfang der jeweiligen Konflikte weitgehend vergleichbar. Eingriff in sehr hochwertige (nicht ausgleichbare) Biotope erfolgt nur bei der Variante 1.2. durch die Inanspruchnahme bzw. Überbauung von ca. 900 m² Erlenbruchwald in der Röcknitzbachniederung. Ansonsten erfolgt durch alle Varianten die Inanspruchnahme und Beeinträchtigung im Wirkbereich der Straße von mittel- bis hochwertigen Biotopflächen der Typausprägungen Ruderalflur frischer bis trockener Standorte (RHU –mittel bis hoch) und Feldgehölze aus überwiegend heimischen Baumarten (BFX - mittel) sowie Feldhecke (BHS – mittel) und Frischwiese (GMF - mittel). Des Weiteren werden bei allen Varianten Alleenbereiche hoher Wertigkeit an den zu kreuzenden Kreisstraßen K MSE 49 und 50 sowie dem Lindenweg in Anspruch genommen. Bei allen Varianten liegen die direkten Eingriffe durch Flächeninanspruchnahme in die hochwertigen Flächenbiotope zwischen ca. 500 m² und 1.000 m² und in die hochwertigen Alleen zwischen 100 m und 200 m. Aufgrund des beschriebenen Eingriffs in sehr hochwertiges Erlenbruch-Feuchtbiotop ist die Variante 1.2 die schlechteste Variante.

Signifikanter sind die Unterschiede der verbleibenden Varianten 1, 1.1, 2, 3, 4 und 5 bei den Eingriffen in die mittelwertigen Biotope. Die Variante 4 verursacht mit ca. 4,7 ha den weitaus größten flächigen Eingriff in mittelwertige Biotope, insbesondere Frischgrünland, gegenüber den anderen Varianten mit nur ca. 0,8 ha bis 1,7 ha. Auch die Beeinträchtigung der mittelwertigen Biotope durch Schadstoffeintrag ist bei Variante 4 mit ca. 13 ha deutlich höher als bei den Varianten 1, 1.1, 2, 3, und 5 mit nur ca. 2,5 ha bis 3,5 ha. Aufgrund ihrer signifikant höheren Eingriffe in mittelwertige Biotope wird die Variante 4 nach der Variante 1.2 als nächst schlechteste Variante bewertet. Für die weitere Rangfolgenbewertung der verbleibenden Varianten 1, 1.1, 2, 3 und 5 stellt der Eingriffsumfang in die gesetzlich geschützten Alleebaumbestände einen geeigneten Maßstab dar. Alleebaumverluste entstehen bei allen 5 Varianten jeweils am Bauanfang und Bauende im Einschleifungsbereich der B 110 in gleicher Weise. Die Varianten 1, 1.1, 3 und 5 kreuzen dann im Streckenverlauf jeweils drei Alleenbereiche. Da die jeweiligen Alleebaumverluste in der Phase der Linienplanung nicht genau bezifferbar sind, lassen sich unter diesen Varianten keine Rangfolgenunterschiede ermitteln. Auch die geringen Unterschiede dieser Varianten bei der Beeinträchtigung von Biotopen durch Schadstoffeintrag lassen die geringen Unterschiede keine klare Rangfolge ableiten. Die Variante 2 wird als günstigste Variante bewertet, da sie nur zwei Alleen quert und unter dem Aspekt des Alleenschutzes den geringeren Eingriff im Vergleich zu den Varianten 1, 1.1, 3 und 5 verursacht.
Rangfolge Schutzgut Pflanzen: V2 ≥ V1 = V1.1 = V3 = V5 ≥ V4 > V1.2
Nach Durchführung der UVP gelangt die Planfeststellungsbehörde damit zu einem anderen Ergebnis als der Vorhabenträger in seiner Planunterlage, jedoch bei gleichem Ergebnis der Variante 2 als günstigste Variante in Bezug auf das Schutzgut Pflanzen.
Die Abweichung dieser Rangfolge von der in der Unterlage 19.7 dargestellten Rangfolge ergibt sich dadurch, dass für den Variantenvergleich der UVS die in dieser Planungsstufe überschlägig ermittelten Flächeninanspruchnahmen für alle Varianten als Grundlage herangezogen wurden und die Planfeststellungsbehörde für den Variantenvergleich die für die Vorzugsvariante 4 im LBP, Unterlage 19.1, genau ermittelten Flächeninanspruchnahmen und für die anderen Varianten daraus durch Interpolation ermittelte Flächeninanspruch-nahmen herangezogen hat.
2.4.3.4.5.4 Schutzgut Tiere

Im Rahmen der Vorplanung und Linienfindung wurden die Beeinträchtigung der Varianten auf die Tiere dahingehend untersucht, ob durch die bau- und anlagenbedingt Flächeninanspruchnahme die Vernichtung (Überbauung) oder durch betriebsbedingte Emissionen die Beeinträchtigung von Habitaten von Tierarten erfolgt und ob Populationen gefährdeter oder anderer Tierarten im unmittelbaren oder benachbarten Bereich der geplanten Trasse durch die Baumaßnahme vernichtet oder beeinträchtigt werden. Des Weiteren wurde untersucht, ob es durch die Varianten zur Zerschneidung von Lebensräumen oder Teillebensräumen von gefährdeten oder sonstigen Tierarten von Tierarten kommt. Diese Untersuchungen erfolgten auf Grundlage faunistischer Bestandsaufnahmen im Untersuchungsbereich für folgende planungsrelevante Tiergruppen: Fischotter und Biber, sonstige Säugetiere, Vögel, Fledermäuse, Amphibien, Reptilien, Heuschrecken und Laufkäfer.
Im Zuge der fortlaufenden Planung ergaben sich nach Erstellung der UVS 2008 insbesondere bei den Brutvögeln und den Reptilien in der fortgeschrittenen Planungsphase neue Erkenntnisse, weshalb eine entsprechende Fortschreibung der in der Unterlage 19.8 vorgenommenen Variantenuntersuchung erforderlich wurde. 
Die Planfeststellungsbehörde hat es aus Gründen der Übersichtlichkeit als zweckmäßig angesehen, anhand der vorliegenden Unterlagen tiergruppenspezifische Varianten-rangfolgen zu ermitteln, um eine plausible Gesamt-Rangfolgenermittlung für das Schutzgut Tiere darstellen zu können. 
Eine Rangfolgenermittlung bei den Gruppen Heuschrecken und Laufkäfer wird hier als entbehrlich erachtet, da im Vergleich zu den anderen Gruppen keine der kartierten Insektenarten dem besonderen Artenschutz unterliegen und die variantenspezifisch unterschiedliche Beeinträchtigungen auf diese Artengruppe die Rangfolgenbildung bei signifikanten Unterschieden der Variantenauswirkungen auf die anderen Tiergruppen die Gesamtrangfolgenermittlung nicht beeinflussen würde. Relevanz käme diesen Artengruppen für die Variantenrangfolge dann zu, wenn bei allen anderen Gruppen Gleichrangigkeit bestehen würde.

Fischotter / Biber 

Die Feuchtwiesen am Röcknitzbach und Cantorsee einschließlich der diese Räume verbindenden Gräben besitzen eine sehr hohe Bedeutung für den Fischotter. Auch wird eingeschätzt, dass eine (sporadische) Nutzung des Untersuchungsraums durch den Biber erfolgt und sich diese ganz offenbar auf die Niederung des Röcknitzbachs beschränkt.  (U 19.7 S. 33 und 41). Da bis auf Variante 1.2 keine andere Variante den Migrationsraum des Fischotters und Bibers im Bereich des Röcknitzbaches quert, stellt sich die Variante als ungünstigste Variante und die übrigen Varianten als gleich günstig bei diesen Tierarten dar.

Rangfolge Fischotter / Biber: V1 = V1.1 = V2 = V3 = V4 = V5 > V1.2 (gering erhebliche Auswirkung)
Die Beeinträchtigungen der Varianten auf sonstige Säugetiere differieren nicht signifikant und sind somit für die Gesamt-Rangfolgenermittlung für das Schutzgut Tiere nicht relevant.
Fledermäuse

Durch alle Varianten werden hochwertige Leitstrukturen und Jagdhabitate mehrerer Fledermausarten im westlichen Anbindebereich der B 110, an der K MSE 49 und der K MSE 50 gekreuzt und durch Überbauung in kaum unterschiedlichem Umfang in Anspruch genommen. Weiterhin ist der Alleenbestand des Lindenweges von exponierter Bedeutung als hoch frequentierte Leitstruktur und Jagdhabitat (Unterlage 19.7 UVP-Bericht S. 67 und Unterlage 19.9 Anlage 3 S. 15). Dieser Konfliktpunkt wird allerdings allein durch Variante 2 nicht berührt, so dass hinsichtlich der Beeinträchtigung der Fledermäuse die Variante 2 als günstiger gegenüber den diesbezüglich weitgehend gleich einzuschätzenden anderen Varianten bewertet wird.

Rangfolge Fledermäuse: V2 > V1 = V1.1 = V1.2 = V3 = V4 = V5 (mittel erhebliche Auswirkung)
Amphibien

Bereiche sehr hoher Bedeutung für Amphibien sind im Untersuchungsraum nicht vorhanden. Einen hoch bedeutenden Habitatkomplex für Amphibien im Untersuchungsgebiet stellt der Cantorsee mit Entwässerungsgräben in den angrenzenden Wiesen dar (faunistischer Funktionsraum 3). Hier wurden Reproduktionsnachweise von Erdkröte und Moorfrosch sowie auch Grasfrosch und Teichfrosch nachgewiesen. Dieser Habitatkomplex wird durch keine der Varianten berührt oder beeinträchtigt. Geringe Bedeutung als Migrationsraum hat die angrenzende Ackerlandschaft nördlich Dargun (faunistischer Funktionsraum 2). Ein Lebensraum mit hoher Bedeutung für Populationen des Moorfrosches ist auch Röcknitzbachniederung nördlich der B110 (Funktionsraumes 1). Einen Funktionsraum von mittlerer Habitatbedeutung für Amphibien stellen nach gutachterlicher Bewertung noch die Feuchtwiesen am Röcknitzbach südlich der B 110 dar (faunistischer Funktionsraum 1) (Unterlage 19.8).
Die Variante 1.2 durchschneidet als einzige Variante in der Röcknitzbach-Niederung nördlich der B 110 (Funktionsraumes 1) einen Amphibienlebensraum mit hoher Bedeutung und ist deshalb die schlechteste Variante für diese Tiergruppe. Die Varianten 1, 2, 3 und 4 verursachen im westlichen Anbindebereich an die B 110 Flächenverluste und Beeinträchtigungen in der mit mittlerer Bedeutung als Amphibienhabitat bewerteten Röcknitzbachniederung südlich der B 110 (südlicher Teil des Funktionsraumes 1). Die quantitativen Unterschiede der Flächenverluste und Beeinträchtigungen sind gering, so dass die Varianten 1, 2, 3 und 4 am zweitungünstigsten gleich bewertet werden. Am günstigsten hinsichtlich der Beeinträchtigungen der Amphibien stellen sich in gleicher Weise die Varianten 1.1 und 5 dar, die jeweils keine bedeutenden Amphibienhabitate beeinträchtigen. 

Rangfolge Amphibien: V1.1 = V5 > V1 = V2 = V3 = V4 > V1.2 (mittelerhebliche Auswirkungen)

Reptilien 

Für Reptilien (Unterlage 19.7, S. 68) wurden zunächst in der Vorplanung nur im Funktionsraum 4 das Kiefern-Feldgehölz und Sandgrube für die Waldeidechse und im Funktionsraum 5 das Kleingewässer an der MSE K 50 und seiner Umgebung für die Ringelnatter zwei Reptilienhabitate mittlerer Bedeutung im Untersuchungsgebiet identifiziert (Unterlage 19.8). Im weiteren Planungsprozess der landschaftspflegerischen Begleitplanung wurden mehrere Habitate der Zauneidechse im Untersuchungsgebiet festgestellt. Dies sind die Straßenböschungsbereiche der B 110 und angrenzende magere sandige Flächen am Bauanfang der Varianten 1, 1.1,1.2, 2, 3 und 4 sowie potentiell auch am Bauanfang der Variante 5 und im Bereich der Deponie bzw. Photovoltaikanlage. Weitere Nachweise der Zauneidechse erfolgten im Funktionsraum 4 Kiefern-Feldgehölz und Sandgrube, im Bereich der Sport- und Freizeitanlage am Nordrand von Dargun und an den Straßenböschungen der K MSE 49 und 50, wobei das Kiefern-Feldgehölz und Sandgrube und die Sport- und Freizeitanlage aufgrund ihrer geringen Vorbelastung und der Fundzahlen als Habitate mit sehr hoher Bedeutung und die anderen Habitate entsprechend mit hoher Bedeutung zu bewerten sind.

Die Inanspruchnahme und Beeinträchtigung von Zauneidechsenhabitaten wird aufgrund des besonderen Artenschutzstatus dieser Art als zweckmäßiger Indikator für die Variantenreihung der gesamten Tiergruppe der Reptilien erachtet.

Als günstigste Variante stellt sich damit die Variante 2 dar, die keine der sehr hoch bedeutenden Habitate durchquert. Variante 3 ist die nächstgünstigste, da sie die hoch bedeutende Sport- und Freizeitanlage nur randlich tangiert. Variante 5 ist die drittgünstigste Variante, sie durchquert die Sport- und Freizeitanlage sowie die Straßenböschungen der K 49 und K 50 und nimmt am Bauanfang lediglich potentiell geeignete Straßenrand/ Straßennebenflächen in Anspruch. Die Varianten 1, 1.1 und 1.2 durchqueren die potentiell als Habitat geeignete Photovoltaikanlage und die hoch bedeutende Sport- und Freizeitanlage und nehmen auch die hoch bedeutenden Straßennebenflächen und -böschungen der B 110 am Bauanfang und der K 49 und K 50 in Anspruch. Die Darlegung in Unterlage 19.7 S. 68 bzgl. Variante 1.1 ist insoweit nicht plausibel. Ebenso ungünstig ist die Variante 4, die zwar die potentielle Habitatfläche der Photovoltaikanlage (PVA) umfährt, aber die Grünlandbrachfläche zwischen der PVA und dem hochbedeutenden Kiefern-Feldgehölz als potentielle Abwanderungsfläche durchquert. 

	Habitat
	Straßen-böschung Bauanfang

B 110
	Photo-voltaik-anlage
	Kiefern-wäldchen
	Sport- und Freizeit-anlage
	Straßen-böschungen

K 49 u. K 50

	Bedeutung
	hoch
	mittel
	sehr hoch
	sehr hoch
	hoch

	V 1
	x
	(x)
	-
	x
	x

	V 1.1
	x
	(x)
	-
	x
	x

	V 1.2
	x
	(x)
	-
	x
	x

	V 2
	x
	(x)
	-
	-
	x

	V 3
	x
	(x)
	-
	(x)
	x

	V 4
	x
	(x)
	(x)
	x
	x

	V 5
	(x)
	-
	-
	x
	x


x – Überbauung Habitat; (x) – Überbauung randlich und pot. Habitat und Beeinträchtigung Habitat

Rangfolge Reptilien: V2 > V3 ≥ V5 > V1 = V1.1= V1.2 = V4 (hocherhebliche Auswirkung)

Vögel

Die Varianten führen überwiegend durch landwirtschaftlich geprägte Offenlandschaft, weshalb insbesondere die Beeinträchtigung von hoch bedeutsamen Brutvögeln, der Offenlandschaft insbesondere Feldlerche, aber bspw. auch Braunkehlchen und Grauammer, durch das Vorhaben zu erwarten ist. Von allen Varianten stellt sich die Variante 5 aufgrund der siedlungsnächsten Trassenlage etwas günstiger dar, von übrigen Varianten stellen sich hinsichtlich der Trassenlage in der Offenlandschaft die Varianten 1, 1.1, 1.2, und 3 etwas günstiger als die Variante 2 dar. Anhand des weitaus größten Umfanges der Inanspruchnahme mittelwertiger Offenlandbiotope und der räumlichen Verteilung der kartierten bedeutsamen Brutvogelarten (Unterlage 19.9 Anlage 3 S. 8 Abb. 3 und 4, S. 14) ist abzuleiten, dass die größte Beeinträchtigung wertgebender Offenland-Brutvogelarten durch Variante 4 zu erwarten ist (Unterlage 19.4.2 Brutvogelkartierung S. 11, Unterlage 19.7 UVP-Bericht S. 66-67).

Rangfolge Brutvögel V5 ≥ V1 = V1.1 = V1.2 = V3 ≥ V2 > V4 (erhebliche Auswirkung)

Hinsichtlich der Beeinträchtigung der Gast- bzw. Zug- und Rastvögel stellt sich die Variantenreihenfolge ebenso dar, da die Variante 4 am dichtesten an Habitatflächen mit sehr hoher Bedeutung (Cantorsee und angrenzende Wiesenbereiche – Funktionsraum 3) und mit hoher Bedeutung (Kiefernwald – Funktionsraum 4) für Gastvögel verläuft und die anderen Varianten entsprechend weiter entfernt von diesen Funktionsräumen verlaufen.

Insofern wird der Darlegung des Vorhabenträgers in der Unterlage Unterlage 19.7 UVP-Bericht S. 67, dass eine Vergleichbarkeit der Varianten bezüglich dieser Tierartengruppe nicht möglich sei und keine Änderung der Variantenreihung bei der Gesamtbetrachtung des Schutzgutes Tier entstehe, nicht gefolgt.
Um die Gesamtrangfolge zu ermitteln, werden die Erheblichkeitsintensitäten der jeweiligen Variantenauswirkung auf die jeweiligen Tiergruppen quantitativ dargestellt und für die einzelnen Varianten addiert. Bei gleicher Gesamtpunktzahl einzelner Varianten sind die Rangfolgen dieser Varianten zueinander bei den jeweiligen Tiergruppen für die Gesamtrangfolge ausschlaggebend.

	
	V 1
	V 1.1
	V 1.2
	V 2
	V 3
	V 4
	V 5

	Fischotter/Biber
	0
	0
	1
	0
	0
	0
	0

	Fledermäuse
	1
	1
	1
	1
	1
	1
	1

	Amphibien
	1
	0
	2
	1
	1
	1
	0

	Reptilien
	3
	3
	3
	2
	3
	3
	3

	Vögel
	3
	3
	3
	3
	3
	3
	3

	Punktzahl
	8
	7
	11
	7
	8
	8
	7

	Rangfolge
	5
	3
	7
	1
	4
	6
	1


Erheblichkeit: 0 = keine; 1 = mittel; 2 = hoch; 3 = sehr hoch
Gesamtrangfolge Tiere: V2 = V5 ≥ V1.1 > V3 ≥ V1 ≥ V4 > V1.2

Die Abweichung dieser Rangfolge von der in der Unterlage 19.7 dargestellten Rangfolge, mit der Variante 4 als günstigste Variante in Bezug auf das Schutzgut Tiere, ergibt sich aus der oben dargelegten begründet abweichenden Bewertungsmethodik sowie den oben dargelegten begründet abweichenden Bewertungen bei den Tiergruppen Reptilien, Amphibien und Vögel.
2.4.3.4.5.5 Schutzgut Biologische Vielfalt

Die variantenspezifischen Auswirkungen auf den Schutzaspekt die biologische Vielfalt werden mit der Betrachtung der Schutzgüter Tiere und Pflanzen mit ihren Wert- und Funktionselementen weitgehend mit abdeckt. Den zu erwartenden höheren Auswirkungen durch die Variante 1.2 während der Bauzeit im westlichen Anbindebereich an die vorhandene B 110 auf den Schutzweck und die Erhaltungsziele des EU-Vogelschutzgebietes „Mecklenburgische Schweiz und Kummerower See“ (DE 2242-401) steht eine Positivwirkung dieser Variante in der Betriebsphase durch das leichte Abrücken der Trasse von der Grenze des EU-Vogelschutzgebietes gegenüber, so dass insgesamt alle Varianten hinsichtlich des  Schutzaspektes biologische Vielfalt gleich bewertet werden.

Rangfolge Biologische Vielfalt: V1 = V1.1 = V1.2 = V2 = V3 = V4 = V5
2.4.3.4.5.6 Schutzgüter Boden und Fläche

Die Bewertung der Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Boden erfolgt entsprechend der Bedeutung der Bodenfunktionen (Speicher und Reglerfunktion, Lebensraumfunktion, natürliche Ertragsfunktion), der von der jeweiligen Variante durch direkte Inanspruchnahme oder Emissionsbeeinträchtigung betroffenen Bodentypen. Im Untersuchungsgebiet sind überwiegend Mineralböden mit mittlerer bodenfunktionaler Bedeutung anzutreffen, die fast ausschließlich landwirtschaftlicher Nutzung unterliegen. Sehr hohe Bedeutung wird den im Untersuchungsgebiet in der Röcknitzbachniederung anstehenden Niedermoorböden beigemessen.

Die sehr hoch und hoch bedeutsamen Böden in der Röcknitzbachniederung werden nur bei Variante 1.2 durch Versiegelung und Überbauung in Anspruch genommen. Die Variante 1.2 ist mit der längsten Streckenlänge auch die Variante mit der größten Gesamtversiegelung und –überbauung. Damit stellt die Variante 1.2 auch die ungünstigste Variante beim Schutzgut Boden dar. Bei den übrigen Varianten, die ausschließlich Böden mittlerer Bedeutung beanspruchen, ergibt sich die Differenzierung Bodenbeeinträchtigung aus den unterschiedlichen Streckenlängen (sh. Punkt 2.4.3.3.2) und damit auch der Versiegelungs- und Überbauungsflächen. Günstigste Variante ist damit Variante 5, gefolgt von den Varianten 1.1, 1, 3, 2 und 4.
Rangfolge Boden: V5 > V1.1 > V1 ≥ V3 > V2 > V4 > V1.2 (mittlere Beeinträchtigung)

2.4.3.4.5.7 Schutzgut Wasser

Die Betrachtung der Variantenauswirkung auf das Schutzgut Wasser erfolgt differenziert für Grundwasser und Oberflächenwasser.
Grundwasser

Maßgebend für die vorhabenbedingten Beeinträchtigungen auf das Grundwasser ist zunächst die Bedeutung der vom Vorhaben berührten Grundwasserleiter. Hohe bis sehr hohe Bedeutung haben ausgewiesene Trinkwasserschutzzonen. Eine entsprechende gutachterliche Abgrenzung der Bereiche unterschiedlicher Bedeutung der Grundwasserleiter ist in Karte 10 der UVS 2008 (Unterlage 19.8) dargestellt. Zudem ist der gegenüber Schadstoffeintrag bestehende Geschütztheitsgrad bzw. die Empfindlichkeit des Grundwasserkörpers entsprechend Art und Mächtigkeit der darüber liegenden Bodenschicht und damit einhergehend des Grundwasserflurabstandes für die Beurteilung der Vorhabenbeeinträchtigung relevant. 
Ein Bereich des oberen GW-Leiters liegt nördlich der B 110. Im Röcknitzbachtal treten ungespanntes Grundwasser im Lockergestein und Anteile bindiger Bildungen von weniger als 20 % auf, gleichzeitig sind die Flurabstände geringer als 2 m, so dass der obere Grundwasserleiter dieses Bereiches sehr hohe Verschmutzungsempfindlichkeit aufweist. Die Verschmutzungsempfindlichkeit des oberen Grundwasserleiters im Bereich nördlich von Dargun mit der Wasserfassung II wird als hoch eingeschätzt (nicht geschützt). Die übrigen Bereiche im Untersuchungsgebiet haben mittlere bis geringe Empfindlichkeit gegenüber Schadstoffeinträgen. Die Empfindlichkeiten sind ebenfalls in Unterlage 19.8 Karte 10 dargestellt.

Für die Beurteilung des Risikos für das Schutzgut Grundwasser sind die relative Betroffenheit der Brunnen der Wasserfassung II im Norden von Dargun und die Querung bzw. Annäherung an die zugehörigen Schutzzonen relevant.
Die Variante 1.2 durchquert den nördlich der B 110 im Röcknitzbachtal liegenden Bereich mit hoch anstehendem Grundwasser und damit sehr hoher Empfindlichkeit des Grundwasserleiters. Die Bauanfänge der Varianten 1, 1.1, 2, 3 und 4 verlaufen randlich dieses sehr empfindlichen Bereiches. Bei geringer Bedeutung dieses Grundwasserleiterbereiches besteht trotzdem eine hohe Beeinträchtigung durch vorhabenbedingte Schadstoffeinträge. Hohe Beeinträchtigung besteht auch nördlich von Dargun im Bereich der Wasserfassung II, der von allen Varianten gequert wird. Der größte Flächenumfang hoher Schadstoffbeeinträchtigung verursacht Variante 1.2. Die günstigste Variante bezüglich Schadstoffbeeinträchtigung stellt Variante 5, gefolgt von 1.1 und 1 dar. Varianten 2, 3 und 4 verursachen flächenhaft ähnliche hohe Schadstoffbeeinträchtigungen, hier unterscheiden sich aber die Durchquerungslängen der Trinkwasserschutzzone III, die bei Variante 4 mit nur 150 m wesentlich geringer ist als bei Variante 3 mit 600 m und Variante 2 mit 800 m.  
Des Weiteren sind auch die vorhabenbedingte Störung der Grundwasserneubildung in Bereichen bedeutsamer Infiltrationsflächen durch Versiegelung zu bewerten. Auch hier hat die Variante 1.2 die größten Auswirkungen und die Varianten 5, 1.1 und 1 sind am günstigsten, gefolgt von den Varianten 2, 3 und 4. Bei Gesamtbetrachtung dieser Aspekte kann folgende Rangfolge für das Teilschutzgut Grundwasser abgeleitet werden mit der Variante 5 als Günstigste, es folgen die Varianten 1.1 und 1. Im Weiteren ist durch die wesentlich geringere Querungslänge der gesetzlich festgeschriebenen Trinkwasserschutz-zone III Variante 4 günstiger als Variante 3 und Variante 2. Am ungünstigsten stellt sich aufgund der hohen Schadstoffbeeinträchtigung und Versiegelung bedeutsamer Infiltrationsflächen Variante 1.2 für das Grundwasser dar.
Rangfolge Grundwasser: V5 ≥ V1.1 > V1 ≥ V4 > V3 > V2 ≥ V1.2

Oberflächenwasser

Oberflächengewässer werden nur bei Variante 1.2 gequert. Durch den weiteren Verlauf sowie alle übrigen Varianten kommt es zu keinem Verlust bzw. keiner Querung von Still- und Fließgewässern. Sämtliche Varianten gemeinsam ist hingegen die durch die Einleitung der Straßenentwässerung verursachten Beeinträchtigungen. Die Einleitung erfolgt in den Röcknitzgraben (Graben 110-8 parallel zum Röcknitzbach) bzw. in den Graben L 160, der von Neubauhof kommend durch die Darguner Peenewiesen verläuft. Alle Varianten verfügen über zwei Rückhaltebecken mit vorgeschalteten Absetzbecken jeweils am Ostrand der Röcknitzbachniederung und nördlich der Darguner Peenewiesen.

Somit stellt sich die Variante 1.2 als ungünstigste Variante dar. Die anderen Varianten sind hinsichtlich der Beeinträchtigung von Oberflächengewässern gleich günstig.

Rangfolge Oberflächenwasser: V1 = V1.1 = V2 = V3 = V4 = V5 > V1.2

Damit ergibt sich auch bei der Gesamtbetrachtung der Grund- und Oberflächengewässer die gleiche Rangfolge wie bei Grundwasser.
Rangfolge Wasser: V5 ≥ V1.1 > V1 ≥ V4 > V3 > V2 > V1.2

2.4.3.4.5.8 Schutzgüter Klima und Luft

Die in den Unterlagen 19.7, 19.8 und 19.9 zum Schutzgut Klima/Luft fehlende Darstellung der Vorhabenauswirkungen auf das globale Klima sind nachträglich vorgelegt worden mit der Unterlage 19.12, die eine variantenspezifische Betrachtung der THG-Emissionen erarbeitet hat, so dass die Planfeststellungsbehörde diese Angaben in ihrem Variantenvergleich berücksichtigen kann.
Die Auswirkungen des Vorhabens auf das globale Klima durch Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen) ergeben sich im Wesentlichen aus den verkehrsbedingten THG-Emissionen, der Inanspruchnahme landnutzungsspezifischer THG-Speicher, insbesondere tiefgründige organische Böden bzw. Moorböden und Waldflächen sowie den Lebenszyklusemissionen, welche die bau- und unterhaltungsbedingten THG-Emissionen umfasst. Zunächst ist festzustellen, dass mit allen Varianten eine Verringerung der verkehrsbedingten THG-Emissionen erreicht wird, da alle Varianten eine wesentlich kürzere Streckenlänge gegenüber der bestehenden Ortsdurchfahrt haben. Bei der vergleichenden Betrachtung der verkehrsbedingten THG-Emissionen der Hauptverkehrsströme auf der B 110 der Varianten (unter Vernachlässigung der relativ geringen Verkehrsströme im nachgeordneten Netz) ist es zweckmäßig, diese auf gleiche Anfangs- und Endpunkte für alle Variantenstrecken zu beziehen. Zu den Baulängen der Varianten 1, 1.1, 2, 3, 4 und 5 muss die Streckenlänge vom jeweiligen Bauanfang im Verlauf der vorhandenen B 110 bis zum Bauanfangspunkt der Variante 1.2 aufaddiert werden. Danach ergeben sich folgende Streckenlängen:

	Variante
	B 110a westl. der Röcknitz
	B 110a östl. der Röcknitz
	Baulänge neu
	Gesamtlänge

	1
	540 m
	50 m
	2.970 m
	3.560 m

	1.1
	540 m
	250 m
	2.790 m
	3.580 m

	1.2
	-
	-
	3.540 m
	3.540 m

	2
	540 m
	50 m
	3.100 m
	3.590 m

	3
	540 m
	50 m
	3.060 m
	3.650 m

	4
	540 m
	50 m
	3.230 m
	3.820 m

	5
	540 m
	460 m
	2.610 m
	3.610 m


Danach stellt sich Variante 1.2 als die anhand der reinen Streckenlänge günstigste Variante mit geringem Unterschied zu den Varianten 1, 1.1 und 2 und Variante 4 als die ungünstigste Variante hinsichtlich der verkehrsbedingten THG-Emissionen der Hauptverkehrsströme auf der B 110 dar. Da sich alle Varianten in derselben wenig bewegten Landschaft, also ohne relevante Steigungen, was Auswirkungen auf die verkehrsbedingten THG-Emissionen hätte,  befinden, sind die Varianten mittels reiner Streckenlänge in den Vergleich gekommen.

Die Variante 1.2 ist hingegen die einzige Variante mit einhergehender Inanspruchnahme von tiefgründigen Niedermoorflächen und Erlenbruchwald mit bedeutender THG-Speicherfunktion in der Röcknitzniederung, allerdings in relativ geringem Umfang von ca. 9.300 m².  
Während die baubedingten THG-Emissionen bei Annahme jeweils gleicher Bautechnologien mit den jeweiligen Baulängen korrelieren, müssen die unterhaltungsbedingten Lebenszyklus-Emissionen auf die oben ermittelten Gesamtlängen bezogen werden. Für die Rangfolgenbildung können beide Längen addiert werden unter der Annahme, dass die unterhaltungsbedingten THG-Emissionen im Laufe des Lebenszyklus (z.B. grundhafte Erneuerung) in etwa denen des Neubaus entsprechen. Danach ist die Variante 1.2 mit 7.080 m die ungünstigste Variante gleich hinter der Variante 4 mit 7.050 m. Die Variante 5 ist mit 6.220 m die günstigste Variante hinsichtlich der Lebenszyklusemissionen.
In der Gesamtschau der Auswirkungen auf das globale Klima muss berücksichtigt werden, dass, bezogen auf die Summe aller THG-Emissionen im Sektor Straße, nach Mottschall und Bergmann (2013)
 etwa 80-90% auf die verkehrsbedingten Emissionen entfallen und nur etwa 5-15% an den Gesamtemissionen auf die Lebenszyklusemissionen entfallen. Aufgrund dessen kann aus den o.g. Ausführungen abgeleitet werden, dass Variante 4 die ungünstigste Variante ist. Eine Differenzierung der Rangfolgen der anderen Varianten ist aufgrund noch fehlender präziser Berechnungsmodelle für landnutzungsspezifischer THG-Senken und jeweils nicht genau quantifizierbarer Vor- und Nachteile bei den Teilkriterien nicht sicher ermittelbar, so dass für die Varianten 1, 1.1, 1.2, 2, 3 und 5 Gleichwertigkeit angenommen wird.
Hohe klimatische Ausgleichsfunktion als Kaltluftbahn hat die Röcknitzbachniederung, die nur durch die Variante 1.2 gequert und damit beeinträchtigt wird. Alle anderen Varianten verlaufen in Bereichen mit mittel bewerteter klimatische Ausgleichsfunktion und führen diesbezüglich zu ähnlich geringen Beeinträchtigungen des Mesoklimas.
Bezüglich der direkten Beeinträchtigung der Luftqualität im Untersuchungsgebiet durch verkehrsbedingte Emissionen ist festzustellen, dass Varianten eine Entlastung gegenüber der bestehenden Situation aufgrund ihrer signifikant kürzeren Streckenlänge im Vergleich zur Ortsdurchfahrt bewirken. Anhand der absoluten Fahrstrecken der Ortsumfahrungs-Varianten (mit jeweils gemeinsamen Anfangs- und Endpunkt) lässt sich die Schadstoffbeeinträchtigung der Luft durch die Varianten vergleichen, siehe verkehrsbedingte THG-Emission, wobei diese Beeinträchtigung als gering erheblich bewertet wird, da die Luftschadstoffuntersuchung der verkehrsbedingten Immissionen für die Vorzugsvariante, übertragbar auf alle Varianten, eine deutliche Unterschreitung der zulässigen Luftschadstoff-Immissionsgrenzwerte ergeben hat.
Auswirkung der Varianten auf die Luft ergeben sich insbesondere durch die verkehrsbedingten Emissionen und die Beanspruchung von Gebieten bzw. Flächen mit lufthygienischer Ausgleichsfunktion. Dies betrifft insbesondere Wald- und Gehölzbestände. Die Waldflächen westlich der B 110 und an der K 47 sowie südlich vom Cantorsee besitzen entsprechend ihrer weitgehend geschlossenen Waldfläche gute Filtereigenschaften. Gleiches gilt für kleinere Gehölzbestände, Feldgehölze und Hecken mit Baumreihen. Durch alle Varianten erfolgt die gering unterschiedliche Inanspruchnahme von Alleen und Windschutzhecken mit mittlerer bis hoher lufthygienischer Ausgleichsfunktion (Unterlage 19.8 UVS 2008 S. 206 ff. und Unterlage 19.9 S. 20). Bei Variante 1.2 wird außerdem in geringem Umfang im Bereich der Röcknitzbachniederung Wald mit lufthygienischer Ausgleichsfunktion hoher Bedeutung in Anspruch genommen.
Bei der Gesamtbetrachtung der Auswirkungen auf das Schutzgut Klima und Luft stellen sich Variante 1.2 und Variante 4 als ungünstigste Varianten dar. Unter Berücksichtigung der in der Unterlage 19.8 UVS 2008 S. 206 f und Unterlage 19.9 S. 20 ermittelten Auswirkungen leitet die Planfeststellungsbehörde eine Rangfolge der anderen Varianten ab. Die später hinzugekommene Unterlage zu den Auswirkungen des Vorhabens auf das globale Klima wurde dabei berücksichtigt.
Rangfolge Klima / Luft: V5 ≥ V1 ≥ V1.1 ≥ V3 ≥ V2 > V4 ≥ V1.2
2.4.3.4.5.9 Schutzgut Landschaft 

Als Kriterium für den Variantenvergleich bezüglich der Auswirkung auf das Schutzgut Landschaft wird die Beanspruchung von Landschaftsbildeinheiten und -strukturen von besonderem Wert für die Landschaftsbildqualität herangezogen. Alle Varianten verlaufen überwiegend innerhalb des gutachterlich mit gering bis mittel bewerteten Landschaftsbildraumes Zarnekow-Wasdower Rücken (Gutachterlicher Landschaftsrahmen-plan Mecklenburgische Seenplatte). Landschaftsbildeinheiten und -strukturen von sehr hoher und hoher Qualität im Untersuchungsgebiet, unter Berücksichtigung von bestehenden Vorbelastungen wie landwirtschaftlichen Anlagen und Gewerbeeinrichtungen, Hochspannungsleitungen, einem Sendemast der Photovoltaikanlage und der B 110, stellen nach gutachterlicher Einschätzung (Unterlage 19.8 UVS 2008 S. 118 ff.) der Buchenwald an der L 231, Burgwall am Tiergarten, die Röcknitzbach-Niederung mit Randhängen, Grünland um den Cantorsee, Waldgebiet mit Sandgrube nördlich Dargun Lehnenhofer Tannen, Umgebung Neubauhof bis B 110 und die Randbereiche der Peeneniederung südlich der B 110 dar. Bedeutende landschaftsprägende Strukturelemente im Untersuchungsgebiet sind weiterhin landschaftsprägende Gewässer, Gehölze und Baumreihen. Ein weiterer Aspekt ist die Auswirkung auf die landschaftsgebundene Erholungsfunktion durch Verlärmung. Bereiche mit sehr hoher Bedeutung für die landschaftsgebundene Erholung, die auch mit der Landschaftsbildqualität korrespondiert, stellen die Waldflächen und die Röcknitzbachniederung sowie auch das Sondergebiet für Freizeit und Erholung am Nordrand von Dargun dar. Weitere Bedeutung hat der Klostersee mit Badeplätzen, die Schloss-/ Klosterruine südlich der Stadt und auch eine Dauerkleingartenanlage, die der Feierabenderholung dient (Unterlage 19.8 UVS 2008 S. 115 ff.).

Die Varianten 1.1, 4 und 5 stellen hinsichtlich der Beanspruchung von Landschaftsbildeinheiten und –strukturen von besonderem Wert die günstigsten Varianten dar (Unterlage 19.8 UVS 2008 S. 233 und Unterlage 19.9 S. 21). Wie bei allen Varianten werden durch sie Strukturelemente Gehölze und Alleebäume beansprucht. Im Bereich der Röcknitzniederung verursachen sie allerdings keine bzw. geringere Flächenverluste dieser hochwertigen Landschaftsbildeinheit als die anderen Varianten. Bezüglich der Verlärmung erfolgt in der Unterlage 19.8 UVS 2008 die Darstellung und der Vergleich von beeinträchtigten Bereichen mit landschaftsgebundener Erholungsfunktion. Für betroffene siedlungsnahe Bereiche wie das Sondergebiet für Freizeit und Erholung am Nordrand von Dargun erfolgte bereits die Bewertung bei dem Variantenvergleich Schutzgut Mensch. Für den Variantenvergleich bei Schutzgut Landschaft werden deshalb die Beeinträchtigung der siedlungsfernen Erholungsbereiche betrachtet. Abweichend von der Bewertung der UVS Unterlage 19.7 bzw. 19.8 bedarf nach Einschätzung der Planfeststellungsbehörde die vergleichende Betrachtung der Verlärmungssituation im Bereich der Röcknitzniederung und des Buchenwaldes an der L 231 aufgrund unterschiedlicher Anbindungspunkte an die B 110 auch der Berücksichtigung der Bestandssituation an der B 110. Aufgrund dieser bestehenden Vorbelastung durch die B 110 wird die Beeinträchtigung dieser Bereiche als nicht erheblich und damit nicht relevant für die vergleichende Variantenbetrachtung angesehen, so dass der Trassenverlauf der Variante 4 nahe am Waldgebiet mit Sandgrube und umgebendem Grünland und die damit einhergehende Neuverlärmung dieses Bereiches für die landschaftsgebundene Erholungsnutzung hoher Bedeutung sich signifikant ungünstiger als bei allen anderen Varianten darstellt. Auch bei der Zerschneidungswirkung auf unzerschnittene landschaftliche Freiräume wird Variante 4 als ungünstigste Variante angesehen. Die Variante 5 stellt sich hinsichtlich Landschaftszerschneidung aufgrund der dichtesten Lage zu Dargun als günstigste dar. Erhebliche Auswirkungen der für Variante 5 erforderlichen Lärmschutzwand im Bereich betroffener Wohnbebauung auf das Landschaftsbild ergeben sich nicht, so dass bei der Gesamtbetrachtung der Wirkfaktoren und der Beeinträchtigung des Schutzgutes Landschaft sich Variante 5 als günstigste vor den Varianten 1.1, 2, 3 darstellt. Variante 4 aufgrund größter Zerschneidungswirkung von unzerschnittener Landschaft und Neuverlärmung eines hochwertigen siedlungsfernen Erholungsbereiches und sowie Variante 1.2 aufgrund größter Inanspruchnahme von Flächen mit bedeutenden Landschaftsbildqualitäten stellen sich als ungünstigste Varianten dar.
Rangfolge Landschaft: V5 ≥ V1.1 > V1 ≥ V2 ≥ V3 > V1.2 = V4

Die Abweichung dieser Rangfolge von der in der Unterlage 19.7, mit dem Ergebnis der Variante 1.1 als günstigste Variante, dargestellten Rangfolge ergibt sich aus der oben dargelegten abweichenden Bewertung der Zerschneidungswirkung und Berücksichtigung von Vorbelastungen der B 110.
2.4.3.4.5.10 Schutzgüter kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Im Untersuchungsgebiet befinden sich mit zwei Hügelgräbern, einem Burgwall, mehreren Siedlungsplätzen und sonstigen Fundstellen mehrere bekannte Bodendenkmale. Daneben gibt es noch mehrere Bodendenkmalverdachtsflächen. In Dargun sind die Kirche und weitere Gebäude als Baudenkmale ausgewiesen. Brunnenfassungen der Wasserfassung II, mehrere Elektrofreileitungen, eine Gasleitung sowie die Hauptverkehrsstraßen gelten als Sachgüter. Ebenfalls als Sachgüter im Sinne des UVPG sind die Deponiefläche und die installierte Photovoltaikanlage zu klassifizieren. Eine vorhabenbedingte Betroffenheit dieser Fläche hat nicht nur wirtschaftliche sondern zumindest auch mittelbare Umweltrelevanz.
Eine Inanspruchnahme oder Beeinträchtigung von Baudenkmalen und bekannten Bodendenkmalen wird von keiner der untersuchten Varianten verursacht. Es werden aber Bodendenkmalverdachtsflächen von Varianten überplant. Dies betrifft die Variante 2, welche zwei dieser ausgewiesenen Flächen quert und die Variante 3 mit Querung von einer Verdachtsfläche. Die Deponie und Photovoltaikanlage werden durch die Varianten 1, 1.1, 1.2, 2 und 3 gequert. Die Variante 5 berührt den Deponiekörper im südlichen Bereich. Die Variante 4 wurde als nördliche Umfahrung der Deponie und der Photovoltaikanlage geplant. Sie hat somit keine Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter und ist damit bezüglich dieses Sachgutes die günstigste Variante. Als zweitgünstigste Variante stellt sich Variante 5 dar, die zwar den südlichen Deponiebereich, aber nicht den Bereich der Photovoltaikanlage quert. Variante 1.1 quert die Deponie und den Bereich der Photovoltaikanlage, diese aber nach Einschätzung der Planfeststellungsbehörde und abweichend von der Bewertung in Unterlage 19.7 nur in geringem Maße, da die Variante im Bereich des vorhandenen Plattenweges verläuft. Die Varianten 1, 1.2, 2 und 3 queren die Deponie und die Photovoltaikanlage jeweils mittig. Da Variante 2 und 3 zudem über Bodendenkmalverdachtsflächen verlaufen sind diese beiden Varianten hinsichtlich der Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter am ungünstigsten zu bewerten.
Rangfolge Kultur- und Sachgüter: V4 > V5 ≥ V1.1 ≥ V1 = V1.2 > V3 ≥ V2

Die Abweichung dieser Rangfolge von der in der Unterlage 19.7 dargestellten Rangfolge, bei gleicher Feststellung der Variante 4 als günstigste Variante, ergibt sich aus der oben dargelegten abweichenden Bewertung der Querungswirkung der Variante 1.1 im Bereich der Photovoltaikanlage.
2.4.3.4.5.11 Gesamtbetrachtung und schutzgutübergreifender Variantenvergleich

Die Rangfolge der Trassenvarianten wird davon bestimmt, welches Gewicht eine Umweltauswirkung vor dem Hintergrund der Überschreitung von Umweltstandards unterschiedlicher rechtlicher Bindung hat und ob sie einfach, schwierig oder nicht zu überwinden ist (unterschiedliche Zulassungshemmnisse). Unüberwindliche Zulassungs-hemmnisse können sich dabei aus dem nationalen oder europäischen Gebiets- oder Artenschutz, Wasserschutz oder durch Inanspruchnahme von Siedlungsfläche bzw. Baugebieten nach BauNVO mit reinen und allgemeinen Wohngebieten, Mischgebieten, Sondergebieten (z. B. Kurgebiete, Krankenhäuser) oder einer Überschreitung gesetzlicher Grenzwerte z.B. nach 16. oder 39. BImSchV ergeben. Des Weiteren spielen für die Zulassung erforderliche Befreiungen oder Aunahmen eine weitere wichtige indizielle Rolle für die Wichtung und Bewertung etwaiger verbleibender erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen einer Variante. Sind bei keiner Variante unüberwindliche Zulassungshemmnisse festzustellen, hat der Vorhabenträger seine Gewichtung plausibel anhand des vorliegenden Einzelfalls vorzunehmen und darzustellen, ob im Gesamtvergleich einem Schutzgut eine besondere Wichtung beizumessen ist oder nicht. 

Für das in Rede stehende Bauvorhaben stellen lediglich die eintretenden Verbotstatbestände des Biotop- und Alleenschutzes und die Betroffenheiten von Habitaten geschützter Arten mit den Anforderungen an die Wirksamkeit der CEF-Maßnahmen zur Vermeidung von Artenschutzverbotstatbeständen höhere Zulassungshemmnisse dar, die jedoch über weitere Anträge grundsätzlich überwindbar gemacht werden können Es wird auf die Ausführungen im Einzelen zu den Punkten 2.4.3.4.5.3. und 2.3.4.3.4.5.4 verwiesen. 
Der übersichtliche Vergleich aller Variantenauswirkungen auf alle Schutzgüter soll zunächst mit einer numerischen Darstellung der Rangfolgen in einer Schutzgut-Varianten-Matrix erfolgen. Für die zusammenfassende Gesamtbetrachtung der Umweltauswirkungen auf alle Schutzgüter im Variantenvergleich hat die Planfeststellungsbehörde entsprechend der jeweiligen Schutzgut-Rangfolge der Variante eine entsprechend dem jeweiligen Rangfolgenunterschied zum Vorgänger und Nachfolger interpolierte Platzziffer ermittelt. Die Quersummen der interpolierten Platzziffern je Schutzgut ergeben immer 28. Für die Gesamt-Rangfolgenermittlung werden diese interpolierten Platzziffern je Variante aufaddiert. Die jeweiligen Summen ergeben für die Varianten ihre Rangfolge bei der Umwelt-Gesamtbetrachtung.
	Schutzgut
	untersuchte Varianten

	
	V1
	V1.1
	V1.2
	V2
	V3
	V4
	V5

	Mensch
	4
	6
	5
	1
	2,33
	2,66
	7

	Pflanzen
	3,5
	3,5
	7
	2
	3,5
	5
	3,5

	Tiere
	5
	2,66
	7
	1,66
	4,5
	5,5
	1,66

	Boden
	3,33
	2
	7
	5
	3,66
	6
	1

	Wasser
	3,33
	1,66
	7
	6
	5
	3,66
	1,33

	Klima/Luft
	2,5
	3
	6,66
	4
	3,5
	6,33
	2

	Landschaft
	3
	1,66
	6,5
	4,33
	4,66
	6,5
	1,33

	Kultur-/Sachgüter
	4,33
	3,66
	4,33
	6
	5,66
	1
	3

	Summe
	29
	24
	50
	30
	33
	37
	21


Gesamtrangfolge: V5 ≥ V1.1 ≥ V1 ≥ V2 ≥ V3 ≥ V4 > V1.2

Hierbei zeigt sich, dass bei gleicher Wichtung aller Schutzgüter die Variante 5 aufgrund ihrer gegenüber allen anderen Varianten geringeren Auswirkungen auf die Schutzgüter Tiere, Boden, Wasser, Klima/Luft und Landschaft trotz stärkster Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch die günstigste Variante darstellt, gefolgt von den Varianten 1.1, 1, 2, 3 und 4. Die Variante 1.2 ist jeweils bei den Schutzgütern Pflanzen, Tiere, Boden, Wasser, Luft/Klima und Landschaft und damit auch insgesamt die ungünstigste Variante. 
Eine abgestufte Wichtung anhand unterschiedlicher rechtlicher Bindung der schutzgutbezogenen Umweltstandards relevanter Schutzgutbetroffenheiten ist in Anlehnung an die Arbeitshilfe 13 der Richtlinien für die Umweltverträglichkeitsprüfung im Straßenbau mit Musterkarten (R UVP), Entwurf 2021 der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) ableitbar. 

	Schutzgut
	Betroffenheit besonderer Wertelemente
	Wichtungsfaktor

	Mensch
	Puffer um Siedlungsbereiche
	3

	Pflanzen
	gesetzlich geschützte Biotope (bundes- und landesgesetzlich)
	4

	Tiere
	essenzielle Habitate und Vorkommen geschützter Arten
	4

	Boden
	-
	1

	Wasser
	Trinkwasserschutzgebiet Zone III
	2

	Klima/Luft
	klimatische wirksame Bereiche
	2

	Landschaft
	-
	1

	Kultur-/Sachgüter
	Photovoltaikanlage, Deponie
	3


Die Bewertungsmatrix des Variantenvergleichs stellt sich mit Wichtung der Schutzgüter dann wie folgt dar:

	Schutzgut
	Wichtungs-faktor
	V1
	V1.1
	V1.2
	V2
	V3
	V4
	V5

	Mensch
	3
	4
	12
	6
	18
	5
	15
	1
	3
	2,3
	7
	2,7
	8
	7
	21

	Pflanzen
	4
	3,5
	14
	3,5
	14
	7
	28
	2
	8
	3,5
	14
	5
	20
	3,5
	14

	Tiere
	4
	5
	20
	2,7
	11
	7
	28
	1,7
	6,7
	4,5
	18
	5,5
	22
	1,7
	6,7

	Boden
	1
	3,3
	3,3
	2
	2
	7
	7
	5
	5
	3,7
	3,7
	6
	6
	1
	1

	Wasser
	2
	3,3
	6,7
	1,7
	3,3
	7
	14
	6
	12
	5
	10
	3,7
	7,3
	1,3
	2,7

	Klima/Luft
	2
	2,5
	5
	3
	6
	6,7
	13
	4
	8
	3,5
	7
	6,3
	13
	2
	4

	Landschaft
	1
	3
	3
	1,7
	1,7
	6,5
	6,5
	4,3
	4,3
	4,7
	4,7
	6,5
	6,5
	1,3
	1,3

	Kult/Sach
	3
	4,3
	13
	3,7
	11
	4,3
	13
	6
	18
	5,7
	17
	1
	3
	3
	9

	Summe
	 
	29
	77
	24
	67
	50
	125
	30
	65
	33
	81
	37
	85
	21
	60


Gesamtrangfolge mit Wichtung: V5 > V2 ≥ V1.1 > V1 > V3 > V4 > V1.2

Bei dieser Bewertung stellt sich ebenfalls die Variante 5 als günstigste Variante dar, gefolgt von den Varianten 2, 1.1, 1, 3 und 4. Auch bei dieser Methode ist die Variante 1.2 als die schlechteste Variante aus umweltfachlicher Sicht zu bewerten.
Diese Variantenrangfolge unterscheidet sich von der Rangfolgenermittlung des Vorhabenträgers in Unterlage 19.7 insbesondere aufgrund der abweichenden Beurteilung der Variantenauswirkungen auf die Schutzgüter Pflanzen und Tiere, der ergänzenden Berücksichtigung der Variantenauswirkungen auf das globale Klima und aufgrund des gestuften Variantenvergleichs des Vorhabenträgers.
Fazit:

In Gesamtbetrachtung der Umweltauswirkungen der einzelnen Varianten kommt die Planfeststellungsbehörde zu dem Ergebnis, dass sich die Umweltauswirkungen der Varianten 1, 1.1, 2, 3, 4 und 5 bei der jeweiligen Schutzgutbetrachtung in Ausmaß und Stärke zumeist nicht erheblich unterscheiden. 
Die Planfeststellungsbehörde bemisst aufgrund der im Rahmen dieses Beschlusses getroffenen naturschutzrechlichen Genehmigungen, Ausnahmen und Befreiungen nach §§ 18 ff. NatSchAG M-V (Punkt 1.1.3 ff) sowie der Nebenbestimmungen (Punkt 1.1.5), die insbesondere auf den Schutz der Pflanzen und Tiere abstellen, den Schutzgütern Pflanzen und Tiere besondere Bedeutung im Zuge der Vorhabenumsetzung zu, mit der Folge einer höheren Gewichtung für diese Schutzgüter. Gleiches gilt auch für das ranghohe Schutzgut Mensch, das von den Auswirkungen des Baus der Bundesstraße 110 als Ortsumgehung der Stadt Dargun betroffen ist.
Der umweltfachliche schutzgutbezogene Variantenvergleich stellt sich nach entsprechender Wichtung im Ergebnis wie folgt dar:

Gesamtrangfolge: V5 > V2 ≥ V1.1 > V1 > V3 > V4 > V1.2

Jede dieser Varianten hat bei mindestens einem Schutzgut signifikante Vorteile gegenüber den anderen Varianten, wobei alle diese Varianten aus gutachterlicher Sicht als umweltverträglich eingestuft werden. Lediglich die Variante 1.2 stellt sich bei den meisten Schutzgütern als die schlechteste Variante dar, hat bei keinem Schutzgut signifikante Vorteile gegenüber den anderen Varianten und ist somit aus umweltfachlicher Sicht keine Vorzugsvariante.
2.4.3.4.6 Wirtschaftlicher Variantenvergleich 

Im Zuge der Vorplanung 2008 wurde eine detaillierte Untersuchung der 6 Varianten 1, 1.1, 1.2, 2, 3 und 4 bezüglich ihrer Wirtschaftlichkeit durchgeführt.
Die Varianten 1, 1.1, 1.2, 2 und 3 sind aufgrund ihrer Querung der vorhandenen, zwischenzeitig mit einer Photovoltaikanlage vollständig überbauten Deponie, deutlich kostenintensiver. Der Kostenvorteil der Variante 4 resultiert aus dem altlastenfreien Baufeld aufgrund Deponieumfahrung gegenüber den Kosten eines erforderlichen Erdstoffaustauschs zur Deponiequerung in den Varianten 1 bis 3. 
Die Querung der Deponie durch die B 110 sowie durch die Anbindung der ehemaligen Ortsdurchfahrt erfolgt in den Varianten 1, 1.1, 1.2, 2 und 3 mit annähernd gleichen Längen (sh. zuvor Punkt 2.4.3.4.3). Die damit entstehenden Kosten aus erforderlichem Aushub der Altabfälle bis in ca. 8 m Tiefe, Transport und Entsorgung in der nächstgelegenen Deponie Rosenow sowie dem Erdstoffeinbau sind für diese Varianten mit Ausnahme der Variante 1.2 annähernd gleich. 

Die Mehrkosten für die Deponiequerung belaufen sich für die Varianten 1, 1.1., 2 und 3 aufgrund der Kostenschätzung der Vorplanung zwischen ca. 9.269.000 € (Variante 1.1) und ca. 9.485.000 € (Variante 3). Die Variante 1.2 weist nach Kostenschätzung aufgrund der längsten Baustrecke innerhalb des Deponierkörpers durch Querung und Verzweigung den höchsten Mehrbedarf für die Deponiequerung mit ca. 15.806.000 € aus.
Insgesamt würden die Mehrkosten für die Varianten 1, 1.1, 1.2, 2 und 3 gegenüber der Vorzugsvariante 4 auf Grundlage der Kostenschätzung zwischen ca. 21.460.000 € (Variante 1.2) und ca. 11.821.000 € (Variante 1.1) betragen. 

Die Kosten fallen für die im Zuge der Plausibilisierung 2012 entwickelte Variante 5 (Unterlage 19.9) mit ca. 334.000 € netto günstiger aus im Vergleich zur Variante 4. Bemessen an den mehrere Millionen Euro umfassenden Baukosten und vor dem Hintergrund der gegenwärtigen erheblich eingeschränkten Verfügbarkeit des Baufeldes im Bereich des Deponiekörpers ist dieser Wert jedoch als verhältnismäßig gering zu bewerten. 
Er resultiert in erster Linie aus der kürzeren Baustrecke der Ortsumgehung und setzt sich in der Hauptsache aus den geringeren Erd- und Grundbaukosten sowie den nichterforderlichen Trinkwasserschutzmaßnahmen zusammen. Die bautechnischen Aufwendungen für die Deponiequerung sind dem gegenüber mit ca. 311.000 € verhältnismäßig gering. Durch die Wiedereinbaumöglichkeit der auszukoffernden Deponiemengen in die Randbereiche der neuen Straße und die „normalen“ Entsorgungskosten für Überschusserdmassen werden keine „überdimensionalen“ Herstellungskosten für die Straßengründung im Deponiebereich erwartet. Allerdings besteht hierin eine nicht auszuschließende Kostenunsicherheit, denn auf Grund der anhand von 8 durchgeführten Bohrungen vorliegenden lediglich punktuellen Deponieerkundung könnten möglicherweise im Zuge der Baudurchführung andere n Gegebenheiten zutage treten und sich damit letztendlich höhere Gründungs- und Entsorgungskosten ergeben, als gegenwärtig angenommen. Mehr Sicherheit ließe sich mit zusätzlichen kostenrelevanten Aufschlüssen punktuell erzielen, ein Endrisiko in der Planungsphase verbleibt dennoch und kann erst mit der Baudurchführung behoben werden können.

Durch die erforderlichen Lärmschutzaufwendungen im Bereich des Wohngebietes „Am Röcknitztal“ wird der Kostenvorteil der Variante 5 im Übrigen stark reduziert.

Die Trassenlinie der Variante 4 erfordert im Bereich des Wiedereinschleifens in die vorhandene B110, Röcknitzbachniederung im Bauanfangsbereich, zusätzliche mit Kosten verbundene konstruktive und technologische Maßnahmen zur Sicherung des Dammkörpers und quert auf einer Länge von ca. 160 m den erweiterten Trinkwasserschutzbereich der Wasserfassung Dargun Nord, was gem. RiStWaG zu bautechnischen Schutzmaßnahmen führt. Sie ist insgesamt 620 m länger als die Variante 5.
Dennoch hat die Variante 5 zwischenzeitlich ihren marginalen Kostenvorteil aufgrund der Errichtung der Photovoltaikanlage im Jahr 2013 und das verbleibende Restrisiko hinsichtlich des Entsorgungsumfanges der zu überbauenden Deponieflächen gänzlich eingebüßt. Die für den Rückbau und die Wiederherstellung der Funktionsfähigkeit der bestehenden Photovoltaikanlage anfallenden Kosten sind aufgrund des ohnehin bestehenden Konfliktschwerpunktes durch die darunter befindliche Altlastenfläche der Deponie bisher nicht explizit beziffert worden, da die in erheblichem Maße zu berücksichtigende Gewichtung zugunsten der einzigen, davon nicht betroffenen Variante 4 die Notwendigkeit einer konkreten Kostenermittlung für die Baufeldfreimachung der erheblich beschränkt zur Verfügung stehenden Deponiefläche entfallen lässt.  
Auf Grund der bestehenden entscheidungsrelevanten Unterschiede in Bezug auf die für das Bauvorhaben anfallenden Kosten, die ihren Niederschlag in der Bewertung finden, ergibt sich nachfolgende Rangfolge in der Variantenabwägung für dieses Kriterium:

Rangfolge: V4 > V5 > V1.1 > V2 > V1 > V3 > V1.2
2.4.3.5 Einwendungen gegen Variantenwahl

Die Einwendungen gegen die Variantenwahl haben unter Punkt 2.4.3.4 Berücksichtigung gefunden, soweit ihnen stattgegeben wurde. 

Einwendungen P 3 

Die Einwendungen von P 3 wurden im Erörterungstermin vorgetragen und diskutiert, konnten jedoch nicht vollumfänglich abgewendet werden und werden, wie nachfolgend ausgeführt, aufrechterhalten.

1.

P 3 führt aus, dass es an der Abwägung zu Maßnahmen im Bestand mangele. Die Planungsunterlage führe aus, dass sich nach dem Bau der Ortsumgehung der Immissionsschutz im Bestand um lediglich 3 dB verbessern würde. Mit einer Sanierung der Fahrbahndecke der bestehenden Ortsdurchfahrt würde sich diese Belastung um bereits 2 dB reduzieren lassen. Auch Geschwindigkeitsreduzierungen wären denkbar. Insbesondere unter der eigenen Annahme, dass sich der Verkehr nicht weiter erhöhen werde, sei der Eingriff in die Umwelt und die Versiegelung von weiteren Flächen nicht erforderlich, da es sich um einen erheblichen und nachhaltigen Eingriff in die Natur und Landschaft handele

Der Vorhabenträger führt dazu aus, dass im Zuge der Untersuchungen zum BVWP auch Untersuchungen im Hinblick auf die Nullvariante vorgenommen wurden. Insbesondere im Hinblick auf die Entlastung von betroffenen Einwohnern, Kohlendioxid-Emissionen, Luftschadstoff-Emissionen sei die Nullvariante eindeutig schlechter bewertet worden als eine Ortsumfahrung. 

Die Planfeststellungsbehörde verweist in diesem Zusammenhang auf die mit dem Bau der Ortsumgehung beabsichtigte Zielsetzung, neben der Verbesserung des Verkehrsablaufs, der Verkehrsqualität und des Verkehrsflusses des überörtlichen Verkehrs auf der B 110 die unzureichenden Verkehrsverhältnisse und somit auch die Lebensqualität in der Stadt Dargun zu verbessern. Die Umsetzung einer Null+Variante, d.h. die eingewandte Variante in Form der B 110 innerhalb der alten Ortsdurchfahrt mit einigen einzelnen Sanierungs-, Ausbau- oder Verbesserungsmaßnahmen ist schon auf Grund der angetroffenen Örtlichkeiten durch den zu engen Straßenraum, der Lage der „90°Kurve“ am östlichen Ende der Ortsdurchfahrt, zahlreiche Zufahrten und Grundstückserschließungen sowie der vorhandenen Knoten und dem starken innerörtlichen Fußgängerverkehr nicht möglich, wodurch keine Verbesserung der Sicherheit und Leichtigkeit des überörtlichen und des innerörtlichen Verkehrs zu erwarten ist. Die örtliche Lage der Trasse würde innerorts durch das Zentrum der Stadt Dargun verbleiben und damit auch die negativen Auswirkungen der Verkehrsmengen, die durch den Bau der Ortsumgehung kompensiert werden können.
Der Einwand von P 3 wird zurückgewiesen. 

2. 

P 3 wendet ein, dass die einzelnen Schutzgüter im Gesamtvergleich zwingend bewertet und im Verhältnis gegeneinander abgewogen werden müssten. Das Ergebnis lasse jedoch eine konkrete und rechtmäßige Verhältnismäßigkeitsabwägung nicht erkennen und der Gesamtvergleich aller Schutzgüter käme zu einem völlig unverständlichen Ergebnis.
Insbesondere führt P 3 an, dass die Abwägung der Varianten in Bezug auf das Schutzgut Mensch nicht nachvollziehbar sei, da bei Anwendung des Schulnotensystems auf die Varianten, die Variante 4 hinter der Variante 2 platziert wäre. Es sei die Feststellung getroffen worden, dass die Variante 1.2 die am höchsten beanspruchte Variante hinsichtlich der Verlärmung des siedlungsnahen Freiraumes und die Variante 2 durch den weitesten Abstand zur Wohnbebauung die Günstigste sei. 

Bei Betrachtung aller Varianten sei der Rückschluss auf die Variante 4 als Vorzugsvariante in Bezug auf die Bewertung wie in einem Schulnotensystem fehlerhaft. Die Variante 2 hätte 4 und die Variante 4 hätte 5 positive Schulnoten, wobei die Variante 2 beim Schutzgut „Mensch“ mit 1 und damit besser als die Variante 4 mit 3 abschneide, wonach der Durchschnitt bei Variante 2 eine 2,44 und bei Variante 4 eine 2,66 ergäbe. 

Daher sei die Variante 2 die Vorzugsvariante und die Planungsunterlage auf die Variante 2 auszurichten.

Es sei nicht nachvollziehbar, warum nicht die Variante 2, gerade im Hinblick auf das Schutzgut „Mensch“ zur Vorzugsvariante weiterentwickelt wurde und die „Photovoltaikanlage“ ausschlaggebend für die Bewertung sei. Die Variante 4 führe dicht angrenzend an dem bauplanungsrechtlich „Reinen Wohngebiet“ der Rudolf-Tarnow-Straße vorbei. Die dort lebende Bevölkerung sei im höchsten Maße von den dann zu erwartenden negativen Umwelteinflüssen betroffen. Die Verschiebung des Knotenpunktes K 49 + K 50 um 50 m zur Änderung der Trassenführung und damit verbunden der Verringerung der Schallimissionen würde nicht ausreichen.

Diese Rechtsgüterabwägung im Zuge der Variantenwahl sei rechtswidrig.

Der Vorhabenträger nimmt auf die ausgelegte Unterlage 19.8 (UVS Kapitel 7.2, S. 240 ff.) sowie auf die Unterlage 19.7 (UVP Kapitel 2.4, Seite 76 ff.) Bezug, in denen der schutzgutübergreifende Variantenvergleich einschließlich Plausibilisierung ausführlich dargestellt sei. Danach habe sich die Umsetzung der Vorzugsvariante bestätigt. 

Zum Schutzgut Mensch führt der Vorhabenträger aus, dass es weder bei der Variante 4, noch bei der Variante 2 zu einer Überschreitung von Grenzwerten nach der 16. BImSchV käme. Die Variante 4 sei zudem durch eine Verschiebung nach Osten und dadurch bedingter Erweiterung des Abstandes zur Wohnbebauung optimiert worden, wodurch die Emissionswirkungen in den Wohnbereichen weiter minimiert würden. Die insoweit bewirkte ortsfernere Trassenführung in der Variante 4 insgesamt und auch im Verhältnis zur Variante 2 verursache geringere Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch, dessen Konfliktintensität insgesamt über alle Varianten hinweg als gering zu bewerten sei (Unterlage 19.7, S. 226). Die Ausführungen von P 3 in diesem Zusammenhang seien falsch.

Im Übrigen seien alle Schutzgüter miteinander verglichen, bewertet und abgewogen worden.

Der Vorhabenträger weist darauf hin, dass die Bewertung und Abwägung vorliegend nicht nach dem Schulnotensystem zu betrachten sei und damit die numerischen Unterschiede nicht gleichzeitig definierte Abstände zwischen den Varianten bedeuten würden. Vorliegend sei das Platzziffernsystem anzuwenden, was nichts über die quantitativen Unterschiede aussage. Danach können Ziffern unterschiedlicher numerischer Ausweisung im Rahmen der Abwägung gleich berücksichtigt werden. 
Die Planfeststellungsbehörde folgt den Ausführungen des Vorhabenträgers dahingehend, dass eine vollständige und umfassende Variantenabwägung erfolgt ist und durch die eingereichten Unterlagen nachgewiesen wurde. Der durch die Planfeststellungsbehörde auf Grundlage der eingereichten Unterlagen und des Ergebnisses des Anhörungsverfahrens vorgenommene umweltfachliche schutzgutbezogene Variantenvergleich differenziert sich in der Betrachtung und Bewertung der einzelnen Schutzgüter teilweise von denen des Vorhabenträgers. Entscheidend ist jedoch die Feststellung der Umweltverträglichkeit der Vorzugsvariante 4. 
Entgegen der Auffassung von P 3 unterliegt die abgebildete Gewichtung im Variantenvergleich nicht dem Schulnotensystem, sondern wird davon bestimmt, wie die Überschreitung von Umweltstandards in Bezug auf die Umweltauswirkung zu bewerten ist. Das hängt entscheidend davon ab, ob diese einfach, schwierig oder nicht zu überwinden ist. Die Vornahme einer Gewichtung oder Gleichstellung obliegt dem Ermessen des Vorhabenträgers, wobei die Ausübung des Ermessens ausreichend ist. Die vorliegend durchgeführte differenzierte schutzgutbezogene Variantenbetrachtung erfüllt die Anforderungen an eine ordnungsgemäße Ermessensausübung. Der Vorhabenträger hat sich des Platzziffernsystems zur Abbildung der einzelnen Schutzgüter variantenübergreifend und variantenvergleichend bedient und seine Wertung der Rangfolgeunterschiede begründet. Eine rechtswidrige Rechtsgüterabwägung kann seitens der Planfeststellungsbehörde nicht festgestellt werden, wenngleich die diesseitige Beachtung und Wertung der einzelnen Schutzgüter im Ergebnis nicht immer mit dem Vorhabenträger korrespondiert. 

Die Planfeststellungsbehörde hat im Rahmen ihrer Prüfung des schutzgutbezogenen umweltfachlichen Variantenvergleichs dargelegt, dass lediglich die eintretenden Verbotstatbestände des Biotop- und Alleenschutzes und die Betroffenheiten von Habitaten geschützter Arten mit den Anforderungen an die Wirksamkeit der CEF-Maßnahmen zur Vermeidung von Artenschutzverbotstatbeständen höhere Zulassungshemmnisse darstellen und eine schutzgutbezogene Gewichtung erfordern. Ein solches Hemmnis besteht für das Schutzgut Mensch mangels eintretender gesundheitsrelevanter gesetzlicher Grenzwertüberschreitungen nicht (Punkt 2.4.3.4.5.11).

Eine wie von P3 in seiner Einwendung begehrte alleinige Höherwichtung des Schutzzgutes Mensch oder dessen Höherwichtung gegenüber dem Schutzgut Sachgüter, vorliegend in Ansehung der Photovoltaikanlage und der Deponie, ist aufgrund der gesetzlichen Umweltmaßgaben und der vorhabenspezifischen Umweltauswirkungen und Betroffenheiten für das in Rede stehenden Bauvorhaben nicht begründbar.

P 3 verkennt zudem, dass im Rahmen eines Planfeststellungsverfahrens eine Geamtabwägung aller betroffenen Belange vorzunehmen ist. Das impliziert, dass die öffentlichen und privaten Belange im Rahmen des planerischen Ermessens gegeneinander und untereinander abgewogen werden. Dabei kann kein Belang von vornherein Vorrang beanspruchen. Bei den zu beachtenden Belange handelt es sich um die öffentlichen Belange, insbesondere der Raumordnung, der Bauplanung, der Verkehrssicherheit, der Wirtschaftlichkeit, der Wasserwirtschaft, des Immissionsschutzes, des Natur- und Landschaftsschutzes, des Bodenschutzes, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege sowie die Belange anderer öffentlicher Planungsträger. Für jeden öffentlichen Belang sind die Einhaltung der fachgesetzlichen Anforderungen zu prüfen, die gleichzeitig die planerische Gestaltungsfreiheit einschränken. Des Weiteren sind die Belange der betroffenen Bürger, hier oftmals Lärmschutzangelegenheiten, Grundstücksangelegenheiten zu beachten. Erst die Abwägung aller Belange führt zur Feststellung der Vorzugsvariante. Das ist vorliegend, wie unter Punkt 2.4.3.4 dargestellt, erfolgt.

Die Befürchtung, dass die im Wohngebiet lebenden Anwohner im höchsten Maße von den zu erwartenden negativen Umwelteinflüssen wegen der zu prognostizierenden Verkehrslärm- und Schadstoffemissionen betroffen seien, wird dadurch entkräftet, dass für das Bauvorhaben B 110 Ortsumgehung Dargun die in der 16. BImSchV vorgegebenen Grenzwerte von tags 59 dB(A) und nachts 49 dB(A) im Wirkraum des Bauvorhabens nicht überschritten werden. Den Nachweis hat der Vorhabenträger mit den schalltechnischen Untersuchungen in der Unterlage 17.1 erbracht. 
Des Weiteren können die Befürchtungen in Bezug auf gesundheitliche Beeinträchtigungen ausgeschlossen werden, da auch die schalltechnischen Orientierungswerte nach Beiblatt 1 der DIN 18005 von tags 55 dB(A) und nachts 45 dB(A) unterschritten werden, die für die städtebauliche Planung mit noch stringenteren Anforderungen gelten. 

Der Einwand wird zurückgewiesen.

3. 

P 3 wendet weiterhin ein, dass der ergänzende Variantenvergleich zwischen der Variante 4 und Variante 5 auf Seite 34 der Unterlage 1 insofern sehr merkwürdig sei, da plötzlich das Schutzgut „Mensch“ mit der Note 1 versehen sei, welches auf Seite 33 noch die Note 3 gehabt habe. Auch alle anderen Schutzgüter erhielten plötzlich sehr gute bis gute Noten.

Letztendlich stehe das Ergebnis abschließend fest, nachdem auch die ergänzte Variante 5 abgewählt worden sei, dass die Variante 4 unter Betrachtung aller Aspekte diejenige sei, welche wohl am besten abgeschnitten habe.

Die Ausweisung der Schulnoten in der Tabelle auf Seite 35/36 stehe völlig konträr zu den Angaben in der Tabelle auf Seite 33. Plötzlich werde festgestellt, dass das Schutzgut „Mensch“ in der Variante 4 die umweltfreundlichste Variante sei. Diese Feststellung sei höchst zweifelhaft, da die Variante 4 auf Seite 33 noch die Note 3 habe und nun plötzlich die Note 1. Es sei nicht erkennbar, woraus sich diese Notenverbesserung ergibt.

Korrigierend ist hierzu seitens der Planfeststellungsbehörde festzustellen, dass der Vorhabenträger für die Bewertung kein Schulnotensystem, sondern wie beispielsweise in Punkt 2.3.2 der Unterlage 19.7 dargelegt, Rangfolgen bzw. Rangfolgenziffern heranzieht. 

Die Kritik von P 3, dass der zweistufige Variantenvergleich, hier in der ersten Stufe der Vergleich der Varianten 1, 1.1, 1.2, 2, 3 und 4 und in der zweiten Stufe der Vergleich zwischen den Varianten 4 und 5, nur eingeschränkt plausibel erscheint, wird von der Planfeststellungsbehörde nachvollzogen. Aufgrund dessen führt die Planfeststellungbehörde nachfolgend die Alternativenprüfung als einstufigen Vergleich aller untersuchten Varianten durch und weicht insoweit von der zweistufigen Vergleichsmethodik, die der Vorhabenträger in seinen vorgelegten Antragsunterlagen anwendet, ab. Dies wird von der Planfeststellungsbehörde im Sinne der besseren Nachvollziehbarkeit und Plausibilität als zweckmäßig erachtet. Damit soll auch der Einwendung von P 3 entsprochen werden, die insbesondere die Entscheidungsfindung bei der Variantenwahl in den verschiedenen Planungsphasen, insbesondere auch wegen des angewandten zweistufigen Variantenvergleichs, hinterfragt und anzweifelt.

Dem Einwand von P 3 wird stattgegeben und durch die einstufige Alternativenprüfung und einstufigem Variantenvergleich der Planfeststellungsbehörde abgeholfen (Punkt 2.4.3.4).

2.4.3.6 Gesamtergebnis der Variantenabwägung
Im Ergebnis der Variantenabwägung lässt sich feststellen, dass alle untersuchten Varianten im Hinblick auf ihre raumstrukturelle Wertung und ihre Wertung aus verkehrlicher Sicht gleich zu bewerten sind.

Der Variante 1.2 schneidet im sicherheitstechnischen Variantenvergleich gegenüber den anderen Varianten besser ab. 

Unterschiede zwischen den einzelnen untersuchten Varianten ergeben sich im Variantenvergleich aus straßenbaulicher Sicht, nachdem sich die Variante 4 als Vorzugsvariante deklariert hat, da einzig in dieser Variante die für die Vorhabenumsetzung erforderlichen Flächen ohne erhebliche bauliche Beschränkung zur Verfügung stehen, was im Hinblick auf alle anderen Varianten nicht der Fall ist, da eine Baufeldfreimachung und Überbauung der im Baufeld befindlichen und durch einen B-Plan manifestierten Photovoltaikanlage und des darunter belegenen Deponiekörpers unabdingbar wäre. 

Der umweltfachliche schutzgutbezogene Variantenvergleich weist die Variante 5 aufgrund ihrer gegenüber allen anderen Varianten geringeren Auswirkungen auf die Schutzgüter nach § 2 UVPG als günstigste Variante aus, jedoch unter gleichzeitiger Feststellung, dass sich die Umweltauswirkungen der Varianten 1, 1.1, 2, 3, 4 und 5 bei der jeweiligen Schutzgutbetrachtung in Ausmaß und Stärke zumeist nicht erheblich unterscheiden und insoweit alle diese Varianten aus gutachterlicher Sicht als umweltverträglich eingestuft werden. 

Die Variante 4 veranlasst mit ihrer Trassenlinie als einzige Variante aufgrund der Deponieumfahrung anstelle einer Deponiequerung keine dahingehende umweltbeeinflussende Wirkung. In diesem Zusammenhang bleibt anzumerken, dass die separat zu betrachtende umweltbeeinflussende Wirkung, insbesondere bezogen auf die Schutzgüter Klima und Lärm, die mit der Baufeldfreimachung des Deponiekörpers verbunden ist, beim dem umweltfachlichen schutzgutbezogenen Variantenvergleich unter Punkt 2.4.3.4.5 bisher keine Berücksichtigung gefunden hat. 

Die Variante 1.2 stellt sich nach Prüfung als deutlich am wenigsten umweltverträglich dar und scheidet insoweit für die Vorhabenumsetzung aus. 

Der wirtschaftliche Variantenvergleich bestimmt die Variante 4 als kostengünstigste und damit Vorzugsvariante.
Im Ergebnis aller Untersuchungen, Prüfungen und der finalen Abwägung bestätigt sich die vom Vorhabenträger für die Entwurfs- und Genehmigungsplanung zugrunde gelegte deponieumfahrende Variante 4 unter Beachtung der umweltfachlichen Schutzgüter sowie wirtschaftlicher, verkehrlicher und straßenbaulicher Aspekte als Vorzugsvariante für die Ortsumfahrung Dargun durch Neubau der B 110 und wurde planfestgestellt.
2.4.4 Öffentliche Belange
2.4.4.1 Raumordnung, Landes- und Regionalplanung
Mit Schreiben vom 16. August 2021 bestätigte das Amt für Raumordnung und Landesplanung Mecklenburgische Seenplatte, dass das Bauvorhaben „B 110 Ortsumgehung Dargun“ den Erfordernissen der Raumordnung und Landesplanung entspricht.

Für die landesplanerische Beurteilung des etwa 3,2 km langen Bauabschnitts sind folgende raumordnerische Erfordernisse von Belang:

· Gemäß Programmsatz 5.1.2 Abs. 3 des Landesraumentwicklungsprogramms (LEP) M-V sollen die internationalen, großräumigen und überregionalen Strecken die Hauptlast des Wirtschafts-, Berufs- und Freizeitverkehrs aufnehmen. Zur Weiterentwicklung dieses Straßennetzes stehen Maßnahmen zum Erhalt der Substanz, zur Erhöhung der Sicherheit, zur Verkehrslenkung und zur Verbesserung der Flüssigkeit und Leichtigkeit des Verkehrs im Vordergrund. Als Ziel der Raumordnung sind die in der Abbildung 25 LEP M-V aufgeführten Aus- und Neubaumaßnahmen umzusetzen.

· Gemäß Programmsatz 6.4.3 Abs. 3 des Regionalen Raumentwicklungsprogramms Mecklenburgische Seenplatte (RREP MS), ist die B 110 Ortsumgehung Dargun als Maßnahme zum Aus- und Neubau des Straßennetzes mit überregionaler und regionaler Bedeutung umzusetzen.

Die raumordnerische Bewertung des Vorhabens führt zu folgendem Ergebnis:

· Die Planungsabsicht des Straßenbauamtes Schwerin zum Neubau eines Abschnittes der B 110 als Ortsumgehung Dargun ist sowohl gemäß Karte M 1 : 250.000 des LEP M-V als auch gemäß Gesamtkarte M 1 : 100.000 des RREP MS Bestandteil des geplanten überregionalen Straßennetzes. Außerdem wird der Neubau der B 110 Ortsumgehung Dargun im Bundesverkehrswegeplan 2030 als vordringlicher Bedarf eingestuft.

· Die Maßnahme ist gemäß Abbildung 25 des LEP M-V ein wichtiges Projekt für den Aus- und Neubau des Straßennetzes und entspricht somit dem o. g. Ziel der Raumordnung gemäß Programmsatz 5.1.2 Abs. 3 LEP M-V.

· Als Maßnahme zum Neubau des Straßennetzes mit überregionaler Bedeutung entspricht das Vorhaben dem o. g. Ziel der Raumordnung gemäß Programmsatz 6.4.3 Abs. 3 RREP MS.

Zusammenfassend wird seitens des Amtes für Raumordnung und Landesplanung Mecklenburgische Seenplatte eingeschätzt, dass das Vorhaben zum Neubau der B 110 Ortsumgehung Dargun mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung und Landesplanung vereinbar ist.
2.4.4.2 Widmung und Umstufung, Zuordnung des übrigen Wegenetzes
Die unter Punkt 1.2.1 getroffenen Feststellungen zu Widmungen und Umstufungen unterliegen nachfolgender rechtlicher Begründung.

2.4.4.2.1 Widmung 
2.4.4.2.1.1 Neubaustrecke B 110 Ortsumgehung Dargun 
Gemäß § 2 Absatz 6 Sätze 2 und 4 i.V.m. Abs. 1 FStrG wird die Neubaustrecke der B 110 Ortumgehung Dargun, beginnend im Straßenabschnitt 180 bei km 0,052 der Bundesstraße ca. 52 m hinter der Einmündung der L231 nach Alt Kalen (Netzknoten (NK) 2042020), unmittelbar hinter dem Bauwerk über den Röcknitzbach, östliches Widerlager der Röcknitzbachbrücke, und endend im Straßenabschnitt 200 bei km 1,142, neuer NK 2043060, über eine Strecke von ca. 3.200 m zur Bundesfernstraße als Bestandteil der Bundesstraße B 110 in der Baulast der Bundesrepublik Deutschland (Bundesstraßenverwaltung) gewidmet. 

Das Vorhaben in der Straßenbaulast des Bundes ist als Bundesstraße geplant und dimensioniert. Es stellt mit seinen Anknüpfungspunkten einen untrennbaren Bestandteil der B 110 im Streckennetz dar und dient dem weiträumigen Verkehr. Die Widmungsentscheidung erfolgt der gesetzlichen Vorgaben im Planfeststellungsbeschluss als konzentrierte Entscheidung. 

Die Widmungsverfügung wird entsprechend § 2 Abs. 6 S. 4 FStrG zum Zeitpunkt der Ingebrauchnahme der Neubaustrecke der B 110 ausgesprochen.

2.4.4.2.1.2 Neubaustrecke der Kreisstraßen MSE 49 und MSE 50 (K 49 und K 50)
Gemäß § 7 Abs. 4 i.V.m. § 3 Nr. 2 StrWG-MV gelten die neu gebauten Teilstrecken der 

· K 49 nach Ausschwenkung westlich bis zur senkrechten Anbindung des nördlichen Astes auf einer Länge von ca. 190 m von der Verknüpfungsstelle K 50 und K 49, Nullpunkt und neuer NK 2043040A, Stat. Bau-km 0+000 bis Stat. Bau-km 0+189,695 bis zur nördlichen Anbindung an die vorhandene K 49 als Kreisstraße MSE 49 und der 

· K 50 von dem Verknüpfungspunkt mit der neuen Bundesstraße B 110, nach Verschwenkung der Trasse ca. 75 m östlich über die plangleiche vierarmige Kreuzung, neuer NK 2043040, bis zur Verknüpfungsstelle von K 50 und K 49, Nullpunkt und neuer NK 2043040A, Stat. Bau-km 0+000 bis Stat. Bau-km 0+108, und weiter bis zur nördlichen Anbindung im Abschnitt 10, Stat. Bau-km 0+342,020 an die vorhandene K 50 als Kreisstraße MSE 50

in der Baulast des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte gewidmet.

Die Widmung als Kreisstraßen erfolgt ohne detaillierte Bestimmung der Verkehrsbedeutung entsprechend der distinktiven Merkmale des § 3 Nr. 2 StrWG-MV. Der konstitutive Regelungsgehalt der Widmungsverfügung umfasst eine Differenzierung nicht. Die Kreisstraße muss netzergänzend an einer gleichrangige oder übergeordnete Straßengruppe beginnen und enden.
Die die Widmung umfassende neu gebaute Teilstrecke der K 49 beginnt an der Neubaustrecke der B 110 und endet an der bereits vorhandenen Strecke der K 49, die vorrangig dem Anschluss von Gemeinden an überörtliche Verkehrswege innerhalb des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte dient. 

Die die Widmung umfassende neu gebaute Teilstrecke der K 50 beginnt an der Neubaustrecke der B 110 und endet an der bereits vorhandenen Strecke der K 50, die überwiegend dem Verkehr zwischen benachbarten Landkreisen, vorliegend dem Landkreis Mecklenburgische Seenplatte und dem Landkreis Rostock durch Anschluss an die K 47 dient. 

2.4.4.2.2 Umstufung 
2.4.4.2.2.1 Altbaustrecke B 110

Zum 01. Januar des auf die Verkehrsfreigabe folgenden Jahres wird mit der widmungsgemäßen Unterverkehrstellung der Neubaustrecke der Bundesstraße B 110 Ortsumgehung Dargun die bisherige Bundesstraße B 110 gemäß § 2 Abs. 4 FStrG in den Teilstrecken abgestuft, in denen sie ihre Funktion für den weiträumigen Verkehr verliert, aber weiterhin dem öffentlichen Verkehr dient.
Auf Grundlage der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses, § 17b Absatz 1 Nr. 2 FStrG, § 75 Abs. 1 VwVfG M-V, § 1 Abs. 3 VwVfG wird gemäß § 2 Abs. 6 Satz 2 FStrG i.V.m. § 1 Nr. 1 d) Zuständigkeitsverordnung Straßenbau Mecklenburg-Vorpommern (Zuständigkeits-VO-Straßenbau M-V) und § 8 StrWG-MV die bisherige B 110, Ortsdurchfahrt Dargun, 
· beginnend bei Straßenabschnitt 190, km 0,000 an der Einmündung zur vorhandenen L 20, NK 2043019 und endend im Straßenabschnitt 200 bei km 1,000 an der Einmündung zur Altbaustrecke der B 110, neuer NK 2043060, Bau-km 3+008 nach ca. 1.260 m zur Landesstraße § in der Straßenbaulast des Landes Mecklenburg-Vorpommern abgestuft sowie

· beginnend im Straßenabschnitt 180 bei km 0,052 der Bundesstraße ca. 52 m hinter der Einmündung der L 231 nach Alt Kalen unmittelbar hinter dem Bauwerk über den Röcknitzbach, NK 2042020 und endend bei Beginn des Straßenabschnittes 190, km 0,000 an der Einmündung zur vorhandenen L 20, NK 2043019 nach ca. 2.580 m zur Gemeindestraße in der Straßenbaulast der Stadt Dargun abgestuft. Die Umstufung zur Gemeindestraßen erfolgt ohne Untersetzung in eine Untergruppe des § 3 Nr. 3 StrWG-MV, da der konstitutive Regelungsgehalt der Umstufungsverfügung diese Differenzierung nicht umfasst. Entscheidend ist, dass die jeweilige Straße dem Verkehr innerhalb einer Gemeinde zu dienen bestimmt ist und klar zu den übrigen Straßenklassen abgegrenzt wird. Die Untergruppen der Nr. 3 zu § 3 StrWG-MV sind gleichgeordnet und leitet sich aus § 8 Abs. 4 StrWG M-V her, der bei der Aufstufung sonstiger Straßen lediglich die Möglichkeit zur Gemeindestraße vorsieht, ohne eine Binnendifferenzierung vorzunehmen. Ein Wechsel zwischen diesen Untergruppen führt im Übrigen nicht zur Umstufung (sh. u.a. OVG Münster 23 A 2673/92 als grundlegende Entscheidung).
Die Differenzierung ist lediglich für die Regelung des § 15 StrWG M-V von Bedeutung. Diese Fallkonstellation ist vorliegend nicht gegeben. Aufgrund dessen erfolgt die Umstufung zur Gemeindestraße ohne Zuordnung zu der Untergruppe Ortsstraße oder Gemeindeverbindungsstraße.
Die Abstufungen erfolgen entsprechend den Vorgaben des § 2 Abs. 4 FStrG. Die genannten Straßenabschnitte verlieren mit der Verkehrsfreigabe der Neubaustrecke der B 110 Ortsumgehung Dargun ihre Verkehrsbedeutung, dem überregionalen Verkehr zu dienen. Sie erfüllen ab der Verkehrsfreigabe die Funktion, 

· von NK 2043019 bis NK 2043060, innerhalb des Landesgebietes untereinander oder zusammen mit den Bundesfernstraßen ein Verkehrsnetz zu bilden und überwiegend dem weiträumigen Verkehr zu dienen, vorliegend als Anschlussstrecke der vorhandenen L 20 bis hin zur Neubaustrecke der B 110 und sind damit als Landesstraße gemäß § 3 Nr. 1 StrWG-MV zu klassifizieren.  
· von NK 2042020 bis NK 2043019, eines städtischen Ziel- und Quellverkehrs und der innerörtlichen Erschließung einschließlich Anbindung des übrigen lokalen Straßennetzes und sind damit als Gemeindestraße gemäß § 3 Nr. 3 StrWG-MV zu klassifizieren.  
2.4.4.2.2.2 Kreisstraße MSE 49 (K 49)
Auf Grundlage der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses, § 17b Absatz 1 Nr. 2 FStrG, § 75 Abs. 1 VwVfG M-V, § 1 Abs. 3 VwVfG wird gemäß § 8 Abs. 1 und 2 StrWG-MV i.V.m. § 1 Nr. 1 d) Zuständigkeitsverordnung Straßenbau Mecklenburg-Vorpommern (Zuständigkeits-VO-Straßenbau M-V) zum 01. Januar des auf die Verkehrsfreigabe der B 110 Ortsumgehung Dargun folgenden Jahres die bisherige K 49 südlich der Neubaustrecke der B 110 der Ortsumgehung Dargun von der Einmündung zur Altbaustrecke B 110, NK 018 bis zur Neubaustrecke der B 110, neuer NK 2043040, über eine Länge von ca. 1.075 m zur Gemeindestraße entsprechend § 3 Nr. 3 StrWG-MV in der Baulast der Stadt Dargun abgestuft. 
Die K 49 verliert im Zusammenhang mit der Abstufung der Altbaustrecke der Bundesstraße B 110 infolge der Verkehrsfreigabe und neuer Trassenführung der Neubaustrecke der Bundesstraße B 110 ihre Funktion, dem überörtlichen Verkehr innerhalb eines Landkreises oder dem Anschluss von Gemeinden oder räumlich getrennten Ortsteilen an überörtlichen Verkehrswegen zu dienen. Damit ändert sich die Verkehrsbedeutung der Straße von der Kreisstraße gemäß § 3 Nr. 2 StrWG-MV zur Gemeindestraße gemäß § 3 Nr. 3 StrWG-MV.
2.4.4.2.3 Teileinziehung, Einziehung und Rückbau
2.4.4.2.3.1 Teileinziehung der Kreisstraßen MSE 49 (K 49) und MSE 50 (K 50) sowie 
      der Gemeindestraße Lindenweg einschließlich Rückbau

Mit der Verkehrsfreigabe der Neubaustrecke B 110 Ortsumgehung Dargun werden 

· die vorhandene K 49 südlich der Neubaustrecke der B 110 über eine Länge von 90 m und nördlich der Neubaustrecke der B 110 über eine Länge von ca. 180 m infolge des Knotenausbaus und geänderter Trassenführung der Neubaustrecke für die Ortsumgehung Dargun,

· die vorhandene K 50 südlich der Neubaustrecke der B 110 der Ortsumgehung Dargun über eine Länge von ca. 210 m und nördlich der Neubaustrecke der B 110 über eine Länge von ca. 150 m infolge des Knotenausbaus und geänderter Trassenführung der Neubaustrecke für die Ortsumgehung Dargun,

· der nördlich der Neubaustrecke B 110 bestehende Teil des Lindenweges bei Bau-km 2+190 über eine Länge von ca. 80 m zwischen dem Wirtschaftsweg 2 und dem Wirtschaftsweg 3 funktionslos und 

dem Gemeingebrauch dauernd entzogen. Die dem Gemeingebrauch entzogenen Straßenabschnitte sind zurückzubauen und gelten gemäß § 9 Absatz 7 StrWG-MV als eingezogen.   

2.4.4.2.3.2 Querspange Plattenweg

Mit der Verkehrsfreigabe der Neubaustrecke B 110 Ortsumgehung Dargun wird die nördlich der Neubaustrecke B 110 bestehende Querverbindung aus Betonplatten über eine Länge von ca. 160 m zwischen den Neubaustrecken der Kreisstraßen K 49 und K 50, Bau-km 2+350 (Querspange Plattenweg) für den Straßenverkehr bedeutungslos. Infolgedessen ist der Status als sonstige öffentliche Straße aufzuheben und die Straße gilt gemäß § 9 Absatz 6 StrWG-MV als eingezogen.  
2.4.4.2.4 Zuordnung des übrigen Wegenetzes 
2.4.4.2.4.1 Vorhandene Wirtschaftswege

Das vorhandene Wegenetz bleibt weitestgehend aufrechterhalten. Die durch die Neubaustrecke B 110 Ortsumfahrung Dargun unterbrochenen nachrangigen Wegeverbindungen werden zum Teil straßenbegleitend geführt und in das bestehende bzw. erweiterte oder veränderte Wegenetz eingebunden. Die durch die Baumaßnahme bewirkten Veränderungen an dem vorhandenen Wegenetz bedingen keine Funktionsänderung des Straßenkörpers, demzufolge keine Widmungsänderungen gemäß § 7 Abs. 5 StrWG-MV und keine Umstufungen im Sinne des § 8 StrWG-MV erforderlich sind. 
Hinsichtlich der Anschließung von bisher vorhandenen Wegen, welche durch den Neubau der Ortsumgehung durchtrennt, verlegt oder zurückgebaut werden, wird auf das Regelungsverzeichnis Unterlage 11 verwiesen, das als planfestgestellte Unterlage Bestandteil dieses Beschlusses und entsprechend seines Inhaltes umzusetzen ist.

2.4.4.2.4.2 Neubauten 
Als Ersatz für die unterbrochenen Wegebeziehungen werden 3 neue Wirtschaftswege angeordnet, die gleichzeitig zur Erschließung der zerschnittenen Privatgrundstücke genutzt werden. Die neuen Wege übernehmen folgende Funktion:
· Wirtschaftsweg 1 dient der Grundstückserschließung und als Ersatz für die nördliche Wegezuführung zur Photovoltaikanlage
· Wirtschaftsweg 2 dient der Grundstückserschließung und als Ersatz für die Anbindung der Brunnenanlage Wasserfassung Dargun II sowie der Erschließung der geplanten Versickerbecken 1 und 2 und der Erschließung der Gasdruckregelanlage
· Wirtschaftsweg 3 dient der Grundstückserschließung und als Ersatz für den aufzuhebenden Plattenweg am östlichen Bauende, Straßenabschnitt 200 Bau-km 1,98 und Anbindung des Lindenweges und des Sport-und Freizeitparks
Gemäß § 7 Abs. 4 StrWG-MV gelten die neu gebauten Wirtschaftswege von Gesetzes wegen mit der Überlassung für den öffentlichen Straßenverkehr als sonstige öffentliche Straße gemäß § 3 Nr. 4 StrWG-MV in der Baulast der Stadt Dargun als gewidmet.
2.4.4.3 Naturschutz und Landschaftspflege, Artenschutz
Nach Überprüfung der in §§ 14 ff. Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) genannten Voraussetzungen kommt die Planfeststellungsbehörde zu dem Ergebnis, dass die mit dem Vorhaben verbundenen Eingriffe zulässig sind. Vermeidbare Beeinträchtigungen unterbleiben. Unvermeidbare Beeinträchtigungen werden, soweit dies sinnvoll ist, an Ort und Stelle ausgeglichen. Nicht vermeidbare und nicht ausgleichbare Eingriffe werden in sonstiger Weise kompensiert. Die vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen sind, auch im Hinblick auf den Gesamtflächenbedarf und die Inanspruchnahme von Privatgrundstücken, angemessen.

2.4.4.3.1 Zulässigkeit des Vorhabens nach §§ 13 ff. BNatSchG, § 12 NatSchAG M-V  
   Eingriffe in Natur und Landschaft 
   zu Punkt 1.1.3.1

Das Vorhaben entspricht den Vorgaben der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung nach §§ 13 ff BNatSchG, § 12 NatSchAG M-V. Danach sind erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft (Eingriffe) vom Vorhabenträger als Verursacher vorrangig zu vermeiden. Unvermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen sind durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen oder zu ersetzen.

Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes in gleichartiger Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neugestaltet ist. Ersetzt ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushaltes in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neugestaltet ist. Wenn eine Beeinträchtigung nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen ist, ist sie durch einen Ersatz in Geld zu kompensieren, § 15 BNatschG.

Die strikt zu beachtenden Vermeidungs- und Ausgleichsgebote sind eingehalten worden. Die Ausgestaltung der Vermeidungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wurden durch die Planfeststellungsbehörde abwägend berücksichtigt.

Für die Umsetzung des Kompensationserfordernisses beinhaltet der landschaftspflegerische Begleitplan (LBP) ein methodisch schlüssiges Konzept, das unter Berücksichtigung der zur Präzisierung aufgegebenen Nebenbestimmungen eine rechtzeitige und vollumfängliche Kompensation gewährleistet.
2.4.4.3.1.1 Angewandte Methodik

Grundsätzlich stellt die vorliegende Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) die Grundlage einer nachfolgenden Eingrenzung der eingriffsrelevanten Auswirkungen dar. Dies ist in der inhaltlichen Überschneidung der Schutzgüter des UVPG mit den Naturhaushaltsfaktoren und dem Landschaftsbild nach §§ 1, 15 BNatSchG sowie den grundsätzlichen Betrachtungen von Umweltauswirkungen des Vorhabens sowohl in der UVS als auch im LBP gegeben. Alle Bestandserhebungen für die UVS sind von vorneherein in der Detailschärfe für den LBP-Maßstab erfolgt, um die Verwendbarkeit der Bestandsdaten für den LBP sicherzustellen und keine Ermittlungsfehler und inhaltlich-fachliche Diskrepanzen zwischen beiden Planungsebenen entstehen zu lassen. 

Um den Kompensationsbedarf durch Eingriffe im Straßenneubauvorhaben zu ermitteln, wird der Leitfaden zur Erstellung und Prüfung Landschaftspflegerischer Begleitpläne für Straßenbauvorhaben in MV („LBP-Leitfaden“) nach Fröhlich und Sporbeck in seiner aktuellen Fassung angewendet. 

Der Leitfaden besitzt auch nach der Novellierung des BNatSchG vom 15.09.2017 Gültigkeit und steht nicht im Widerspruch zu den Regelungen der §§ 13 – 17 BNatSchG und § 12 NatSchAG M-V. Den hinzugekommenen Regelungen des § 15 Abs. 2 und 3 BNatSchG zur Auswahl von Kompensationsflächen und Berücksichtigung der agrarstrukturellen Belange wird im LBP Rechnung getragen. 

Die verwendeten Bewertungsfaktoren für die Werte und Funktionen der einzelnen Schutzgüter, die Wirkzonen und Beeinträchtigungsintensitäten sowie Ausgleichsfaktoren sind mit den Naturschutzbehörden abgestimmt worden. Dabei wurden aktuelle wissenschaftliche Erkenntnisse berücksichtigt bzw. in Ermangelung solcher, plausible Herangehensweisen erarbeitet und ohne Beanstandung der Fachbehörden angewendet. 

Es ist keine Unterschätzung der Eingriffe festzustellen, dazu wird auf die nachfolgenden Ausführungen zu den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen verwiesen.

Die Annahme der Multifunktionalität einiger Maßnahmen wird angemessen angewendet. 

Die Herleitung der Kompensationsumfänge ist transparent. Die hierfür durchgeführte Bilanzierung wurde im Zuge der Planänderung aktualisiert und berücksichtigt alle im Rahmen des Verfahrens eingearbeiteten Änderungen des Vorhabens.

Die genaue Ableitung des Kompensationsbedarfs für die beeinträchtigten Biotopfunktionen unter Berücksichtigung der anzusetzenden Faktoren lässt sich den dem Beschluss zugrundeliegenden Feststellungsunterlagen entnehmen und im Einzelnen nachvollziehen (Unterlage 19.1, Tabelle 11). Die Bilanzierung der landschaftspflegerischen Maßnahmen mit den jeweiligen Kompensationsfaktoren ist im LBP abgebildet (Unterlage 19.1, Tabelle 16). Die Korrektheit der Bilanzierung, des Kompensationskonzeptes insgesamt sowie die hinreichende Beurteilung der Eingriffe in geschützte Biotope sind gegeben. 

Im Rahmen der Eingriffsregelung werden zur Identifizierung von erheblichen Beeinträchtigungen Tiere erfasst und ihre Betroffenheit gewertet, der LBP-Leitfaden nach Fröhlich & Sporbeck stützt sich dabei auf die sogenannten planungsrelevanten Arten.

Es besteht keine Verpflichtung der Erfassung bestimmter Tierarten, entscheidend ist, dass die Ermittlung der faunistischen Funktionsbeziehungen die Betroffenheit der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes erkennen lässt. Diesem Prinzip folgend, hat der Vorhabenträger eine Auswahl potentiell durch das Vorhaben betroffene Tierarten vorgenommen, die nicht zu beanstanden ist.

Hinsichtlich der Kompensation für faunistische Lebensräume und Funktionsbeziehungen gilt, dass für gefährdete Arten oder Arten mit spezifischen Lebensraumansprüchen gesondert zu prüfen ist, ob die Art und der Flächenumfang der Maßnahmen zum Ausgleich der Eingriffe in Biotoptypen bzw. Biotoptypenkomplexen die Kompensation beeinträchtigter faunistischer Werte und Funktionen gewährleisten kann. Nur, wenn dies nicht der Fall ist, sind weitere Maßnahmen erforderlich. Diesem Prinzip folgend stellt der LBP auf der Grundlage der durchgeführten Erfassungen die notwendigen Maßnahmen für die Kompensation der faunistischen Lebensräume und Funktionsbeziehungen dar. Das Vorgehen ist nicht zu beanstanden und gleichermaßen als Grundlage für die Ermittlung der mit dem Vorhaben verbundenen erheblichen nachhaltigen Umweltauswirkungen für die UVP geeignet. 

Die übrigen Tierarten sind über die biotopbezogene Eingriffsermittlung ausreichend berücksichtigt worden. Die Planfeststellungsbehörde sieht keinen Anlass, hier eine Unterbewertung zu vermuten.

Bei den abiotischen Schutzgütern Boden, Wasser, Klima und Luft werden für die Ermittlung von gesondertem Kompensationsbedarf entsprechend dem LBP-Leitfaden nach Fröhlich & Sporbeck nur die Beeinträchtigungen der Wert- und Funktionselemente besonderer Bedeutung betrachtet. Eine Ausnahme stellt allerdings die Neuversiegelung dar, bei der auch die Beeinträchtigung von Wert- und Funktionselementen allgemeiner Bedeutung Berücksichtigung findet. Eine Neuversiegelung wird bestenfalls über die Entsiegelung von Flächen kompensiert. Ist das nicht möglich, sind diesbezüglich Ausgleichsflächen auszuweisen.

Die Kompensation der betroffenen Wert- und Funktionselemente allgemeiner Bedeutung der abiotischen Schutzgüter Boden, Wasser, Klima und Luft erfolgt multifunktional über die Kompensationsmaßnahmen für die Biotopfunktionen. 

Für die Beeinträchtigung der dargestellten Landschaftsbildeinheiten wird der Kompensationsbedarf ebenfalls gesondert ermittelt. Eine multifunktionale Kompensation der Schutzgüter ist insofern grundsätzlich möglich und erfolgt in der Weise, dass keine Beeinträchtigungen der gleichen Werte und Funktionen der Schutzgüter überlagernd auf der Fläche kompensiert werden. Ein unzulässiges Überziehen der Multifunktionalität der Kompensationsmaßnahmen ist daher nicht festzustellen.

Die Beeinträchtigungen gesetzlich geschützter Biotope sind gesondert durch den Vorhabenträger ausgewiesen (Unterlage 19.1, Tabelle 8). Der Vorhabenträger hat in diesem Zusammenhang einen Antrag auf Befreiungen gem. § 67 BNatSchG i.V.m. §§ 18, 19, 20, 35 NatSchAG M-V als Voraussetzung für die Erteilung der Befreiungen eingereicht (Punkt 1.1.3).

Die im LBP zusätzlich behandelten und der UVP zusätzlich zugeordneten Schutzgüter Mensch und Kultur- und Sachgüter sind entsprechend nicht Bestandteil der Prüfung der Eingriffsregelung nach §§ 15 ff BNatSchG. Hierzu wird auf die zusammenfassende Darstellung nach § 24 UVPG und Bewertung der Umweltauswirkungen nach § 25 UVPG verwiesen (Punkte 2.3.2 und 2.3.3).
2.4.4.3.1.2 Abgrenzung Untersuchungsgebiet

Gemäß LBP-Leitfaden ergibt sich die Abgrenzung des Untersuchungsraums aus der Art, Intensität und der räumlichen Reichweite der Vorhabenwirkung sowie den daraus resultierenden Umweltauswirkungen. Da für dieses Vorhaben eine im Rahmen der Vorplanung erstellte Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) vorliegt, wurde der Untersuchungsraum aus den Ergebnissen der UVS entwickelt (Unterlage 19.8).

2.4.4.3.1.3 Vermeidbarkeit/Unvermeidbarkeit der Beeinträchtigungen im Vorfeld der  

                  Planung

Der Verursacher eines Eingriffs ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigungen sind vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen, gegeben sind (§ 15 Abs. 1 BNatSchG).
Der Vorhabenträger hat in seinem LBP unter Punkt 5 (Unterlage 19.1) schlüssig und für die einzelnen Planungsstadien nachvollziehbar dargestellt, welche Entscheidungen und Maßnahmen ergriffen wurden, um Umweltbelastungen im Vorwege zu vermeiden und welche Maßnahmen im Rahmen des Planungsprozesses konkret ergriffen wurden, um Belastungen weiter zu reduzieren.
Schon in der UVS im Rahmen der Vorplanung wurden Linienvarianten untersucht, um den möglichst konfliktärmsten Korridor für die potentiellen Linienvarianten zu ermitteln. Durch den frühzeitigen Ausschluss einer südlichen Umfahrung von Dargun wurden Eingriffe in naturschutzfachlich sensible Bereiche, z.B. in europäischen Vogelschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiet, Naturschutzgebiet und tiefgründiges Durchströmungsmoor vermieden.
Die Ergebnisse der Vorprüfung auf FFH-Verträglichkeit sind ebenfalls in die Planung aufgenommen worden. Das EU-Vogelschutzgebiet DE 2242-401 „Mecklenburgische Schweiz und Kummerower See“ befindet sich südwestlich angrenzend am Bauanfang des Vorhabens. Die Vorprüfung kommt zu dem Ergebnis, dass eine FFH-Verträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist (Unterlage 19.3).
Im Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung wird die vorliegende Planungslösung nicht als umweltverträglichste der untersuchten nördlichen Varianten bewertet. Durch die gewählte Linienführung werden aber hoch erhebliche Beeinträchtigungen auf den Naturhaushalt vermieden, die Umweltverträglichkeit der Vorzugsvariante ist grundsätzlich gegeben.  
Die erarbeitete Vorzugsvariante vermeidet Eingriffe in den wertvollen Feuchtbiotopbereich der Röcknitzbachniederung. Die Ortsumgehung wird grundsätzlich südlich an den Brunnenanlagen und der engeren Wasserschutzzone II vorbeigeführt, der minimalste Abstand der Trasse zur engeren Schutzzone II beträgt ca. 70 m. Die Linienwahl hat auf der Planungsebene dem Vermeidungsgrundsatz der Eingriffsregelung genüge getan. Im Rahmen der Entwurfsplanung wurde die ermittelte Vorzugsvariante 4 weiter optimiert. Die Entwicklung der Gradiente erfolgte mit dem Ziel, eine möglichst geländenahe Trassenführung zu entwickeln, um so den Überbauungscharakter in der Offenlandschaft nördlich von Dargun zu minimieren. Dieses Planungsziel konnte im größten Teil des Streckenverlaufes erreicht werden.

Auch durch technische Lösungen für den Straßenkörper wurden Vermeidungsmöglichkeiten berücksichtigt:
· Die Anlage von Landschaftswällen mit ihrer Bepflanzung funktioniert als Überflughilfe zur Vermeidung einer signifikanten Erhöhung des Tötungsrisikos für Fledermäuse.

· In Bereichen mit ausreichendem Versickerungsvermögen erfolgt die Straßenoberflächenentwässerung über die versickerungsfähigen Böschungs- und Muldenflächen, wodurch die Beeinträchtigung der Grundwasserneubildung durch Versiegelungswirkung und die hydraulische Belastung der Oberflächengewässer vermindert wird. 

· Durch das Straßenentwässerungskonzept mit entsprechender Anordnung der Entwässerungseinrichtungen wird die Einleitung von Straßenoberflächenwasser in die empfindlichen Bereiche der Schutzzonen vermieden. Der Eintrag wasserrahmenrichtlinienrelevanter (straßenspezifischer) Schadstoffe in Oberflächengewässer und Grundwasserkörper wird durch Reinigung des anfallenden Oberflächenwassers mittels Versickerung über Bankett und Dammböschung sowie Oberbodenpassage in Versickerungsmulden, -gräben, -becken und des Weiteren über Mulden- und Graben-Rigolen reduziert.

Zu der weiteren technischen und bauablaufbezogenen Vermeidungsplanung wird auf die Unterlage 19.1, Punkt 5 verwiesen.
Die Unvermeidbarkeit der mit der Realisierung des Vorhabens verbundenen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft ist damit durch den Vorhabenträger nach Maßgabe des § 15 Abs. 1 S.1 BNatSchG begründet worden. Zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort mit geringeren Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen, sind nicht gegeben.

2.4.4.3.1.4 Schutz-, Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen

Die nach Abschichtung im Vorwege der Entwurfsplanung verbleibenden Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sind durch den Vorhabenträger dargelegt und entsprechend § 15 Abs. 1 S.1 BNatSchG begründet worden.

In den Planunterlagen sind eine Vielzahl von Schutz-, Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen vorgesehen und dargestellt, die dem Schutz, der Vermeidung und Minimierung nicht vollständig vermeidbarer Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes dienen. Sie lassen sich danach unterteilen, ob sie bau-, anlagen- oder betriebsbedingte Beeinträchtigungen der Schutzgüter vermeiden oder mindern.

Während der Bauphase werden Bäume und Biotopflächen durch geeignete Maßnahmen geschützt, wie etwas durch

· Bretterverschalungen von Stämmen, 

· keine Einrichtung von Lagerflächen im Traufbereich von Bäumen, 

· das Aufstellen von bauzeitlichen Biotopschutzzäunen

(Unterlage 9.3, Maßnahmen 1.1 VS und 1.2 VS).
Bei der Anlage von Bau- oder Lagerplätzen auf unversiegelten Flächen werden Boden und Grundwasser geschützt durch 

· sachgerechte und flächensparende Lagerung und sachgerechten Umgang vor dem Eindringen von Schadstoffen,

· Rückbau neu geschaffene Baustellenzuwegungen und Baustelleneinrichtungsflächen nach Beendigung der Baumaßnahme wieder zurückgebaut

(Unterlage 9.3, Maßnahme 1.3 VS).
Weitere Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz der Oberflächen- und Grundwasserkörper sind in Maßnahme 1.4 VS vorgesehen.
Die in den Planunterlagen dargestellten artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen beziehen sich auf die Bauphase und die Betriebsphase und dienen der Vermeidung einer signifikanten Erhöhung des Tötungsrisikos von Brutvögeln, Zauneidechsen und Fledermäusen. Der Vorhabenträger hat folgende artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen vorgesehen:

· Die Baufeldvorbereitung wird außerhalb der Brutsaison von Vögeln im Zeitraum vom 01. Oktober bis 28. Februar vorgenommen, um eine Zerstörung von Nestern und Gelegen sowie eine Tötung von flugunfähigen Nestlingen zu vermeiden (Unterlage 9.3, Maßnahme 2.1 VA).
· Zur Vermeidung einer Tötung bzw. Verletzung von Fledermäusen und Eremiten im Zuge von Baumfällungen erfolgen die Baumfällungen im Zeitraum zwischen dem 01. Dezember und 28. Februar erst nach vorheriger Kontrolle. Im Vorfeld der Fällung von Bäumen mit Stammdurchmesser ab ca. 50 cm erfolgt im Zeitraum zwischen dem 1. September bis 31. Oktober eine Baumkontrolle, um bei Fledermausbesatz entsprechende Maßnahmen zum Schutz der vorgefundenen Tiere in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde treffen zu können. Im Zuge dieser Baumkontrollen werden auch mögliche Vorkommen von Eremiten abgeprüft und nachgewiesene Brutbäume zur Lagerung an einem geeigneten Ort im Umfeld vorgesehen (Unterlage 9.3, Maßnahme 2.2 VA).
· Um eine Tötung von Zauneidechsen zu vermeiden, werden im Jahr vor Baubeginn in relevanten Bereichen Zauneidechsen aus dem Baufeld abgefangen und in Ersatzhabitate umgesetzt, die wiederum ein Jahr vor der Abfangaktion hergerichtet werden. Derartige Ersatzlebensräume sind als vorgezogene Ausgleichsmaßnahme im Bereich des Sport- und Freizeitparks Dargun geplant (Unterlage 9.3, Maßnahme 2.3 VA).
· Durch das Aufstellen von Sitzwarten abseits der Trasse soll die Aufenthaltshäufigkeit von Greifvögeln im direkten Straßenumfeld verringert werden, wodurch die Gefahr verkehrsbedingter Kollisionen der Greifvögel vermindert wird.
Für die Überbauung der erweiterten Trinkwasserschutzzone III von Bau-km 1+490 bis 2+100 auf einer Länge von 610 m sind bauseitig nach RiStWag Schutzmaßnahmen zur Abdichtung des Straßenkörpers und bauzeitliche Schutzmaßnahmen vorgesehen.

Die Vermeidungs-, Schutz- und Minderungsmaßnahen sind plausibel, fachlich einschlägig und zum angestrebten Zweck geeignet, an der erforderlichen, nicht durch Planung erzeugbaren vermeidungsgebotenen Stelle, Beeinträchtigungen gegenüber den jeweiligen Schutzgütern zu vermeiden oder minimieren bzw. ein Schutzgut vor Beeinträchtigungen zu bewahren, obwohl das Vorhaben umgesetzt wird. Zur detaillierten Darstellung der Vermeidungs- Schutz und Minderungsmaßnahmen wird auf die Maßnahmenblätter in der Unterlage 9.3 verwiesen.

Die Planung weist nach Dafürhalten der Planfeststellungsbehörde ein umfassendes Maß an Vermeidungsmaßnahmen i.S.d. § 15 Abs. 1 S.1 BNatSchG auf. Sie sind konkret benannt und nachvollziehbar und nicht zu beanstanden. Weitere, über die Feststellungsplanung für das Vorhaben hinausgehende Vermeidungsmaßnahmen, sind nicht erkennbar.

2.4.4.3.1.5 Verbleibende Beeinträchtigungen und Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
Mit dem Vorhaben sind auch nach der Berücksichtigung und Durchführung von Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft verbunden. Unvermeidbare Beeinträchtigungen sind gem. § 15 Abs. 2 BNatSchG durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen oder zu ersetzen. Die dazu notwendigen Ausgleichsmaßnahmen und Ersatzmaßnahmen sind vorhabenbezogen in Art und Weise des Eingriffs und der davon betroffenen Natur und dem Landschaftsbild im LBP vollständig und nachvollziehbar hergeleitet und dargestellt. Es wird diesbezüglich auf die Eingriffsermittlung des LBP verwiesen (Unterlage 19.1, Punkt 6). Aus der Eingriffsermittlung leitet sich das landschaftsplanerische Ausgleichskonzept ab. Ein Teil der Kompensationsmaßnahmen ist zudem artenschutzrechtlich begründet, was einer Berücksichtigung im Rahmen der Eingriffsregelung gem. § 15 Abs. 2 S. 4 BNatSchG jedoch nicht entgegensteht.

Der Vorhabenträger hat die nachfolgend aufgezählten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zur Wiederherstellung oder Neugestaltung der Natur und des Landschaftsbildes geplant: Auf detaillierte Ausführungen zu den jeweiligen Maßnahmen wird auf den planfestgestellten LBP verwiesen, in dem die jeweilige Zuordnung zum unvermeidbaren Konflikt, der Wertigkeit und des Ausgleichs- bzw. Ersatzbedarfes aufgezeigt und gegenübergestellt wird (Unterlage 19.1, Punkt 7). Eine ausführliche Gegenüberstellung von Eingriffen und Kompensationsmaßnahmen ist der Unterlage 9.4 zu entnehmen.

Im Einzelnen handelt es sich um folgende Maßnahmen:

· Zur Einbindung des Vorhabens in das Landschaftsbild dienen 

· die Ansaat von Landschaftsrasen auf Banketten, Mulden und Böschungen (Unterlage 9.3, Maßnahme 5.1 G),
· die trassennahe Anlage von Landschaftswällen mit Gehölzbepflanzung (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.4 A) und 
· die Anlage von Wiesenflächen (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.5 A) sowie
· die Bepflanzung der Trasse der Ortsumgehung mit Alleebäumen (Unterlage 9.3, Maßnahme 4.3 E).
· Ersatz vorhabenbedingter Landschaftsbildbeeinträchtigungen durch Aufwertung des Landschaftsbildes in der Umgebung des Vorhabens erfolgt durch

· den Rückbau und die Entsiegelung nicht mehr benötigter Verkehrsflächen (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.1 A), 
· die Pflanzungen einer Baumreihe am Plattenweg nördlich von Dargun (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.2 A) und 
· die Pflanzung von Feldhecken (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.3 A), 
· die Gestaltung einer naturnahen Parkanlage mit Wiesen- und Gehölzflächen (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.6 A), 
· die Renaturierung des Röcknitzbaches mit Herstellung eines natürlichen Gewässerverlaufes und Ufergehölzbepflanzung (Unterlage 9.3, Maßnahme 4.1 E) sowie 
· die Freistellung eines Naturdenkmals (Unterlage 9.3, Maßnahme 5.2 G).
· Zum Ausgleich und Ersatz der durch vorhabenbedingte Bodenversiegelung beeinträchtigten Bodenfunktionen erfolgt 
· der Rückbau und die Entsiegelung nicht mehr benötigter Verkehrsflächen (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.1 A), 
· die Anlage von Wiesenflächen und parkartigen Grünflächen auf ehemaligen Ackerflächen (Unterlage 9.3, Maßnahmen 3.5 A und 3.6 A) sowie 
· Entsiegelungs- und Aufforstungsmaßnahmen im Rahmen des naturnahen Waldumbaus Basepohl (Unterlage 9.3, Maßnahme 4.2 E).

· Die Kompensation vorhabenbedingter Überbauung und Beeinträchtigung von Acker-  und Ruderalfluren, Grünlandbiotopen, Trockenrasenstandorten und Siedlungsbiotopen erfolgt durch 
· die Anlage von Wiesenflächen (Unterlage 9.3, Maßnahmen 3.4 A und 3.5 A) und
· die Anlage einer parkartigen Grünfläche (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.6 A), 
· die Umwandlung von Acker in Ackerbrache (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.7 ACEF) und 
· die Anlage von Uferrandstreifen am Röcknitzbach (Unterlage 9.3, Maßnahme 4.1 E) sowie 
· der naturnahe Waldumbau Basepohl (Unterlage 9.3, Maßnahme 4.2 E).
Die Beeinträchtigung von Waldbiotopen wird ebenfalls durch den naturnahen Waldumbau Basepohl (Unterlage 9.3, Maßnahme 4.2 E) kompensiert.

· Für die Kompensation der Überbauung und Beeinträchtigung von Feld- und Siedlungsgehölzen sind 
· die Pflanzung von Feldhecken (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.3 A), 
· die Gehölzpflanzung auf den Landschaftswällen (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.4 A) und der naturnahen Parkanlage (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.6 A), 
· die Uferbepflanzung des Röcknitzbaches (Unterlage 9.3, Maßnahme 4.1 E) und 
· die Pflanzung von Alleebäumen an der Ortsumgehung (Unterlage 9.3, Maßnahme 4.3 E) 
vorgesehen.

· Die vorhabenbedingten Fällungen und Beeinträchtigungen von Allee- und Einzelbäumen bzw. Baumgruppen werden gleichfalls durch 
· die Pflanzung von Alleebäumen (Unterlage 9.3, Maßnahmen 3.2 A und 4.3 E)

kompensiert.

· Die Beeinträchtigung von Entwässerungsgräben am Streckenanfang und Streckenende wird mit 
· der Renaturierung des Röcknitzbaches (Unterlage 9.3, Maßnahme 4.1 E)

kompensiert.

· Für Feldlerchen, Braunkehlchen und Grauammern gehen durch den Neubau der B 110 Ortsumgehung Dargun Brutreviere verloren. Zur Kompensation dieser Brutplatzverluste erfolgt

· die Stilllegung von Ackerflächen im Jahr vor Baubeginn, damit diese dann zum Zeitpunkt der Baufeldfreimachung als Ersatzbruthabitat zur Verfügung stehen (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.7 ACEF).

· Um eine Tötung von Zauneidechsen zu vermeiden, erfolgt

· im Jahr vor Baubeginn in relevanten Bereichen der Abfang von Zauneidechsen aus dem Baufeld und die Umsetzung dieser in Ersatzhabitate, die wiederum ein Jahr vor der Abfangaktion hergerichtet werden. Derartige Ersatzlebensräume sind als vorgezogene Ausgleichsmaßnahme im Bereich des Sport- und Freizeitparks Dargun geplant (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.8 ACEF).
Die vorgezogenen artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen 3.7 ACEF und 3.8 ACEF und die im Zusammenhang mit der Maßnahme 3.8 ACEF stehende artenschutzrechtlich begründete Vermeidungsmaßnahme 2.3 VA wurden bereits im Dezember 2022 auf Antrag hinsichtlich ihrer fachlichen Wirksamkeit und des Erfordernisses für die davon profitierenden Arten der Fledermäuse, Brutvögel, und Zauneidechsen mit vorläufiger Anordnung gemäß § 17 Abs. 2 FStrG in die Umsetzung gebracht, da sie seitens der Planfeststellungsbehörde für rechtmäßig und geeignet bewertet wurden. 
Alle trassenfernen Ersatzmaßnahmen befinden sich im selben Naturraum wie der Eingriff, dem Rückland der Mecklenburgischen Seenplatte, den sie gemäß § 15 BNatSchG hinsichtlich der Beeinträchtigung des Naturhaushaltes wiederherstellen sollen. Sie sind somit zulässig und nicht zu beanstanden.

Die rechnerische Bilanzierung der Eingriffsumfänge ist in Unterlage 19.1, Tabelle 11 und die entsprechenden Umfänge der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind in Unterlage 19.1, Tabelle 16 dargestellt. Unterlage 19.1, Tabelle 17 enthält die Gegenüberstellung der Eingriffs- und Kompensationsmaßnahmenbilanzierung. Die Bilanzierung ist plausibel und rechnerisch nachvollziehbar. 

Aus der Gegenüberstellung ergibt sich zunächst ein Fehlbetrag von 1.049,7 Kompensationsflächenäquivalenten. Zum Ersatz dieses Defizites erfolgt für das Vorhaben die Abbuchung von 1.050 Ökopunkten aus dem anerkannten Ökokonto MSE-038 „Dauerhafter Nutzungsverzicht mittelalter bis alter Laubwälder – ungestörte Entwicklung zu einem Waldmoor mit natürlicher Sukzession unter Beibehaltung hoher Gewässerstände“ (Naturwald südlich Grammentin „Naturwald Wolfskuhle“). 

Der Planfeststellungsbehörde liegt gemäß § 9 Abs. 3 Ökokontoverordnung M-V eine auf das plangegenständliche Vorhaben bezogene Reservierungsbestätigung der Landesforstanstalt M-V für das Ökokonto MSE-038 „Naturwald Wolfskuhle“ in Höhe von 1.050 Ökopunkten vor. Die für dieses Ökokonto nach HzE 1999 bilanzierte Waldaufwertung in Ökopunkten ergibt auch nach dem Bilanzierungsmodell des LBP-Leitfadens nach Fröhlich & Sporbeck die gleiche Anzahl Kompensationsflächenäquivalente (KFÄ). Mit den vorstehend genannten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und der Abbuchung von 1.050 Ökopunkten bzw. KFÄ vom Ökokonto MSE-038 „Naturwald Wolfskuhle“ wird ein vollständiger Ausgleich und Ersatz der vom Vorhaben verursachten Eingriffe in Natur und Landschaft gewährleistet. 
Insgesamt besteht für das Vorhaben neben dem verbal-argumentativ dargelegten vollständigen Ausgleich und Ersatz der vorhabenbedingten Eingriffe in Natur und Landschaft 
auch bei rechnerischer Bilanzierung kein Kompensationsdefizit. Die anteilige Anrechnung der Ökokontomaßnahme MSE-038 „Naturwald Wolfskuhle“ in Höhe von 1.050 Ökokontopunkten als Kompensationsmaßnahme wird gemäß § 9 Absatz 4 Ökokontoverordnung M-V nach Rechtskraft des Planfeststellungsbeschlusses der zuständigen Naturschutzbehörde mitgeteilt.

Die Untere Naturschutzbehörde hat bestätigt, dass im laufenden Planfeststellungsverfahren statt der 26 Alleebäume an der B 110, das Kompensationsdefizit in Höhe von rd. 1.050 KFÄ (m²) durch die Beteiligung an dem Ökokonto MSE 038 „Dauerhafter Nutzungsverzicht Mittelalter bis alter Laubwälder - ungestörte Entwicklung zu einem Waldmoor mit natürlicher Sukzession unter Beibehaltung hoher Gewässerstände“ (Naturwald südlich Grammentin) ausgeglichen werden kann. 

2.4.4.3.2 Eingriffe in gesetzlich geschützte Einzelbäume, Alleen und Biotope
Für die Eingriffe in gesetzlich geschützte Einzelbäume und Alleen sowie gesetzlich geschützte Biotope werden Befreiungen nach § 67 BNatschG i.V.m. §§ 18, 19 bzw. 20 NatSchAG M-V erforderlich. Diese wurden beantragt und unter Bezugnahme auf die Einordnung in den Bundesverkehrswegeplan mit dem überwiegenden öffentlichen Interesse des Vorhabens begründet

Im Einzelnen wird dazu auf die Entscheidungen unter Punkt 1.1.3 dieses Beschlusses verwiesen. 
Der Neubau der Ortsumgehung B 110 Dargun ist im Bundesverkehrswegeplan 2030 des BMVI als neues Vorhaben in der Kategorie „Vordringlicher Bedarf (VB)“ mit der „B110-G10-MV“ eingeordnet und unter der laufenden Nummer 662 in der Anlage des 6. FStrAbG gesetzlich verankert. Das Bauvorhaben ist demnach bis zum Zielhorizont des Bundesverkehrswegeplanes 2030 fertig zu stellen. 

Die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts bestätigt, dass die gesetzliche Festlegung des vordringlichen Bedarfs für Bundesfernstraßen dem Projekt einen besonderen Stellenwert verleiht.

Für die Beschädigung bzw. Zerstörung der gesetzlich geschützten Alleen, Einzelbäume und Biotope wird eine Befreiung von den Verboten erteilt, da dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solche sozialer und wirtschaftlicher Art erforderlich ist. Die für das Vorhaben streitenden öffentlichen Interessen haben ein hohes Gewicht und überwiegen entgegenstehender Belange geschützter Landschaftsbestandteile und Biotope.
Die Untere Naturschutzbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte hat der Erteilung der Befreiungen und Ausnahmen nach Maßgabe der Festlegungen in diesem Beschluss zugestimmt. Die Befreiung nach § 19 Abs. 2 NatSchAG M-V und die Ausnahmegenehmigungen nach §§ 18 Abs. 3, und 20 Abs. 3 NatSchAG M-V waren zu erteilen.

2.4.4.3.2.1 Zulässigkeit des Vorhabens nach § 18 NatSchAG M-V (Einzelbaumschutz)

zu Punkt 1.1.3.4

Für die Fällung von

· ein Einzelbaum am Wirtschaftsweg bei Bau-km 0+113, Kastanie mit Stammumfang 100 cm und

· zwei Einzelbäumen im Anschlussbereich an die alte B 110 bei Bau-km 0+180, Eichen mit Stammumfang 100 cm und 130 cm

ist die Ausnahme gemäß 18 Abs. 3 NatSchAG M-V vom gesetzlichen Schutz nach 18 Abs. 2 NatSchAG M-V erforderlich.
Gemäß § 18 Abs. 1 NatSchAG M-V sind Bäume mit einem Stammumfang von mindestens 100 Zentimetern, gemessen in einer Höhe von 1,30 Metern über dem Erdboden, gesetzlich geschützt. Die Beseitigung geschützter Bäume sowie alle Handlungen, die zu ihrer Zerstörung, Beschädigung oder erheblichen Beeinträchtigung führen können, sind verboten. Von den Verboten des § 18 NatSchAG M-V sind Ausnahmen zuzulassen, wenn ein nach sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften zulässiges Vorhaben sonst nicht oder nur unter unzumutbaren Beschränkungen verwirklicht werden kann (§ 18 Abs. 3 Nr. 1 NatSchAG M-V).
Die in der Antragsunterlage durch den Vorhabenträger dargelegte Argumentation zur Begründung der Notwendigkeit der Fällungen der gesetzlich geschützten Einzelbäume nach § 18 NatSchAG M-V sind plausibel und nachvollziehbar (Punkt 1.4, Anlage 2). Kleinräumige Achsverschwenkungen im Bereich der betroffenen Bäume sind technisch bedingt nicht möglich. Aufgrund der Lage der Bäume im direkten Trassenbereich sind auch Baufeldbegrenzungen nicht zielführend. Auf die Beseitigung der Einzelbäume kann mit Vorhabenumsetzung nicht verzichtet werden.
Aufgrund dieser Eingriffe hat der Vorhabenträger zur Umsetzung der Variante 4, als die unter Berücksichtigung sämtlicher Belange günstigste Linie, Vermeidungs- Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vorgesehen, welche in den planfestgestellten Maßnahmen manifestiert wurden.
Der gesetzlich verankerte vordringliche Bedarf dieses Vorhabens nach dem Bundesverkehrswegeplan begründet ein „nach sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften zulässiges Vorhaben“ im Sinne § 18 Abs. 3 Nr. 1 NatSchAG M-V und rechtfertigt die Ausnahme zur Fällung der drei gesetzlich geschützten Einzelbäume zur Umsetzung des Vorhabens.
Die Kompensation der beantragten Baumfällungen erfolgt nach dem Baumschutzkompensationserlass M-V vom 15. Oktober 2007. Die zu fällenden Bäume haben Stammumfänge von 100 cm, 100 cm und 130 cm. Bei Bäumen mit einem Stammumfang zwischen 50 cm und 150 cm beträgt das Kompensationsverhältnis mit Pflicht zur Pflanzung 1:1.

Die ermittelten drei Ersatzpflanzungen werden trassennah als Alleenpflanzung entlang der Ortsumfahrung B 110 vorgenommen. Die Anforderungen an die Pflanzqualität sind im Maßnahmenblatt 4.3 E (Unterlage 9.3) bzw. im Alleenerlass M-V 2015 festgelegt, die Pflanzungen sind in der Unterlage 9.2 dargestellt.
2.4.4.3.2.2 Zulässigkeit des Vorhabens nach § 19 NatSchAG M-V (Alleenschutz)

zu Punkt 1.1.3.5

Für die Fällung von 38 Alleebäumen im Zuge des Baues der B 110 ist die Befreiung gemäß § 19 Abs. 2 NatSchAG M-V vom gesetzlichen Schutz nach § 19 Abs. 1 NatSchAG M-V erforderlich.

Bei den 38 Alleebäumen handelt sich um: 

· eine Kastanie und fünf Linden einer lückigen Allee am Anschlussbereich der B 110 am Bauanfang der Ortsumgehung westlich von Dargun, 

· acht Linden am bei Bau-km 2+180 kreuzenden Lindenweg, 

· zwei Ahorn, sieben Linden und eine Eiche einer geschlossenen Allee an der kreuzenden Kreisstraße MSE 50, 

· zwei Linden, eine Kastanie und sieben Ahorn einer geschlossenen Allee an der kreuzenden Kreisstraße MSE 49 und 

· vier Linden einer lückigen Allee am Anschlussbereich der B 110 am Bauende der Ortsumgehung östlich von Dargun.

Gemäß § 19 Abs. 1 NatSchAG M-V sind Alleen und einseitige Baumreihen an öffentlichen Verkehrsflächen gesetzlich geschützt. Die Beseitigung von Alleen oder einseitigen Baumreihen sowie alle Handlungen, die zu deren Zerstörung, Beschädigung oder nachteiligen Veränderung führen können, sind verboten. Von dem Verbot kann nach 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG eine Befreiung erteilt werden, wenn dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist.

Die in der Antragsunterlage durch den Vorhabenträger eingebrachten Argumente zur Unabdingbarkeit der Fällung der 38 gesetzlich geschützten Alleebäume nach § 19 NatSchAG M-V sind plausibel und nachvollziehbar (Punkt 1.4, Anlage 2). Kleinräumige Achsverschwenkung zum Erhalt von Alleebäumen sind technisch bedingt nicht möglich. Die Fällungen aufgrund des durchgehenden Baumbestandes an den Anschlussbereichen der B 110, am Lindenweg und an den Kreisstraßen MSE 49 und MSE 50 werden durch die Planfeststellungsbehörde für notwendig und daher unumgänglich erachtet. Auf die Beseitigung der Alleebäume kann im Zuge der Vorhabenumsetzung nicht verzichtet werden.
Aufgrund dieser Eingriffe hat der Vorhabenträger Vermeidungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vorgesehen, welche in den planfestgestellten Maßnahmen manifestiert wurden.

Nach § 67 Abs. 3 BNatSchG i.V.m. § 15 Abs. 2 S. 1 BNatSchG kann die Befreiung vom Verbotstatbestand des § 19 Abs. 2 S. 1 NatSchAG M-V mit einer Nebenbestimmung versehen werden. Solche Nebenbestimmungen zielen auf die nachhaltige Sicherung von Alleen im Land Mecklenburg-Vorpommern ab. Nach Nr. 5.2 Alleenerlass M-V sind Fällungen im Zuge von Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit im Verhältnis 1:3 zu kompensieren.
Die Kompensation der 38 zu fällenden Alleebäume erfolgt nach Alleenerlass MV vom 18. Dezember 2015. Demnach sind Fällungen im Verhältnis 1:3 zu kompensieren. Die danach erforderlichen 114 Ersatzpflanzungen werden trassennah als Alleenpflanzung entlang der Ortsumfahrung B 110 in der Mindestqualität standortgerechter Laubbaum-Hochstamm für Straßenpflanzungen (Alleebaumqualität), StU 16/18 cm vorgenommen. Die Anforderungen an die Pflanzqualität sind im Maßnahmenblatt 4.3 E der Unterlage 9.3 bzw. im Alleenerlass M-V 2015 festgelegt, die Pflanzungen sind in der Unterlage 9.2 dargestellt.
2.4.4.3.2.3 Zulässigkeit des Vorhabens nach § 20 NatSchAG M-V (Biotopschutz)

zu Punkt 1.1.3.6

Die mit dem Vorhaben Ortsumgehung Dargun verbundene Überbauung durch die neue B 110 mit Fahrbahn, Banketten, Mulden und Böschungen sowie der technologische Streifen verursachen dauerhafte Verluste von 

· 180 m² Nasswiese (GFR, B 2), 

· 144 m² Erlenbruch (WFR/WNR/WYG, B 4), 

· 2.653 m² Feldgehölz (BFX, B 5) und 

· 253 m² Strauchhecke (BHS, B 5) 

im Gesamtumfang von 3.230 m2.  Hierfür ist die Erteilung von Ausnahmen nach § 20 Abs. 3 NatSchAG M-V notwendig.
Gleiches gilt für die betriebsbedingten Funktionsbeeinträchtigungen durch Schadstoff-emissionen im Zuge der Ortsumgehung Dargun von 

· 3.815 m² Ruderalisierten Sandmagerrasen (TMD, B 3), 

· 1.742 m² Pionier-Sandflur (TPS, B 3) und 

· 6.894 m² Feldgehölz (BFX, B 5) 

· in einem Gesamtumfang von 12.451 m2 (Wirkzone I und II).
Aus überwiegenden Gründen des Gemeinwohls kann gemäß § 67 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 20 Abs. 3 NatSchAG M-V eine Ausnahme vom Verbot des § 20 Abs. 1 NatSchAG M-V gesetzliche geschützte Biotope zu zerstören, zu beschädigen, den charakteristischen Zustandes zu verändern oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen zu beeinträchtigen, erteilt werden.
Der gesetzlich verankerte vordringliche Bedarf dieses Vorhabens nach dem Bundesverkehrswegeplan stellt den Grund des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art im Sinne von § 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG dar und begründet die Ausnahme vom Verbot nach § 20 Abs. 3 NatSchAG M-V.

Die Kompensation der Verluste und Beeinträchtigungen der geschützten Biotope im Bereich der Ortsumgehung Dargun kann nur zu einem geringen Teil durch Ausgleichsmaßnahmen erbracht werden.

Zum Ausgleich wird funktional die Maßnahme 

· Pflanzung von Feldhecken 

verwendet (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.3 A).

Die Lage der Ausgleichsmaßnahme 3.3 A ist im Lageplan der landschaftspflegerischen Maßnahmen (Unterlage 9.2, Blatt 1, 3 und 4) dargestellt.

Die Kompensationsmaßnahme ist geeignet, um die Eingriffe in die gesetzlich geschützten Gehölzbiotope teilweise zu kompensieren. Im Übrigen liegen unter Bezugnahme auf die vorstehenden Ausführugen überwiegende Gründe des Gemeinwohls vor. Infolge dessen wird die Ausnahme vom Biotopschutz nach § 20 Abs. 3 NatSchAG M-V erteilt.
Die im Baubereich der landschaftspflegerischen Kompensationsmaßnahmen 

· Renaturierung Röcknitzbach (Unterlage 9.3, Maßnahme 4.1 E)

entlang des Röcknitzbaches bestehenden gesetzlich geschützten Biotope (Naturnahe  Bruch-, Sumpf- und Auwälder, Röhrichtbestände und Riede) sind im Bereich von Grabenverfüllungen, der Anlage von Wasserwechselzonen und im Bereich der punktuellen Laufauslenkungen betroffen. Die geplanten Maßnahmen dienen der ökologischen Aufwertung des Röcknitzbaches. Sie stellen Biotopentwicklungsmaßnahmen dar. Mit der Umsetzung der Kompensationsmaßnahme werden die nach § 20 NatSchAG M-V gesetzlich geschützten Biotope durch die vorgesehenen Baumaßnahmen verändert und überprägt, insgesamt jedoch aufgewertet, so dass es hier zu keiner erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung kommt.
Abiotische Faktoren
Alle vom Vorhaben betroffenen Böden stellen Wert- und Funktionselemente allgemeiner Bedeutung dar, so dass über die direkte Versiegelung hinaus keine weiteren erheblichen Beeinträchtigungen für das Schutzgut Boden entstehen. Durch das Vorhaben wird es auch zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen von Oberflächengewässern kommen. Wert- und Funktionselemente der Oberflächengewässer von besonderer Bedeutung sind vom Vorhaben nicht betroffen. Aufgrund des geringen Umfanges der Überbauungen der als besonderes Grundwasserfunktionselement geltenden Trinkwasserschutzzone III und der bauseitig vorgesehenen Schutzmaßnahmen nach RiStWag zur Abdichtung des Straßenkörpers werden die resultierenden Beeinträchtigungen als nicht erheblich bewertet. Die dauerhaften Versiegelungen und Beeinträchtigungen durch das Bauvorhaben betreffen zum größten Teil Acker-, Grünland- und Ruderalfluren mit geringer klimatischer Bedeutung. Zum anderen werden in geringem Umfang klimatisch wirksame Flächen, wie Gehölzbiotope, beeinträchtigt. Aufgrund des geringen Ausmaßes und des fehlenden Siedlungsbezugs, da nur Wert- und Funktionselemente allgemeiner Bedeutung betroffen sind, sind diese Eingriffe als nicht erheblich zu werten, auch weil im Umfeld großräumige Gebiete mit bedeutender und lufthygienischer Ausgleichsfunktion vorhanden sind. Durch das Vorhaben kommt es somit zu keinen bzw. lediglich unerheblichen Beeinträchtigungen für abiotische Wert- und Funktionselemente besonderer Bedeutung, so dass hier kein gesonderter Kompensationsbedarf besteht.
Bezugnehmend auf die vorstehenden Ausführungen sind Teil- Entsiegelungen der alten B 110 an den Anbindungspunkten West und Ost, des Plattenweges und der Kreisstraßen MSE 49 und MSE 50 von insgesamt 6.095 m² vorgesehen, werden jedoch nicht in die Eingriffs- Ausgleichsbilanz der Biotopfunktionen eingerechnet. Die Kompensation der Beeinträchtigungen der Wert- und Funktionselemente allgemeiner Bedeutung findet über die gefundenen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen statt und gleicht multifunktional die Beeinträchtigungen der abiotischen Schutzgüter aus.
Landschaftsbild
Durch das Vorhaben wird es generell zu einer Veränderung des Landschaftscharakters durch die Überbauungs- und Zerschneidungswirkung der neuen Straße kommen. Durch das Vorhaben wird es zu keinen flächenhaften Beeinträchtigungen von Wert- und Funktionselementen besonderer Bedeutung kommen, weil keine Überbauungen von Röcknitzbachniederung und Waldgebiet an der Kiesgrube erfolgen und eine nur randliche Betroffenheit des Sport- und Freizeitparks vorliegt. Vorhabenbedingte erhebliche Beeinträchtigungen entstehen aber durch die teilweise Überbauung und Zerschneidung landschaftsbildprägender Strukturen und von Sichtbeziehungen. Betroffen sind die Alleen an den Kreisstraßen MSE 49 und MSE 50 und am Lindenweg sowie die Sichtbeziehungen vom Heidberg und der Ortsrandlage in Richtung der Waldgebiete an der Kiesgrube und den Lehnenhöfer Tannen. 

Die visuelle Beeinträchtigung des Landschaftsbildräume „Zarnekow-Wasdower-Rücken“ und „Röcknitzbachwiesen“ wird im Wesentlichen durch die Maßnahmen 

· Entsiegelung nicht mehr benötigter Straßen- und Wegeflächen (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.1 A), 

· Pflanzung einer Baumreihe am Plattenweg nördlich von Dargun (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.2 A), 

· Pflanzung von Feldhecken (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.3 A), 

· Anlage von Wiesenflächen einer parkartigen Grünfläche (Unterlage 9.3, Maßnahmen 3.5 A und 3.6 A) sowie 

· Renaturierung Röcknitzbach (Unterlage 9.3, Maßnahme 4.1 E), 

· Pflanzung von Alleebäumen an der Trasse der B 110 Ortsumgehung Dargun (Unterlage 9.3, Maßnahme 4.3 E) und 

· Freistellen eines Naturdenkmals (Unterlage 9.3, Maßnahme 5.2 G) 

gemindert.

Die Erheblichkeit der Beeinträchtigung des Schutzgutes Landschaft ist in der UVP ebenfalls festgestellt worden (Punkt 2.3.3.7).

Berücksichtigung agrastruktureller Belange 
Die agrarstrukturellen Belange wurden entsprechend § 15 Abs. 3 BNatSchG berücksichtigt. § 15 Abs. 3 BNatSchG sieht vor, dass bei der Inanspruchnahme von land- oder forstwirtschaftlichen Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf agrarstrukturelle Belange besonders Rücksicht zu nehmen ist. Insbesondere für die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeigneter Böden sind nur im benötigten Umfang in Anspruch zu nehmen.

Aufgrund dieser Bedingungen wurde seitens des Vorhabenträgers frühzeitig die Verfügbarkeit von Flächen der öffentlichen Hand recherchiert, auf denen ggf. Maßnahmen realisiert werden können, und andere Formen der Kompensation abgestimmt. Der aus dieser Recherche entstandene Sachstandsbericht liegt der Planfeststellungsbehörde vor.
Mit der vorliegenden Maßnahmenplanung, die die Vorgabe des § 15 Abs. 3 BNatSchG berücksichtigt, können nur rund 38 %, mithin 238.271 KFÄ des ermittelten Kompensationsbedarfs von 630.593 KFÄ auf nicht landwirtschaftlich genutzten Flächen realisiert werden (Unterlage 19.1, Punkt 7). Der überwiegende Teil der Kompensationsmaßnahmen erfolgt auf bislang landwirtschaftlich genutzten Flächen. Die Inanspruchnahme von etwa 22,7 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche entspricht ca. 71 % der für die Kompensationsmaßnahmen erforderlichen Gesamtfläche von 31,8 ha. Dies betrifft die

· Pflanzung einer Baumreihe (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.2 A), 

· die Anlage von Landschaftswällen mit Gehölzpflanzung und Wiesenfläche (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.4 A), 

· die Anlage von Wiesenflächen (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.5 A), 

· die Anlage einer parkartigen Grünfläche (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.6 A), 

· die Entwicklung von Ersatzhabitaten für Vogelarten des Offen- und Halboffenlandes (Unterlage 9.3, Maßnahme 3.7 ACEF) und 

· die Renaturierung des Röcknitzbaches (Unterlage 9.3, Maßnahme 4.1 E). 

Diese Flächen liegen nach Regionalem Raumordnungsprogramm Mecklenburgische Seenplatte (RREP MS) nicht in Gebieten, die als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft ausgewiesen sind. Die Ackerzahlen aller durch die geplanten Kompensationsmaßnahmen beanspruchten Böden liegen mit einem Wert von 42 im unterdurchschnittlichen Bereich, so dass die Inanspruchnahme besonders geeigneter Böden durch Kompensationsmaßnahmen für alle Böden ausgeschlossen werden kann. Der Entzug landwirtschaftlicher Nutzflächen für die Kompensationsmaßnahmen erfolgt unter Beachtung des Erfordernisses, für Kompensationsmaßnahmen vorrangig Flächen aus öffentlicher Hand in Anspruch zu nehmen. Der Anteil der Inanspruchnahme von Flächen privater Grundeigentümer ist mit ca. 1 ha bzw. einem Anteil von 3 % sehr gering. Durch den notwendigen Entzug landwirtschaftlich genutzter Flächen entsteht keine betriebliche Existenzgefährdung bei einem der betroffenen Landwirte. Insofern sind die agrarstrukturellen Belange nach Ansicht der Planfeststellungsbehörde in ausreichender Weise berücksichtigt.

Auf einem Teil der in Anspruch zu nehmenden landwirtschaftlichen Flächen wird gemäß Kompensationskonzept auch künftig eine extensive Grünlandnutzung erfolgen (Unterlage 9.3, Maßnahmen 3.5 A und 3.6 A). Für die Maßnahme 3.7 ACEF wurde die Fläche vom Eigentümer als nahezu unwirtschaftlicher Ackerstandort vorgeschlagen.

Fazit der Planfeststellungsbehörde ist die Ferststellung, dass der Kompensationsbedarf durch die vorgesehenen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vollständig ausgeglichen ist.
2.4.4.3.3 Begründung der Entscheidungen und Nebenbestimmungen zum Naturschutz
Nach § 67 Abs. 3 in Verbindung mit § 15 Abs. 2 S. 1 BNatSchG kann die Befreiung von den Gebots- und Verbotstatbeständen der §§ 18 Abs. 3, 19 Abs. 2 S. 1 und 20 Abs. 3 NatSchAG M-V mit einer Nebenbestimmung versehen werden. Solche Nebenbestimmungen zielen auf die nachhaltige Sicherung der gesetzlichen Schutzgüter ab.
2.4.4.3.3.1 Umweltbaubegleitung, Umweltschonende Baudurchführung

zu Punkt 1.5.5.1

Der Einsatz der ökologischen Umweltbaubegleitung begründet sich daraus, dass das Vorhaben erhebliche naturschutzrechtliche Eingriffe beinhaltet und dementsprechend verschiedene Schutz-, Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen vorgesehen wurden, zu deren Umsetzung eine fachlich qualifizierte Person bei der Bauausführung beratend zu Seite gestellt werden muss. Die Dokumentationspflichten nach Punkt 1.5.5.1 dienen der Sicherstellung der geplanten und planfestgestellten Umweltauflagen und der Effizienzsteigerung der Vollzugskontrolle. 
Grundlage für die Anordnung der Bodenkundliche Baubegleitung ist § 4 Abs. 5 BBodSchV. Die für die Anordnungsbefugnis maßgebliche Schwelle von 3.000 m² Fläche, auf der Materialien auf oder in die durchwurzelbare Bodenschicht auf- oder eingebracht werden, und Bodenmaterial aus dem Ober- und Unterboden ausgehoben oder abgeschoben wird und Ober- und Unterboden dauerhaft und vorübergehend verdichtet wird, wird bei dem Vorhaben weit überschritten. Die Bennennung der ökologischen und bodenkundlichen Baubegleitung gegenüber der Planfeststellungsbehörde dient der Umsetzung und Effizienzsteigerung der Vollzugskontrolle.

2.4.4.3.3.2 Umsetzung landschaftspflegerische Begleitmaßnahmen

zu Punkt 1.5.5.3

Die Nebenbestimmung dient der Absicherung des § 15 Abs. 4 BNatSchG, wonach Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in dem jeweils erforderlichen Zeitraum zu unterhalten und rechtlich zu sichern sind. Der Unterhaltungszeitraum ist durch die zuständige Behörde im Zulassungsbescheid festzusetzen. Verantwortlich für Ausführung, Unterhaltung und Sicherung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist der Verursacher oder dessen Rechtsnachfolger.
Die Nebenbestimmung kommt den Vorgaben des Gesetzgebers nach, zeitnah die Eingriffe in Natur und Landschaft auszugleichen und untersetzt das in Bezug auf die Angaben der Maßnahmenblätter aus dem LBP für solche Maßnahmen, deren zeitlicher Umsetzungshorizont mit „nach Fertigstellung der Baumaßnahme“ angegeben ist. Die vorgegebene Frist von zwei Jahren dient der Vermeidung der Zeitverzögerung zwischen Eingriff und Ausgleich. Die Art der festgestellten Maßnahmen sind geeignet und zumutbar, in dem Zeitfenster von zwei Jahren nach Fertigstellung des Vorhabens hergestellt zu sein, im Bedarfsfall mit sich anschließender Unterhaltungspflege. Im Interesse des Klimaschutzes sind Gehölzanpflanzungen so früh wie möglich anzulegen, da deren Funktionalität und klimabegünstigende Wirksamkeit erst nach verfestigtem Anwuchs eintritt. 

Zusätzlich wird durch die festgelegten Unterrichtungspflichten (Punkt 1.5.3) gewährleistet, dass neben der Planfeststellungsbehörde auch die örtlich zuständige Naturschutzbehörde in die Umsetzung der Kompensation eingebunden wird. Die Natur unterliegt einem dauernden dynamischen Prozess, der Veränderungen von Bedingungen mit sich bringen kann. Die örtlich zuständige Behörde ist unmittelbar in der Lage, etwaige Anpassungen mit dem Konzept des Vorhabenträgers aus dem planfestgestellten LBP in Einklang zu bringen. Außerdem obliegt der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde die Fachverwaltung, sobald die Konzentrationswirkung nach Fertigstellung endet und die Maßnahmen in ihre Obhut übergehen.
2.4.4.3.3.3 Sicherung naturschutzfachlicher Maßnahmen

zu Punkt 1.5.5.4

Die Eingriffskompensation erfolgt teilweise über die Abgeltung der Kompensationsverpflichtung mittels Erwerb und von KFÄ in Form von Ökopunkten aus einem anerkannten Ökokonto. 
Die Anrechnung zugunsten des Vorhabenträgers wird gemäß § 9 Abs. 2 ÖkoKtoVO M-V über das Ökokonto 
· MSE 038 „Dauerhafter Nutzungsverzicht mittelalter bis alter Laubwälder – ungestörte Entwicklung zu einem Waldmoor mit natürlicher Sukzession unter Beibehaltung hoher Gewässerstände“.
erreicht. Der für die Sicherung des Ausgleichs gegenständliche Vertrag mit der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern als Flächenangentur liegt der Planfeststellungsbehöre vor und beinhaltet die Reservierung und den Erwerb und von 1.050 KFÄ (Ökopunkten) aus dem anerkannten Ökokonto MSE-038 „Naturwald Wolfskuhle“.
Die Verpflichtung zum Nachweis gegenüber der Planfeststellungsbehörde über den Ausgleich des Fehlbetrags beruht auf der Erforderlichkeit, dass der vollständige Eingriffsausgleich zur Feststellung der Zulässigkeit dieses Eingriffsvorhabens nachgewiesen werden muss. Bleibt der Nachweis aus, bedürfte es einer Planergänzung um eine alternative Kompensation, um das dann anzunehmende Defizit zu begleichen.

Die an die Kompensation gestellten Voraussetzungen des § 15 BNatSchG sind bei Einhaltung der geplanten LBP-Maßnahmen unter Beachtung der aufgegebenen Nebenbestimmungen erfüllt.

Gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG hat die Planfeststellungsbehörde die zur Vermeidung bzw. zum Ausgleich oder Ersatz vorhabenbedingter Eingriffe erforderlichen Entscheidungen und Maßnahmen im Benehmen mit der zuständigen Naturschutzbehörde zu treffen. Die Benehmensherstellung gemäß § 17 Abs. 1 BNatSchG und § 6 NatSchAG M-V mit der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte und des Landkreises Rostock erfolgte im Rahmen des Anhörungsverfahrens.
2.4.4.3.3.4 Weitere naturschutzfachliche Maßnahmen

zu Punkt 1.5.5.5

Mit der über die Nebenbestimmungen festgestellten und umzusetztenden Maßnahmen entsprechend Unterlage 9.3 wird dem Vorhabenträger u.a. aufgegeben, 

· in den Bereichen der Ansaatflächen eine Regio-Saatgutmischung für Biotopentwicklungsflächen unter Beachtung der Vorgaben der Grundsatzvereinbarung über Maßnahmen zur Verbesserung der Bienenweide zwischen dem Ministerium für Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung M-V, dem Landesverband der Imker M-V e.V. und dem Landesverband der Buckfastimker M-V e.V. vom 22.10.2012 zu verwenden und die Ansaatflächen mit Begrenzungspfählen dauerhat zu markieren, um einen Beitrag zur Biodiversität und dem Insektenschutz zu leisten, 

· für die festgestellten Anpflanzungen heimische und standortgerechte Sträucher und Gehölze aus dem Herkunftsland „Norddeutsches Tiefland“ aus der Liste „Einheimische Gehölze in Mecklenburg-Vorpommern“ zu verwenden und die Gehölzpflanzungen vor Wildverbiss zu schützen, um die vorhabenbedingten Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes dauerhaft durch standortfeste Gehölze auszugleichen, den neuen Straßenkörper in die Landschaft einzubinden und gleichzeitig Lebenräume für verschiedene Tierarten sowie maßnahmebedingt Überflughilfe und Kollisionsschutz zu schaffen,

· die abschnittweise Renaturierung des Röcknitzbaches südlich von Dargun bis zum Darguner Kanal als Bestandteil der Maßnahmen zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie vorzunehmen, um dadurch den Lebensraum für die heimische Fauna und Flora als auch das Landschaftsbild aufzuwerten und zugleich den Biotopverbund unter Verwendung heimischer, standortgerechter Ufergehölze aus dem Herkunftsland „Norddeutsches Tiefland“ der Mindestqualität Heister 100/150 cm bzw. Sträucher 60/100 zu stärken,

· einen standortgerechten und naturschutzfachlich hochwertigen Stieleichen-Kiefern-Mischwald durch Waldneu- und unterpflanzung einer ehemaligen zu entsiegelnden Armeeliegenschaft zu etablieren durch Aufforstung mit standortgerechten Laubbaumarten aus anerkannten Forstsaatgutbeständen aus den für Mecklenburg-Vorpommern zugelassenen Herkunftsgebieten und mit einem Schutzzaun vor Wildverbiss zu schützen, 

· mit dem auf den drei Teilflächen der Maßnahme 3.7 ACEF jährlich rotierenden Umbruch die Eignung der Maßnahmenfläche auch für andere Bodenbrüter und sonstige das Offenland besiedelnde Tier- und Pflanzenarten mit verschiedenen Standort- und Habitatansprüchen und damit die Biodiversität im Maßnahmengebiet zu erhöhen. Die jährliche Mahd auf 90 % der jeweils nicht umzubrechenden Teilflächen ist vorzusehen, um zu verhindern, dass zu hoher Aufwuchs und Verbuschung die Bruthabitateignung für die Feldlerche mindert und auch mit dem 10 %-Anteil stehenzulassenden Altgras und Hochstauden Rückzugsstreifen für Insekten verbleiben und damit das Nahrungsangebot verbessert wird. Die Beseitigung des Mahdgutes dient der Aushagerung der Flächen zur weiteren Verbesserung der Bruthabitateignung für die Feldlerche. Damit Ersatz- und Zweitbruten Erfolg haben können, muss auch in der zweiten Hälfte der jährlichen Brutzeit ein ausreichendes Angebot an geeigneten Nistplätzen vorhanden sein. Durchgehend dichte oder hohe Pflanzendecke erschwert das Einfliegen der Vögel in die Vegetation und die Fortbewegung am Boden,

· das Ziel des Naturschutzes und der Landschaftspflege nach § 1 Abs. 1 BNatSchG, Sicherung der biologischen Vielfalt, gemäß §§ 2 Abs. 2 und § 4 Satz 2 BNatSchG zu unterstützen und zu berücksichtigen, indem die Unterhaltung der Extensivbereiche der Straße auf deren Bedeutung als Teil der Biotopverbundsysteme ausgerichtet werden und sie sich naturnah entwickeln können. Mit der abschnittsweisen Mahd auf Böschungsflächen des Extensivbereiches sollen mehr Pflanzenarten und –individuen blühen und aussahmen und dabei über einen längeren Zeitraum Insekten und ihren Entwicklungsstadien Lebensraum und Nahrung bieten. Durch die vorgegebene Technik und das kurzzeitige Verbleiben des Mähgutes auf den Flächen überleben mehr Insekten die Mahd und können sich in die verbleibende Vegetation zurückziehen. Durch die abschnittsweise Mahd soll die Strukturvielfalt gesteigert werden, es sollen Versteckmöglichkeiten und Sonnenplätze für Insekten und Reptilien entstehen. Die Mahdhöhe soll Kleintiere/Nester von Bodenbrütern schonen und zu rasches Austrocknen der Flächen während des Sommers verhindern. Für die Nebenbestimmungen zur Unterhaltungspflege der Extensivbereiche sind im Unterschied zum Intensivbereich, wo verkehrssicherheitstechnische Aspekte im Vordergrund stehen, neben wirtschaftlichen insbesondere ökologische Aspekte ausschlaggebend,

· mit der Beachtung der Arbeitshilfe für die Berücksichtigung des Arten- und Biotopschutzes im Zusammenhang mit den Aufgaben des Straßenbetriebsdienstes in Mecklenburg-Vorpommern (Handlungsempfehlung ABiB) bei der Unterhaltungspflege der Straßennebenraum-Grünflächen die Anforderungen des allgemeinen und besonderen Artenschutzes zu erfüllen sowie die Biodiversität zu erhalten und zu stärken.
Die in den Maßnahmenblättern der Unterlage 9.3 festgestellten und umzusetzenden Detailangaben dienen der ordnungsgemäßen Maßnahmenumsetzung zum Ziel einer dauerhaften Bestandsentwicklung mit Ausgleichsfunktion.
2.4.4.3.3.5 Bericht nach § 17 Abs. 7 BNatSchG

zu Punkt 1.5.5.6

§ 17 Absatz 7 BNatSchG sieht vor, dass die Durchführung einschließlich der Unterhaltungsmaßnahmen zu überprüfen ist (BT-Drs. 16/12274, 60).

Die Prüfpflicht trifft die nach § 17 Absatz 1 oder § 17 Absatz 3 BNatSchG zuständige Behörde, in der Regel die für die Eröffnungskontrolle zuständige Behörde. Sie ist nicht auf einen Anlass, etwa eine Beschwerde über den Zustand einer Kompensationsfläche, bezogen, sondern als Daueraufgabe formuliert. Der zeitliche Rhythmus und der Umfang von Prüfungen sind nicht vorgegeben und je nach den vom Eingriff beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts auszugestalten. Insbesondere bei Beeinträchtigungen hochwertiger Funktionen ist jährlich zu prüfen.
Aufgrund der Prüfung kann die Behörde Maßnahmen festsetzen, die sie ggf. im Wege des Verwaltungszwangs durchzusetzen kann (BT-Drs. 16/12274, 60).
Unabhängig davon kann die Behörde vom Verursacher einen Bericht verlangen. Dies soll bei großen und komplexen Maßnahmen möglich sein, wenn der Überprüfungsaufwand sehr groß werden kann und insbesondere auch die Fachgerechtigkeit der Durchführung beurteilt werden muss (BT-Drs. 16/12274, 60; OVG Lüneburg NVwZ-RR 2017, NVWZ-RR Jahr 2017 Seite 366 Rn. NVWZ-RR Jahr 2017 Seite 366 Randnummer 38: jährliche Berichte über Unterhaltung einer Kompensationsmaßnahme von Windkraftanlagen). Die Berichtspflicht ist auf die Durchführung und Unterhaltung festgesetzter Kompensationsmaßnahmen begrenzt.

Die Planfeststellungsbehörde ist gehalten und gewillt, eine engmaschige Vollzugskontrolle durchzuführen. Dafür bereitet sie sich mit dieser Nebenbestimmung vor.
2.4.4.3.3.6 Kompensationsverzeichnis

zu Punkt 1.5.5.7

Zur Vermeidung von Doppelbelegungen von Flächen mit Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen schreibt § 17 Abs. 6 BNatSchG die Führung von Kompensationsverzeichnissen vor. Für die Führung des Kompensationsverzeichnisses ist in M-V gemäß § 3 Nr. 2 NatSchAG M-V das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie zuständig. Gemäß § 17 Abs. 6 Satz 2 BNatSchG sind die Genehmigungsbehörden für die Übermittlung der erforderlichen Angaben an die für die Führung des Verzeichnisses zuständige Stelle verantwortlich. Die Genehmigungsbehörde kann diese Übermittlungspflicht aufgrund von § 13 Abs. 2 Satz 3 Ökokonto-VO M-V dem Verursacher eines Eingriffes in der durch die Obere Naturschutzbehörde für das Kompensationsverzeichnis vorgegebenen Form auferlegen. Von dieser Möglichkeit wird hier Gebrauch gemacht. Die Eintragung durch den Eingriffsverursacher in der angegebenen Frist ist unabhängig von der tatsächlichen Inanspruchnahme der Genehmigung erforderlich.
2.4.4.3.4 Zulässigkeit des Vorhabens nach § 34 BNatSchG – Natura-2000-Gebiete –
   
   Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäisches 

   
   Vogelschutzgebiet

zu Punkt 1.1.3.2

Das Vorhaben ist mit den Anforderungen des Gebietsschutzes nach § 34 BNatSchG vereinbar.
Zusätzlich zur schutzgutbezogenen Bewertung der durch das Vorhaben zu erwartenden Um-weltauswirkungen wurde bei der Gesamtbeurteilung aus umweltfachlicher Sicht auch die besondere Problematik der FFH-Verträglichkeit berücksichtigt. Für das EU-Vogelschutzgebiet DE 2242-401 „Mecklenburgische Schweiz und Kummerower See“ erfolgte eine FFH-Vorprüfung. Das Schutzgebiet befindet sich südwestlich angrenzend am Bauanfang des Vorhabens. Nach § 34 Abs. 2 BNatSchG ist ein Projekt unzulässig, wenn die Prüfung der Verträglichkeit ergibt, dass es zu erheblichen Beeinträchtigungen eines Natura-2000-Gebietes in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen kann. Zu prüfen ist dann, inwieweit zumutbare Alternativen den mit dem Projekt verfolgten Zweck an anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen erfüllen können.
Die Vorprüfung kommt zu dem Ergebnis, dass keine erheblichen Beeinträchtigungen des FFH-Gebietes in seinen Erhaltungszielen und maßgeblichen Bestandteilen zu erwarten ist und damit keine FFH-Verträglichkeitsvollprüfung erforderlich wird (Unterlage 19.3). Die Planfeststellungsbehörde hat die FFH-Vorprüfung geprüft und diese für vollständig und zutreffend in der Bewertung befunden, so dass das Ergebnis bestätigt werden kann.

2.4.4.3.5 Zulässigkeit des Vorhabens nach § 44 BNatSchG, Artenschutz

zu den Punkten 1.1.3.3 und 1.5.5.2

2.4.4.3.5.1 Allgemeiner Teil

Die Notwendigkeit zur Durchführung einer artenschutzrechtlichen Prüfung ergibt sich unmittelbar aus Artikel 12 Absatz 1 und Artikel 13 der FFH Richtlinie, die für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland mit der Novellierung des BNatSchG vom 12.12.2007 und dem Inkrafttreten des neuen BNatSchG am 1.3.2010 zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) in nationales Recht umgesetzt wurden. Maßgeblich ist hier § 44 BNatSchG.
Grundlage des besonderen Artenschutzrechts der §§ 44 ff. BNatSchG sind die sog. Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG. Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es verboten, wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören: Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist es außerdem verboten, wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören. 
Eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert.

Nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist es des Weiteren verboten, Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören oder gemäß Nr. 4 der Vorschrift wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.
Gemäß § 44 Abs. 5 Satz 1 und 2 BNatSchG gelten Sonderregelungen für nach § 15 Abs. 1 BNatSchG unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Eingriffe in Natur und Landschaft, die nach § 17 Abs. 1 oder Abs. 3 BNatSchG zugelassen oder von einer Behörde durchgeführt werden.
Als relevant geprüft werden die in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Tierarten, europäische Vogelarten oder solche Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG aufgeführt sind; eine entsprechende Rechtsverordnung wurde jedoch noch nicht erlassen.

Für diese Arten liegt ein Verstoß gegen das Tötungs- und Verletzungsverbot nach § 44  Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG dann nicht vor, wenn die Beeinträchtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das sozialadäquate Tötungs- und Verletzungsrisiko für Exemplare der betroffenen Artennicht signifikant erhöht und diese Beeinträchtigung bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden kann, § 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BNatSchG (Vergleiche u.a. Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes 9 A 12/10 zur Ortsumgehung Freiberg sowie Bundesverwaltungsgericht 9 A 4/13 zur A 14 – Verkehrseinheit 1.2 Anschlussstelle Wolmirstedt bis B 189 nördlich Kolbitz und BVerwG  9 A 9/15, Elbquerung der A 20).

Nach der vorgenannten Rechtsperchung kann etwa dann von einer signifikanten Erhöhung des Tötungsrisikos auszugehen sein, wenn ein linienförmiges Infrastrukturvorhaben Jagdgebiete von Vögeln oder Wanderkorridore von Amphibien durchquert (siehe etwa OVG Sachsen-Anhalt, Urt. v. 23.07.2009, 2 L 302/06 bei Fledermäusen, wenn ihre Hauptflugrouten oder bevorzugten Jagdgebiete von Infrastrukturvorhaben betroffen sind, und BVerwG Urt. v. 28.04.2016, 9 A 9/15).

Generell kommt es für die Prüfung, ob die Signifikanzschwelle überschritten wird, auf artspezifische Besonderheiten, insbesondere eine besondere Kollisionsempfindlichkeit der im Einwirkungsbereich des Vorhabens vorhandenen Tiere sowie die Regelmäßigkeit ihres Aufenthalts dort an.

Da das planfestgestellte Vorhaben zu unvermeidbaren Eingriffen in Natur und Landschaft gemäß § 15 Abs. 1 BNatSchG führt, die nach § 17 Abs. 1 BNatSchG zugelassen werden, kommen in Fällen der Betroffenheit von Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV FFH-RL, europäischen Vogelarten kraft der Anordnung des § 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG die in den Sätzen 2 bis 5 geregelten Maßgaben zum Tragen.
Nach § 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 BNatSchG liegt in Fällen einer Betroffenheit der genannten Arten zunächst kein Verstoß gegen das lebensstättenbezogene Zugriffsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG vor, soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätte im räumlichen Zusammenhangweiterhin erfüllt wird. Das Verbot kommt trotz einer an sich tatbestandsmäßigen Beeinträchtigung geschützter Stätten (z.B. Nester, Bruthöhlen, Laichplätze) nicht zum Tragen, wenn die ökologische Gesamtsituation des betroffenen Bereichs keine Verschlechterung erfährt. Da Verluste einzelner Stätten in quantitativer Hinsicht stets eine Verschlechterung gegenüber dem vorherigen Zustand darstellen, ist dies so zu verstehen, dass die von der betroffenen Stätte erfüllte ökologische Funktion uneingeschränkt aufrechterhalten bleibt, weil im Umfeld des Eingriffs Strukturen vorhanden sind, die als Fortpflanzungs- oder Ruhestätte fungieren können. Dieses funktionsorientierte Verständnis bringt es mit sich, dass die Rechtsfolge des § 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 BNatSchG nur einschlägig ist, wenn für die mit ihren konkreten Lebensstätten betroffenen Exemplare einer Art die von der Lebensstätte wahrgenommene Funktion erhalten bleibt (BVerwG, Urt. v. 18.03.2009, 9 A 39/07 A 44 Ratingen-Velbert).

Die Funktion dieses komplexen Regelungsgefüges besteht darin, die Zulassung von Eingriffsvorhaben zu ermöglichen, ohne die in § 45 Abs. 7 BNatSchG geregelten und zur Umsetzung des Art. 16 Abs. 1 FFH-RL bzw. Art. 9 Abs. 1 VRL bestimmten Bedingungen zur Erteilung einer artenschutzrechtlichen Ausnahme erfüllen zu müssen.

Der Vorhabenträger hat die Beurteilung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände auf der Grundlage einer ordnungsgemäßen Ermittlung und Bestandserfassung der relevanten Tierarten in dem von der Planung betroffenen Raum vorgenommen. 
Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes setzt die Prüfung, ob einem Planvorhaben artenschutzrechtliche Verbote entgegenstehen, eine ausreichende Ermittlung und Bestandsaufnahme der im Trassenbereich vorhandenen Tierarten und ihrer Lebensräume voraus. Das verpflichtet jedoch nicht, ein lückenloses Arteninventar zu erstellen. Die Untersuchungstiefe hängt vielmehr maßgeblich von den naturräumlichen Gegebenheiten im Einzelfall ab. 
Lassen bestimmte Vegetationsstrukturen sichere Rückschlüsse auf die faunistische Ausstattung zu, so kann es mit der gezielten Erhebung der in soweit maßgeblichen repräsentativen Daten sein Bewenden haben. Sind von Untersuchungen keine weiterführenden Erkenntnisse zu erwarten, müssen sie auch nicht durchgeführt werden. 
Der individuumsbezogene Ansatz der artenschutzrechtlichen Vorschriften verlangt aber andererseits Ermittlungen, deren Ergebnisse die Planfeststellungsbehörde in die Lage versetzen, die tatbestandlichen Voraussetzungen der Verbotstatbestände zu überprüfen. Hierfür benötigt sie jedenfalls Daten, denen sich in Bezug auf das Plangebiet die Häufigkeit und Verteilung der geschützten Arten sowie deren Lebensstätten entnehmen lassen. Diese speisen sich regelmäßig aus zwei wesentlichen Quellen: der Bestandserfassung vor Ort sowie der Auswertung bereits vorhandener Kenntnisse und Fachliteratur.
Durch die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes wurde die Anwendung des Tötungsverbotes näher bestimmt. Danach greift der § 44 Absatz 1 Nr. 1 BNatSchG für Tötungen, die in allen Phasen des Vorhabens eintreten können. Dabei ist entscheidend, ob mit der Realisierung des Vorhabens und unter Berücksichtigung aller zumutbaren Vermeidungsmaßnahmen eine signifikante Erhöhung des Tötungsverbotes verbunden ist, die über das allgemeine Lebensrisiko der betroffenen Art hinausgeht (s.o. Rechtsprechung zur Signifikanzschwelle).

Gemäß § 44 Absatz 5 BNatSchG ist für zulässige Eingriffsvorhaben ein Artenspektrum von artenschutzrechtlicher Prüfrelevanz, das sich nach Abschichtung und der sog. Relevanzprüfung ergeben hat.

Zur Auswahl der relevanten Arten zur Begrenzung des Anwendungsbereiches der artenschutzrechtlichen Tatbestände wird auf die Ausführungen unter den Punkten 2.3.2.4.2, 2.3.2.4.3 und 2.3.3.3 verwiesen.

2.4.4.3.5.2 Methodische Vorgehensweise

Zur Umsetzung der artenschutzfachlichen Prüfung sind neben der Rechtsnorm der FFH-RL und der Europäischen Vogelschutzrichtlinie die §§ 44 und 45 BNatSchG einschlägig.

Das NatSchAG M-V enthält keine von den unmittelbar geltenden Artenschutzregelungen des BNatSchG abweichende Regelungen, da im Artenschutz keine Abweichungsmöglichkeit für die Länder besteht.

Die Vorgehensweise zur Beurteilung projektbedingter artenschutzrechtlich relevanter Auswirkungen orientiert sich vor allem an den Vorgaben des Leitfadens „Artenschutz in Mecklenburg-Vorpommern Hauptmodul Planfeststellung/Genehmigung“ (LUNG MV 210c Leitfaden AFB MV) und der Richtlinien für die landschaftspflegerische Begleitplanung im Straßenbau nebst Musterkarten (RLBP, BMVBS 211a).

Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prüfung war für die europarechtlich geschützten Arten (Anhang IV FFH-RL, europäische Vogelarten gemäß Artikel 1 EU Vogelschutzrichtlinie) zu prüfen, wie weit sich projektbedingt artenschutzrechtlich relevante Beeinträchtigungen im Hinblick auf die Verbotstatbestände des § 44 Absatz 1 in Verbindung mit § 44 Absatz 5 BNatSchG ergeben können. In Bezug auf die Auswahl der relevanten Arten erfolgt zunächst eine Abschichtung. Arten, für die eine Betroffenheit durch das Vorhaben z. B. aufgrund ihrer Unempfindlichkeit oder ihres räumlichen Vorkommens von vornherein ausgeschlossen werden können, werden unter Angaben der entsprechenden Begründung von der weiteren Betrachtung ausgeschlossen. Für alle übrigen Arten erfolgt eine vertiefte Prüfung im Hinblick auf die projektbedingten artenschutzrechtlich relevanten Beeinträchtigungen. Diese vertiefende Prüfung erfolgt in sogenannten Formblättern gemäß RLBP. Die Betrachtung erfolgt dabei einzelartbezogen oder für mehrere Arten mit vergleichbaren Lebensraumansprüchen in sogenannten Gilden. 

Wenn unter Berücksichtigung erforderlicher Vermeidungs- und vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) Verbotstatbestände gemäß § 44 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 5 BNatSchG erfüllt sind, erfolgt eine Prüfung, ob die naturschutzfachlichen Voraussetzungen für eine Ausnahme von den Verboten gemäß § 45 Absatz 7 BNatSchG gegeben sind.

Der Vorhabenträger hat seinen Artenschutzfachbeitrag nach den genannten Vorgaben erstellt. Soweit ihm derzeitige wissenschaftliche Erkenntnisse für eine sichere Beurteilung der Einschlägigkeit von Verbotstatbeständen nicht ausgereicht haben, wurde bei der Beurteilung der projektbedingten Auswirkung die Einschlägigkeit als Worst-Case-Szenario angenommen.
2.4.4.3.5.3 Datengrundlagen

Zur Bearbeitung des Artenschutzfachbeitrags hat der Vorhabenträger im Untersuchungsgebiet 2019 faunistische Kartierungen für die Artengruppen
· Fledermäuse 2019 (Unterlage 19.4.1)
· Brutvögel 2019 (Unterlage 19.4.2)
· Amphibien 2019 (Unterlage 19.4.3)
· Reptilien 2019 (Unterlage 19.4.4)

durchgeführt und die Ergebnisse in Kartierberichten zusammenfassend dargestellt (Unterlag 19.4).

Für darüber hinaus gehende Artengruppen erfolgte eine Recherche bei den zuständigen

Fachbehörden und einschlägigen Datenbanken unter Zugrundelegung nachfolgender Quellen

· Datenbank Gefäßpflanzen Mecklenburg-Vorpommern (Universität Greifswald, Stand März 2020)
· Datenabfragen LUNG M-V Kartenportal (LUNG M-V, Stand März 2020)
· Nationaler Bericht 2019 gemäß FFH-Richtlinie des BfN (Bundesamt für Naturschutz)
· Artensteckbriefe mit Verbreitungskarten des LUNG M-V
· Verbreitungsatlas der Amphibien und Reptilien Deutschlands der DGHT
· Datenbank „Wölfe in Mecklenburg-Vorpommern“ (Stand März 2020).
2.4.4.3.5.4 Projektbezogene artenschutzrechtliche Prüfungsergebnisse

Gemäß § 44 Absatz 5 BNatSchG ist für zulässige Eingriffsvorhaben ein Artenspektrum von artenschutzrechtlicher Prüfrelevanz, das sich nach Abschichtung und der sog. Relevanzprüfung ergeben hat.
Zur Abschichtung und Relevanzprüfung wird abgeglichen, um welche Arten es sich überhaupt nach Regelwerk handeln kann:
· Arten des Anhangs IV der FFH-RL
· Europäische Vogelarten
· Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nr. 2 BNatSchG aufgeführt sind.

Dabei handelt es sich um natürlich vorkommende Arten, die in ihrem Bestand gefährdet sind und für die die Bundesrepublik Deutschland in hohem Maße verantwortlich ist. Da eine Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nr. 2 BNatSchG noch nicht erlassen wurde, bezieht sich die artenschutzrechtliche Prüfung ausschließlich auf die Arten des Anhangs IV der FFH-RL sowie die europäischen Vogelarten.
Die Belange aller anderen nach § 7 Absatz 2 Nr. 13 und Nr. 14 BNatSchG besonders und streng geschützte Arten werden im Rahmen der Eingriffsregelung berücksichtigt. 
Bezüglich der artenschutzrechtlich relevanten Arten bzw. Artengruppen, für die ein Vorkommen im Wirkraum des Vorhabens nicht auszuschließen ist, wurden Erfassungen nach den üblichen fachlichen Standards für nachfolgende Artengruppen vorgenommen:

· Säugetiere hinsichtlich Schweinswal, Biber, Fischotter, Haselmaus, Wolf 17 Fledermausarten,

· Reptilien hinsichtlich Europäische Sumpfschildkröte, Glattnatter, Zauneindechse

· Amphibien hinsichtlich Rotbauchunke, Laub-, Moor-, Springfrosch, Kleiner Wasserfrosch, Wechsel-, Kreuz-, Knoblauchkröte, Kammmolch

· Fische hinsichtlich Europäischer/ Altlantischer Stör

· 6 Libellenarten

· 3 Falter

· Käfer hinsichtlich Breitrand, Eremit, Großer Eichenbock, Schmalbindiger Breitflügel-Tauchkäfer
· Weichtiere Zierliche Tellerschnecke, Gemeine Flussmuschel
· 6 Gefäßpflanzen sowie
· eine Vielzahl von Brut- und Rastvögeln.

Diejenigen Vertreter dieser Artengruppen, die im Untersuchungsraum nicht nachgewiesen wurden und für die auch keine Hinweise aus weiteren Datenquellen vorliegen, wurden von der vertieften Betrachtung ausgeschlossen. Wenn kein positiver Nachweis bei den Kartierungen vorliegt, wurden somit ein Vorkommen im Wirkraum und somit auch eine theoretische projektbedingte Beeinträchtigung im Vorhinein ausgeschlossen. Diese Arten werden dann im weiteren Verlauf der Artenschutzprüfung nicht betrachtet.
Für nachfolgende Arten wurden im vorhabenbezogenen Wirkraum Betroffenheiten festgestellt:

· Mopsfledermaus, Breitflügelfledermaus, Wasserfledermaus, Fransenfledermaus, Großer Abendsegler, Kleiner Abendsegler, Braunes Langohr, Rauhautfledermaus, Zwergfledermaus, Mückenfledermaus, Zweifarbfledermaus
· Zauneidechse
· Eremit
· eine Vielzahl von Brut- und Rastvögeln

(Unterlage 19.2).

Die Planfeststellungsbehörde kommt nach Prüfung und Abwägung der konkreten artenschutzrechtlichen Konflikte (Unterlage 19.2) und der zu ihrer Lösung in die Planung eingestellten Maßnahmen zu dem Ergebnis, dass der Vorhabenträger sein Maßnahmenkonzept (Unterlage 9) unter Berücksichtigung des aktuellen Stands von Wissenschaft und Technik entwickelt hat und die Wirksamkeit und Anwendbarkeit der einzelnen Maßnahmen zu Recht unterstellt. 
Das Vorhaben ist gemäß § 44 Absatz 1 in Verbindung mit § 44 Abs. 5 BNatSchG zulässig. Es sind keine artenschutzrechtlichen Ausnahmen gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich, da unter Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Vermeidungsmaßnahmen und vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen (CEF) keine Verbotstatbestände gemäß § 44 Absatz 1 BNatSchG eintreten.

2.4.4.3.6 Stellungnahmen und Einwendungen zu naturschutzrechtlichen Belangen 

2.4.4.3.6.1 Landkreis Mecklenburgische Seenplatte (Untere Naturschutzbehörde)     
                  (TöB 2)
Der Forderung nach einer ökologischen Baubegleitung wird mit der Feststellung in der Nebenbestimmung unter Punkt 1.5.5.2 entsprochen.
Den naturschutzrechtlichen Foderungen des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte wird mit den Festlegungen unter den Punkten 1.5.5.3 und 1.5.5.4 gefolgt. Die Einwendungen in Bezug auf die Kontrolle der Bäume auf Fledermausbesatz und die Ausweitung des Artenschutzes auf alle besonders geschützten xylobionten Arten hat der Vorhabenträger mit der Erstellung des Deckblattes zur Maßnahme 2.2.VA ausgeräumt. 

2.4.4.3.6.2 Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische 
      Seenplatte (StALU MS) (TöB 8)

Der durch das StALU MSE eingebrachten Forderung zur Gewährleistung der Funktionstüchtigkeit eventuell vorhandener Dränagesysteme für die landwirtschaftlichen Flächen sowie der Informations- und Beteiligungspflicht wurde durch die Feststellungen in den Nebenbestimmungen unter Punkt 1.5.3 sowie der Zusage des Vorhabenträgers unters Punkt 1.6 entsprochen.
2.4.4.3.6.3 Landesforst Mecklenburg-Vorpommern (TöB 12)

Die Einwendungen der Landesforst Mecklenburg-Vorpommern wurden unter den Entscheidungen und Nebenbestimmungen in den Punkten 1.1.5 und 1.5.12 berücksichtigt und in Übereinstimmung mit der durch die Landesforst abgegebenen Stellungnahmen zur Waldumwandlung und Erstaufforstung getroffen. 

Es liegt keine genehmigungspflichtige Waldumwandlung vor, da

· keine Verbreiterung der Straße zu Lasten der angrenzenden Waldflächen (Dargun, Flur 1, Flurstücke 14,25 und 48) erfolgt und
· die minimale befristete Inanspruchnahme von Waldfläche in der von der Unteren Naturschutzbehörde geforderten Schutzmaßnahme 1.2 Vs (Aufstellung von Biotopschutzzäunen) im Traufbereich der Waldbäume besteht. 
Alle im Wirkbereich des Vorhabens befindlichen Waldflächen sind auch gleichzeitig als geschützte Biotope ausgewiesen. Somit entspricht der Biotopschutzzaun auch dem Waldschutz. Innerhalb des durch die Biotopschutzzäune abgegrenzten Baufeldes ist eine bauzeitliche Inanspruchnahme durch Baufahrzeuge möglich. Der Bereich des Baufeldes wird nach Abschluss der Baumaßnahme gemäß der Festlegungen der Vermeidungsmaßnahme 1.3 Vs „Bodenschutzmaßnahmen, Vorbereitung und Rückbau des Baufeldes" rekultiviert.
Für die beidseitige Pflanzung der Alleebäume wird keine Waldfläche in Anspruch genommen.
Die hinter dem Baufeld liegenden Waldflächen werden während der Bautätigkeit nicht befahren und auch nicht für Materialablagerungen oder als Baustelleneinrichtungsflächen genutzt.
Die geplante Erstaufforstung dient der Mehrung der Waldfläche und entspricht somit diesem Grundsatz aus dem LWaldG M-V. Versagungsgründe entsprechend § 25 Abs. 2 liegen nicht vor. Bei Einhaltung der Entscheidungen und Bestimmungen dieses Beschlusses ist davon auszugehen, dass keine wesentlichen Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege beeinträchtigt werden und die Interessen der Allgemeinheit verfolgt werden. Die Genehmigung für die die Erstaufforstung entsprechend § 25 LWaldG für die beantragte Fläche war zu erteilen. 

Im Weiteren wird auf die Ausführungen unter Punkt 2.4.4.12 verwiesen.

2.4.4.3.6.4 Bauernverband Mecklenburg-Vorpommern (TöB 41)

Der Bauernverband merkt an, 

· dass für naturschutzfachliche Ausgleichs- bzw. Kompensationsmaßnahmen landwirtschaftliche Flächen in Anspruch genommen werden bzw. es zu Beeinträchtigungen und Nutzungsbeschränkungen für landwirtschaftliche Flächen durch diese Maßnahmen kommen wird. Er fordert, dass für Eingriffe in Umwelt und Natur unter Beachtung der Regelung in § 15 Abs. 3 Bundesnaturschutzgesetz vorrangig Maßnahmen zur Entsiegelung in Betracht gezogen und keine landwirtschaftlich genutzten Flächen in Anspruch genommen werden. 

Der Vorhabenträger erwidert, dass er mit den vorgesehenen Flächenentsiegelungen hinsichtlich der Waldumwandlung Basepohl und Entsiegelung eines Plattenweges dem Bundesnaturschutzgesetz entspricht. 

Dieser Bewertung folgt die Planfeststellungsbehörde und weist den Einwand zurück.

Weiterhin wird eingewandt,
· dass die vorliegende Planung vorsieht, in einem Abstand von max. 4,5 m zum Fahrbahnrand beidseitig entlang der neuen Straße ca. 660 Bäume mit einem Pflanzabstand von 10 m zu pflanzen und allein der Abstand von 4,50 m zum Straßenrand zu zusätzlichen Flächeninanspruchnahmen führe. Da es sich bei den daran angrenzenden Flächen überwiegend um Landwirtschaftsflächen handele, seien mit zunehmendem Baumwachstum Beeinträchtigungen/ Nutzungs-beschränkungen sowie Ertragseinbußen der Nachbarflächen u. a. durch hereinwachsende Wurzeln und Äste, Schatten- bzw. Laubabwurf zu befürchten. Die Auswahl und die Pflege der Bäume haben solche künftigen Beeinträchtigungen auszuschließen.

Der Vorhabenträger erwidert, dass die Auswahl der Bäume zwischen der Unteren Naturschutzbehörde und der Straßenbauverwaltung abgestimmt wird und sichert zu, die trassenbegleitenden Bäume nach den geltenden Vorschriften zu pflegen.

Die Planfeststellungsbehörde weist den Einwand im Übrigen zurück, da sich die Pflanzflächen der Alleebaumpflanzung entlang der Ortsumgehung B 110 im Bereich der Straßenkörperböschungen und damit ohnehin auf aus straßenbaukonstruktiven Gründen zu erwerbenden Flächen und zum Straßenkörper gehörenden Damm- und Einschnittsböschungsflächen befinden, so dass hier keine zusätzliche Flächeninanspruchnahme für diese Pflanzungen erforderlich ist. Der Grenzabstand der Pflanzung beträgt mindestens 2,5 m, bei dem Großteil der Pflanzungen in den Böschungsflächen wesentlich mehr, so dass Beeinträchtigungen/ Nutzungsbeschränkungen sowie Ertragseinbußen der Nachbarflächen durch hereinwachsende Wurzeln und Äste als auch Schatten- bzw. Laubabwurf vermieden bzw. auf ein zumutbares Maß minimiert werden.

Der Bauernverband trägt vor, 
· dass auch mit den geplanten Landschaftswällen mit Gehölzbepflanzung (Flächeninanspruchnahme 16.436 m²), Anlage von Wiesenflächen (Umfang 50.251 m²) sowie Pflanzung Feldhecken zusätzlich landwirtschaftliche Flächen aus der Nutzung genommen werden sollen, ohne jeglichen Flächenersatz und befürchtet, dass es zu Nutzungsbeeinträchtigungen benachbarter landwirtschaftlicher Flächen kommen werde. 
Der Vorhabenträger sichert zu, dass er alle Pflanzmaßnahmen nach den geltenden Vorschriften und ohne Beeinträchtigungen benachbarter Flächen pflegen wird. Auch durch die Anlage von Wiesenflächen seien keine Nutzungsbeeinträchtigungen benachbarter Flächen zu erwarten. 

Die Planfeststellungsbehörde schließt sich der Erwiderung des Vorhabenträgers an. Auch sind nach Einschätzung der Planfeststellungsbehörde durch die Gehölzpflanzungen auf den Landschaftswallböschungen keine signifikanten Nutzungsbeeinträchtigungen benachbarter landwirtschaftlicher Flächen zu erwarten. Der Einwand wird zurückgewiesen. Hinsichtlich der direkten Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen für Kompensationsmaßnahmen wird auf die Ausführungen unter Punkt 1.5.11.2 verwiesen.

Darüber hinaus wird geltend gemacht, 

· dass sich aus den vorliegenden Unterlagen (u. a. Unterlage 9 Landschafts-pflegerische Maßnahmen) nicht ergebe, inwieweit alternative Kompensationsmaßnahmen für die o. g. Maßnahmen geprüft wurden, wie z. B. die Nutzung von Ökokonten. Die Liste der Ökokonten M-V enthalte derzeit in der Landschaftszone „Rückland der Mecklenburgischen Seenplatte" mehrere anerkannte Ökokonten mit frei verfügbaren Flächenäquivalenten. Der Bauernverband fordert, dass eine Prüfung auf Geeignetheit dieser freien Ökokonten vorgenommen wird und eine Abwägung hinsichtlich der Verhältnismäßigkeit zusätzlicher Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen vorgenommen wird. 

Der Vorhabenträger trägt in seiner Erwiderung die Erforderlichkeit der geplanten Kompensationsmaßnahmen vor und begründet deren Unabdingbarkeit der Inanspruchnahme. Aus nachfolgenden Gründen seien die vom Einwender angesprochenen o.g. Maßnahmen erforderlich und nicht durch Ökokonten ersetzbar:

· Renaturierung Röcknitzbach

Bei der Renaturierung Röcknitzbach handele es sich um eine Maßnahme, die zur Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie zwingend erforderlich sei und daher sowie aufgrund der räumlichen Nähe zum Eingriff in das Kompensationskonzept aufgenommen wurde. Ein Austausch der Maßnahme durch eine Ökokontomaßnahme sei daher an dieser Stelle nicht möglich. 
Die Planfeststellungsbehörde folgt dieser Begründung und weist den Einwand zurück. 

Der Röcknitzbach stellt ein berichtspflichtiges Gewässer nach EU-Wasserrahmenrichtlinie dar. Der Wasserkörper umfasst das gesamte Gewässer von der Mündung bis zur Quelle. Im Rahmen der Bewirtschaftungsplanung (Stand 04/2020 gemäß /4/) wurde der Röcknitzbach (MIPE-1000) als natürlicher Wasserkörper mit „mäßig bis nicht gut“ bewertet. Als Bewirtschaftungsziel wurde der "gute Zustand" d.h. der "gute ökologische Zustand" und der "gute chemische Zustand" definiert. Für die Zielerreichung wurde das Jahr 2027 festgelegt. Mit den durch den Vorhabenträger vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen am Röcknitzbach werden die in der Bewirtschaftungsplanung festgelegten Maßnahmen für eine naturnahe Gestaltung bzw. Entwicklung des Röcknitzbaches unterhalb des Darguner Klostersees (Weg nach Zarnekow) bis zur Einmündung des Grabens Z 30/50 (Beginn Projektgebiet) umgesetzt. 
· Pflanzung von Alleen und Baumreihen

Mit der geplanten, durchgängigen Alleebaumpflanzung an der neuen Trasse sowie einer Baumreihe an einem Plattenweg werde dem Schutz und der Pflege von Alleen, die in M-V Verfassungsrang haben, in besonderer Weise entsprochen. Die Pflanzung dient neben dem Ausgleich von Baumfällungen insbesondere auch der Aufwertung des Landschaftsbildes und kann, wie obenstehend beschrieben, ohne Nutzungsbeschränkungen der angrenzenden Flächen realisiert werden. Ein Austausch der Maßnahme durch eine Ökokontomaßnahme ist daher nicht möglich, zumal keine Alleebaumpflanzungen als Ökokonto zur Verfügung stehen.
Aus diesem Grund wird der Einwand durch die Planfeststellungsbehörde zurückgewiesen.

· Landschaftswälle mit Gehölzbepflanzung sowie Pflanzung Feldhecken
Die Landschaftswälle mit Gehölzpflanzungen dienen der multifunktionalen Kompensation von Beeinträchtigungen von Gehölzbiotopen, zur Einbindung des neuen Straßenkörpers in die Landschaft, zur Wiederherstellung von Lebensräumen für verschiedene Tierarten, als Immissionsschutz für angrenzende Nutzungen sowie als Überflughilfe für Fledermäuse. Mit der Anlage von Landschaftswällen werden gleichzeitig beim Bau anfallende Überschussmassen vor Ort ohne weitere Transport- und Entsorgungskosten und somit auch klima- und umweltfreundlich verbaut. Ein Austausch der Maßnahme durch eine Ökokontomaßnahme sei daher nicht möglich.

Die Planfeststellungsbehörde schließt sich den Ausführungen des Vorhabenträgers an mit der Folge der Zurückweisung des Einwands.

Der Vorhabenträger hat für die Planfeststellungsbehörde nachvollziehbare   Begründungen zur Wahl der Kompensationsmaßnahmen dargelegt. Ergänzend ist zu berücksichtigen, dass die Pflanzflächen für die Alleebaumpflanzung an der neuen Trasse keine zusätzliche Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen darstellen, da die Pflanzflächen in den ohnehin zum konstruktiven Straßenkörper gehörenden Böschungsflächen liegen. 

Die Abwägung hinsichtlich der Verhältnismäßigkeit zusätzlicher Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen für die anderen genannten Kompensationsmaßnahmen erfolgt unter Berücksichtigung der Auflagen an den Vorhabenträger zur Beachtung agrarstruktureller Belange, Punkt 1.5.11.2. Die Verhältnismäßigkeit ist gegeben, da für Kompensationsmaßnahmen vorrangig Flächen aus öffentlicher Hand in Anspruch genommen werden. Der verbleibende Anteil der Inanspruchnahme von für Kompensationsmaßnahmen erforderlichen Flächen privater Grundeigentümer mit ca. 1 ha bzw. einem Anteil von 3 % ist sehr gering. Aus Gründen der räumlichen Verbundenheit dieser Privatflächen mit der fachlichen Notwendigkeit der Anlage der Kompensationsmaßnahmen an den geplanten Bereichen ist der Entzug landwirtschaftlich genutzter Flächen in diesem Umfang unumgänglich und auf Grund der naturschutzfachlichen Erforderlichkeit zum Nachweis des Eingriffsausgleiches für das im übergeordnetem öffentlichen Interesse stehenden Vorhaben gerechtfertigt. Bei keinem der betroffenen Landwirte wird die betriebliche Existenz gefährdet. Zudem liegen nach Regionalem Raumordnungsprogramm Mecklenburgische Seenplatte (RREP MS) diese Flächen nicht in Gebieten, die als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft ausgewiesen sind.

Der Forderung des Bauernverbandes auf Prüfung des Einsatzes von mehr Ökokonten für die Kompensation wurde entsprochen. Die Plangfeststellungsbehörde kann keine feherhalfte Vorgehensweise des Vorhabensträgers bei der Auswahl der Kompensationsmaßnahmen feststellen. 
Für die seitens des Vorhabenträgers erteilten Zusagen wird auf Punkt 1.6 verwiesen. 

2.4.4.3.6.5 Straßenbauamt Neustrelitz (TöB 44)

Im Rahmen der Verfahrensbeteiligung macht das Straßenbauamt Neustrelitz nachfolgende Forderungen geltend:

· das Straßenbauamt Neustrelitz bei vertraglichen Regelungen mit Dritten zur Unterhaltungspflege der Maßnahme 4.2 E (Waldumbau Basepohl) zu beteiligen,
· das Straßenbauamt Neustrelitz zur Abnahme der Unterhaltungspflege der Maßnahmen 3.3 A (Heckenpflanzungen) und 3.4 A (Landschaftswälle) einzuladen, Pflegevereinbarungen zu diesen Maßnahmen mit Dritten zuvor mit dem Straßenbauamt Neustrelitz abzustimmen und flurstücksbezogene Pflege- und Unterhaltungspläne für diese Maßnahmen an das Straßenbauamt Neustrelitz zu übergeben,
· für die Unterhaltungspflege der Maßnahme 3.5 A (Anlage von Wiesen) durch Dritte einen flurstücksbezogenen Pflege- und Unterhaltungsplan für diese Maßnahme zu vereinbaren und dazu das Straßenbauamt Neustrelitz vor Vereinbarungsabschluss zu beteiligen,
· für die Maßnahme 4.3 E (Baumpflanzung) an der Ortsumgehung keine Baumarten im Maßnahmenblatt (U9_Textteil) anzugeben und das Straßenbauamt Neustrelitz und die zuständige Straßenmeisterei an der Abnahme der Entwicklungspflege zu beteiligen.
Der Vorhabenträger hat das Kompensationskonzept dem Straßenbauamt Neustrelitz am 07.04.2022 vorgestellt, beraten und beanstandungsfrei abgeschlossen. 

Den Forderungen des Straßenbauamtes Neustrelitz wird mit der Nebenbestimmung unter Punkt 1.5.19 dieses Planfeststellungsbeschlusses entsprochen, weil eine enge Verzahnung der beiden Vorhaben an der B 110 besteht, die ohne enge Absprachen nicht realisierbar sind und es im allgemeinen öffentlichen Interesse steht, dass aneinandergrenzende Bauvorhaben im Ergebnis eine einheitliche Nutzbarkeit der Straße erzeugen.

Des Weiteren wird auf die Ausführung unter Punkt 2.4.4.16 dieses Beschlusses verwiesen.

2.4.4.3.6.6 Landesanglerverband Meckenburg-Vorpommern (V 3)

Nach Ansicht des Landesanglerverbandes entsprechen die vorgelegten Unterlagen grundsätzlich den Hinweisen zur Eingriffsregelung des Landes und bieten eine geeignete Entscheidungsgrundlage. In Bezug auf die Biotopkulisse sowie anzunehmende Artausstattung bewertet der Landesanglerverband die Vermeidungs-, Minderungs- und Kompensationsmaßnahmen sowie die gewählte Vorzugsvariante als vertretbar und stimmt der geplanten Maßnahme unter Berücksichtigung der gutachterlich vorgegebenen Maßnahmen zu.

Zur Überwachung der fachgerechten Umsetzung müssen nach Auffassung des Landesanglerverbandes die Arbeiten durch eine ökologische und umweltfachliche Bauüberwachung begleitet werden.

Der Vorhabenträger sagt zu, dass er zur Überwachung der fachgerechten Umsetzung eine ökologische und umweltfachliche Bauüberwachung einbeziehen wird.

Die Zusage des Vorhabenträgers findet ihren Niederschlag in der Nebenbestimmung 1.5.5.1, mit welcher dem Einwand des Landesanglerverbandes entsprochen wird, da auch die Planfeststellungsbehörde die ökologische Baubegleitung als erforderlich erachtet, s.o. Punkt 2.4.4.3.3.1.

2.4.4.4 Immissions- und Klimaschutz

zu Punkt 1.5.13
2.4.4.4.1 Verkehrslärmschutz
Die schalltechnische Untersuchung (Unterlage 17.1) für den Neubau der B 110 und die durch den Neubau zwangsläufig geänderten Verkehrswege der MSE 49 und MSE 50 hat keine Überschreitungen der Grenzwerte der Lärmvorsorge der 16. BImSchV für den Planfall 2035 an schutzbedürftigen Nutzungen in der Nachbarschaft des Bauvorhabens ergeben, die Maßnahmen zum Lärmvorsorge bedingen. Die Voraussetzungen für Ansprüche auf Lärmschutzmaßnahmen durch die geplante Baumaßnahme sind nicht gegeben und es besteht auf der Grundlage der 16. BImSchV kein rechtlicher Anspruch auf Lärmvorsorge. Die schalltechnische Berechnung erfolgt unter der Maßgabe, dass auf der gesamten Strecke des Straßenneubaus ein lärmgeminderter Belag (DStrO = -2 dB(A)) zur Anwendung kommt.
Des Weiteren entstehen durch die lärmarme Trassierung auf Grundlage der festgestellten Planunterlagen für das Bauvorhaben keine Kosten für zusätzliche aktive Lärmschutzmaßnahmen bzw. Kosten für Aufwendungen zur Verbesserung des Schallschutzes an baulichen Anlagen im Wege des passiven Schallschutzes.

2.4.4.4.2 Baulärm
Rechtsgrundlage bei dem Bau oder der wesentlichen Änderung öffentlicher Straßen ist das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG). Baustellen, Baulagerplätze und Baumaschinen sind nicht genehmigungsbedürftige Anlagen im Sinne des § 3 Abs. 5 BImSchG. Bei der Errichtung und beim Betrieb derartiger Anlagen muss der Anlagenbetreiber gemäß § 22 Abs. 1 Nummern 1 und 2 BImSchG sicherstellen, dass schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind und dass nach dem Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt werden. Des Weiteren ist nach § 41 BImSchG beim Bau oder der wesentlichen Änderung von öffentlichen Straßen sicherzustellen, dass durch diese keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche hervorgerufen werden können, die nach Stand der Technik vermeidbar sind und die Kosten der Schallschutzmaßnahmen nicht außer Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck stehen. Nach § 66 Abs. 2 BImSchG gilt die AVV Baulärm fort, die die zulässigen Lärmrichtwerte für Bauverfahren und Baumaschinen festlegt. Sie hat zwar keine direkte Wirkung gegenüber dem Vorhabenträger, ist jedoch als das Regelwerk im Gerichts- und Verwaltungsverfahren manifestiert, auf Grund dessen nahezu alle Entscheidungen im Zusammenhang mit Lärm beim Bau getroffen werden. Sie ist hier heranzuziehen und stützt die Einhaltung der Lärmrichtwerte für die zu erwartende Baustelle, ebenso wie die Geräuschemissionsgrenzwerte nach der 32. BImSchV. Insbesondere lärmintensive Tätigkeiten wie Rammungen o.ä. und Bautätigkeiten im besonders sensiblen Nachtzeitraum sind auszuschließen und bauvertraglich festzuschreiben, um umweltbelastende Geräuschimmissionen zu vermeiden.

Eine intensive Beeinträchtigung durch Baulärm in unmittelbarer Nähe allgemeiner Wohnbebauung ist nicht zu erwarten. 

Beeinträchtigungen durch Baulärm gehen schwerpunktmäßig von der Gesamtbaumaßnahme, insbesondere der Herstellung des Straßenkörpers aus.  Die Planung stellt sicher, dass die Beeinträchtigungen so gering wie möglich gehalten werden. 

Um die Beeinträchtigungen durch Baulärm möglichst gering zu halten, hat der Vorhabenträger die Anforderungen AVV Baulärm vollständig zu berücksichtigen und die Einhaltung Geräuschemissionsgrenzwerte nach der 32. BImSchV zu gewährleisten. Diese Festlegung hat die Planfeststellungsbehörde mittels Nebenbestimmung unter Punkt 1.5.13.2 getroffen.

2.4.4.4.3 Luftschadstoffe
Zum Bau der B 110 als nördliche Ortsumgehung der Stadt Dargun, wurde eine Luftschadstofftechnische Untersuchung erarbeitet (Unterlage U 17.2).

Bei der Baumaßnahme handelt es sich um den Neubau einer Bundesstraße. Somit sind gemäß den Bestimmungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), die zu erwartenden Luftschadstoffimmissionen zu ermitteln und zu bewerten. Zur Ermittlung der Luftschadstoffimmissionen wurde das Berechnungsmodell RLuS 2012 verwendet. Die Bewertung erfolgte auf der Grundlage der in der 39. BImSchV benannten Immissionswerte.
In der vorliegenden Luftschadstoffuntersuchung wird der rechnerische Nachweis erbracht, dass im Prognosefall an allen betrachteten Immissionsorten, wo sich die nächstgelegenen schutzwürdigen Nutzungen befinden, die berechneten Immissionsgesamtbelastungen die Immissionswerte der 39. BImSchV zum Schutz der menschlichen Gesundheit einhalten. Die zulässigen Überschreitungshäufigkeiten der Kurzzeitwerte für Stickstoffdioxid und Schwebstaub (PM10) und für den gleitenden 8 h - Mittelwert von Kohlenmonoxid werden an allen relevanten Immissionsorten ebenfalls sicher eingehalten und deutlich unterschritten. Auch der Immissionswert für Stickoxide (als NOx) zum Schutz der Vegetation wird bereits am Fahrbahnrand eingehalten.
Die zunehmend längeren Trockenphasen in den Sommermonaten führen zu starker Austrocknung der offengelegten Böden auf Baustraßen, Baustellenzufahrten und im Baustellenfeld als solchem. Aufgrund dessen hat der Vorhabenträger der übermäßigen Staubentwicklung mittels regelmäßiger Befeuchtung der Flächen entgegenzuwirken, um so die Staubentwicklung zu unterbinden und zugleich den Boden gegen windbedingten Abtrag der trockenen und losen Sandschichten zu schützen. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass den Anforderungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen, im Hinblick auf die zu erwartenden Luftschadstoffbelastungen, im Umfeld der zu betrachtenden Neubaustrecke der B 110 entsprochen wird.
Sonstige Immissionsschutzmaßnahmen sind nicht erforderlich.
2.4.4.4.4 Klimaschutz
Der Vorhabenträger hat eine Klimaschutzbetrachtung zum Bauvorhaben Ortsumgehung B 110 Ortsumgehung Dargun vorgelegt (Unterlage 19.12).
Für die Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf Treibhausgasemissionen bilden die im Klimaschutzgesetz (KSG) und im Klimaschutzprogramm 2030 bzw. Klimaschutzplan 2050 definierten Schutzziele im Sektor Verkehr und im Sektor Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft (LULUCF) den Maßstab.
Das Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) vom 12.12.2019 (BGBl. I S. 2513), zuletzt geändert nach dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 24.03.2021 (1 BvR 2656/18) mit Gesetz vom 18.08.2021, schafft einen rechtlichen Rahmen für den Klimaschutz in Deutschland. Das KSG ist ohne jegliche Übergangsregelung zum 18.12.2019 in Kraft gesetzt worden und sofort für alle Entscheidungen anzuwenden, auch für laufende Vorhabenzulassungen, die vor Inkrafttreten des KSG beantragt wurden, wie hier die Zulassung der Ortsumgehung Dargun.
Die Formulierung des § 13 KSG gibt seitens des Gesetzgebers vor, dass bei allen Maßnahmen und Entscheidungen die Klimarelevanz zu prüfen und bei der Entscheidung zu berücksichtigen ist und die öffentliche Hand ein vorbildhaftes klimaschutzorientiertes Entscheidungsverhalten zeigen muss. Alle Staatsgewalten müssen ihre Handlungen also am Ziel der Klimaneutralität bewusst ausrichten, auch Gesetzgeber und Behörden, darunter die Zulassungsbehörden wie hier die Planfeststellungsbehörde für das Fachplanungsrecht nach FStrG.
Soweit das KSG sich nur an Bundesbehörden, die nach Bundesrecht handeln müssen, richtet, ist die „übrige“ öffentliche Hand in Mecklenburg-Vorpommern in Ermangelung eines Landes-Klimaschutzgesetzes dennoch den Vorgaben des Klimaschutzes verpflichtet in direkter Ableitung der verbindlichen Vorgaben des Pariser Klimaschutzabkommens und des Bundes-Klimaschutzplanes 2050. Die Zuständigkeit ist damit eröffnet. Materiell-rechtlich erfolgt die Auseinandersetzung auf Abwägungsebene im Planfeststellungsbeschluss.
Das KSG gießt die Ziele nach dem Übereinkommen von Paris aufgrund der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen, wonach der Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2 Grad Celsius und möglichst auf 1,5 Grad Celsius gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen ist, in einen rechtlichen Rahmen (§ 1 KSG).
Maßnahmen zur Erreichung dieser gesetzlichen Ziele sind im KSG selbst nicht festgesetzt. Zweck des KSG ist es, zum Schutz vor den Auswirkungen des weltweiten Klimawandels die Erfüllung der nationalen Klimaschutzziele sowie die Einhaltung der europäischen Zielvorgaben unter Berücksichtigung der ökologischen, sozialen und ökonomischen Folgen zu gewährleisten, § 1 Satz 1 und 2 KSG. Als nationale Klimaschutzziele legt § 3 Abs.1 KSG fest, dass die Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Jahr 1990 schrittweise

1. bis zum Jahr 2030 um mindestens 65 % und 

2. bis zum Jahr 2040 um mindestens 88 % 

gemindert werden. Zur Erreichung dieser nationalen Klimaschutzziele legt § 4 Abs. 1 KSG i.V.m. Anlage 2 jährliche Minderungsziele durch die Vorgabe von Jahresemissionsmengen u.a. für die Sektoren Verkehr und Industrie fest, § 4 Abs. 1 Nr. 3 KSG. Nach der Anlage 2 betragen diese zulässigen Jahresemissionsmengen für die Jahre 2020 bis 2030 die dort angegebenen Mengen an Millionen Tonnen CO2-Äquivalenten.

Die Ziele und der Zweck des Pariser Klimaschutzabkommens und, soweit erfasst, des KSG sind bei der gestuften Straßenplanung auf allen Ebenen - von der Bundesverkehrswegeplanung über die Linienbestimmung bis zur Zulassung eines konkreten Straßenbauvorhabens (Planfeststellung bzw. Plangenehmigung) - gemäß § 13 Absatz 1 Satz 1 KSG zu berücksichtigen. Sie sind an Vorhabenträger bei seiner Planung und an die Planfeststellungsbehörde als Entscheidungsbehörde adressiert.
Das Erfordernis, in der Abwägung in der Planfeststellung eines einzelnen Straßenbauvorhabens auch Belange des Klimas zu berücksichtigen, folgt aus Art. 20a GG und § 13 des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG). Nach Art. 20a GG schützt der Staat auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung. Der Schutzauftrag des Art. 20a GG umfasst auch den Schutz des Klimas. Dieser Schutz ist nicht nur von der Gesetzgebung, sondern auch bei abwägenden Entscheidungen der Exekutive – wie hier dem vorliegenden Planfeststellungsbeschluss – zu berücksichtigen.
Innerhalb dieser Abwägung genießt das Klimaschutzgebot zwar keinen Vorrang gegenüber anderen Belangen. Sein Gewicht nimmt aber bei fortschreitendem Klimawandel weiter zu (BVerfG, Beschluss vom 24.03.2021 – 1 BvR 2656/18 – Rn. 198).
Für das Jahr 2021 wurde durch das Umweltbundesamt auf Grundlage des KSG der jährlich zu erstellenden Daten der THG-Emissionen der Jahresbericht mit dem Ergebnis der deutlichen Überschreitung der Einsparungsvorgabe für 2021 um 3.1 Mio. t CO2 veröffentlicht.
Der aktuelle Klimaschutzbericht 2022 der Bundesregierung macht deutlich, dass die Emissionen im Jahr 2021 in Deutschland um rund 4,5 % gegenüber dem Vorjahr angestiegen sind. Damit wurde die Einsparungsvorgabe erst recht nicht erreicht, sondern noch deutlicher überschritten als im Vorjahr. Der bis zum 30.06.2023 vorzulegende Klimaschutzbericht 2023 lag bis zum Datum dieses Planfeststellungsbeschlusses noch nicht vor; von einer erneuten deutlichen Verfehlung der Einsparvorgaben in den Sektoren Verkehr und Industrie wird seitens der Planfeststellungsbehörde jedoch ausgegangen, da sich keine anderen belastbaren Anzeichen finden.

Daraus werden gemäß § 8 KSG Sofortprogramme der Bundesrepublik zwingend notwendig. Ein Sofortprogramm nach der festgestellten Überschreitung der Ziele für 2022 und 2023 liegt zum Zeitpunkt der Planfeststellung noch nicht vor. Darauf kommt es zuvorderst jedoch nicht an. Schon die faktischen Ergebnisse der Klimaschutzberichte hinsichtlich der Vorgaben nach KSG sowie die rechtlich zwingend gewordenen Sofortprogramme, die aktuell in der öffentlichen Diskussion stehen und unstreitig die vorgegebenen Ziele nicht zu erreichen vermögen (vergl. u.a. Umweltbundesamt (UBA) Publikation „GUIDE 2021“, UBA „Bausteine für einen klimaverträglichen Sektor Verkehr 2022“; Stellungnahme zum Entwurf des Klimaschutzprogramms 2023 und Prüfbericht zu den Sektoren Gebäude und Verkehr des Expertenrats für Klimafragen vom 22.08.2023; Projektionsbericht 2023 für die Budnesrepublik Deutschland gem. Art 18 der Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 über das Governance-System für die Energieunion und für den Klimaschutz, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 663/2009 und (EG) Nr. 715/2009des Umweltbundesamtes vom 01.08.2023 u.ä)., zeigen, dass dem verfassungsgerichtlichen Gebot des Beschlusses 1 BvR 2656/18, das Gesetzesrang erhalten hat, folgend die Gewichtung des Belanges Klimaschutz in die dynamische Phase eingetreten ist. Die Möglichkeit, die Defizite der Einsparungsvorgabe für 2021 in den Folgejahren 2022 ff aufzufangen, wird zum Zeitpunkt dieser Planfeststellung noch als realistisch eingestuft, wenn auch die Realisierungschancen zur Zielerreichung der vorgegebenen Einsparziele bis 2030 und darüber hinaus seit dem Vorjahr geschrumpft sind. Die Wichtungsverschiebung ist über die Marginalschwelle hinausgetreten. Gegenteiliges ist nicht ersichtlich.
Das aus Art. 20a GG folgende Abwägungsgebot wird auf einfachgesetzlicher Ebene durch das Berücksichtigungsgebot des § 13 Abs. 1 Satz 1 des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG) vom 12.12.2019 (geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.08.2021 (BGBl. I S. 3905) konkretisiert und ergänzt. Nach dieser Vorschrift haben (u.a.) die Planfeststellungsbehörden als Träger öffentlicher Aufgaben bei ihren Planungen und Entscheidungen den Zweck dieses Gesetzes und die zu seiner Erfüllung festgelegten Ziele unmittelbar zu berücksichtigen. Das Schutzgut „globales Klima“ fließt also als weiterer öffentlicher Belang in die planerische Abwägung nach § 17 Absatz 1 Satz 4 FStrG ein und ist auf die Vermeidung bzw. Minderung der Treibhausgas (THG)-Emissionen ausgerichtet. Gefordert ist eine sachgerechte Berücksichtigung dieses Schutzgutes. Dabei sind die Bedeutung der Entscheidung für den Klimaschutz zu ermitteln und Klimaschutzgesichtspunkte zu berücksichtigen, soweit keine entgegenstehenden, überwiegenden rechtlichen oder sachlichen Gründe vorliegen.
Diese Regelungen sind in dem vorliegenden Planfeststellungsverfahren auch in Ansehung des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 24.03.2021 (1 BvR 2656/18 u.a.) zu berücksichtigen. In dieser Entscheidung hat das Bundesverfassungsgericht die genannten Regelungen zwar insoweit mit Art. 20a GG für unvereinbar erklärt, als darin eine den verfassungsmäßigen Anforderungen nach Maßgabe der Gründe genügende Regelung über die Fortschreibung der Minderungsziele für Zeiträume ab dem Jahr 2031 fehlte. Im Übrigen hat das Bundesverfassungsgericht die Regelungen aber nicht beanstandet, weshalb sie insoweit auch in Planfeststellungsverfahren zu beachten sind. Die vom Bundesverfassungsgericht beanstandete fehlende Festschreibung der zulässigen Jahresemissionsmengen für die Jahre 2030 bis 2040 hat der Gesetzgeber zudem in Reaktion auf die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zwischenzeitlich in Anlage 3 zu § 4 KSG vorgenommen.
Die aus Art. 20a GG und § 13 Abs. 1 Satz 1 KSG folgenden Gebote, den Belang des Klima-schutzes in die Abwägung einzustellen und die im KSG festgelegten Klimaschutzziele zu berücksichtigen, sind allerdings nicht dahin zu verstehen, dass nur noch solche Straßenvorhaben planfestgestellt werden dürften, die klimaneutral sind, selbst emissionsmindernd wirken oder einen bestimmten Grenzwert einhalten. Die nach dem KSG festgelegte Minderung der Emissionen muss in dem jeweils betroffenen Sektor und demzufolge in den hier einschlägigen Sektoren Verkehr, Industrie und Landnutzung nicht projektbezogen, sondern dadurch erzielt werden, dass der Minderungseffekt in der Gesamtheit des dem Sektor zuzurechnenden Geschehens einschließlich durchgeführter und geplanter Maßnahmen und Projekte erreicht wird. Dies erfordert auch bei der Genehmigung eines einzelnen Projektes eine den gesamten Sektor in den Blick nehmende bilanzierende Betrachtungsweise. In der Bilanz kann die in § 4 Abs. 1 KSG i.V.m. Anlage 2 festgelegte Minderung der Emissionen beispielsweise auch durch emissionsmindernde Maßnahmen erreicht werden, die die emissionserhöhenden Auswirkungen einzelner Projekte, etwa solche des regelmäßig zu einem Verkehrszuwachs führenden Ausbaus des Straßennetzes, im Ergebnis einer Gesamtbetrachtung übersteigen. Solche Maßnahmen können zum Beispiel eine Förderung der Elektromobilität und des Radverkehrs, eine generelle Geschwindigkeitsbegrenzung auf Autobahnen oder eine Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Personennah- und -fernverkehrs sein. Ist es mit Rücksicht auf solche möglichen emissionsmindernden Maßnahmen mithin nicht ausgeschlossen, auch ein für sich genommen emissionserhöhendes Projekt zu verwirklichen, hat die Planfeststellungsbehörde in einem solchen Fall allerdings abzuwägen, ob und aus welchen Gründen sie das Vorhaben auch unter Klimagesichtspunkten gleichwohl genehmigt.
Es liegt hier in der Natur der Sache, dass einzelnen Maßnahmen für sich genommen nicht die allein entscheidende Wirkung zukommt. Weil der Klimawandel aber nur angehalten werden kann, wenn all diese vielen, für sich genommen oft kleinen Mengen von CO2-Emissionen lokal vermieden werden, kann einer einzelnen Maßnahme nicht entgegengehalten werden, sie wirke sich nur geringfügig aus. Auch da die Handlungszeitfenster für die Zielerreichung des KSG insgesamt sehr klein sind und exponentielle Entwicklungen nicht unrealistisch sind, bedarf es für jedes einzelne Vorhaben mit einer THG Emissionsbilanz jeglicher Maßnahmen, um den Beitrag zum Sektorziel so gering wie möglich zu halten. Es muss darüber hinaus eine Möglichkeit zur Nachsteuerung geben, wozu sich die Planfeststellungsbehörde gemäß BVerfG, Beschluss vom 23. März 2022 – 1 BvR 1187/17 –, BVerfGE 161, 63-136 für berechtigt hält, diese Nachsteuerung ggf. auch vorzunehmen.

In dem Beschluss führt das BVerfG aus (Rn. 143), gerade weil der Klimawandel durch zahlreiche, für sich genommen oftmals geringe Mengen an THG-Emissionen verursacht wird, kann er auch nur durch Maßnahmen zur Begrenzung all dieser Emissionen angehalten werden.

Der Vorhabenträger hat mit Unterlage 19.12 eine Klimaschutzbetrachtung zum Bauvorhaben B 110 Ortsumgehung Dargun ergänzend vorgelegt.
Die Planfeststellungsbehörde geht davon aus, dass das Vorhaben als solches grundsätzlich zwar keine klimarelevanten Landnutzungsänderungen erzeugt, jedoch von der Natur der Sache schon durch den Bau und die Anlage THG-Emissionserhöhungen verursacht, aber durch die THG-Emissionsverringerungsmöglichkeiten des Verkehrs wegen der Verbesserung des Verkehrsflusses der zu betrachtenden Strecke, in ihrer Abwägung unter Berücksichtigung der Belange des Klimas zu dem Ergebnis kommt, dass der vorgelegte Plan grundsätzlich antragsgemäß festgestellt werden kann.
Das begründet sich wie folgt:

Zunächst werden die verkehrsbedingten Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen) durch den Verkehr (Sektor Verkehr gem. KSG) unter Heranziehung der Berechnung aus dem BVWP als das Vorhaben gesetzlich rechtfertigendes Gesetz, betrachtet, das eine bereits eigene THG-Berechnung hat vornehmen müssen.
Des Weiteren werden die Lebenszyklusemissionen (bau- und anlagebedingte sowie betriebsbedingte Emissionen i.S.d. KSG; Sektor Industrie) des Vorhabens als solchem sowie die Wirkung der Inanspruchnahme von Flächen (Landnutzung) betrachtet und unter den zusätzlichen Maßgaben, die der Planfeststellungsbehörde möglich sind, als verträglich mit den Vorgaben des KSG eingestuft.
2.4.4.4.4.1 Verkehrsbedingte THG-Emissionen
Im Projektinformationssystem (PRINS) zum Bundesverkehrswegeplan (BVWP) ist die Ermittlung der durch das Vorhaben verursachten Abgasemissionen dargelegt. Die signifikante Verkürzung der Verbindung und Herstellung einer leistungsfähigen Verkehrsverbindung mit Verflüssigung und Beschleunigung des durchgehenden Verkehrs führen zu einer Abnahme der CO2-Emissionen. Die Einsparung von 297,16 t CO2 pro Jahr ist für das im BVWP betrachtete Gesamtprojekt daher für den Klimaschutz als positiv zu bewerten. Die Berechnung erfolgte auf der Grundlage des Methodenhandbuches zum BVWP*. Eine gegenteilige, andere Ergebnisse auswerfende Berechnungsmethode ist zum einen nicht bekannt und zum andern hier nicht zuträglich, da der BVWP für sich die THG-Emissionen eingepreist hat bei der Aufstellung der Vorhaben im Bedarf.

Dieser sich verringernde THG-Ausstoß wird sich nach der Fertigstellung des Projekts aller Voraussicht nach alsbald noch weiter verringern. Bereits jetzt zeichnet sich angesichts entsprechender gesetzgeberischer Fördermaßnahmen und Ankündigungen der Automobilindustrie sowie einschlägiger Marktanalysen ab, dass die Umstellung auf Elektromobilität deutlich schneller und in größerem Umfang erfolgen wird als noch vor wenigen Jahren angenommen. Diese Prognose liegt im Übrigen auch dem Klimaschutzplan 2050 und der Bundesverkehrswegeplanung zugrunde. Nach dem Klimaschutzplan 2050 soll, worauf das Bundesverwaltungsgericht bereits in seinem Urteil zur Bundesautobahn A 39 hingewiesen hat (Urteil vom 11.07.2019 – BVerwG 9 A 13/18, Rn. 75), die zur Erreichung der Klimaziele im Verkehrsbereich notwendige Treibhausgasreduzierung nicht vorrangig durch die Verlagerung von Straßenverkehr auf andere Verkehrsträger, sondern durch die Kombination aus einer Effizienzsteigerung der Fahrzeuge und dem verstärkten Einsatz treibhausgasneutraler Energie erreicht werden (Klimaschutzplan 2050, S. 52, abrufbar unter https://www.bmu.de/themen/klimaschutzanpassung/klimaschutz/nationale-klimapolitik/klima-schutzplan-2050). Geht man mit dem Klimaschutzplan von 2050 von einem zukünftig weitgehend treibhausgasemissionsfreien Verkehr aus, dürften sich die prognostizierten Abgasemissionen deutlich verringern. 
Mit der Nebenbestimmung 1.5.17 zur Aufrechterhaltung des ÖPNV und des Schülerverkehrs während der gesamten Bauzeit wird dem Erfordernis der verlässlichen Nutzbarkeit dieses Verkehrsmittels nachgekommen, um zu vermeiden, dass die ansonsten mit dem Linienverkehr und dem Schülerverkehr täglichen Fahrten inbseondere zur und von der Schule auf den Individualverkehr verlagert werden, was zu das unzuträglichen Mehrfahrten und Mehrkilometern führt mit vermeidbarer zusätzlicher THG-Emission, verursacht durch die Baustelle dieses Vorhabens. Die Verlässlichkeit des regelmäßig verkehrenden öffentlichen Personennahverkehrs steht im an Gewicht zunehmenden öffentlichen Interesse. Der ÖPNV ist als Teil des Klimaschutzprogrammes gegenüber dem motoriserten Individualverkehr zu befördern. Im Übrigen wird auf den nachstehenden Punkt 2.4.4.14 verwiesen.

*https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/BVWP/bundesverkehrswegeplan-2030-inhalte-herunterladen.html
2.4.4.4.4.2 Lebenszyklusemissionen
Neben den THG-Emissionen des Verkehrs ist die Herstellung des Bauwerks Straße sowie der Betrieb und die Unterhaltung mit erheblichem Energieaufwand und damit auch mit THG-Emissionen verbunden.
Die vom Vorhabenträger genutzte Grundlage, um diese Lebenszyklusemissionen überschlägig für den Bereich Straßenbau abzuschätzen, stellt die Untersuchung des Umweltbundesamtes, durchgeführt vom Öko-Institut Mottschall und Bergmann (2013) dar.
In dieser Untersuchung wurden die THG-Emissionen des gesamten Verkehrssektors einschließlich der infrastrukturbedingten Effekte in Deutschland berechnet. In diese Studie sind alle wesentlichen Faktoren der infrastrukturbedingten Lebenszyklusemissionen eingeflossen:

· Bau und Unterhalt der Verkehrsinfrastruktur
· Unterbau und Oberbau der Straßen (z. B. Deck-, Trag-, Frostschutzschicht)

· Kunstbauten (z. B. Tunnel, Brücken, Lärmschutzwände)

· Straßenausstattung und -beleuchtung (z. B. Schilder, Leitplanken, Lichtsignalanlagen)

· Gebäude (z. B. Tankstellen, Rast- und Autohöfe, Meistereien)

· Betrieb der Verkehrsinfrastruktur
· Betrieb der Straßenbeleuchtung

· Betrieb der Tunnel

Betrieb der Lichtzeichenanlagen.

Die Lebenszyklusemissionen des Vorhabens wurden nach dem Ansatz gem. Mottschall und Bergmann 2013 mit 4,6 kg CO2-eq je m2 und Jahr für den Straßenkörper und 12,6 kg CO2-eq je m² und Jahr für die Brückenabschnitte berechnet (siehe dort Abbildung 1). Daraus ergeben sich Treibhausgasemissionen in Höhe von 218 t CO2-eq pro Jahr für das Vorhaben.

Mit den Auflagen zum Bodenmanagement und den Baustoffen und Bauweisen unter Punkt 1.5.7.2 werden die baubedingten und anlagebedingten Lebenszyklusemissionen reduziert und unnötiger CO2-Ausstoß, der unwiederbringlich in die Weltklimabilanz einfließt, vermieden.

2.4.4.4.4.3 Landnutzungsänderung
Durch sogenannte Landnutzungsänderung infolge des Vorhabens werden als dritter, zu beachtender Aspekt THG-Emissionen als klimabeeinflussende Faktoren berücksichtigt.
Diese umfassen Änderungen der THG-Emissionen durch die Überbauung/Beseitigung bzw. Neuschaffung und landschaftspflegerische Optimierung von Vegetationsbeständen und Böden, die als THG-Speicher oder –Senke dienen. Straßenbauvorhaben nehmen Vegetationsflächen und Bodenflächen in Anspruch bzw. beeinflussen sie durch landschaftspflegerische Maßnahmen. Damit wird durch Straßenbauvorhaben aktiv Einfluss auf die Funktionen von Böden und Vegetation als THG-Speicher oder –Senke genommen, die im globalen Kohlenstoffkreislauf eine wichtige Rolle spielen, denn in Böden und der Vegetation ist deutlich mehr Kohlendioxid gespeichert, als sich in der Atmosphäre befindet.
Mit der Klimaschutzbetrachtung (Unterlage 19.12) legt der Vorhabenträger für das Bauvorhaben Ortsumgehung Dargun mit seiner Vorhabenlänge, Lage im Raum und im Kontext zu überbauender THG-wirksamer Böden und Biotope dar, wie sich das Vorhaben zu den betrachteten Aspekten verhält. Mittels der Maßnahmen im LBP (Unterlage 19.1) wird die übrige Landnutzungsänderung nicht nur bezüglich der Eingriffsregelung, sondern auch hinsichtlich der Wirkungen auf Klimaeffekte ausgeglichen, so dass in Quintessenz die vorhabenbezogene Landnutzungsänderung nicht zu nachteiligen Auswirkungen auf die THG-Speicher in der Niederung und den übrigen CO2 senkenden Funktionen führt.
Die THG–Emissionen aus vorhabenbedingter Landnutzungsänderung resultieren im Wesentlichen aus der relativ kleinflächigen Inanspruchnahme eines Waldbereiches und können durch die Wahl geeigneter, klimagünstiger Kompensationsmaßnahmen abgemildert bzw. kompensiert werden. Beim vorliegenden Projekt dienen als klimaeffiziente Maßnahmen die Entsiegelung nicht mehr benötigter Verkehrsflächen einschließlich Begrünung auf ca. 6.000 m² mittels der Ausgleichsmaßnahme 3.1 A, Gehölzpflanzungen auf ca. 10.000 m² über die Ausgleichsmaßnahme 3.4 A, der Naturnahe Waldumbau bei Basepohl mit einem Erstaufforstungsanteil auf zuvor zu entsiegelnden Flächen von ca. 2.900 m² über die Ersatzmaßnahme 4.2 E sowie die Pflanzung von 575 Alleebäumen mittels der Ersatzmaßnahme 4.3 E (Unterlage 9.3).
Die Darstellung der einzelnen Planungsbestandteile bezüglich der Landnutzungsänderung ist in den Unterlagen 19.1 und 19.12 festgeschrieben.
2.4.4.4.4.4 Holzverwertung

Mit durch den Planfeststellungsbeschluss ergänzend zu den vom Vorhabenträger geplanten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erfolgt wegen der zusätzlichen Klimarelevanz der Inanspruchnahme von Gehölzen eine Nebenbestimmung zur Verwendung des eingeschlagenen Holzes wegen der zu bewahrenden CO2-Senkenfunktion des Holzes (Punkt 1.5.13.4.1).

Einzuschlagende Holzbestandsflächen greifen in den Regelungsbereich der Landnutzungsänderung gem. § 3 a KSG ein und sind als klimabeeinträchtigend zu bewerten. Ein Abgang von im Holz gebundenen CO2 einer Waldfläche kann zu einem Beitrag der THG-Emissionssteigerung und daher Verschlechterung der Jahresbilanz leisten, wenn es CO2-freisetzend weiterverwendet wird, etwa bei Verbrennung.
Das für das Vorhaben einzuschlagende Holz in Einzelbäumen/Alleebäumen verliert auf die in der Nebenbestimmung geregelten Weise nicht seine Senkerfunktion für CO2, da dieses im Holz gespeichert ist und durch andere Verwertung als die thermische bzw. energetische die Speicherfunktion beibehält. Die Nutzung etwa im Baubereich als Bauholz oder ein Wiedereinbringen des Holzes an anderer Stelle lässt die Klimabilanz des vom Vorhaben betroffenen Holzes neutral, damit nicht negativ CO2 erhöhend ausfallen.

Waldumwandlung, wenn auch in sehr begrenztem Umfang, und Holzrodung sind Bestandteil der Bauvorbereitung und werden standardmäßig ausgeschrieben. Die Verwertung des eingeschlagenen Holzes wurde bis Inkrafttreten des KSG nicht im Zusammenhang einer nachteiligen Klimawirkung eines Vorhabens wegen Beeinflussung der Landnutzung betrachtet und spielte insofern keine besondere Rolle bei der Vorhabenzulassung.

Mit In-Kraft-Treten des KSG ist auch für die Zulässigkeitsfrage des Vorhabens zu berücksichtigen, was THG-relevant durch das Vorhaben bedingt wird. Holzeinschlag als Auswirkungen auf einen wichtigen CO2 Speicher (Senker) muss betrachtet werden. Das Holz ist bezüglich seiner Verwertung nach erzeugter Landnutzungsänderung dem Vorhaben in seiner Klimaauswirkung zuzurechnen.

Das gegenständliche Vorhaben emittiert neben seiner Lebenszyklusbilanz durch Landnutzungsänderung und dem daraus folgenden Umgang mit dem der ursprünglichen Nutzung der Fläche als CO2-SenkeTHG. Die Tatsachenermittlung ist durch den Vorhabenträger in seiner Klimaschutzbetrachtung, Unterlage 19.2, erfolgt. Die Akzentuierung bestimmt sich durch die Nebenbestimmung der Planfeststellungsbehörde, Punkt 1.5.13.4.1, und ist für den Abwägungsprozess insgesamt erforderlich, auch wenn es auf den ersten Blick erscheint, die hier betrachtete Emission durch Verwertung eingeschlagenen Holzes sei im Hinblick auf die globale Klimalage von nur verschwindend kleinem Einfluss und daher vernachlässigbar (Fundamentaleinwand).

Der Fundamentaleinwand trägt gemäß bundesverfassungsgemäßer Entscheidungen, die von Gesetzesrang sind (BVerfG 1 Beschluss vom 24.03.2021, BvR 2565/18 und BVerfG, Beschluss vom 23. März 2022 – 1 BvR 1187/17) nicht durch. Zitat aus BVerfG 1 BvR 1187/17: „Es liegt hier in der Natur der Sache, dass einzelnen Maßnahmen für sich genommen nicht die allein entscheidende Wirkung zukommt. Weil der Klimawandel aber nur

angehalten werden kann, wenn all diese vielen, für sich genommen oft kleinen Mengen von CO2-Emissionen lokal vermieden werden, kann einer einzelnen Maßnahme nicht entgegengehalten werden, sie wirke sich nur geringfügig aus.“
In Ermangelung untergesetzlicher Vorgaben und daraus resultierend hat die Planfeststellungsbehörde zwangsläufig sowohl § 13 KSG als Grundnorm sowie die Bundesverfassungsgerichtsentscheidungen von Gesetzesrang für die Planfeststellung und die Gesamtplanung auch des Vorhabenträgers hinsichtlich der Betrachtung der Landnutzungsänderung des Vorhabens in ihre Abwägung einzustellen, sowohl bei der Tatsachenermittlung als bei der Norminterpretation (vergl. Faßbender, NJW 2021, 2085; Kment NVwZ 2020, 1537, Scharlau/Swiekowski-Trzaska/Keimeyer/Klinski/Sina NVwZ 2020,1 u.a.). Besondere Bedeutung ist der Variantenwahl und hinsichtlich der daraus resultierenden Vorzugsvariante und den Möglichkeiten der Klimaverträglichkeit der den Lebenszyklus beeinflussenden Faktoren zu schenken, die Berufung auf eine nicht gegebene Einflussnahme auf das Makroklima ist für den Abwägungsprozess nicht ausreichend. 

Daraus folgt, dass im Abwägungsprozesses unter Klimaschutzaspekten die klimafreundlichste Lösung von mehreren Lösungsmöglichkeiten zu wählen oder zur effizienten Vermeidung der CO2-Erzeugung eine vertretbare Auflage zu erteilen ist. Dabei ist darauf zu achten, dass nachfolgende Verfahren nicht per se behindert werden.
Daher gibt die Planfeststellungsbehörde dem Vorhabenträger als verhältnismäßig und mögliche Nebenbestimmung auf, dass er auf die Verwertungsart des einzuschlagenden Holzes Einfluss nimmt, indem er die Vergabe entsprechend ausschreibt. Ausgeschlossen wird lediglich die thermische bzw. energetische Verwertung. Übrige Verwertungsarten sind der Entscheidung des Vorhabenträgers oder Auftragnehmers anheimgestellt, wodurch eine unverhältnismäßige Bindung ausgeschlossen wird. 

2.4.4.4.4.5 Bodenmanagement 

Neben den Auswirkungen etwaiger thermischer bzw. energetischer Verwertung des einzuschlagenden Holzes, Nebenbestimmung unter Punkt 1.5.13.4.1, sind auch Auswirkungen festzustellen und dadurch Regelungen unter der Nebenbestimmung Punkt 1.5.13.4.2 bezüglich anfallender Bodentransporte durch den Straßenneubau notwendig. 

Um Baufahrzeugbewegungen zu und von einem weiter entfernt liegenden Lagerplatz (Bodenlagerflächen sind im Planfeststellungsbereich nicht vorgesehen) oder Bodengewinnungsstätte und -entsorgungsanlage zu vermeiden, wird dem Vorhabenträger ein effizientes Bodenmanagement unter Nebenbestimmung 1.5.13.4.2 aufgegeben. So wird die Minderung der CO2-Emission durch LKW-Verkehr erreicht.
2.4.4.4.4.6 Baustoffe und Bauweise 

Auch die Vorgabe zum Einbau klimaschonender Baustoffe in der Strecke und in den Bauwerken des Vorhabens mittels der Nebenbestimmung unter Punkt 1.5.13.4.3 begründet sich aus den vorstehenden Überlegungen und der Rechtfertigung der Vorgaben für die Ausschreibung und Vergabe. Sie spielen in der Lebenszyklusbilanz des Vorhabens eine erhebliche Rolle und sind zu bewältigen.

2.4.4.4.5 Stellungnahmen und Einwendungen zum Immissionsschutz
2.4.4.4.5.1 Landkreis Mecklenburgische Seenplatte (TöB 2) – Stellungnahme 
Die Untere Immissionsschutzbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte hat in ihrer Stellungnahme vom 17. September 2021 auf den B-Plan Nr. 16 „Sport- und Freizeitpark Dargun" hingewiesen. Ein Einwand wird dahingehend nicht geltend gemacht, da der Vorhabenträger die Grenzen des B-Plans Nr. 16 in seiner schalltechnischen Berechnung einfließen lassen und bei der Planung des Bauvorhabens berücksichtigt hat. Die Einhaltung der nach der 16. BImSchV gesetzten Lärmimmissionsrichtwerte im geplanten Wohngebiet des B-Plans Nr. 16 im Zusammenhang mit dem geplanten Neubau der B 110 für die Ortsumgehung Dargun ist gewährleistet und kein Einwand erhoben. 

2.4.4.4.5.2 Individualbetroffenheit P 5 – Einwendungen
Einhaltung Klimaschutzziele  
P 5 betont die Wichtigkeit, den Klimawandel und dessen Folgen abzumildern. Eine Umgehungsstraße sei für sie inakzeptabel: mehr Straßen bedeuten mehr Autoverkehr, mehr Erwärmung durch Flächenversiegelung und mehr Treibhausgase. Weitere Flächenversiegelungen verschärfen Extremwettersituationen, die in den letzten Jahren schon stark zugenommen haben. Eine Prüfung der gesetzlich normierten Klimaschutzziele gemäß dem Bundesklimaschutzgesetz sei nicht erfolgt. Inwieweit durch das Bauvorhaben die heute verbindlichen Klimaschutzziele eingehalten werden können, sei fraglich und müsse durch Überprüfung geklärt werden. 
Der Vorhabenträger erwidert, dass die Umweltverträglichkeit/Klimaschutzziele für die Ortsumgehung Dargun im Zuge der Strategischen Umweltprüfung (SUP) auf der Ebene des Bundesverkehrswegeplans geprüft worden seien. Demnach liege eine positive Verkehrswirkung der Ortsumgehung durch die Einsparung von 0,68 Mio. PKW-Kilometern/Jahr vor. Dies wirke sich auch positiv auf die Veränderung der Abgasemissionen, speziell der Kohlendioxidbilanz aus: So sei bei den PKW eine Reduktion von 190,72 t/Jahr, bei den LKW von 106,44 t/a und insgesamt für Kfz von 297,16 t/Jahr zu verzeichnen (Bundesverkehrswegeplan 2030 – Projekt B110-G10-MV (bvwp-projekte.de). Insofern wären Klimaschutzziele für das Projekt geprüft worden und es läge eine Verbesserung der Umweltsituation, insbesondere im Bereich der CO2-Emissionen vor.
Der Stellungnahme von P 5 wurde durch die Planfeststellungsbehörde gefolgt. Der Vorhabenträger hat nachträglich einen Klimaschutzbeitrag erarbeitet (Unterlage 19.12), womit er den Vorgaben des § 13 KSG im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben Neubau B 110 Ortsumgehung Dargun gerecht wird. Für die neue Planunterlage in Form des Klimaschutzfachbeitrages erfolgte eine schriftliche Beteiligung von P 5. Eine Stellungnahme/ Einwendung hat die Einwenderin P 5 darauf nicht abgegeben.

2.4.4.5 Munitionsfunde/ Katastrophenschutz

zu Punkt 1.5.14
Die Verhütung von Schäden durch Kampfmittel ist eine Aufgabe der Gefahrenabwehr. Sachlich zuständig für die Verhütung von Schäden durch Kampfmittel ist neben den örtlichen Ordnungsbehörden auch das Landesamt für Katastrophenschutz als Sonderordnungsbehörde, § 3 Kampfmittelverordnung M-V. Nur der Sonderordnungsbehörde (Munitionsbergungsdienst) ist das Orten, Sammeln, Befördern, Bearbeiten und sonstige Behandeln von Kampfmitteln sowie deren Besitz gestattet, § 2 Abs. 1 Nr. 1 Kampfmittelverordnung M-V.
Der Vorhabenträger als Bauherr ist für die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften verantwortlich, § 52 Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V)

Bedenken des Landkreises als Untere zuständige Verwaltungsbehörde für die Belange der Kampfmittelbelastung und des Brand- und Katastrophenschutzes wurde im Rahmen der Stellungnahme vom 17. September 2021 unter Einhaltung der Festlegungen unter Punkt 1.5.14 nicht geäußert. Ebenso werden durch das im Verfahren angehörte Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz M-V mit Schreiben vom 30. Juli/ 13. Oktober 2021 keine Bedenken gegen das Vorhaben erhoben, jedoch wird dem Vorhabenträger empfohlen, sich rechtzeitig konkrete und aktuelle Angaben über die Kampfmittelbelastung der in Rede stehenden Fläche beim Munitionsbergungsdienst des LPBK M-V einzuholen.
2.4.4.6 Gewässerbenutzung, Gewässerschutz – Belange der Wasserhaltung

zu Punkt 1.5.6

2.4.4.6.1 Vereinbarkeit mit den wasserrechtlichen Bewirtschaftungszielen
Die unter Punkt 1.1.2 erteilten Erlaubnisse einschließlich der damit zusammenhängenden Nebenbestimmungen unter 1.5.6.1.1 und 1.5.6.1.2 dienen dem Zweck, durch eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung die Gewässer als Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Menschen, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut zu schützen. Die Belange der Wasserwirtschaft und des Gewässerschutzes werden insoweit beachtet. Dies betrifft die Grundsätze der Gewässerbewirtschaftung, die wasserwirtschaftlichen Zielvorgaben der §§ 1, 5 und 6 WHG sowie die mit der Straßenentwässerung zusammenhängenden Gewässerbenutzungen nach den §§ 8 ff. WHG.
Den wasserwirtschaftlichen Bewirtschaftungszielen wird durch das Vorhaben entsprochen.
2.4.4.6.1.1 Wasserrahmenrichtlinie 
Die Einhaltung der in Art. 4 der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) festgelegten Umweltziele sind für jedes Vorhaben verbindlich und festzustellen, Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 1. Juli 2015 - C-461/13. Eine Genehmigung ist demzufolge zu versagen, wenn es durch die Wirkungen eines Vorhabens zu einer Verschlechterung des Zustandes eines Oberflächengewässers kommt (Verschlechterungsverbot) oder wenn die Erreichung eines guten Zustandes bzw. eines guten ökologischen Potentials und eines guten chemischen Zustandes eines Oberflächengewässers zu dem nach der Richtlinie maßgeblichen Zeitpunkt gefährdet wird (Verbesserungsgebot).
Eine Verschlechterung des Zustandes eines Oberflächengewässers liegt vor, wenn sich der Zustand mindestens einer Qualitätskomponente im Sinne des Anhangs V der Wasserrahmenrichtlinie um eine Klasse verschlechtert, auch wenn diese Verschlechterung nicht zu einer Verschlechterung der Einstufung des Oberflächenwasserkörpers insgesamt führt. Ist die betreffende Qualitätskomponente bereits in der niedrigsten Klasse eingeordnet, stellt jede Verschlechterung dieser Komponente eine Verschlechterung des Zustands eines Oberflächengewässers im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Buchst. a Ziffer i WRRL dar. 
Maßgebliche räumliche Einheit, an die diese Bewirtschaftungsvorgaben anknüpfen, ist der jeweilige Wasserkörper (BVerwGE 9 A 8/17). Einleitungen oder sonstige Einwirkungen auf Gewässer, die nicht selbst als Wasserkörper eingestuft sind, sind daher nur insoweit an den §§ 27, 44 und 47 WHG zu messen, wie die Gewässer in Verbindung mit Wasserkörpern stehen und es durch die Maßnahme dort zu Konflikten kommen kann.
Ob ein Vorhaben eine Verschlechterung des Zustands eines Gewässers bewirken kann, beurteilt sich nach dem allgemeinen ordnungsrechtlichen Maßstab der hinreichenden Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts. Eine Verschlechterung muss daher nicht ausgeschlossen, aber auch nicht sicher zu erwarten sein.
Zur Beurteilung des Vorhabens in Bezug auf Einhaltung der o.g. verbindlichen Verpflichtungen der Gewässerbewirtschaftung hat der Vorhabenträger einen Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie vorgelegt (Unterlage 19.5). Darin wird geprüft, ob für die durch das Vorhaben betroffenen berichtspflichtigen Wasserkörper (Grund- und Oberflächenwasserkörper sowie andere Schutzgebiete) eine Beeinträchtigung ihrer Bewirtschaftungsziele (Art. 4 Abs. 1 lit. a WRRL / § 27 WHG und Art. 4 Abs. 1 lit. b WRRL / § 47 WHG) zu erwarten ist.
Das Planungsvorhaben B 110 Ortsumgehung Dargun liegt innerhalb der Flussgebietseinheit (FGE) Warnow/Peene, die sich aus mehreren benachbarten Einzugsgebieten zusammensetzt (gem. Artikel 3 Abs. 1 Satz 1 EG-WRRL), deren Abfluss unmittelbar in die Ostsee gelangt. Organisatorisch ist die Flussgebietseinheit Warnow/Peene in mehrere Bearbeitungsgebiete, auch als Planungseinheiten bezeichnet, unterteilt: Warnow, Peene, Küstengebiet West und Küstengebiet Ost sowie die 1- bis 12-Seemeilen-Zone.

Durch die geplante Straßentrasse des Bauvorhabens B 110 Ortsumgehung Dargun kommt es zu keiner direkten Wasserlaufkreuzung berichtspflichtiger Wasserkörper. Es ergibt sich durch die Baumaßnahme eine indirekte Betroffenheit eines Oberflächenwasserkörpers durch Auswirkungen auf und in Nebengewässern sowie eine direkte Betroffenheit eines Grundwasserkörpers. 
	EU-Code 
	Name 
	Typ
	Betroffenheit /Wirkung

	MIPE-1000


	Röcknitzbach

L 110 /

mit Klostersee

(nicht berichtspflichtig)
	Fließgewässer
	Indirekte Betroffenheit:

· Baumaßnahme am Röcknitzbach durch Anschluss an vorhandene Straße (mgl. Licht- und Schallemissionen)

· Baumaßnahmen an Nebengräben (L 110/8)
· Einleitung von Straßenoberflächenwässern (Graben L 110/8 und Graben L 160) - Eintrag von Schad-stoffen, hydraulische Belastung

	WP_PT_3_16
	Mittlere Peene


	Grundwasser
	Direkte Betroffenheit:

· breitflächige Versickerung aus Wasserhaltung

· Versickerung von Straßenoberflächenwässern


(Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern (LUNG M-V): Aktualisierung des Bewirtschaftungsplans nach §§ 82, 83 WHG bzw. Artikel 11 und Artikel 13 der Richtlinie 2000/60/EG für die Flussgebietseinheit Warnow/Peene für den Zeitraum von 2016 bis 2021, www.wrrl-mv.de)

Eine detaillierte Zustandsbeschreibung des vom Vorhaben betroffenen Oberflächenfließgewässers Röcknitzbach (MIPE-1000) und des Grundwasserkörpers Mittlere Peene WP-PT-3-16, die Darstellung der Vorhabenauswirkungen auf die Wasser-körper und der Vermeidungs-, Minderungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erfolgt unter Punkt 2.3.2.4.6. Die Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf die Oberflächen- und Grundwasserkörper erfolgt unter Punkt 2.3.3.5. Im Ergebnis wird festgestellt, dass es durch das Vorhaben weder zu einer Verschlechterung des ökologischen oder chemischen Zustandes der Oberflächenwasserkörper kommt, noch, dass der chemische und mengenmäßige Zustand des Grundwasserkörpers verschlechtert wird.
Das Vorhaben ist mit den Bewirtschaftungszielen der WRRL vereinbar. Die im Ergebnis des Gutachtens zur WRRL getroffenen Feststellungen sind fachlich methodisch nachvollziehbar und nach Beurteilung der Planfeststellungsbehörde nicht zu beanstanden.

2.4.4.6.1.1.1 Zulässigkeit nach § 27 WHG (oberirdische Gewässer)
Gemäß § 27 Abs. 1 WHG sind oberirdische Gewässer, soweit sie nicht nach § 28 WHG als künstlich oder erheblich verändert eingestuft werden, so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung ihres ökologischen und ihres chemischen Zustands vermieden wird (sog. Verschlechterungsverbot) und ein guter ökologischer und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht wird (sog. Verbesserungsgebot). 
Durch das Vorhaben wird es zu keinen Überbauungen von Oberflächengewässern kommen.
Die geplante Straßentrasse der Neubaustrecke der B 110 Ortsumgehung Dargun veranlasst eine indirekte Betroffenheit des berichtspflichtigen Fließgewässers Röcknitzbach L 110 (MIPE-1000) durch Auswirkungen auf und in Nebengewässern mittels
· Baumaßnahme am Röcknitzbach durch Anschluss an die vorhandene Straße verbunden mit möglichen Licht- und Schallemissionen, 
· Baumaßnahmen an Nebengräben, insbesondere dem Graben L 110/8 sowie

· Einleitung von Straßenoberflächenwässern verbunden mit Schadstoffeinträgen in die Gräben L 110/8 und L 160-30 und dadurch veranlasster hydraulischer Belastung.
Die Bewertung des Vorhabens anhand der Vorgaben von WRRL und WHG, insbesondere die Prüfung des Verschlechterungsverbotes und Verbesserungsgebotes, zeigen lediglich temporäre oder lokal begrenzte Wirkpfade, die nicht geeignet sind, die biologischen oder chemischen Qualitätskomponenten des Röcknitzbaches gemäß Steckbrief des Fließgewässerkörpers (FIS WASSER 2020) nachhaltig zu beeinflussen, sodass hier kein Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot zu prognostizieren ist. Der ökologische Zustand des organisch geprägten Röcknitzbaches ist als unbefriedigend eingestuft worden, ebenso wie die hydromorphologische Gesamtbewertung. Der chemische Zustand wird nur ohne ubiquitäre Stoffe eingehalten. Der Gewässerentwicklungsraum des Röcknitzbaches wird ggf. am Bauanfang, an dem die Umgehungsstraße an die Bestandsstraße angeschlossen wird, minimal berührt. Es erfolgt jedoch lediglich der Anschluss der Trasse an die Bestandsstraße ohne weitergehende bauliche Veränderungen, so dass sich keine Beeinträchtigungen des Entwicklungsraumes ergeben. Weitere Eingriffe in den Gewässerentwicklungsraum können aufgrund der Distanz des Bauvorhabens zum Röcknitzbach ausgeschlossen werden.
Gleichermaßen wird das Verbesserungsgebot eingehalten. Maßnahmen zur Erreichung des guten ökologischen Potenzials und chemischen Zustands des Röcknitzbaches werden nicht durch das Vorhaben gefährdet. Grundlage dieser Bewertung ist die dem Bauvorhaben zugrundeliegende Entwässerungsplanung (Unterlage 8). 
Vorgesehene Maßnahmen zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele sind im Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie dargestellt (Unterlage 19.5, Punkt 3.1, S. 31ff.).
Die Prüfung der Vereinbarkeit des Vorhabens mit den maßgebenden Bewirtschaftungszielen (Verschlechterungsverbot, Verbesserungsgebot) nach § 27 WHG ergibt, dass es unter Berücksichtigung der bauseitigen Regenwasserbehandlung mittels Mulden-Rigolen-System (MRS) und der Maßnahme 1.4 VS (Unterlage 9.3) sowie die Bewertung Projektwirkungen auf die betroffenen Qualitätskomponenten des Oberflächenwasserkörpers (Unterlage 19.5, Seite 39ff.) einschließlich der Nebenbestimmungen unter Punkt 1.5.6.2 zu keiner Beeinträchtigung der oberflächengewässerbezogenen Bewirtschaftungsziele kommt.
Die Auflagen unter Punkt 1.5.6.2 entsprechen dem Vorsorgegrundsatz zum Gewässerschutz und sind verhältnismäßig. Sie beruhen auf § 13 WHG. Die Nebenbestimmungen sind aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere zum Schutz der Ordnung des Wasserhaushalts, zur Sicherstellung des Schutzes von Natur und Landschaft sowie zur Gefahrenabwehr erforderlich.
Durch die bau- und anlagebedingte Flächeninanspruchnahme sind keine Auswirkungen auf die hydromorphologischen und biologischen Qualitätskomponenten und damit auf das ökologische Potenzial und den chemischen Zustand des Röcknitzbaches zu erwarten. Damit wird den Anforderungen des Verschlechterungsverbotes/ Verbesserungsgebotes gemäß WRRL Rechnung getragen, eine Ausnahmeprüfung ist nicht erforderlich.
Alle gesetzten Bewirtschaftungsziele zur Verbesserung der Zustände des vom Vorhaben betroffenen und nach WRRL berichtspflichtigen Oberflächengewässer Röcknitzbach (MIPE-1000) werden durch die bau-, anlagen- und betriebsbedingten Wirkfaktoren des Vorhabens nicht beeinträchtigt, so dass das Vorhaben die Erreichung eines guten ökologischen Potenzials oder guten chemischen Zustandes nicht gefährdet und das Vorhaben dem Verbesserungsgebot des § 27 WHG entspricht (Unterlage 19.5, S. 51).
2.4.4.6.1.1.2 Zulässigkeit nach § 47 WHG (Grundwasser)
§ 47 WHG sieht vor, dass das Grundwasser so zu bewirtschaften ist, dass eine Verschlechterung seines mengenmäßigen und seines chemischen Zustands vermieden wird, alle signifikanten und anhaltenden Trends ansteigender Schadstoffkonzentrationen aufgrund der Auswirkungen menschlicher Tätigkeiten umgekehrt werden und ein guter mengenmäßiger und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht wird. Zu einem guten mengenmäßigen Zustand gehört insbesondere ein Gleichgewicht zwischen Grundwasserentnahme und Grundwasserneubildung. Diese Vorgaben gehen jeweils auf Art. 4 Abs. 1 der Wasserrahmenrichtlinie – WRRL (Richtlinie 2000/60/EG), sh. Punkt 2.4.5.6.1.1, zurück.
Der Neubau der Ortsumgehung Dargun führt zu einer Versiegelung von Grundwasserneubildungsflächen allgemeiner Bedeutung in einem Umfang von ca. 3,5 ha sowie einer direkten Betroffenheit eines Grundwasserkörpers Mittlere Peene (WP_PT_3_16) aufgrund der 
· breitflächigen Versickerung aus Wasserhaltung sowie der 

· Versickerung von Straßenoberflächenwässern.

Die Bewertung des Vorhabens anhand der Vorgaben von WRRL und WHG, insbesondere die Prüfung des Verschlechterungsverbotes und Verbesserungsgebotes, zeigen lediglich temporäre oder lokal begrenzte Wirkpfade, die nicht geeignet sind die relevanten Qualitätskomponenten des Grundwasserkörpers Mittlere Peene nachhaltig zu beeinflussen, sodass hier kein Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot zu prognostizieren ist. Gleichermaßen wird das Verbesserungsgebot eingehalten.

Geringe Sickerraten in den Baugruben ermöglichen eine offene Wasserhaltung, bei der erhebliche Grundwasserabsenkungen- und entnahmemengen nicht zu erwarten sind. Das oberflächennahe Grundwasser wird breitflächig wieder in den Untergrund versickert. Ein Eintrag von Stoffen, die sich auf den Grundwasserkörper auswirken, ist aufgrund der geringen Mengen und der vergleichbaren chemischen Beschaffenheit unwahrscheinlich. Es sind keine Auswirkungen auf den mengenmäßigen sowie auf den chemischen Zustand des Grundwasserkörpers Mittlere Peene zu erwarten. Grundlage dieser Bewertung ist die Entwässerungsplanung dieses Vorhabens (Unterlage 8). Eine Gefährdung der Wasserqualität des WSG Dargun kann ebenfalls ausgeschlossen werden, da die vorherrschende Grundwasserdynamik etwa von Nordost nach Südwest verläuft und sich das Vorhaben somit im Abstrombereich des WSG befindet. Dort, wo die Trasse die Wasserschutzzone III berührt, werden die Transportmulden gegen den anstehenden Boden abgedichtet (Unterlage 18.1). Ein Eintrag von straßenspezifischen Schadstoffen in das Grundwasser kann aufgrund der Reinigungsleistung durch Bankett und Bodenpassage mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden. 

Zum Schutz des Zustands des Grundwasserkörpers Mittlere Peene sind entsprechend des Maßnahmenblattes 1.4 VS Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen in Form von Vorsorgemaßnahmen gegen Wasserkontamination, Minimierung der Dauer von Baugrubenöffnungen sowie Wasserhaltungsmaßnahmen, Reinigung des anfallenden Oberflächenwassers sowie angepasste Einleitgeschwindigkeit durch gedrosselte Einleitung mi der Folge einer Verbesserung des Gewässerzustandes festgelegt. 

Bei bestimmungsgemäßer Nutzung der Verkehrsflächen durch die Versickerung des Niederschlagswassers wird keine wesentliche Beeinträchtigung der Grundwasserbeschaffenheit eintreten, so dass die Bewirtschaftungsvorgaben gemäß § 47 WHG, insbesondere die Einhaltung des Verschlechterungsverbotes des Grundwassers und seiner Schadstoffkonzentration sowie die Ausgewogenheit zwischen Grundwasserentnahme und Grundwasserneubildung in gutem mengenmäßigem und chemischem Zustand eingehalten werden. 
Durch die erteilten Auflagen unter Punkt 1.5.6.2 dieses Beschlusses werden die ordnungsgemäße Durchführung der Baumaßnahmen sowie der Schutz der Gewässer und des Grundwassers sichergestellt. Die Auflagen entsprechen dem Vorsorgegrundsatz zum Gewässerschutz und sind verhältnismäßig. Sie beruhen auf § 13 WHG. Die Nebenbestimmungen sind aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere zum Schutz der Ordnung des Wasserhaushalts, zur Sicherstellung des Schutzes von Natur und Landschaft sowie zur Gefahrenabwehr erforderlich. 
Im Ergebnis der Bewertung ist festzustellen, dass das geplante Vorhaben den Zielen des aktuellen Maßnahmenprogramms für den Grundwasserkörper „Mittlere Peene“ (WP_PT_3_16) durch das Vorhaben nicht entgegensteht, so dass das Vorhaben auch dem Verbesserungsgebot des § 47 WHG entspricht. (U 19.5, S. 54).
2.4.4.6.1.2 Einleitung von Oberflächenwasser – Wasserrechtliche Erlaubnis 
Das Straßenbauamt Schwerin beantragte im Rahmen des Antrages auf Planfeststellung für die Maßnahme B 110 Ortsumgehung Dargun die Einleitung des anfallenden Niederschlags- und Oberflächenwassers von der geneigten Fahrbahn der Neubaustrecke B 110 und den befestigten Nebenflächen in die unbefestigten straßenbegleitenden Mulden und in die Gräben L110/8 und L160-30. 

Die geplante Ortsumgehung Dargun hat eine Gesamtlänge von ca. 3,2 km. Die Entwässerung wird als offene Entwässerung angelegt. Nach Möglichkeit wird die Straße ohne Borde errichtet, so dass das Oberflächenwasser breitflächig von der geneigten Fahrbahn und den befestigten Nebenflächen in die unbefestigten straßenbegleitenden Mulden bzw. in die Dammfußmulden abfließen kann. Sofern eine Streckenbegleitende Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers nicht möglich ist, wird das Wasser den öffentlichen Vorfluten (Graben L110/8 und Graben L160) zugeführt. Die vier geplanten Regeneinzugsgebiete resultieren aus der Entwässerungsart, die sich aus dem Trassenverlauf und der Vorflutsituation ergibt (Unterlage 18.1 Erläuterungsbericht Wassertechnik und Übersichtslageplan zur Entwässerung). 

Vor Einleitung in das Grundwasser wird das anfallende Niederschlagswasser mittels Durchströmens einer 0,2 m bis 0,3 m mächtigen Oberbodenpassage gereinigt. Zusätzlich ist der Einbau von Absetzanlagen vor den Versickerungsbecken vorgesehen. Die planerisch gebildeten Regeneinzugsgebiete für die Entwässerung (U1 Erläuterungsbericht Seite 62 f.) sehen im Regeneinzugsgebiet VI vor, das anfallende Oberflächenwasser in den Graben L160-30 einzuleiten. Es ist geplant, das Oberflächenwasser einschließlich der angeschlossenen Bestandsentwässerung bei Station 3+551 durch einen neu herzustellenden Schacht mit Tauchwand zu führen. Damit wird davon ausgegangen, dass die Aufnahmefähigkeit der Straßenentwässerungsanlagen den neuen Erfordernissen entspricht.
Rechtsgrundlage für die Benutzung eines Gewässers ist die Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis gemäß § 8 Abs. 1 und § 10 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (WHG). Zuständig dafür ist gemäß § 107 Abs. 1 Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LWaG M-V) der Landrat des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte als Untere Wasserbehörde, soweit durch Rechtsvorschriften nicht etwas Anderes bestimmt ist, § 106 Satz 1 und 3 LaWaG M-V. Bei planfeststellungsbedürftigen Vorhaben ist für die Erteilung der Erlaubnis oder Bewilligung für vorhabenbedingte Wasserbenutzungen die Planfeststellungsbehörde zuständig, § 19 Abs.1 WHG, im Einvernehmen mit der zuständigen Wasserbehörde, § 19 Abs. 3 WHG.

Die wasserrechtliche Erlaubnis wird von der planfeststellungsrechtlichen Konzentrationswirkung nicht erfasst. Sie wird gemäß § 19 Abs. 1 WHG vielmehr rechtlich losgelöst, jedoch im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens erteilt. Das hat zur Folge, dass etwaige Änderungen des Planfeststellungsbeschlusses nicht auch die wasserrechtliche Erlaubnis erfassen und umgekehrt. Dem liegt die Erwägung zugrunde, dass im Gegensatz zu Planfeststellungsbeschlüssen, die in hohem Maße änderungsresistent sind, im Wasserrecht flexibel handhabbare Instrumente unverzichtbar sind. Die Erlaubnis und die Bewilligung stehen nach Maßgabe des § 13 WHG von vornherein unter dem Vorbehalt nachträglicher Anordnungen von Inhalts- und Nebenbestimmungen. Die Erlaubnis ist zudem gemäß § 18 WHG widerruflich. Dadurch soll ein schnelles, effektives Reagieren auf veränderte Situationen ermöglicht werden (vgl. BVerwG, Urteil vom 16.03.2006, Az. 4 A 1075/04).
Eine Gewässerbenutzung in Sinne des § 8 Abs. 1 WHG ist das Einleiten von Stoffen in ein Gewässer, § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG, wozu insbesondere die Abwassereinleitung zählt. Nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 WHG ist auch Niederschlagswasser Abwasser. Die beantragte Erlaubnis war zu erteilen. 

Eine Erlaubnis für das Einleiten darf gemäß § 57 Abs. 1 WHG nur erteilt werden, wenn die Menge und Schädlichkeit des Abwassers so gering gehalten wird, wie dies bei Einhaltung der jeweils in Betracht kommenden Verfahren nach dem Stand der Technik möglich ist, die Einleitung mit den Anforderungen an die Gewässereigenschaften und sonstigen rechtlichen Anforderungen vereinbar ist und Abwasseranlagen oder sonstige Einrichtungen errichtet und betrieben werden, die erforderlich sind, um die o.g. Anforderungen sicherzustellen.
Die Entscheidung zur Einleitung war zu erteilen, da Versagungsgründe nach § 12 Abs. 1 WHG nicht vorliegen. Die Prüfung der entwässerungstechnischen Lösungen für das von den Straßenflächen anfallende Niederschlagswasser hat ergeben, dass die Erlaubnisvoraussetzungen erfüllt sind bzw. durch die Nebenbestimmungen sichergestellt werden. Die allgemein anerkannten Regeln der Technik werden eingehalten. Weder sind durch die Einleitung des Niederschlagswassers schädliche, auch durch Nebenbestimmungen nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare Gewässerveränderungen zu erwarten, § 12 Abs. 1 Nr. 1 WHG, noch ist ersichtlich, dass andere öffentliche Vorschriften nicht eingehalten werden, § 12 Abs. 1 Nr. 2 WHG. Durch die beantragte Gewässerbenutzung ist eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit nicht zu besorgen. Versagungsgründe im Sinne des § 12 WHG liegen nicht vor.

Im Übrigen steht die Entscheidung im pflichtgemäßen Ermessen der zuständigen Behörde,  § 12 Abs. 2 WHG. Die mit dem Streckenneubau der B 110 für die Ortsumgehung Dargun notwendige Niederschlagsentwässerung erfolgt über die Ableitung des gesammelten Oberflächenwassers breitflächig von der geneigten Fahrbahn und den befestigten Nebenflächen in die unbefestigten straßenbegleitenden Mulden und Gräben bzw. in die Dammfußmulden. Die Behandlung des Niederschlagswassers erfolgt vorrangig in vernetzten dezentralen sowie zentralen Versickerungsanlagen. Negative Auswirkungen auf Oberflächengewässer und Grundwasserkörper entsprechend der Ausführungen zu den vorstehenden Punkten sind nicht zu prognostizieren. Aufgrund dessen war im Rahmen der abzuwägenden Interessen des Antragstellers und den öffentlichen Interessen, insbesondere denen der Gewässerbewirtschaftung, dem Interesse des Antragstellers der Vorzug zu geben ist.
Das wasserrechtliche Einvernehmen wird mit den in diesem Beschluss festgelegten Nebenbestimmungen, Auflagen und Hinweisen seitens der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte mit Schreiben vom 10.02.2022 und 22.02.2023 erteilt. Die Erlaubnisse fließen in den Planfeststellungsbeschluss ein. Das Einvernehmen mit dem Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ wird ebenfalls mit den in diesem Beschluss festgelegten Nebenbestimmungen, Auflagen und Hinweisen mit Schreiben vom 13.10.2021 erteilt.
Die Erteilung der Auflagen unter Punkt 1.5.6.1 beruht auf § 13 WHG, wonach eine Erlaubnis, hier das Benehmen unter Festsetzung von Inhalts- und Nebenbestimmungen ergehen kann. Sie dienen der Sicherstellung der Erlaubnisfähigkeit, der Vermeidung und dem Ausgleich nachteiliger Wirkungen auf die Ordnung des Wasserhaushaltes oder für andere und der Beobachtung und Sicherstellung der ordnungsgemäßen Betriebstüchtigkeit der Anlage. Der Vorbehalt weiterer Auflagen ergibt sich ebenso wie die Befristung aus § 13 WHG. Vorliegend wurde nach pflichtgemäßem Ermessen von einer grundsätzlichen Befristung abgesehen.
Bei Erfüllung und Einhaltung der Auflagen und Bedingungen ist durch die erlaubte Gewässerbenutzung eine Beeinträchtigung des Wasserhaushaltes im Wirkungsgefüge des Naturhaushaltes als auch der Interessen Dritter nicht zu erwarten.

Die Erteilung dieser Erlaubnis entbindet den Gewässerbenutzer nicht von der Erfüllung der sich aus anderen Rechtsvorschriften ableitenden Pflichten, die sich im Zusammenhang mit der Ausübung dieser Gewässerbenutzung ergeben können. Es ist entsprechend dem Sorgfaltsgebot des § 5 WHG, bei allen Vorhaben und Maßnahmen, mit denen Einwirkungen auf ein Gewässer verbunden sein können, die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um Beeinträchtigungen sicher auszuschließen. Insbesondere ist zu gewährleisten, dass keine wassergefährdenden Stoffe in den Untergrund eindringen können, die zu einer Beeinträchtigung des Oberflächengewässers/Grundwassers führen könnten. Der Gewässerbenutzer haftet für alle Schäden, die dadurch entstehen, dass er die erteilten Bedingungen und Auflagen nicht erfüllt. Sonstige Entscheidungen, die nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sind, bleiben von dieser Entscheidung unberührt. Diese Erlaubnis berechtigt insbesondere nicht zu Benutzung fremder Grundstücke. Privatrechtliche Zustimmungen sind durch den Erlaubnisnehmer einzuholen.
Die Rechtsnachfolge des Bescheides ergibt sich aus § 8 Abs. 4 WHG.
2.4.4.6.1.2.1 Wasserrechtlichen Erlaubnis 662-NW-71027-14-2022 – 
         Niederschlagswasserbeseitigung
Bei dem zur Wasserrechtlichen Erlaubnis 662-NW-71027-14-2022 beantragten anfallenden Niederschlagswasser der Verkehrsflächen der Regeneinzugsgebiete I-A, I-B, II, III, IV, X, XI, K 49 und K 50 der geplanten Ortsumgehung Dargun B 110 über verschiedene Versickerungsanlagen (Versickerungsmulden und -gräben, zwei Versickerungsbecken mit Sedimentationsanlage, sowie ein Graben-Rigolen-System in das Grundwasser handelt es sich laut Bewertungsverfahren nach DWA Merkblatt DWA M 153 um mäßig verschmutztes Abwasser.
Es sind verschiedene Regenwasserbehandlungen (z. B. durch Sedimentationsanlagen, Versickerungsgräben und Versickerungsbecken mit einer Oberbodenschicht von 0,3 m Versickerungsmulden mit einer Oberbodenschicht von 0,2 m) als der Teil der Versickerungsanlagen vorgesehen.

Die Anlage entspricht gemäß § 60 Abs. 1 WHG den allgemein anerkannten Regeln der Technik.

Die Erteilung der Auflagen beruht auf § 13 WHG, wonach eine Erlaubnis unter Festsetzung von Inhalts- und Nebenbestimmungen ergehen kann. Sie dienen der Sicherstellung der Erlaubnisfähigkeit, der Vermeidung und dem Ausgleich nachteiliger Wirkungen für andere sowie der Erfüllung der Aufgaben der Gewässeraufsicht gemäß § 100 WHG in Bezug auf die Ordnung des Wasserhaushaltes zum Wohl der Allgemeinheit.

Da es derzeit in der Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer (AbwV) für Niederschlagswasser keine Mindestanforderungen gibt, waren hier über die unter Punkt 1.5.6.1.1 genannten Auflagen hinaus keine weitergehenden Anforderungen zu stellen.
Das wasserrechtliche Einvernehmen wird mit den in diesem Beschluss festgelegten Nebenbestimmungen, Auflagen und Hinweisen seitens der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte mit Schreiben vom 22.02.2022 erteilt.
2.4.4.6.1.2.2 Wasserrechtlichen Erlaubnis 662-NW-71027-15-2022 – 
         Niederschlagswasserbeseitigung
Bei dem zur Wasserrechtlichen Erlaubnis 662-NW-71027-15-2022 beantragten anfallenden Niederschlagswasser der Straßenflächen der Regeneinzugsgebiete V und VI der neu zu errichtenden Ortsumgehung Dargun B 110 über zwei Einleitstellen mit Behandlungsanlage in den Vorfluter L160 handelt es sich laut Bewertungsverfahren nach Arbeitsblatt DWA A 102-2 um mäßig verschmutztes Abwasser.
Eine Regenwasserbehandlung ist dem Zulauf zum Einleitgewässer vorgeschaltet.

Die Anlage entspricht gemäß § 60 Abs. 1 WHG den allgemein anerkannten Regeln der Technik.
Die Erteilung der Auflagen beruht auf § 13 WHG, wonach eine Erlaubnis unter Festsetzung von Inhalts- und Nebenbestimmungen ergehen kann. Sie dienen der Sicherstellung der Erlaubnisfähigkeit, der Vermeidung und dem Ausgleich nachteiliger Wirkungen für andere sowie der Erfüllung der Aufgaben der Gewässeraufsicht gemäß § 100 WHG in Bezug auf die Ordnung des Wasserhaushaltes zum Wohl der Allgemeinheit.

Da es derzeit in der Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer (AbwV) für Niederschlagswasser keine Mindestanforderungen gibt, waren hier über die unter Punkt 1.5.6.1.2 genannten Auflagen hinaus keine weitergehenden Anforderungen zu stellen.
Das wasserrechtliche Einvernehmen wird mit den in diesem Beschluss festgelegten Nebenbestimmungen, Auflagen und Hinweisen seitens der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte mit Schreiben vom 10.02.2022 erteilt.

2.4.4.6.1.3 Wasserschutzgebiete 
2.4.4.6.1.3.1 Trinkwasserschutz 
Die Wasserschutzgebiete der Wasserfassung Dargun I befinden sich südwestlich der geplanten Straßentrasse und werden durch das Bauvorhaben nicht berührt.
Das Bauvorhaben verläuft von auf einer Länge von ca. 385 m innerhalb der erweiterten Trinkwasserschutzzone III A der Wasserfassung II Dargun Nord, Teilfassung Lehnenhof, die am 17.12.2013 neu festgesetzt wurde (Wasserschutzgebietsverordnung (WSGVO) Dargun, GVOBI. M-V 2014, S. 4). In diesem Bereich wird es zu Überbauungen durch den gesamten Straßenkörper kommen. Ein Großteil des Baugebiets liegt in unmittelbarer Nähe zum Wasserschutzgebiet, sowohl zur Schutzzone III A als auch der engeren Schutzzone II. Hier erfolgen Schutzmaßnahmen zur Abdichtung des Straßenkörpers nach RiStWag (Unterlage 18).
Von Bau km 1+490 bis Bau km 1+650 und Bau km 1+875 bis Bau km 2+100 liegt die neue Straße auf Grund des ungleichmäßigen Verlaufes der Schutzzonengrenze vollständig innerhalb der weiteren Schutzzone III. Der minimalste Abstand zur engeren Schutzzone II beträgt ca. 70 m. In diesen Abschnitten wird die Straße in Dammlage mit einer Gradientenhöhe von 0,7 m bis max. 2,7 m über Gelände geführt. Das aus der Fahrbahn abfließende Regenwasser wird seitlich über Bankette und Böschungen den Fußmulden zugeführt, die das Wasser außerhalb der Schutzone leiten und dort zur Versickerung bringen. Die in den Regeneinzugsgebieten III und IV vorgesehenen Versickerungsanlagen selbst liegen außerhalb der Wasserschutzzone III A der Wasserfassung II Dargun Nord (Unterlage 18).

Gemäß Punkt 5.1 des Katalogs der Verbote und Nutzungsbeschränkungen der WSGVO Dargun sind die Errichtung oder Erweiterung von Straßen, Wegen und sonstigen Verkehrsflächen nur erlaubt, wenn die RiStWag beachtet werden und ansonsten wie in Zone II verboten. Punkt 5.3 der WSGVO Dargun verbietet in der Wasserschutzzone III A die Verwertung von auslaug- oder auswaschbaren Materialien, wie Boden, Schlacke, pechhaltiger Straßenaufbruch u. ä., zum Straßen-, Wege-, Eisenbahn- und Wasserbau, für andere technische Bauwerke sowie Verfüllungen und zum Errichten von Lärmschutzwällen.

Entsprechend der Richtlinie 98/83/EG über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch befindet sich das Trinkwasserschutzgebiet in einem guten Zustand.
Der Grundwasserkörper Mittlere Peene (WP_PT_3_16) sowie der Oberflächenwasserkörper Röcknitzbach (MIPE-1000) werden durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt und die Schutzziele nicht verhindert.
Eine Gefährdung ist aufgrund der vorherrschenden Grundwasserdynamik und der im Abstrom der Wasserfassung II Dargun Nord geplanten Straßentrasse unwahrscheinlich. Eine Betroffenheit der Wasserschutzgebiete kann daher ausgeschlossen werden.
2.4.4.6.1.3.2 Natura 2000
Im Umfeld des Vorhabens befindet sich das EU-Vogelschutzgebiet DE 2242-401 „Mecklenburgische Schweiz und Kummerower See“. Das Vorhaben erfolgt vollständig außerhalb des Schutzgebiets. Eine Beeinträchtigung wasserwirtschaftlicher Belange unter Betrachtung der Schutzziele des FFH-Gebietes liegt nicht vor. 
2.4.4.6.1.4 Durchlässe
Sämtliche Durchlässe unterfallen der Straßenbaulast des Straßenbaulastträgers zur betroffenen Straße als Konsequenz der notwendigen Oberflächenentwässerung der Straße.
2.4.4.6.1.5 Einleitstellen
Für die in der Unterlage 19.5 erläuterte Entwässerung sind an drei Stellen Einleitpunkte in Gewässer 2. Ordnung, §§ 48, 50 LWaG, für die Beseitigung des anfallenden Niederschlagswassers vorgesehen.

Entsprechend der festgestellten Planungsunterlagen ist eine gedrosselte Einleitung von maximal 1,7 l/s in das Gewässer L110/8 zwischen Bau-km 0+050 vorgesehen. Im Einvernehmen mit dem für Gewässer 2. Ordnung zuständigen Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“, § 63 Satz 1 Nr. 2 LWaG, ist die Einleitmenge unkritisch und kann vom Gewässer problemlos abgeführt werden.
In das Gewässer L160 soll an einer neu zu errichtenden und einer bereits bestehenden Einleitstelle zwischen Bau-km 3+551 eingeleitet werden in der Annahme, dass das zusätzlich anfallende Niederschlagswasser der Einleitung oberhalb der B 110 (Abzweig Neubauhof) zugeführt wird. Die Ermittlung des Regenwasser-Anfalls geht von einer abzuführenden Gesamtmenge von 45,73 l/s aus. Im Einvernehmen mit dem Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ ist die Zuleitung der errechneten Niederschlagsmenge für das Gewässer und die Bauwerke unkritisch und kann ohne Rückstau im Gewässer abgeführt werden. 

Die Aufrechterhaltung der ordnungsgemäßen Funktionalität der Einleitung der erwarteten Niederschlagsmenge wird durch die Reinigung des einzuleitenden Niederschlagswassers entsprechend der Festlegungen unter Punkt 1.5.6.1 gewährleistet. 
2.4.4.6.1.6 Wasserbuch
Die Entscheidung über die Eintragung der Einleiterlaubnis in das Wasserbuch beim Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie beruht auf § 87 Abs. 2 WHG. Hiernach sind grundsätzlich alle erteilten Erlaubnisse einzutragen, die nicht nur vorübergehenden Zwecken dienen.
2.4.4.6.2 Gewässerbau und Unterhaltung – Ausgleichsmaßnahme Renaturierung Röcknitzbach
Als Ausgleichsmaßnahme für den geplanten Bau der B 110 Ortsumgehung Dargun soll der Röcknitzbach bei Dargun zur Wiederherstellung der Durchgängigkeit und Verbesserung der Gewässerstruktur renaturiert werden.

Aufgrund der baulichen Veränderungen in der Vergangenheit ist der Röcknitzbach innerhalb des Projektgebietes derzeit ein stark ausgebautes, begradigtes Gewässer mit gleichmäßigem, trapezförmigem Gewässerprofil. Aufgrund der fehlenden Beschattung durch Ufergeholze verkrautet der Röcknitzbach im Sommer stark. Besiedlungsstrukturen für Wasserwirbellose und Fischeinstande, wie Baumwurzeln und Altholz, sind nicht vorhanden. Die Grünlandnutzung reicht bis an die Böschungsoberkante heran.

Nach § 67 Abs. 2 WHG ist Gewässerausbau die Herstellung, die Beseitigung und die wesentliche Umgestaltung eines Gewässers und seiner Ufer. Nach § 68 Abs. 1 WHG bedarf der Gewässerausbau einer Planfeststellung. Die für die Renaturierung geplanten und unter Punkt 1.1.2.2 festgestellten Maßnahmen, insbesondere durch die Neutrassierung des Gewässerlaufes und die naturnahe Umgestaltung des vorhandenen Gewässerprofils stellen eine wesentliche Umgestaltung des Gewässers dar. Somit handelt es sich um einen Gewässerausbau. Die Einzelheiten zur geplanten Renaturierung des Röcknitzbaches als Ausgleichsmaßnahme ergeben sich aus den Planunterlagen und insbesondere aus der Planunterlage 19.6.

Nach aktueller Rechtsprechung kann bei Vorliegen eines Planungskonzeptes und unter der Vorgabe, dass für das Vorhaben oder für Teile von diesem nur eine einheitliche Entscheidung möglich sei, dieses in einem Planfeststellungstellungsverfahren des Straßenbaus nach § 75 Abs. 1 VwVfG integriert werden. Voraussetzung dafür ist insbesondere, dass es sich um Vorhaben handelt, die nicht nur räumlich, sondern auch zeitlich Zusammentreffen. Damit liegt die Voraussetzung für die Anwendung des § 78 Abs. 1 VwVfG M-V vor. Gemäß § 70 WHG gelten grundsätzlich in wasserrechtlichen Planfeststellungsverfahren u.a. die Regelungen der §§ 72 und 78 VwVfG, so dass entsprechend der Entscheidung des BVerwG (BVerwG 9 A 13/18) diese auch für wasserrechtliche Planfeststellungsverfahren nach § 68 WHG Anwendung finden. Von den geplanten Maßnahmen sind unter Berücksichtigung der Auflagen unter Punkt 1.5.6.5 keine negativen Beeinträchtigungen für das Wohl der Allgemeinheit zu erwarten. Versagungsgründe nach § 68 Abs. 3 WHG für die Planfeststellung liegen nicht vor. 
Die Planfeststellung für den Gewässerausbau fließt in den Planfeststellungsbeschluss für den Straßenbau aufgrund seiner Konzentrationswirkung mit ein. 
Die für die Ausgleichsmaßnahme Renaturierung Röcknitzbach erteilten Auflagen unterliegen nachfolgender Rechtfertigung:
· Punkte 1 und 10 – Die unter Punkt 1 und 10 erteilten Auflagen sind Maßnahmen, um den Forderungen gemäß § 67 Abs. 1 und § 68 Abs. 3 WHG gerecht zu werden.

· Punkte 2, 3, 6, 7, 8, 9, 13, 14 – Im Rahmen der Gewässeraufsicht obliegt der zuständigen Wasserbehörde gemäß § 100 WHG die Überwachung der Gewässer und der Maßnahmen, die einen Gewässerausbau darstellen. Die erteilten Auflagen dienen der Durchsetzung dieser Rechtsvorschrift und sind somit erforderlich.

· Punkt 4 – Die Auflage dient dem Erhalt der Funktionstüchtigkeit von bereits vor der Ausbaumaßnahme einmündenden Leitungen und der Feststellung der Rechtmäßigkeit vor allem der Schmutzwassereinleitungen sowie der Berücksichtigung weiterer Leitungen und Anlagen anderer Versorgungsträger.

· Punkt 5 – Die Einladung der Vertreter der verschiedenen Träger öffentlicher Belange dient zur Sicherstellung der formulierten Auflagen. Insbesondere, da sich das Gewässer Röcknitzbach als Gewässer 2. Ordnung im Eigentum der Stadt Dargun befindet, der Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ der unterhaltungspflichtige Verband des Röcknitzbaches ist, das StALU MS für die Prüfung der Maßnahmen zur Zielerreichung der WRRL am berichtspflichtigen Wasserkörper Röcknitzbach zuständig ist und die Untere Wasserbehörde die Aufsichtsbehörde des Wasser- und Bodenverbandes und für die Gewässeraufsicht gemäß § 100 WHG zuständig ist.
· Punkte 11 und 12 – Die Auflagen dienen der Herstellung und der Sicherung der Funktionstüchtigkeit der Durchflüsse und der Gewährleistung der Unterhaltungspflicht.
· Punkt 15 – Die unter Punkt 14 erteilte Auflage betrifft Maßnahmen, um den Forderungen gemäß § 38 WHG gerecht zu werden.

· Punkt 16 – Die Auflage dient gemäß § 31 Abs. 3 und 4 LWaG MV den Belangen von Grundwasserschutz bzw. -neubildung. Daraus resultiert die Anzeigepflicht bei Anschnitten von Grundwasser, damit durch die Wasserbehörde entsprechend geprüft und reagiert werden kann.
· Punkt 17- Die Auflage dient dem Erhalt der Funktionstüchtigkeit und dem Erreichen der Bewirtschaftungsziele sowie dem Schutz des Gewässers. 
Das Einvernehmen mit dem Landrat des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte als zuständige Untere Wasserbehörde wurde unter Einhaltung der Nebenbestimmungen unter Punkt 1.5.6.5 hergestellt. 
Durch die landschaftspflegerische Ersatzmaßnahme 4.1 E Renaturierung Röcknitzbach mit der Herstellung eines naturnahen Gewässerverlaufes und der Ausweisung eines beidseitigen, extensiv genutzten Gewässerrandstreifens werden die hydromorphologischen Qualitätskomponenten und damit perspektivisch erwartbar auch die biologischen und physikalisch-chemische Qualitätskomponenten des Gewässers verbessert. Dem Verbesserungsgebot des WHG wird aktiv entsprochen. 

2.4.4.6.3 Stellungnahmen und Einwendungen zu wasserrechtlichen Belangen
2.4.4.6.3.1 Wasser- und Bodenverband „Obere Peene“ (WBV) (TöB 39)
Zur Klärung wurden nachfolgende Punkte des WBV vorgetragen:
7.1 „Die Einleitung in das Gewässer 3090 sollte in die hydrologische Betrachtung aufgenommen werden, da ein nicht unbeträchtlicher Anteil der Regenentwässerung des Stadtgebietes in den Graben mündet.“

7.3 „Zwischen den Stationen 2+500 und 2+700 zeige der Ist- und der Planstand einen Abschnitt, der das HQ2 lediglich bordvoll abführt. Die Rechengrundlage bildet in beiden Fällen ein glatter Zustand. Für beide Fälle sollte ein zusätzliches Szenario mit einem teilweise verkrauteten Zustand modelliert werden, der Planzustand gegebenenfalls auch mit Gehölzanteilen.“

Zur Erledigung des eingewandten Vortrags sichert der Vorhabenträger entsprechend der Festlegung unter Punkt 1.6 zu, dass im Rahmen der Ausführungsplanung eine Abstimmung mit dem WBV einschließlich des StALU erfolgen wird, um die in dem hydraulischen Modell festgestellten Kennwerte noch einmal zu rechnen und zu simulieren und gegebenenfalls im Zuge der Ausführungsplanung auf den dann bestehenden Ist-Zustand nachzusteuern und den Planzustand dahingehend anzupassen. Der Vorhabenträger wird sich neben dem WBV und dem StALU auch mit der Unteren Wasserbehörde des LK MSE abstimmen. 

Die Planfeststellungsbehörde bestätigt die Zusage; Anpassungen führen zu keiner signifikanten Änderung der Maßnahme, sondern beinhalten Korrekturen entsprechend der dann bestehenden Gegebenheiten.
2.4.4.6.3.2 Bauernverband Mecklenburg-Vorpommern e. V. (TöB 41)
Der Bauernverband gibt in Bezug auf die Maßnahme zur Renaturierung des Röcknitzbaches zu bedenken, dass mit der Renaturierungsmaßnahme auch langfristig keine Beeinträchtigungen benachbarter landwirtschaftlich genutzter Flächen erfolgen dürfen. 

Der Vorhabenträger erwidert, dass der Hochwasserschutz bei Grünlandnutzung nach den anerkannten Regeln der Technik bis maximal HW2 bzw. HQ2 durch wasserbauliche Maßnahmen bzw. Gewässerunterhaltungsmaßnahmen abgesichert wird. Er sichert entsprechend der Festlegungen unter Punkt 1.6 zu, dass die benachbarten landwirtschaftlich genutzten Flächen durch die Renaturierungsmaßnahme langfristig nicht beeinträchtigt werden. Die Bedenken des Bauernverbandes werden mit der Zusicherung des Vorhabenträgers ausgeräumt.
2.4.4.7 Abfallwirtschaft/ Bodenschutz

2.4.4.7.1 Abfallwirtschaft

zu Punkt 1.5.7.1
Der Vorhabenträger hat das gesetzlich festgelegte Ziel zur Abfallvermeidung unter Schonung der natürlichen Ressourcen und Sicherstellung des Schutzes von Mensch und Umwelt bei der Erzeugung und Bewirtschaftung von Abfällen umzusetzen und die Regelungen des Abfallrechts, insbesondere die Abfallrahmenrichtlinie der Europäischen Union (RL 2008/98), das Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) sowie das Abfallwirtschaftsgesetz für Mecklenburg-Vorpommern (AbfWG M-V) zu beachten.
Bedingt durch seine Herkunft oder Vorgeschichte kann das Aushubmaterial mit sehr unter­ schiedlichen Stoffen belastet sein. Die daraus resultierenden Verwendungs-/ Verwertungsmöglichkeiten hängen vom Schadstoffgehalt, der Mobilisierung der Schadstoffe, den Nutzungen und den Einbaubedingungen ab. Gemäß § 7 Abs. 3 KrWG hat die Verwertung von Abfällen, vorliegend in Form des Aushubmaterials, ordnungsgemäß und schadlos zu erfolgen.
Der Vorhabenträger hat die Einhaltung der Festlegungen in der Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte sicherzustellen. Im Rahmen der Überlassungspflicht nach §§ 4 und 6 der Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte hat nach § 25 Abfallwirtschaftssatzung die Anlieferung von Baustellen- bzw.  anderen  Abfällen  zur  Beseitigung, die  nicht  nach  § 10 Abs. 1 Abfallwirt-

schaftssatzung unter die Ausschlussliste fallen, grundsätzlich durch zugelassene Unternehmen zu erfolgen.
Die Gewährleistung der Andienungspflicht wird durch die Abfallbehörde des Landkreises kontrolliert.
Das Nachkommen der Forderungen der Untere Abfallbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte im Rahmen ihrer Stellungnahme vom 17. September 2021 und 03. April 2023 zur Beachtung der in den Stellungnahmen aufgelisteten Vorgaben ist durch den Vorhabenträger in seinen Erwiderungen zugesichert worden. Mit Aufnahme der Aspekte über Zusicherung und Aufnahme von Auflagen unter Punkt 1.5.7.1 dieses Beschlusses sind die Bedenken der Unteren Abfallbehörde erledigt.
2.4.4.7.2 Bodenschutz

zu Punkt 1.5.7.2

Der Vorhabenträger hat die Baumaßnahme so auszuführen, dass der Bodenverbrauch und die Versiegelung auf das erforderliche Mindestmaß begrenzt bleiben. Die Einwirkungen auf den Boden, Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte sind zu vermeiden. Insoweit sind die Maßgaben des BBodSchG und der BBodSchV bindend.

Außerhalb der vom Vorhaben unmittelbar betroffenen Bodenbereiche hat der Vorhabenträger schädliche baubedingte Bodenveränderungen abzuwehren (§ 1 BBodSchG).
In der Realisierungsphase ist daher die Einhaltung der rechtlichen Bestimmungen vom Vorhabenträger zu überwachen. Dies betrifft vor allem die Vermeidung von Bodenverunreinigungen und schädlichen Bodenveränderungen, § 7 BBodSchG.
Entsprechend dem Erlass des Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt M-V vom 30. April 2018 wird die Vorsorgepflicht nach § 7 BBodSchG durch Einhalten der guten fachlichen Praxis erfüllt (§ 17 BBodSchG). Die landwirtschaftliche Beratungsstelle im Sinne des §17 BBodSchG ist die zuständige Stelle für landwirtschaftliches Fachrecht und Beratung (LFB) bei der LMS Agrarberatung GmbH (§ 1 Abs. 2 LwBodSchZustLVO M-V).
Zur Sicherstellung der Anforderungen für die Einhaltung der guten fachlichen Praxis hat der abnehmende Landwirtschaftsbetrieb das geplante Aufbringen auf landwirtschaftlich genutzte Flächen bei der LFB einschließlich der Übergabe der vorhandenen Untersuchungen anzuzeigen. Hier erfolgt die Prüfung und ggf. Nachforderungen von Unterlagen.
Im Rahmen ihrer Stellungnahme vom 17. September 2021 und 03. April 2023 stimmt die Untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte dem Vorhaben unter der Voraussetzung der im Pkt. 1.5.7.2 erteilten Auflagen zu.
2.4.4.8 Denkmalschutz

zu Punkt 1.1.4/ 1.5.8

Dem geplanten Bauvorhaben stehen die Belange des Denkmalschutzes nicht entgegen.
Denkmale sind gemäß § 2 Abs.1 Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M-V) Sachen, Mehrheit von Sachen und Teile von Sachen, an deren Erhaltung und Nutzung ein öffentliches Interesse besteht, wenn die Sachen bedeutend für die Geschichte des Menschen, für Städte und Siedlungen oder für die Entwicklung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen sind und für die Erhaltung und Nutzung künstlerische, wissenschaftliche, geschichtliche, volkskundliche oder städtebauliche Gründe vorliegen.
Den festgestellten Planunterlagen entsprechend erfolgt das Vorhaben nicht direkt in Bereichen bekannter Bodendenkmale.
In der Umgebung des geplanten Vorhabens sowie geplanter Flächen für Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen sind Bodendenkmale bekannt und in der Anlage „Übersicht Bau- und Bodendenkmale“ der Stellungnahme des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte vom 12.08.2021, Nummer 3399/2021-501, dargestellt durch rote und blaue, in der Regel kreis- oder punktförmig bzw. kreisähnlich markierte Flächen mit Fundplatznummer, im Einzelnen: 

· rotes Bodendenkmal – Fundplatz Dargun: Nr. 9 Hügelgrab Bronzezeit

· blaue Bodendenkmale – Fundplätze Dargun 

· Nr. 68 Fund Frühgeschichte

· Nr. 69 Fund Urgeschichte 

· Nr. 60 Siedlung Eisenzeit 

· Nr. 43 Fund Neolithikum

· Nr. 27 Siedlung röm. Kaiserzeit und Fundstreuung Urgeschichte und Mittelalter) 

· Nr. 51 Siedlung Neuzeit und Hort-/Depotfund

· Nr. 18, 19, 44 Brandgräberfeld

· Nr. 25, 28, 33, 66 Siedlung Slawenzeit
Gem. § 1 Abs. 3 DSchG M-V sind daher bei öffentlichen Planungen und Maßnahmen die Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege zu berücksichtigen.
In einem Urteil vom 27. April 2017 hat das Verwaltungsgericht Schwerin (2 A 3548/15 SN) festgestellt, dass das Denkmalschutzgesetz M-V keine Ermächtigungsgrundlage für Auflagen zur Sicherstellung und Bergung vermuteter Bodendenkmale zu Lasten des Bauherrn gibt. Im Einzelnen stellt das Gericht zu lediglich als Flächenumrissen gekennzeichneten Bodendenkmalen fest, Zitat: 
· „Nach dem eindeutigen Wortlaut knüpft § 7 Abs. 1, § 5 DSchG MV an das tatsächliche Vorliegen eines Denkmals an. Der bloße Verdacht genügt – auch wenn er auf konkrete Tatsachen gestützt sein mag – nicht.“ (Rn. 43)
· „Im Ergebnis genügt es für die Annahme einer Grundstücksfläche als Bodendenkmal wegen des mit einer Unterschutzstellung verbundenen Eingriffs in Grundrechtspositionen der Grundstückseigentümer und –nutzer nicht, dass das Vorhandensein eines Bodendenkmals nur vermutet oder auch nur für überwiegend wahrscheinlich gehalten wird.“ (Rn. 51)

· „Auch ermächtigt § 7 Abs. 5 i.V.m. § 11 DSchG nicht zur Verpflichtung eines Bauherrn zur Heranziehung von archäologischen Aufsehern oder Baubegleitern. Ebenso wenig kann aus diesen Normen die Ermächtigung zur Verpflichtung eines Bauherrn zur Bergung und Erfassung der gefundenen Denkmale oder zur Information über die in Aussicht genommen Maßnahmen abgeleitet werden. Beides ist nach § 4 Abs. 2 i.V.m. § 11 Abs. 4 DSchG MV originäre Aufgabe der Denkmalfachbehörde bzw. Unteren Denkmalschutzbehörden. Die denkmalbezogenen Verpflichtungen des Bauherrn beschränken sich im Wesentlichen auf die Auskunft-, Anzeige und Erhaltungspflicht (vgl. §§ 9 Abs. 1, 11 Abs. 2,3 DSchG MV).“ (Rn. 54)
Aus diesem Grund werden keine Auflagen zur Sicherstellung und Bergung der vermuteten Bodendenkmale zu Lasten des Vorhabenträgers erteilt. Bei den standardmäßig als Kreisfläche ausgewiesenen Bodendenkmalen, die mit der exakt symmetrischen Form kenntlich gemacht sind, ist von vermuteten Bodendenkmalsflächen auszugehen, denn anderenfalls, also bei präzise bestimmten Bodendenkmalen, wäre eine stets regelmäßige Symmetrie der Bodendenkmalsfläche nicht zu erwarten.
Die Farbe Blau kennzeichnet Bodendenkmale, deren Veränderung oder Beseitigung nach § 7 DSchG M-V genehmigt werden kann, sofern vor Beginn jeglicher Erdarbeiten die fachgerechte Bergung und Dokumentation dieser Bodendenkmale sichergestellt wird. 

Nach § 6 Abs. 5 DSchG M-V trägt der Verursacher der Maßnahme die anfallenden Kosten. Sofern bekannte Bodendenkmäler, wie die von der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte aufgezeigen, durch das Vorhaben berührt werden, sind die anfallenden Kosten dem Vorhaben B 110 Ortsumgehung Dargun zuzuordnen.
Bekannte Bau-/Einzeldenkmale, die aufgrund ihrer wissenschaftlichen und kulturgeschichtlichen Bedeutung eine unveränderte Beibehaltung ihrer Lage erfordern, sind durch das Vorhaben nicht betroffen und eine Überbauung außerhalb des Straßenkörpers findet nicht statt. 

Nicht auszuschließen ist, dass bei Bauarbeiten archäologische Funde oder Fundstellen entdeckt werden.
Für Bodendenkmale, die bei Erdarbeiten neu entdeckt werden, gelten die Bestimmungen des § 11 DSchG MV. In diesem Fall ist die zuständige Untere Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des Landesamtes in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige, doch kann die Frist für eine fachgerechte Untersuchung im Rahmen des Zumutbaren verlängert werden (§ 11 Abs. 3 DSchG MV).
Die Untere Denkmalschutzbehörde des Landkreises Mecklenburgische-Seenplatte hat sich durch Übersendung seiner Stellungnahme vom 17.09.2021 am Verfahren beteiligt und mitgeteilt, dass dem geplanten Bauvorhaben die Belange des Denkmalschutzes, unter Beachtung der erteilten Planungs- und Ausführungshinweise aufgrund der sich in der Umgebung des Bauvorhabens vermuteten Bodendenkmäler nicht entgegenstehen, § 7 Abs. 6 DSchG M-V. 

Ebenso beteiligte sich das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V mit Stellungnahmen vom 20.07.2021 und 26.10.2021 am Verfahren mit dem Hinweis, dass im Vorhabengebiet vermutete Bodendenkmale bekannt seien.
Die Sicherung der Belange des Denkmalrechts wurde in diesem Beschluss unter den Punkten 1.1.4, 1.5.8 und 1.6 festgestellt.
2.4.4.9 Kataster- und Vermessungswesen

zu Punkt 1.5.9

Im Planbereich befinden sich gesetzlich geschützte Festpunkte der amtlichen geodätischen Grundlagennetze des Landes Mecklenburg-Vorpommern.
Vermessungs- und Grenzmarken sind nach § 26 des Gesetzes über das amtliche Geoinformations- und Vermessungswesen (Geoinformations- und Vermessungsgesetz - GeoVermG M-V) vom 16. Dezember 2010 (GVOBI. M-V S. 713) in seiner derzeit gültigen Fassung gesetzlich geschützt und dürfen nicht unbefugt eingebracht, in ihrer Lage verändert oder entfernt werden, § 26 Abs. 8 GeoVermG M-V.
Der feste Stand, die Erkennbarkeit und die Verwendbarkeit der Vermessungsmarken dürfen nicht gefährdet werden, es sei denn, notwendige Maßnahmen rechtfertigen eine Gefährdung der Vermessungsmarken.
Das Merkblatt über die Bedeutung und Erhaltung der Festpunkte ist zu beachten.
Das erforderliche Einbringen neuer Grenzmarken darf nur von Vermessungsstellen im Sinne des § 5 Abs. 2 GeoVermG M-V durchgeführt werden. Die Antragstellung und Kostenübernahme obliegt dem Verursacher. Zuwiderhandlungen und Unterlassung der Meldepflicht können als Ordnungswidrigkeiten geahndet werden. Die Festlegungen des § 26 Abs. 1-9 GeoVermG M-V sind zu beachten.
Die Nebenbestimmungen dienen dem Erhalt und der Sicherungvon Vermessungs- und Grenzmarken im Vorhabengebiet, § 26 GeoVermG M-V.
In der Stellungnahme des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte vom 17. September 2021 weist das Kataster- und Vermessungsamtes des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte auf Festpunkte des geodätischen Festpunktfeldes innerhalb des Baufeldes, die weder entfernt noch beschädigt werden dürfen sowie den Schutz der Grenzmarken hin. Es bestehen weder Bedenken gegen die Baumaßnahme, noch werden Bedingungen gestellt.
Das Landesamt für Innere Verwaltung, Geoinformation, Vermessungs- und Katasterwesen Mecklenburg-Vorpommern beteiligt sich mit seiner Stellungnahme vom 07. Juli 2021 am Verfahren und stimmt dem Vorhaben unter Aufnahme der Auflagen unter Punkt 1.5.9 dieses Beschlusses zu.

2.4.4.10 Verkehrsrechtliche Belange 
2.4.4.10.1 Verkehrsablauf
zu Punkt 1.5.16 

Gegen das geplante Vorhaben werden von der Straßenverkehrsbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte keine Bedenken erhoben. Dem Vorhaben wird unter Einhaltung der Auflagen unter Punkt 1.5.16 mit Schreiben vom 17. September 2021 zugestimmt.

2.4.4.10.2 Geschwindigkeitsbegrenzung 

zu Punkt 1.1.6.1

Der Bauanfang beginnt mit einem Lage- und Höhenzwangspunkt bei Bau-km 0+000, den der Bestand der Brücke über den Röcknitzbach bildet. Das Bauwerk ist nicht Bestandteil der Neubaustrecke B 110 für die Ortsumgehung Dargun.
Die Ortsumgehung beginnt mit ihrer Ausschleifung aus der Bestandsstraße B 110 am östlichen Brückenwiderlager unmittelbar hinter der Querung des Röcknitzbachs. Das vorhandene Brückenbauwerk soll zukünftig, jedoch ohne zeitlich konkrete Festlegung, aber nach Errichtung der Neubaustrecke B 110 für die Ortsumgehung Dargun mit einem Ersatzneubau erneuert werden. Der Ersatzneubau bewirkt eine Gradientenerhöhung der B 110 schon vor Beginn der Strecke der Ortsumfahrung wegen der regelgerechten Bemaßung der neuen Brücke (vergrößerte lichte Höhe) und der notwendigen Erfüllung der Anforderungen an das Merkblatt für die Anlagen von Querungshilfen (MAQ) als Querungsbauwerk der geschützten Art Otter, da das Brückenbauwerk im FFH-Gebiet mit der Zielart Fischotter belegen ist.
Das Vorhaben Ortsumgehung Dargun ist daher mit der Gradiente geplant, die sich durch den Ersatzneubau der Röcknitzbrücke ergibt. Die Planung und anstehende bauliche Umsetzung der Ortsumgehung hat mit der vorliegenden Planung einen früheren Umsetzungszeitraum erreicht als das Vorhaben Ersatzneubau Röcknitzbrücke. Es bedarf einer Anpassung der beiden verschiedenen Gradienten mit einer Differenz von 0,60 m zwischen Bestandsstrecke B 110 am Bauanfang und der Ortsumgehung. Der Vorhabenträger hat daher für den Interimszeitraum bis zur Herstellung des Ersatzneubaus Röcknitzbrücke eine Planänderung zur Gradientenanpassung vorgelegt. Die zugehörigen relevanten Deckblätter Unterlage 1.1 mit den Blättern 41D, 42D, 43D, 62D, 74D, 78D, Unterlagen 4, 5, 6.1, 6.2 und 8 jeweils Blatt 1D, Unterlage 9.1 Blatt 1 DDD; Unterlagen 9.2 Blatt 1D, Unterlage 9.2 Blatt 1D, Unterlage 9.3 Blätter 2DD und 42D, Unterlage 9.4 Blätter 4DD, 8D, 9D und 16D, Unterlagen 10 und 16, 18.0, 18.1 bzgl. Inhaltsverzeichnis jeweils Blatt 1D, Unterlage 18.1 bzgl. Erläuterungsbericht Blatt 1D, 4D, 12D mit Anpassungen in den zugehörigen Anlagen 18.1.1 Blatt 1D, 18.1.2. Blatt 5D und 6D, die Deckblätter jeweils Blatt 1D bezüglich der Bemessung dezentraler Entwässerungsanlangen, Unterlagen 18.1.5.1.1, 18.1.5.1.2, 18.1.5.1.3 und 18.1.5.1.4, Unterlage 18.1.5.2 sowie Unterlage 18.1.7 mit den Bättern 1D und 2D, Unterlage 19.1 Blätter 57DD, 73D, 74D und Unterlage 19.5 Blätter 19D, 20D, 21D, 37D, 38D werden planfestgestellt. 

Die technische Planung mit ihren veränderten Auswirkungen auf die Entwässerungsanlage, landschaftspflegerischen Kompensationsmaßnahmen und den Grunderwerb ermöglicht die Gradientenanpassung zur Überbrückung der im Anbindebereich des Vorhabens an die Bestandsstraße B 110 tiefer liegenden Gradiente. Die geänderte Planung umfasst eine Länge von 144 m. Aufgrund der geringen Neigungsdifferenzen werden die Halbmesser für Kuppe und Wanne gemäß RAL 2012 für die EKL (Entwurfsklasse) 3 jedoch eingehalten. Die Tangentenlängen werden aber insbesondere bei der Wanne, Bau-km 0+012,573, deutlich unterschritten. Die Längsneigung im Verwindungsbereich bei Bau-km 0+043 wird gewährleistet.

Die Anspassung der Gradiente über eine Länge von ca. 144 m am Bauanfang des Vorhabens entspricht damit nicht in Gänze den Anforderungen der RAL zur Herstellung einer verkehrssicheren Anlage. 

Der Vorhabenträger hat sich die mit vorgenannten Deckblättern überplante Gradientenanpassung durch einen externen Sicherheitsauditor auf die Aspekte der Verkehrssicherheit bewerten lassen. Das Sicherheitsaudit liegt der Planfeststellungsebhörde in seiner Ergänzungsfassung vom 07.07.2023 als Materialunterlage vor.

Um den vorliegenden planerischen Ansatz durchzuführen, werden nach Ergebnis des Sicherheitsaudits zusätzliche Maßnahmen erforderlich, um den auf der Ortsumfahrung fahrenden Verkerhsteilnehmern eine sichere Passage der betroffenen Anpassungsstrecke zu gewährleisten.

Diese vom Sicherheitsauditor vorgegebenen Maßnahmen beziehen sich auf verkehrsrechtliche Anordnungen sowohl auf der Neubaustrecke als auch auf der Bestandsstrecke der B 110 

· zur Reduzierung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 70 km/h durch das VZ 274 der StVO, 

· durch eine große Zusatzbeschilderung zum VZ 274 als Hinweis auf das Ende der Ausbaustrecke durch das VZ 2139 „Ende der Ausbaustrecke“ der StVO und

· zur Anordnung „Halt. Vorfahrt gewähren“, VZ 206 der StVO, für den von der zukünftigen Ortsdurchfahrt einbiegenden Verkehr auf die neue B 110 Ortsumgehung Dargun,
· zur Anordnung „Halt. Vorfahrt gewähren“, VZ 206 der StVO, am Knotenpunkt für den von der L 231 einbiegenden Verkehr auf die neue B 110 Ortsumgehung Dargun.
Außerdem ergeht die Empfehlung zur Freimachung der Sichtfelder im Bereich des Knoten mit der L 231. 

Die Planfeststellungsbehörde sieht in Übereinstimmung mit den Festlegungen des Sicherheitsauditors das Erfordernis einer zügigen Herstellung der Anschlussmaßnahme Ersatzneubau Röcknitzbrücke, um die Gradientendifferenzen unverzüglich auszumerzen.

Aus den Vorgaben des Sicherheitsaudits entnimmt die Planfeststellungsbehörde, dass zusätzlich zur schlichten Planfeststellung Handlungsbedarf zur Herstellung einer verkehrssicheren Anlage, die hier vollständig neu gebaut wird, besteht. 

Allerdings bewegen sich einige der Vorgaben des Sicherheitsaudits außerhalb des Bereich der Planfeststellungsgrenzen und werden daher über diese Planfeststellung nicht geregelt. Das sind die Punkte Anordnung des VZ 206 an der Knotenpunktzufahrt L 231/ B 110, die Freimachung der Sichtfelder im Bereich dieses Knotens mit der L 231 und die zügige und prioritäre Herstellung der Gradiente mit dem Ersatzneubau Röcknitzbrücke. Diese Vorgaben liegen in der Hand des zuständigen Straßenbaulastträgers, der nicht vom hier antragstellenden Vorhabenträger vertreten wird, und können an dieser Stelle nur dringend empfohlen werden.

Die Forderung nach einer großen Zusatzbeschilderung bewegt sich zwar innerhalb der Vorhabensgrenzen, ist mit den Instrumenten der StVO jedoch nicht möglich. Daher nimmt die Planfeststellungsbehörde diesen Aspekt im Rahmen der Möglichkeiten der StVO für eine Zusatzbeschilderung nur auf und empfiehlt dem Vorhabenträger über den Tenor dieses Beschlusses hinaus, sich eine Lösung für ein besonders großes Schild außerhalb der amtlichen Beschilderungsmöglichkeiten zu beschaffen, etwa in Form einer nichtamtlichen Informationskampagne vergleichbar mit Plakaten, die die Deutsche Verkehrswacht zur Information und Bewusstseinsmachung oder Akzeptanzsteigerung der Verkehrsteilnehmer an diversen Fernstraßen bundesweit nutzt.

Der Planfeststellungsbehörde ist nur möglich, die in der eingeschlossenen Entscheidung unter Punkt 1.1.6 genannten Anordnungen zu treffen, weil diese sich im Bereich des Vorhabens bewegen und von amtlichen Verkehrszeichen der StVO erfasst werden.
Die Entscheidung begründet sich wie folgt:

Mit der Planfeststellung als eingeschlossene Entscheidung werden die verkehrsrechtlichen Anordnungen der drei VZ 274 auf 70 km/h in vorgenommen. Sie sind in Höhe Bau-km 0+000,000 für Fahrtrichtung Demmin und in Höhe Bau-km 0+300,00 sowie Bau-km 0+050,000 für Fahrtrichtung Rostock nach Feinabstimmung zum exakten Standort mit der Unteren Verkehrsbehörde aufzustellen.

Das VZ 274 bei Bau-km 0+300,000 in Fahrtrichtung Rostock erhält das Zusatzzeichen StVO VZ 2139 „Ende der Ausbaustrecke“.

In Fahrtrichtung Demmin ist bei ca. Bau-km 0+300,00 das StVO VZ 276, Aufhebung der Geschwindigkeitsbegrenzung auf 70 km/h, vorzusehen, da sich baulich das Ende der Gradientenanpassung für den Verkehrsteilnehmer nicht erschließt.

Die Anordnung erfolgt hier auf der Planfeststellungsebene, obwohl sie der grundsätzlichen von der Planfeststellung unabhängigen Entscheidung der zuständigen Unteren Verkehrsbehörde zu überlassen wäre.

Der übliche Markierungs- und Beschilderungsplan, der grundsätzlich für dieses Vorhaben mit Unterlage 16.2 vorliegt, wird nicht planfestgestellt. Der Plan dient als nachrichtich aufgenommene Unterlage für die seitens der zuständigen Unteren Verkehrsbehörde vorzunehmende Anordnung der bauvorhabenbedingt erforderlichen Verkehrszeichen. Einzig die hier in der eingeschlossenen Entscheidung benannten Verkehrszeichen, die teilweise schon im Markierungs- und Beschilderungsplan Unterlage 16.2.2 Blatt 1 enthalten sind, werden planfestgestellt. 

Gemäß § 45 Abs. 1 StVO erfolgen die verkehrsrechtlichen Anordnungen durch den Vorhabenträger grundsätzlich im Einvernehmen mit der jeweilig zuständigen Straßenverkehrsbehörde. Die Markierungs- und Beschilderungspläne sind i.d.R. vor Baubeginn mit der Unteren Straßenverkehrsbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte abzustimmen. Vorliegend ist das Einvernehmen schon vor Planfeststellungsentscheidung, also auf Zulassungsebene, für den Teilbereich des Neubauvorhabens Ortsumgehung Dargun im Zuge der Strecke der erforderlichen Gradientenanpassung ab Bauanfang aus Gründen der Verkehrssicherheit unabdingbar. Die Planfeststellungsbehörde hat daher selbst mit der Unteren Verkehrsbehörde das erforderliche Einvernehmen hergestellt. Es wurde seitens der Unteren Verkehrsbehörde mit Schreiben vom 29. August 2023 erteilt.
§ 45 Abs. 9 StVO sieht für Fälle gesteigerter Anforderungen an Verkehrssicherheit solche verkehrsrechtlichen Anordnungen vor. Die Streckenpassage des Vorhabens zur Überwindung der verschiedenen Gradienten zwischen Ortsumgehung und Altbestand der B 110 ist augenscheinlich für den Verkehrsteilnehmer unauffällig, da sie sich im Neubaubereich befindet und die Erwartungshaltung des Verkehrsteilnehmers an eine regelkonforme und sicher zu befahrene Straße weckt. Auch ein aufmerksamer Verkehrsteilnehmer kann die Gefahr, die beim Befahren dieses Streckenabschnittes mit an sich zulässiger Höchstgeschwindigkeit von 100 km/h auftreten könnte, nicht oder nicht rechtzeitig erkennen und auch muss nicht mit ihr rechnen. Die hier zu betrachtenden besonderen örtlichen Verhältnisse zeigen eine Gefahrenlage auf, die bewältigt werden muss, wie nicht zuletzt das Sicherheitsaudit des Vorhabenträgers unterstreicht. Das allgemeine Risiko einer Beeinträchtigung der sicheren Nutzung der Straße in diesem Bereich ist erheblich überstiegen. 
Um sicher zu fahren, bedarf es einer geringeren Fahrgeschwindigkeit als die grundsätzlich zulässige Höchstgeschwindigkeit, sollte es keine bauliche Anpassung der Gradiente im Gefahrenbereich geben.

Da davon ausgegangen wird, dass die hier baulich vorgesehene Gradientenanpassung eine temporäre Lösung darstellt und eine Angleichung der Gradienten und damit Beseitigung der Gefahrenlage mit der baulichen Umsetzung des Ersatzneubaus Röcknitzbrücke unverzüglich vom zuständigen Straßenbaulastträger verfolgt wird, was gegenüber der Planfeststellungsbehörde bestätigt wurde, stellt die Bewältigung der Gefahrenlage mittels Anordnung des auf 70 km/h geschwindigkeitsreduzierenden Verkehrszeichens das verhältnismäßig mildeste Mittel dar, um das zu erreichende Ziel des gefahrlosen Passierens der Strecke zu erreichen. Rein bauliche Lösungen an der Anlage zögen eine umfangreiche, in der Endsituation nicht günstige Umverlegung der Anbindung der Ortsdurchfahrt Dargun Höhe Bau-km 0+189,00 nach sich und würden nicht unerhebliche weitere Folgen für die Entwässerungsplanung, die landschaftspflegerische Begleitplanung und weitere Grundinanspruchnahme von Flächen Dritter sowie eine ungleich größere Kostenfolge nach sich ziehen, die v.a. dem Verhältnismäßigkeitsprinzip gegenüber betroffenen Dritteigentümern und deren Grundrechtsanspruch aus Art. 14 GG entgegenstehen und zudem dem Interesse der Wirtschaftlichkeit zuwiderlaufen. Die Wirtschaftlichkeit als relevanter Belang steht der Planfeststellungsbehörde als Argumentationshilfe zur Verfügung, wenn es sich um eklatante Kosten im Verhältnis zumutbarer anderer Lösungen handelt.
Für die erforderliche Gewährleistung der Sicherheit des Verkehrs ist die verkehrsrechtliche Anordnung als im Ausnahmefall zur Verfügung stehende Möglichkeit das verhältnismäßig günstigste Mittel der Wahl. Da diese Frage unmittelbar die Zulässigkeit des Vorhabens berührt, darf sie nicht einer von der Planfeststellung gesonderten nachgeordneten Entscheidung überantwortet werden, so dass die Planfeststellungsbehörde hier die Entscheidung als eingeschlossene Entscheidung mit zu treffen hat. Das Einvernehmen mit der Unteren Verkehrsbehörde ist hergestellt. 

Die abschließende Festlegung der Standorte der Verkehrszeichen findet gemeinsam mit der Unteren Verkehrsbehörde statt, da sie auf Planfeststellungsebene nicht detailliert genug festgelegt werden können. Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu §§ 39 – 43 StVO gibt vor, dass Verkehrszeichen nur dort angebracht werden dürfen, wo dies nach den Umständen geboten ist. Über die Anordnung von Verkehrszeichen darf in jedem Einzelfall und nur nach gründlicher Prüfung entschieden werden. 
Die Anordnung des Zusatzzeichens StVO VZ 2139 „Ende der Ausbaustrecke“ dient der Information und Nachvollziehbarkeit der Geschwindigkeitsreduzierung gegenüber dem Verkehrsteilnehmer. Die Anordnung des Verkehrszeichens StVO VZ 276 zur Aufhebung der Geschwindigkeitsreduzierung in Fahrtrichtung Demmin zeigt das Ende der Geschwindigkeitsreduzierung zu Grunde liegenden Gradientenanpassung der Straße an. 
Die Anordnungen sind befristet bis zur Verkerhsfreigabe des sich anschließenden Ersatzneubauwerkes der Röcknitzbrücke, weil damit die endgültige planbestimmende und dann verkehrssichere Gradiente erreicht wird.
2.4.4.10.3 Vorfahrtsregelung 
zu Punkt 1.1.6.2

Das Verkehrszeichen StVO VZ 206, „Halt. Vorfahrt gewähren“ mit entsprechend markierter Haltelinie ist für den aus der zukünftigen Ortsdurchfahrt ausbiegenden Verkehr aus gleichgenannten Gründen zur Zulässigkeit der Anordnung schon auf Planfeststellungsebene, siehe dazu vorstehend Punkt 2.4.4.10.2, anzuordnen. Diese Anordnung ist unbefristet vorzusehen, da sie sich auch auf den Endzustand der Gradiente der B 110 im Zuge der Ortsumfahrung bezieht.

Lageplan Unterlage 5, Blatt 1 D weist aus, dass die Annäherungssicht auf der neuen Ortsdurchfahrt für den Verkehr aus der Ortslage Dargun kommend am Knoten Dargun West vor Einbiegen auf die Ortsumfahrung unterbrochen ist und damit nicht ausreicht, um ohne Stopp auf die B 110 einzufahren. Die Annäherungssicht ist durch die Böschungshöhen der Ortsumgehung Dargun im relevanten Einsichtsbereich baulich bedingt unterbrochen. Diese Höhenlage bleibt aufrecht auch nach Fertigstellung der Ersatzneubaubrücke Röcknitzbach, da sich die Gradiente hier bereits in der endgültigen Planlage der Ortsumfahrung befindet. 

Um ein sicheres Einmünden zu ermöglichen und die Sicherheit und Leichtigkeit sowohl auf der neuen B 110 als auch auf der Straße Ortsdurchfahrt Dargun am Knoten West zu gewährleisten, muss der Verkehr der untergeordneten Straße Ortsdurchfahrt vor dem Einbiegevorgang anhalten, um die Anfahrsicht zu erlangen.

Die Anordnung ist ebenso wie zur Geschwindigkeitsbegrenzung, mit der Unteren Verkehrsbehörde hinsichtlich des genauen Standortes abzustimmen.

2.4.4.11 Landwirtschaft 
zu Punkt 1.5.3.2

Dem Vorhabenträger wird aufgegeben, gegenüber den vom Vorhaben betroffenen Landwirten und Landwirtschaftsbetrieben mindestens 8 Monate vor dem Baubeginn und bis spätestens zum 01. Februar des Jahres der Bauausführung die Inanspruchnahme der Flächen für die Baudurchführung mitzuteilen.

Dieser Vorlauf begründet sich aus den jeweils für die Bewirtschaftung aller landwirtschaftlichen Flächen zu beantragenden EU-Agrarförderungszahlungen, die i.d.R. jeweils spätestens bis zum 15. Mai eines jeden Jahres (Ausschlussfrist) vorher zu beantragen sind. Eine Hinzurechnung von drei Monaten Planungs- und Koordinierungs- bzw. Beantragungszeit für die betroffenen Landwirte und landwirtschaftlichen Betriebe wird als verhältnismäßig und angemessen beurteilt, so dass sich ein Vorlaufzeitfenster vor Beginn des landwirtschaftlichen Wirtschaftsjahres (i.d.R. am 01. Oktober eines jeden Jahres) von acht Monaten ergibt, das den betroffenen Landwirten eine Anpassung der Betriebsabläufe ermöglicht. 

zu Punkt 1.5.11

Das Vorhaben überplant mehrere Feldblöcke nördlich von Dargun, welche sich in einem Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft befinden. In einem Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft soll dem Erhalt und der Entwicklung landwirtschaftlicher Produktionsfaktoren und -Stätten ein besonderes Gewicht beigemessen werden, Punkt 4.5 Abs. 3 LEP M-V 2016 (Landesraumentwicklungsprogramm M-V).

2.4.4.11.1 Nutzung, Erreichbarkeit und Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen 

Die Bewirtschaftungsmöglichkeit der anliegenden landwirtschaftlichen Flächen muss während der Vorhabenumsetzung sichergestellt bleiben.

Die Gewährleistung der Nutzung, Erreichbarkeit und Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen während der Bauphase durch den Vorhabenträger lässt sich aus der rechtsgestaltenden Regelung des Planfeststellungsbeschlusses gegenüber dem Eigentümer und Nutzungsberechtigten als Verfahrensbetroffene ableiten, §§ 75 Abs. 1 VwVfG M-V, 1 Abs. 3 VwVfG.

Etwaige Grunderwerbsverhandlungen und Entschädigungsfragen sind nicht über diesen Planfeststellungsbeschluss regelbar. Sie sind dem gesonderten Grunderwerbs- und Entschädigungsverfahren, das der Vorhabenträger in eigener Zuständigkeit betreibt, vorbehalten. Eine unvertretbare Betroffenheit der Landwirtschaft durch diesen Planfeststellungsbeschluss ist somit nicht zu erkennen.

2.4.4.11.2 Agrarstrukturelle Belange  

Die agrarstrukturellen Belange wurden entsprechend § 15 Abs. 3 BNatSchG berücksichtigt. § 15 Abs. 3 BNatSchG sieht vor, dass bei der Inanspruchnahme von land- oder forstwirtschaftlichen Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf agrarstrukturelle Belange besonders Rücksicht zu nehmen ist. Insbesondere für die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Böden sind nur im benötigten Umfang in Anspruch zu nehmen.
Aufgrund dieser Bedingungen wurde seitens des Vorhabenträgers frühzeitig die Verfügbarkeit von Flächen der öffentlichen Hand recherchiert, auf denen ggf. Maßnahmen realisiert werden können, und andere Formen der Kompensation abgestimmt. Der aus dieser Recherche entstandene Sachstandsbericht liegt der Planfeststellungsbehörde vor.
Mit der vorliegenden Maßnahmenplanung, die die Vorgabe des § 15 Abs. 3 BNatSchG entsprechend der Ausführungen unter Punkt 7 des LBP (U 19.1) berücksichtigt, können nur rund 38 % bzw. 238.271 Kompensationsflächenäquivalente (KFÄ) des ermittelten Kompensationsbedarfs im Gesamtumfang von 630.593 KFÄ auf nicht landwirtschaftlich genutzten Flächen realisiert werden. Der überwiegende Teil der Kompensationsmaßnahmen erfolgt auf bislang landwirtschaftlich genutzten Flächen. Die Inanspruchnahme von etwa 22,7 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche entspricht ca. 71 % der für die Kompensationsmaßnahmen erforderlichen Gesamtfläche von 31,8 ha. Dies betrifft die Pflanzung einer Baumreihe (Maßnahme-Nr. 3.2 A), die Anlage von Landschaftswällen mit Gehölzpflanzung und Wiesenfläche (Maßnahme-Nr. 3.4 A), die Anlage von Wiesenflächen (Maßnahme-Nr.3.5 A), die Anlage einer parkartigen Grünfläche (Maßnahme-Nr. 3.6 A), die Entwicklung von Ersatzhabitaten für Vogelarten des Offen- und Halboffenlandes (Maßnahme-Nr. 3.7 ACEF) und die Renaturierung des Röcknitzbaches (Maßnahme-Nr. 4.1 E). Diese Flächen liegen nach Regionalem Raumentwicklungsprogramm Mecklenburgische Seenplatte (RREP MS) nicht in Gebieten, die als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft ausgewiesen sind. Die Ackerzahlen aller durch die geplanten Kompensationsmaßnahmen beanspruchten Böden liegen mit einem Wert von 42 im unterdurchschnittlichen Bereich, so dass die Inanspruchnahme besonders geeigneter Böden durch Kompensationsmaßnahmen für alle Böden ausgeschlossen werden kann. Der Entzug landwirtschaftlicher Nutzflächen für die Kompensationsmaßnahmen erfolgt unter Beachtung des Erfordernisses, für Kompensationsmaßnahmen vorrangig Flächen aus öffentlicher Hand in Anspruch zu nehmen. Der Anteil der Inanspruchnahme von Flächen privater Grundeigentümer ist mit ca. 1 ha bzw. einem Anteil von 3 % sehr gering. Durch den notwendigen Entzug landwirtschaftlich genutzter Flächen wird bei keinem der betroffenen Landwirte die betriebliche Existenz gefährdet. Insofern sind die agrarstrukturellen Belange nach Ansicht der Planfeststellungsbehörde in ausreichender Weise berücksichtigt.
Auf einem Teil der in Anspruch zu nehmenden landwirtschaftlichen Flächen wird gemäß Kompensationskonzept auch künftig eine extensive Grünlandnutzung erfolgen (Maßnahme-Nr. 3.5 A und 3.6 A). Für die Maßnahme-Nr. 3.7 ACEF wurde die Fläche vom Eigentümer als nahezu unwirtschaftlicher Ackerstandort vorgeschlagen.
Im Fazit der Planfeststellungsbehörde wird festgestellt, dass der Kompensationsbedarf durch die vorgesehenen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vollständig ausgeglichen ist und die agrarstrukturellen Belange nach Ansicht der Planfeststellungsbehörde in ausreichender Weise berücksichtigt sind.
2.4.4.12 Forstwirtschaft 

2.4.4.12.1 Waldumwandlung 

zu Punkt 1.5.12.1

Einer Waldumwandlungsgenehmigung nach § 15 LWaldG M-V bedarf es bei der Umsetzung des Vorhabens nach Maßgabe der dem Beschluss zugrundeliegenden Planungsunterlagen bei Einhaltung der Nebenbestimmungen unter Punkt 1.5.12.1 nicht. Gleichlautendes Einvernehmen mit der Forstbehörde, entsprechend Schreiben vom 07.12.2021 und keine Einwendungen der Unteren Naturschutzbehörde mit Schreiben vom 17.09.2021 liegen vor. Die Festlegungen der Nebenbestimmungen dienen dem Schutz der an den Wirkbereich der geplanten Umgehungsstraße angrenzenden vorhandenen Waldflächen.

Wald im Sinne des § 2 LWaldG M-V ist jede mit Waldgehölzen bestockte Grundfläche. In der Regel ist dies ein zusammenhängender Bewuchs mit Waldgehölzen mit einer Mindestflächengröße von 2.000 m2 einer mittleren Breite von 25 Metern und einer mittleren Höhe von 1 ,5 Metern oder einem Alter von 6 Jahren. Als Wald gelten auch kahlgeschlagene oder verlichtete Grundflächen, Waldwege, Waldeinteilungs- und Sicherungsstreifen, Waldwiesen, Waldblößen, Lichtungen, Waldpark- und Walderholungsplätze sowie als \/orwald dienender Bewuchs. Als Wald gelten ferner im Wald liegende oder mit ihm verbundene und ihm dienende Flächen wie insbesondere Leitungsschneisen.
Die zu schützenden Waldflächen betreffen die Waldflurstücke 48, 25, 11 und 5 in der Gemarkung Dargun, Flur 1. Gemäß § 10 LWaldG haben Träger öffentlicher Vorhaben bei Planungen und Maßnahmen, die eine Inanspruchnahme von Waldflächen vorsehen oder die in ihren Auswirkungen Waldflächen betreffen können, die Funktionen des Waldes angemessen zu berücksichtigen. Sie dürfen Wald nur in Anspruch nehmen, soweit die Planungen und Maßnahmen nicht auf anderen Flächen verwirklicht werden können. 
Auch die minimale befristete Inanspruchnahme von Waldfläche mit Umsetzung der geforderten Schutzmaßnahme 1.2 Vs durch das Aufstellen von Biotopschutzzäunen im Traufbereich der Waldbäume ist auf das notwendigste Maß zu beschränken und der Eingriff aufgrund der Baufeldfreimachung wird nach Abschluss der Baumaßnahme über die Vermeidungsmaßnahme 1.3 Vs mittels Bodenschutzmaßnahmen, Vorbereitung und Rückbau des Baufeldes zu minimieren.

Darüber hinaus hat die Vorhabenumsetzung ohne die Veranlassung weiterer Betroffenheiten zu erfolgen. 

Die bei der Forstbehörde zu beantragende Fahrgenehmigung für das Befahren der Waldfläche ergibt sich aus dem Landeswaldgesetz. § 28 LWaldG bestimmt, dass das Fahren mit Kraftfahrzeugen aller Art außerhalb der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wege nur dem Waldbesitzer, seinen Beauftragten und den hierzu gesetzlich Befugten sowie den Jagdausübungsberechtigten und ihren Beauftragten gestattet ist. Die Forstbehörde kann Dritten auf Antrag das Befahren von Straßen und Wegen genehmigen. Dabei sind die schutzwürdigen Interessen des Waldbesitzers zu wahren. Die Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses nach §§ 75 Abs. 1 VwVfG M-V, 42 Abs. 5 NatSchAG M-V umfasst die Fahrgenehmigung nicht. Die Forstbehörde entscheidet hierüber im Einzelfall.
2.4.4.12.2 Erstaufforstung 

zu Punkt 1.5.12.2

Die Flächen der naturschutzfachlichen Kompensationsmaßnahme 4.2 E „Naturnaher Waldumbau Basepohl“ erreichen aufgrund ihrer zusammenhängenden Lage die Mindestanforderungen für Wald (vgl. § 2 Abs. 3 LWaldG). Dementsprechend ist eine Erstaufforstungsgenehmigung gemäß § 25 LWaldG erforderlich.
Es handelt sich um Flächen der derzeit versiegelten, nicht mehr benötigten ehemaligen Armeeliegenschaft nordöstlich von Stavenhagen. Maßnahmenbestandteile sind die Entsiegelung von Betonplattenwegen und Stellflächen des ehemaligen Hubschraubertestgeländes sowie die Etablierung eines standortgerechten und naturschutzfachlich hochwertigen Stieleichen-Kiefern-Mischwaldes durch Waldneu- und        -unterpflanzung. Die Waldneupflanzung erfolgt in den zu entsiegelnden Bereichen auf einer Gesamtfläche von 2.902 m², der Waldumbau/Unterpflanzung innerhalb des vorhandenen Kiefernbestandes auf einer Fläche von 13.672 m². 

Die Aufforstung wird mit standortgerechten Laubbaumarten aus anerkannten Forstsaatgutbeständen aus den für Mecklenburg-Vorpommern zugelassenen Herkunftsgebieten durchgeführt. In den Bereichen, die zuvor entsiegelt werden, ist für eine erfolgreiche Entwicklung der Pflanzung der Boden möglichst sehr tiefgründig aufzulockern, da durch jahrzehntelange Nutzung als militärische Verkehrsfläche die Böden extrem verdichtet sind. Außerdem ist wegen der langjährigen militärischen Nutzung durch die Armee der DDR damit zu rechnen, dass Schadstoffe ausgetreten sind und nicht den heutigen Anforderungen gerecht entsorgt wurden, sich also noch in den Verkehrs- und angrenzenden Flächen befinden. Der Entsorgungsnachweis der aufzunehmenden Schichten ist daher unabdingbar.

Die angeordnete Begleitung durch den ökologischen Baubegleiter dient der Effizienzsteigerung der Vollzugskontrolle der Planfeststellungsbehörde.

Innerhalb der Kernzone werden Teilflächen in einem Umfang von mindestens 30% der Aufforstungsfläche von einer Bepflanzung freigehalten und der natürlichen Sukzession überlassen. Im Randbereich der Aufforstungsfläche an der Straße wird ein gestufter Waldmantel aus standortgerechten Bäumen und Sträuchern angelegt. Sie gesamte Aufforstungsfläche wird mit einem Schutzzaun vor Wildverbiss geschützt. Die Lage der Flächen ist in der Unterlage 9.2., Blatt 7D dargestellt. Die Maßnahme dient vorrangig der Kompensation von Eingriffen in Waldflächen, Ackerflächen und Ruderalfluren sowie multifunktional der Kompensation der im Zuge der Baumaßnahme geplanten Neuversiegelungen.

Nach § 25 Abs. 2 LWaldG M-V darf die Genehmigung nur versagt werden, wenn für Grundflächen in genehmigten Bauleitplänen oder sonstigen gesetzlich vorgeschriebenen Plänen rechtsverbindlich eine andere Verwendung vorgesehen ist, die der Aufforstung zuwiderliefe, die Grundfläche nach Maßgabe der landesplanungsrechtlich verbindlichen Programme oder Pläne nicht aufgeforstet werden soll oder die Erstaufforstung Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen würde. 

Die geplante Erstaufforstung dient der Mehrung der Waldfläche und entspricht somit dem Grundsatz aus dem LWaldG M-V zum Erhalt und Schutz des Waldes, § 1 LWaldG. Versagungsgründe entsprechend § 25 Abs. 2 LWaldG und insbesondere des vorliegend einschlägigen § 25 Abs. 2 Nr. 3 LWaldG liegen nicht vor. Insofern ist davon auszugehen, dass bei Einhaltung dieser Forderung keine wesentlichen Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege beeinträchtigt werden. 

Nach Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens infolge der Abwägung aller Interessen der am Verfahren Beteiligten ist festzustellen, dass mit dem Vorhaben in unerheblichem Umfang die Interessen der Allgemeinheit verfolgt werden und daher die Genehmigung zu erteilen war.

Die Genehmigung wird mit einer Befristung versehen, weil sich die Biotopausstattung und das Artenspektrum der aufzuforstenden Fläche von Natur aus verändern können. Das kann zu einer abweichenden naturschutzfachlichen Einschätzung der Zulässigkeit einer Erstaufforstung führen.
Die Landesforst Mecklenburg-Vorpommern wurde im Rahmen des Anhörungsverfahrens beteiligt und hat über das zuständige Forstamt Stavenhagen mit Schreiben vom 21.06.2022 hinsichtlich der forstrechtlichen Entscheidungen ihr Einvernehmen erteilt. Die seitens der Forstbehörde geforderten Nebenbestimmungen erfolgten in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde und sind Bestandteil dieses Beschlusses (sh. Pkt. 1.5.12.2).
Bei der Neuanlage eines Waldes ist gemäß § 16 Abs. 2 LWaldG ein Abstand mit der Pflanzstelle von 4 Metern, bei Pappelanpflanzungen von 8 Metern, zum Nachbargrundstück einzuhalten. Bei der Neuanlage eines Waldes ist gemäß § 20 LWaldG in Verbindung mit der Waldabstandverordnung ein Abstand von 30 Metern zu baulichen Anlagen die dem ständigen Aufenthalt von Menschen dienen einzuhalten und unter Punkt 1.5.12.2 Nummer 1 gefordert.
Die Forderungen nach den standortgerechten Baumarten ergibt sich aus dem § 25 Abs. 1 LWaldG. Um die Standortsgerechtigkeit zu prüfen, wird das Standortgutachten entsprechend Punkt 1.5.12.2 Nummer 2. festgelegt.
Eine Erstaufforstung ist gemäß § 24 LWaldG die Neuanlage von Wald auf einer bisher nicht als Wald geltenden Fläche. Folglich muss die aufgeforstete Fläche die Waldeigenschaft nach § 2 LWaldG i. V. m. dem Erlass des Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburg-Vorpommern zur näheren Definition von Wald erfüllen. Neben den Kriterien Mindestfläche und Mindestbreite muss die Bestockung eine Überschirmung der Fläche von mindestens 50 % aufweisen. Zur Gewährleistung dieser Überschirmung sind mindestens 60 % der in der Anlage aufgeführten Pflanzenzahlen zu bringen. Da die Fläche vollständig bepflanzt werden soll, ist der Pflanzverband entsprechend anzupassen. Eine entsprechende Festlegung erfolgt unter Punkt 1.5.12.2 Nummer 3. 
Nach § 12 Abs. 1 LWaldG ist der Waldbesitzer zu einer ordnungsgemäßen Forstwirtschaft verpflichtet. Dies beinhaltet nach § 12 Abs. 1 Nr. 5 LWaldG Forstkulturen und Naturverjüngungen ausreichend zu ergänzen, zu pflegen und zu schützen, sh. Festlegung unter Punkt 1.5.12.2 Nummer 4.
2.4.4.13 Versorgungsleitungen

zu Punkt 1.5.15

Das Bauvorhaben berührt den Verlauf verschiedener Ver- und Entsorgungsleitungen. Die Versorgungsunternehmen wurden am Verfahren beteiligt. Die Leitungsträger haben in Absprache mit dem Träger des Bauvorhabens die rechtmäßig hergestellten Leitungen aller Art im notwendigen Maß zu ändern. Die Kostenregelung bestimmt sich nach den bestehenden Verträgen und den gesetzlichen Regelungen.

Die Belange der Versorgungsunternehmen wurden in den Nebenbestimmungen unter den Punkten 1.5.3 und 1.5.15 berücksichtigt. Mit der Nebenbestimmung 1.5.3 Unterrichtungspflichten ist sichergestellt, dass der Versorgungsträger im Fall einer notwendigen Leitungsverlegung ausreichend Bauvorlaufzeit erhält. Die Nebenbestimmungen im Punkt 1.5.15 einschließlich aller zugehöriger Unterpunkte sind ausreichend, um vorhandene Leitungen während der Bauzeit zu schützen und langfristig zu sichern.
2.4.4.13.1 GasLINE GmbH & Co. KG (TöB 32)

zu Punkt 1.5.15.1

Mit Schreiben vom 13. September 2021 beteiligt sich die GasLINE GmbH & Co. KG über die PLEdoc GmbH am Verfahren und stimmt diesem unter Einhaltung der Auflagen in Punkt 1.5.15.1 zu.

2.4.4.13.2 Deutsche Telekom Technik GmbH (TöB 33)

zu Punkt 1.5.15.2

Die Deutsche Telekom Technik GmbH ist beauftragt und bevollmächtigt, für die Telekom Deutschland GmbH aufzutreten und hat mit Stellungnahme vom 13. Juli 2021 Hinweise zu Änderungen und Sicherungen der Telekommunikationsanlagen im Baufeld gegeben. Die Deutsche Telekom Technik GmbH stimmt dem Bauvorhaben unter Einhaltung der Auflagen in Punkt 1.5.15.2 zu.
Die Telekom Technik GmbH empfiehlt zur Vermeidung der nochmaligen nachträglichen Öffnung der Fahrbahnoberfläche die Mitverlegung von Lehrrohren bzw. Leerrohrverbänden entsprechend Materialkonzept für den Breitbandausbau des Bundes, möglichst im unbefestigten Seitenstreifen. Es wird auf das Telekommunikationsgesetz § 77i Absatz 7 und die Zusage des Vorhabenträgers unter Punkt 1.6 verwiesen.
Eine Verlegung der Telekommunikationslinien vor Baubeginn ist nur durchführbar, soweit der Vorhabenträger der Deutschen Telekom AG neue nutzbare Trassen im öffentlichen Verkehrsraum benennt. Stehen bisherige Verkehrsflächen, in der sich Telekommunikationslinien befinden, nicht mehr als öffentliche Verkehrsfläche zur Verfügung, ist die Fläche mit einem Leitungsrecht zugunsten der Deutschen Telekom AG zu belasten. Dieser Forderung wird durch Zusage des Vorhabenträgers im Punkt 1.6 dieses Beschlusses abgeholfen. 

2.4.4.13.3 GDMcom GmbH/ ONTRAS Gastransport GmbH (TöB 34)

zu Punkt 1.5.15.3

Mit Schreiben vom 06. September 2021 beteiligt sich die GDMcom GmbH eigens und im Auftrag der ONTRAS Gastransport GmbH am Verfahren. Die geltend gemachten Einwendungen wurden durch den Vorhabenträger mittels Planänderungen vollumfänglich ausgeräumt. In der nach erneuter Beteiligung abgegebenen Stellungnahme mit Schreiben vom 19. April 2022 wurden seitens des Versorgungsträgers keine Einwände zum geplanten Vorhaben bei Einhaltung der Auflagen unter Punkt 1.5.15.3 geltend gemacht. 
Im geplanten Ausbaubereich der Kreisstraße 49 (K 49) quert die geplante neue Trasse vorhandene Ferngasleitungen sowie Kabelschutzrohranlagen und Steuerkabel entsprechend der lfd. Nummern 134 und 135 des Regelungsverzeichnisses und im geplanten Ausbaubereich des Röcknitzbaches quert der Röcknitzbach die vorhandene Ferngasleitung FGL 97 mit Steuerkabel entsprechend der lfd. Nummer 137 des Regelungsverzeichnisses (Unterlage 11).

Eine Leitungsverlegung vor Baubeginn ist nur durchführbar, soweit der Vorhabenträger dem Versorgungsunternehmen neue nutzbare Trassen im öffentlichen Verkehrsraum benennt. Stehen bisherige Verkehrsflächen, in der sich Leitungen befinden, nicht mehr als öffentliche Verkehrsfläche zur Verfügung, hat der Vorhabenträger die notwendigen dinglichen Sicherungen für die Umverlegungsmaßnahmen zugunsten der ONTRAS Gastransport GmbH zu veranlassen. Dieser Forderung wird durch Zusage des Vorhabenträgers im Punkt 1.6 dieses Beschlusses abgeholfen.
Die bauvorbereitenden Maßnahmen innerhalb der Baufeldgrenzen sind durch den Vorhabenträger zu gewährleisten. Der Forderung der ONTRAS Gastransport GmbH, die Baufeldgrenzen nach Abstimmung mit dem Versorgungsträger ausreichend zu erweitern und in die Verfahrensunterlagen einzuarbeiten, hilft der Vorhabenträgers mittels Zusage entsprechend Punkt 1.6 dieses Beschlusses ab. Die Zusage des Vorhabenträgers ist dabei durch den Wirkungsbereich begrenzt, in sachlicher Hinsicht auf die Ausführungsplanung und in zeitlicher Hinsicht bis zur Fertigstellung des Bauvorhabens. 

2.4.4.13.4 E.DIS Netz GmbH (TöB 35)

zu Punkt 1.5.15.4

Die E.DIS Netz GmbH hat sich mit Stellungnahme vom 03. September 2021 am Verfahren beteiligt. Die geltend gemachten Einwendungen wurden durch den Vorhabenträger mittels Planänderungen vollständig ausgeräumt. Im Zuge des nach erneuter Beteiligung der E.DIS Netz GmbH geführten E-Mail-Schriftverkehrs vom 26. April 2022 und 15. Juni 2022 wurden keine Bedenken zum geplanten Vorhaben bei Einhaltung der Auflagen unter Punkt 1.5.15.4 und Berücksichtigung nachfolgender Rahmenbedingungen geäußert.

Die geplante B 110 der Ortsumgehung Dargun hat im Abschnitt Bau-km 0+570 bis 0+750 bzw. im Bereich des Flurstucks 59/2 (Flur 1, Gemarkung Dargun) die dichteteste Annäherung an die 110-kV-Freileitungstrasseachse mit ca. 32 m. Somit befindet sich die B 110 der Ortsumgehung außerhalb des Schutzbereiches der 110-kV-Freileitung, der beiderseits der Trassenachse jeweils 23 m beträgt.

Die B 110 wird nördlich in einem Teilabschnitt von dem Wirtschaftsweg 1 begleitet. Der Wirtschaftsweg 1 befindet sich im Abschnitt Bau-km 0+570 bis 0+700 erst teilweise und dann ganz im Schutzbereich der 110-kV-Freileitung und kreuzt östlich des Flurstucks 59/2 (Flur 1, Gemarkung Dargun) diese im Mastfeld 79-80. Bis zum Kreuzungsbereich verläuft der Wirtschaftsweg 1 auf einem Damm, dessen Gradientenhöhe max. 0,5 m über der vorhandenen Geländeoberkante verläuft. Die Kreuzung der 110-kV-Freileitung erfolgt unweit der Mastfeldmitte. Der Abstand zwischen der Wirtschaftswegkante und der zugewandten Fundamentaußenkante (Masteckstiel) von dem dichteren stehenden Mast 79 hat einen horizontalen Mindestabstand von ca. 100 m. Im Kreuzungsbereich der 110-kV-Freileitung hat der Wirtschaftsweg 1 eine Gradientenhöhe von max. 18,8 m über NHN (Normalhöhennull). Mit den geplanten Gradientenhöhen wird der erforderliche Mindestabstand zwischen der Oberkante des Wirtschaftsweges 1 (Verkehrsflächen) und dem Leiterseil von 7 m eingehalten. Mit dem geplanten Abstand des Wirtschaftsweges 1 im Kreuzungsbereich der Freileitung wird der Mindestabstand zwischen der Fahrbahnkante und der sichtbaren zugewandten Fundamentaußenkante bei Bundesfern- und Landesstraßen von 20 m eingehalten.
Im Ergebnis und auf Grundlage der Planung kann im Schutzbereich der 110-kV-Freileitung eine Begleitung und Kreuzung durch den Wirtschaftsweg 1 ohne Veränderung des Anlagenbestandes der E.DIS Netz GmbH erfolgen.
Bei der Gasleitung im Bereich des Röcknitzbaches handelt es sich um eine Hochdruckgasleitung mit 6 m Schutzstreifen, welche 2016 im HDD-Verfahren unter den Röcknitzbach verlegt wurde. Die Verlegtiefe im Bereich des Baches liegt bei ca. 4 m. Einwände gegen die geplante Renaturierung bestehen unter der Voraussetzung der Einhaltung der Vorgaben im „Merkblatt zum Schutz der Verteilungsanlagen“ der E.DIS Netz GmbH nicht.

2.4.4.13.5 Vodafone Deutschland GmbH (TöB 36)

zu Punkt 1.5.15.5

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Vodafone Deutschland GmbH und mit Schreiben vom 07. Juni 2021 beteiligt sich die Vodafone Deutschland GmbH am Verfahren. Die geltend gemachte Einwendung wurden durch den Vorhabenträger mittels Planänderung vollständig ausgeräumt. Nach erneuter Beteiligung auf die übersandte Planänderung hat der Versorgungsträger mit Schreiben vom 21. April 2022 keine Einwände zum geplanten Vorhaben bei Einhaltung der Auflagen unter Punkt 1.5.15.5 geltend gemacht. 

2.4.4.14 Öffentlicher Personennahverkehr und Schülerverkehr

zu Punkt 1.5.17

Die geplante Baustelle tangiert Streckenabschnitte, welche mehrmals täglich von Montag bis Freitag mit den Bussen des vom Landkreis mit der Durchführung des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) und des Schülerverkehrs beauftragten Verkehrsbetrieb, die Mecklenburg-Vorpommersche Verkehrsgesellschaft GmbH (MVVG), im kombinierten Regionallinien- und Schülerverkehr befahren werden. Hierbei handelt es sich insbesondere um die Kreuzungsbereiche Abzweig Dargun-Dörgelin-Glasow, OE Dargun von Demmin kommend sowie der Kreuzungsbereich Dargun-Brudersdorf-Klein Methling.

Der Betrieb des öffentlichen Personennahverkehrs und des Schülerverkehrs sind aus Gründen der Daseinsvorsorge während der gesamten Bauzeit zu gewährleisten und unvermeidbare Verkehrseinschränkungen auf ein Minimum zu reduzieren. Diese Auflage begründet sich insbesondere mit dem Erfordernis der verlässlichen Aufrechterhaltung des v.a. Schülerverkehrs, um der gesetzlichen Schulpflicht der betroffenen Fahrschüler nachzukommen, ohne die täglichen Fahrten zur und von der Schule auf den Individualverkehr zu verlagern, was zu unzuträglichen Mehrfahrten und Mehrkilometern führt. Auch als regelmäßig verkehrender öffentlicher Personenbeförderungsverkehr steht die Aufrechterhaltung der Verbindungen im selben öffentlichen Interesse, diesen gegenüber dem motoriserten Individualverkehr zu befördern.

Die Verlässlichkeit des ÖPNV dient zusätzlich den Anforderungen aus dem Minimierungsgebot im Interesse des Klimaschutzes.

2.4.4.15 Belange der Bundeswehr

zu Punkt 1.5.18

Mit Schreiben vom 16. Juli 2021 beteiligt sich das Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr an dem Verfahren und teilt mit, dass bei Einhaltung, der unter Punkt 1.5.18.1 angeordneten Auflagen keine Bedenken gegen das Vorhaben bestehen.
2.4.4.16 Gradientenanpassung

zu Punkt 1.5.19 

Der Ausbau des Knotenpunktes B 110/L231 am Bauanfang im Zusammenhang mit dem Vorhaben „Ersatzneubau Röcknitzbachbrücke“ ist nicht Bestandteil der Neubaustrecke B 110 für die Ortsumgehung Dargun.
Das Straßenbauamt Neustrelitz hat zur Sicherung des Brückenbauwerks über die Röcknitz eine sogenannte HAMCO-Konstruktion eingezogen, wodurch die Sicherheit der Befahrbarkeit des Brückenbauwerks trotz schlechter Zustandsnote gewährleistet ist. 

Mit Stellungnahme vom 23. September 2021 hat sich das Straßenbauamt Neustrelitz am Verfahren beteiligt. Die geltend gemachten Einwendungen finden unter den Punkten 1.5.5, 1.5.16.2, 1.5.19 und 1.6 Berücksichtigung. Die Aufnahme der Nebenbestimmungen, insbesondere die zur engen Zusammenarbeit mit dem sachlich und örtlich zuständigen Straßenbaulastträger der B 110, dem Straßenbauamt Neutrelitz, begründet sich aus dem Sachverhalt, der zur Interimsplanung der Gradientenanpassung geführt hat. Für die herzustellende Anpassung der Gradiente im Zusammenhang mit dem Ersatzneubau der Röcknitzbrücke sind die Planungen zwingend eng abzustimmen, da die beiden Vorhabensbaugrenzen unmittelbar aneinanderstoßen und wegen der Interimslösung der Gradientenanpassung sich sogar räumlich überlappen. Die B 110 hat in diesem Bereich im Interesse eines sicheren und leichten Verkehrsflusses am Ende eine Einheit zu bilden.

Die übrigen benannten Nebenbestimmungen sind für die zukünftige Zuständigkeit der Unterhaltung der Straße durch das Straßenbauamt Neustrelitz im Interesse der Öffentlichkeit an ordnungsgemäßer Unterhaltung erforderlich. 

2.4.5 Individualbetroffenheiten

Aus Gründen des Datenschutzes können die jeweiligen Einwender im Planfeststellungsbeschluss nicht mit Klartextnamen benannt werden. Die Planfeststellungsbehörde hat daher die im Anhörungsverfahren vergebenen und im Einladungsschreiben zur Erörterung bekannt gegebenen Einwendungsnummern übernommen. Den Gemeinden, in denen der Planfeststellungsbeschluss und die Planungsunterlagen ausliegen, wird eine Entschlüsselungsliste zu den vergebenen Nummern zur Verfügung gestellt.

2.4.5.1 Rechtlicher Ausgangspunkt
Nicht jede Einwendung hat Auswirkungen auf das Planfeststellungsverfahren. Das Planfeststellungsverfahren dient der Ermittlung von und der Entscheidung über Tatsachen, welche die Realisierung des Vorhabens beeinträchtigen oder sogar verhindern können. Kaufpreisforderungen und Entschädigungsforderungen sind kein Gegenstand der Planfeststellung, weil sie nicht gegen das Vorhaben an sich gerichtet sind. Alle Fragen zum Grunderwerb und der Entschädigung für Inanspruchnahme werden erst in den an die Planfeststellung anschließenden Grunderwerbsverfahren und Entschädigungsverfahren abgehandelt und entschieden. Diese Verfahren sind der Planfeststellung nachgeschaltet, weil Grunderwerb und Entschädigung nur erforderlich sind, wenn feststeht, dass das Vorhaben realisiert werden kann. Das Gleiche gilt für die Entschädigung für vorübergehende Ertragsminderungen, Bewirtschaftungserschwernisse etc. Vorübergehend in Anspruch zu nehmende Flächen verbleiben in der Regel mit Einverständnis des Eigentümers in der Pachtsache, hier wird der Pächter voll entschädigt und zahlt weiter die Pacht an den Eigentümer.
Für die Regulierung der unmittelbaren Folgen des planfestgestellten Vorhabens, wie Grundverlust usw. ist gemäß Artikel 14 Absatz 3 GG, § 19 a FStrG ebenfalls das Entschädigungsverfahren vorgesehen. Die Planfeststellung hat insoweit enteignungsrechtliche Vorwirkung, d.h. sie lässt zwar den Rechtsentzug grundsätzlich zu, regelt aber den Rechtsübergang als solchen nicht. Das Entstehen einer unwirtschaftlichen Restfläche ist erst Folge des unmittelbaren Grundentzuges und bleibt dem Entschädigungsverfahren vorbehalten. Auch muss im Rahmen eines Planfeststellungsbeschlusses nicht über Anträge auf verbindliche Gestellung von Ersatzland entschieden werden, da hierfür § 5 des Enteignungsgesetzes für das Land Mecklenburg-Vorpommern vom 2. März 1993, zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Oktober 2005 (GVOBl. M-V, S. 535) i.V.m. § 100 BauGB als spezialgesetzliche Regelung § 74 Abs. 2 VwVfG M-V im Rang vorgeht.
Für die Bemessung der erforderlichen Maßnahmen des aktiven und passiven Schallschutzes ist allein die 16. Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV) und das dort geregelte Berechnungsverfahren maßgebend (Anlage 1 zu § 3 der 16. BImSchV).
Aus Gründen des Datenschutzes können die jeweiligen Einwender im Planfeststellungsbeschluss nicht mit Klartextnamen benannt werden. Die Planfeststellungsbehörde hat daher die im Anhörungsverfahren vergebenen Einwendungsnummern übernommen.
Soweit Einwendungen zu grundsätzlich das Vorhaben betreffende Angelegenheiten und Aspekte vorgetragen wurden, sind sie an der betreffenden Auseinandersetzung in diesem Planfeststellungsbeschluss aufgenommen und behandelt worden. Im Folgenden werden die Individualbetroffenheiten, soweit sie nicht die vorgenannten Aspekte der Entscheidungsfindung berühren, betrachtet und abgewogen. Der Vollständigkeit halber wird auf die Behandlung eines vorgebrachten Themas der Einwendungen an anderer Stelle dieses Beschlusses verwiesen.

2.4.5.2 Einwendungen zur Umweltverträglichkeitsprüfung 

Die nachfolgend betrachteten Einwendungen mit Umweltbezug sind in die fachspezifische Bewertung und Abwägung unter Punkt 2.3.3 und seinen Unterpunkten einschließlich des Ergebnisses der Gesamtabwägung unter Punkt 2.3.3.12 eingeflossen.
2.4.5.2.1 Einwendungen P 1
Im Erörterungstermin wurden die Einwendungen von P 1 vorgetragen und diskutiert. Im Ergebnis der Erörterung konnte eine Erledigung nicht erzielt werden und die vorgetragenen Einwendungen wurden aufrechterhalten. 

Lärmimmissionen und Gesundheitsschutz
P 1 geht von einer Annahme eines Verkehrszuwachses der bestehenden Ortsdurchfahrtsstraße auch bei Neubau der B 110 als Ortsumgehung aus und wendet eine erhebliche Lärmbelastung der Ortsdurchfahrt sowie eine Nichtgewährleistung des Gesundheitsschutzes trotz Einhaltung der gesetzlich vorgeschriebenen Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchVO ein. Zur Begründung werden die Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation (WHO) und des Umweltbundesamtes (UBA) für einen optimalen Gesundheitsschutz herangezogen, die bei Mittelungspegeln von 40 db (nachts) bzw. 50 dB (tags) lägen und somit 9 dB [sic] (etwa halb so laut) [sic] als die gesetzlichen Regelungen seien. Der Schwerlastverkehrsanteil und der Motorradverkehrsanteil auf der L 20 im Sommer würden zu erheblicher Lärmbelastung führen, die jedoch zur Berechnung des Lärmpegels nicht ausreichend herangezogen worden sei. P 1 wendet zudem ein, dass es vor dem Hintergrund immer stärker werdender Forderungen nach Schallschutz, beginnend mit der Umsetzung der EU-Umgebungslärmrichtlinie und der Nationalen Lärmschutzpaketen, nicht nachvollziehbar sei, dass der Vorhabenträger ausschließlich die 16. BlmSchV heranzieht. 
P 1 nimmt Bezug auf § 41 BImSchG, wonach beim Bau öffentlicher Straßen sicherzustellen sei, dass durch diese keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche hervorgerufen werden können, die nach dem Stand der Technik vermeidbar seien und verweist auf § 1 BImSchG, der den Schutz des Menschen vor schädlichen Umwelteinwirkungen und das Vorbeugen vor dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen festlegt.
Der Vorhabenträger bestätigt im Rahmen seiner Erwiderung die Anwendung der §§ 41, 50 BImSchG, der 16. BImSchV (Verkehrslärmschutzverordnung) und der Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung (24. BImSchV) im Zusammenhang mit der Lärmvorsorge für das Bauvorhaben. Er trägt vor, dass die einzuhaltenden, vom Gebietsstatus abhängigen Grenzwerte sowie das Berechnungsverfahren zur Ermittlung der Beurteilungspegel bundesweit einheitlich und verbindlich in der 16. BImSchV festgelegt seien. Eine darüber hinausgehende Anwendung alternativer Richtwerte oder ein Alternativverfahren zur Ermittlung der Beurteilungspegel sei rechtlich nicht vorgesehen und generiere somit auch keine weitergehenden rechtlichen Ansprüche auf Lärmvorsorge.

Mit der gewählten Vorzugsvariante sei nach Maßgabe des § 50 BImSchG diejenige Trassenvariante gewählt worden, für die im Rahmen der Trassierung im Zuge der Vorplanung nach Vergleich aller untersuchten Varianten aufgrund des größten Abstandes die geringsten Beurteilungspegel ermittelt worden seien. Die Einzelpunktberechnungsergebnisse der schalltechnischen Berechnungen (Unterlage 17.1, Punkt 17.1.2.2) würden zeigen, dass an nahezu allen schutzbedürftigen Nutzungen die im Rahmen der Trassierung anzustrebenden gebietsspezifischen Zielwerte erreicht bzw. deutlich unterschritten würden. Als Trassierungszielwerte seien die Orientierungswerte gemäß Blatt 1 zu DIN 18005 angenommen worden. Diese betragen für Wohnbauflächen (WA) tags 55 dB(A) und nachts 45 dB(A). Für eine weitergehende Lärmminderung gäbe es keine rechtlichen Grundlagen.
Die Planfeststellungsbehörde folgt der Argumentation des Vorhabenträgers auf den Einwand von P 1. Die derzeit gültige 16. BImSchV in Verbindung mit den RLS 90 ist der für das Vorhaben anzuwendende rechtliche Bewertungsmaßstab für verkehrsbedingte Lärmimmissionen. Die Bundesregierung hat auf Grundlage des § 43 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BImSchG die 16. Bundesimmissionsschutzverordnung (16. BImSchV) als Verkehrslärmschutzverordnung erlassen. Die 16. BImSchV legt neben Berechnungsgrundlagen für die Beurteilung des Lärmpegels konkrete Immissionsgrenzwerte fest. Gemäß § 1 Abs. 1 der 16. BImSchV erstreckt sich deren Anwendungsbereich u.a. auf den Bau oder die wesentliche Änderung von öffentlichen Straßen. Die schalltechnischen Berechnungen des Vorhabenträgers erfolgten auf Grundlage der Anlage 1 der 16. BImSchV bzw. den „Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen“ (RLS-90) unter Verwendung der Ausbreitungssoftware SoundPlan 8.2 (Update: 24.02.2020, Fa. SoundPlan GmbH). In der Unterlage 17.1 sind die Beurteilungsmaßstäbe, berechnungstechnischen Grundlagen und Emissionskennwerte nachvollziehbar beschrieben und die Einzelpunktberechnungs-ergebnisse in tabellarischer Form und in Lageplänen dargestellt.
Die Planfeststellungbehörde stellt für das Bauvorhaben B 110 Ortsumgehung Dargun fest, dass die in der 16. BImSchV vorgegebenen Grenzwerte von tags 59 dB(A) und nachts 49 dB(A) im Wirkraum des Bauvorhabens nicht überschritten werden. Die schalltechnischen Untersuchungen in der Unterlage 17.1 belegen das nachweislich. Insoweit besteht auf Grundlage der Festlegungen in der 16. BImSchV kein Anspruch auf Lärmvorsorge. 

Darüber hinaus sind auch gesundheitliche Beeinträchtigungen nicht zu erwarten, da sogar die schalltechnischen Orientierungswerte nach Beiblatt 1 der DIN 18005 von tags 55 dB(A) und nachts 45 dB(A) unterschritten werden, die für die städtebauliche Planung gelten. Im vorliegenden Fall werden sogar die stringenteren Zielwerte der Städtebauplanung nach DIN 18005 eingehalten, aufgrund dessen durch die Trassierung dem Schallschutz in ausreichendem Maße Rechnung getragen wird.
Der Besorgnis von P 1, die Ortsdurchfahrt bleibe trotz Ortsumgehung verlärmt und belastet ist entgegenzuhalten, dass durch die bauliche Lösung der Ortsumgehung als freie Strecke den bisher gegebenen räumlichen Unzulänglichkeiten der Ortsdurchfahrt, die in der engen Bebauung und Alleebäume, keine gesonderten Radwege, fehlende Möglichkeiten für Innenrandverbreiterungen der Kurven bestehen, entgegengewirkt wird, um einen zügigen und sicheren Verkehrsablauf des Durchgangsverkehrs in der Ortdurchfahrt zu ermöglichen. Bisher entstehen für den eigentlich dominanten Durchgangsverkehr aufgrund der Länge, der unzureichenden Linienführung der Bundesstraße B 110 und infolge der zuvor beschriebenen Überlagerungseffekte bei der Durchquerung des Stadtgebietes hohe Zeitverluste gegenüber dem Befahren einer freien Strecke und für die Anwohner führt die lange Verweildauer der Verkehre in der Ortsdurchfahrt zu hohen Belastungen an Schadstoffen und Lärm. 
Der Bau der Ortsumgehung auf freier Strecke führt zur Steigerung der Reisegeschwindigkiet, der Sicherheit und Leichtigkeit des überörtlichen Verkehrs sowie der verkehrsplanerischen erkennbaren Unterordnung der bestehenden Ortsdurchfahrt, was sich schon durch die beiden Anbindeknoten der Ortsdurchfahrt von und an die Ortsumgehung erkennbar ergibt, als auch durch die vorgesehene Beschilderung mit Ausweisung der Fernziele für den maßgeblichen Fernverkehr. Dieser wird die Ortsdurchfahrt zukünftig vermeiden. Die Verkehrsprognose zeigt ebenfalls eine Reduktion auf, die plausibel ist. Die von P 1 befürchtete Verkehrsentwicklung mit Lärmzuwachs wird sich nicht einstellen.
Die Einwendungen von P 1 werden zurückgewiesen.

2.4.5.2.2 Einwendungen P 3

Im Erörterungstermin wurden die Einwendungen von P 3 vorgetragen und diskutiert. Im Ergebnis der Erörterung konnte, mit Ausnahme der geltend gemachten Verfahrensrüge, keine Abhilfe geschaffen werden und alle eingewandten Punkte wurden vollumfänglich aufrechterhalten. 
Rechtsgrundlage 

Der Einwand von P 3 mit dem Inhalt, das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in Mecklenburg-Vorpommern (LUVPG M-V) sei anzuwenden, wird als unzulässig zurückgewiesen, da es sich bei dem Bau einer Bundesstraße, vorliegend der B 110, nicht um ein in Anlage 1 LUVPG M-V aufgeführtes Vorhaben handelt.

Öffentliche Bekanntmachung 
1. 

P 3 rügt die unzureichende Beteiligung der Öffentlichkeit in Bezug auf die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung.
Der statthaften Verfahrensrüge wurde mit der Zweiten Anhörung und Auslegung der Planunterlagen nach UVPG (Punkt 2.2.3.2.2) nach Maßgabe der Regelungen nach dem UVPG abgeholfen. Die Unterrichtung und Beteiligung der Öffentlichkeit nach §§ 18, 19 UVPG i.V.m. § 73 VwVfG M-V ist erfolgt.
Die Planfeststellungsbehörde weist den Einwand zurück.
2.
P 3 wendet ein, der Hinweis auf eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem neuen UVPG aus dem Jahr 2017 hinke, da dieser neue Bericht ebenfalls nicht öffentlich bekannt gemacht worden sei. 
Der Einwand wird unter Bezugnahme auf §§ 4, 27 Abs. 1 UVPG, der die Entscheidung über die UVP in den Planfeststellungsbeschluss integriert und als ebensolcher Bestandteil des Planfeststellungsbeschlusses mit diesem die öffentliche Bekanntmachung erfährt, zurückgewiesen.
3.
P 3 macht den Einwand geltend, der Variantenvergleich zur Umweltverträglichkeit im Rahmen der Vorplanung/UVS in 2008 könne aufgrund fehlender Veröffentlichung nicht nachvollzogen werden.

Die Planfeststellungsbehörde weist den Einwand zurück, da die betreffenden Unterlagen, insbesondere der UVP-Bericht als Plausibilitätsprüfung der Umweltverträglichkeitsstudie im Jahr 2020 (Unterlage 19.7), die Umweltverträglichkeitsstudie aus dem Jahr 2008 (Unterlage 19.8) und die Ergänzende Umweltverträglichkeitsstudie Variantenvergleich 4 und 5 des Jahres 2012 (Unterlage 19.9) im Rahmen des Anhörungsverfahrens nachweislich öffentlich zugänglich und einsehbar waren (sh. auch zuvor Punkt 1.)
UVP-Pflicht und Einzelfallvorprüfung

1. 
Der wiederholte Einwand von P 3, die Umweltverträglichkeitsprüfung könne nicht mit dem Planungsfeststellungsbeschluss abgeschlossen werden, da hier widersprüchlich von Seiten der Behörde argumentiert werde, da zum einen auf eine Vorprüfung des Einzelfalls verzichtet werde, ohne konkrete Darlegungen und fehlende Veröffentlichungen und zum anderen plausibilisiert und auf einen UVP-Bericht aus dem Jahr 2017 verwiesen werde, dessen Inhalte auch nicht bekannt seien, wird unter Berufung auf die Regelungen in §§ 4, 7 Abs. 3, 27 Abs. 1 UVPG zurückgewiesen. 
Eine widersprüchliche Argumentation von Seiten des Vorhabenträgers ist nicht erkennbar, da zwischen der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 UVPG zur Feststellung der UVP-Pflicht und der tatsächlichen UVP nach Teil 2 Abschnitt 2 UVPG (§§ 15 ff. UVPG) zu differenzieren ist. 
Die Feststellung der UVP-Pflicht, die durch die Planfeststellungsbehörde nach Beginn des Planfeststellungsverfahrens gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 3 UVPG getroffen und der Öffentlichkeit bekanntgemacht wurde, § 5 Abs. 2 Satz 4 UVPG, ebenso wie die Durchführung einer UVS und die Erstellung eines UVP-Berichtes durch den Vorhabenträger, als auch darauffolgend die Durchführung einer UVP durch die Planfeststellungsbehörde als vorliegend zuständige Zulassungsbehörde, setzen nicht die Durchführung der allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls voraus. Die entsprechende Ableitung ist den Regelungen der §§ 5 Abs. 2 Satz 1 und 7 Abs. 3 UVPG zu entnehmen, deren Regelungsgehalt den Entfall einer Einzelfallvorprüfung umfasst. In Subsumtion dazu ist die Feststellung der UVP-Pflicht ebenso unabhängig von der Bekanntgabe oder die Veröffentlichung der Entscheidung über den Verzicht auf eine allgemeine Einzelfallvorprüfung einschließlich etwaiger Begründung.

2.
P 3 wendet ein, dass die Planungsunterlage auf eine allgemeine Vorprüfung zwar hinweise, welche in einer UVS aus dem Jahr 2008 mündete, auf das Einvernehmen der Träger öffentlicher Belange im Einzelnen, wer wie beteiligt war mit welchen Ergebnissen, werde aber nicht weiter eingegangen. P 3 wirft die Frage auf, welche einzelnen Ergebnisse dazu führten, auf eine UVP [sic] nach § 3c [sic] UVPG zu verzichten. Auch auf die hingewiesene Plausibilisierung auf das Jahr 2020 [sic] sei nicht ausreichend, da die Grundlagenentscheidung nicht bekannt sei. Insbesondere weist P 3 auf die formelle Rechtswidrigkeit der fehlenden Veröffentlichung des Protokolls der Vorprüfung 2004/2008 hin. Zumindest sei ihrerseits eine solche nicht bekannt. Allein dieser rechtliche Mangel führe nach Ansicht von P 3 dazu, dass ein Feststellungsbeschluss rechtswidrig wäre. 
Die Einwände werden zurückgewiesen. 
Eine Beteiligung von Trägern öffentlicher Belange und deren Einvernehmen ist für die Feststellung der UVP-Pflicht nicht vorgesehen, ebenso nicht für den Verzicht auf die allgemeine Vorprüfung. Eine Bekanntmachung der Begründung des Verzichtes auf eine allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht ist nach UVPG nicht erforderlich, da die Feststellung der UVP-Pflicht von Amts wegen nach Beginn des Verfahrens, § 5 Abs. 1 Nr. 3 UVPG getroffen wurde. Der Einwand von P 3, die fehlende Veröffentlichung eines Protokolls der Vorprüfung mit Ergebnissen, die dazu führten, auf eine UVP [sic] nach § 3c [sic] UVPG zu verzichten, sei ein rechtlicher Mangel und führe dazu, dass ein Feststellungsentwurf rechtswidrig wäre, ist als unbegründet zurückzuweisen. 

3.
P 3 wendet ein, dass die der Planungsunterlage beigefügten umweltfachlichen- und immissionstechnischen Untersuchungen nicht vollständig seien und nicht den Kriterien der Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne des UVP entsprächen. So lassen sich beispielsweise Auswirkungen auf das „Reine Wohngebiet“ der Rudolf-Tarnow-Straße und die im Zusammenhang stehenden Abwägungen nicht erkennen, also wenn es um die menschliche Gesundheit gehe [sic]. 

Umfang und Inhalt der umweltfachlichen- und immissionstechnischen Untersuchungen zur Ermittlung und Beschreibung der unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen des Vorhabens auf die im UVPG festgelegten Schutzgüter, § 2 Abs. 1 UVPG sind nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde mit den vorliegenden Entwurfsunterlagen ausreichend bewirkt. Auswirkungen auf das Wohngebiet der Rudolf-Tarnow-Straße in Bezug auf die menschliche Gesundheit entsprechend den gesetzlichen Bewertungsmaßstäben der 16. und 39. Bundesimmissionsschutzverordnung (BImSchV) sind in den immissionstechnischen Unterlagen (U 17.1 und U 17.2) und insbesondere in den Einzelpunktberechnungsergebnissen (U 17.1, Punkt 17.1.2.2 und U 17.2, Punkt 6) enthalten und werden im Rahmen der Abwägung berücksichtigt. Der nachträglich vom Vorhabenträger vorgelegte Klimaschutzbeitrag ist hinreichend für eine nach dem UVPG qualifizierte Umweltverträglichkeitsprüfung. (sh. auch Punkt 2.4.5.4)

Kriterien der Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne des UVP sind für das Verfahren mangels Durchführung einer Einzelfallvorprüfung nicht einschlägig. 
Der Einwand wird zurückgewiesen. 

Menschliche Gesundheit und Lärmvorsorge

1. 
P 3 trägt vor, dass nach den Planungsvorschriften einer umweltentlastenden Verkehrsberuhigung vom Bundesumweltamt ein LKW mit 7,5 t bei einer Geschwindigkeit von 50 km/h so laut wie 19 PKW sei. Bei einer Geschwindigkeit von 70 km/h sei ein LKW mit 7,5 t 85 dB laut, ein leichter LKW 80 dB laut und ein PKW 75 dB laut. Der Träger des Vorhabens plane das Bauvorhaben mit einer Geschwindigkeit von 100 km/h für PKW und mit 80 km/h für LKW. Diesbezüglich würden sich die Immissionswerte noch weiter erhöhen. Hinsichtlich der Entfernung des Grundstücks von P 3 zum Bauvorhaben von ca. 150 m und der durchgeführten Schallauswirkung seien die Ergebnisse höchst zweifelhaft. Der Luftschall breite sich über die Luft aus und könne Körper in Schwingung versetzen, die dann ihrerseits den Schall weiterleiten. Verkehrslärm werde über die Luft übertragen und versetzte Außenwände Fenster und Türen in Schwingungen und werde so im Innenraum hörbar. Eine Reduktion könne nur mit schweren Bauteilen erreicht werden. Die Entfernung von ca. 150 m zum Wohngebäude führe nach Auffassung von P 3 dazu, dass diese durch das in Rede stehende Bauvorhaben gesundheitliche Beeinträchtigungen zu erwarten hätten. Büsche oder Wälle böten nachweislich keinen geeigneten Schallschutz, da es sich nicht um schwere Bauteile handele. Somit werde der Verkehrslärm im Zuge seiner Schallentwicklung auf die Hauswand und Fenster von P 3 aufprallen. Die Planungsunterlage lasse hierzu auch vermissen, wie sich der Schall insbesondere unter Bezug auf die Winde noch weiter verstärkt, als ohnehin schon verursacht. Hierfür wäre keine Betroffenheitsanalyse erstellt worden.
Nach den Berechnungen des Schallschutzgutachtens werde das Wohngebäude von P 3 im höchsten Wert tagsüber mit 48 dB und nachts mit 41 dB belastet, infolgedessen die gesetzlich vorgeschriebenen Richtwerte unterschritten werden und kein Anspruch auf Schallschutzmaßnahmen bestehen.
Nach Auffassung von P 3 sei festzustellen, dass das Schallgutachten hinsichtlich der ausgewiesenen Angaben wie Anzahl der prognostizierten PKW, LKW in Bezug auf die Basiswerte fehlerhaft sei. Bereits bei 70 km/h seien die Immissionswerte für PKW und LKW so hoch, dass der errechnete Schall im Fall von P 3 nicht richtig sein könne. Es fehle die Nachweisführung in Bezug auf die Verringerung des Schalls bei einer Entfernung von 150 m, dass keine gesundheitlichen Beeinträchtigungen stattfinden.
P 3 fordert in diesem Zusammenhang auf Grundlage des Bundesimmissionsschutzgesetzes die Errichtung von geeigneten Schallschutzmaßnahmen.
Die Erwiderung des Vorhabenträgers stützt sich darauf, dass gemäß § 3 der Verkehrslärmschutzverordnung alle schalltechnischen Berechnungen zu diesem Bauvorhaben auf Basis des in der Anlage 1 der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) bzw. den „Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen“ (RLS-90) aufgeführten Berechnungsverfahren erfolgten. Bei dem Berechnungsverfahren gemäß RLS-90 handele es sich um ein bundesweit einheitliches, statistisch gesichertes Berechnungsverfahren. Die Berechnungsergebnisse würden für eine schallausbreitungsgünstige Ausbreitungssituation (Mitwindsituation bzw. Temperaturinversion) gelten.

Am Objekt Rudolf-Tarnow-Straße 86 werden die in der 16. BImSchV für Allgemeine Wohngebiete Grenzwerte von tags 59 dB(A) und nachts 49 dB(A) nicht überschritten. 

Für die trassenzugewandte, maßgebende NO-Fassade (BP 22.01 / 1.OG; senkrechter Tras-senabstand ~203m) würden Beurteilungspegel von tags 48 dB(A) und nachts 42 dB(A) ermittelt. Damit werden die Grenzwerte der Lärmvorsorge tags um 11 dB(A) und nachts um 7 dB(A) unterschritten. Auf der Grundlage Festlegungen in der 16. BImSchV bestehe kein Anspruch auf Lärmvorsorge. 

Gesundheitliche Beeinträchtigungen seien nicht zu erwarten, da sogar die schalltechnischen Orientierungswerte nach Beiblatt 1 der DIN 18005 von tags 55 dB(A) und nachts 45 dB(A) unterschritten werden. Die für die städtebauliche Planung geltenden Orientierungswerte der DIN 18005 könnten gemäß aktueller Rechtsprechung als geeignete Zielwerte für die Trassierung neuer Straßen zugrunde gelegt werden. Werden die Zielwerte, wie im einwendungsgegenständlichen Fall eingehalten, würde bereits durch die Trassierung dem Schallschutz in ausreichendem Maße Rechnung getragen.
Die Planfeststellungsbehörde folgt der Argumentation in der Erwiderung des Vorhabenträgers. Die derzeit gültige 16. BImSchV in Verbindung mit den RLS 90 ist der für das Vorhaben der anzuwendende rechtliche Bewertungsmaßstab für verkehrsbedingte Lärmimmissionen. Die Bundesregierung hat auf Grundlage des § 43 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BImSchG die 16. Bundesimmissionsschutzverordnung (16. BImSchV) als Verkehrslärmschutzverordnung erlassen. Die 16. BImSchV legt neben Berechnungsgrundlagen für die Beurteilung des Lärmpegels konkrete Immissionsgrenzwerte fest Gemäß § 1 Abs. 1 der 16. BImSchV erstreckt sich deren Anwendungsbereich u.a. auf den Bau oder die wesentliche Änderung von öffentlichen Straßen. Die schalltechnischen Berechnungen des Vorhabenträgers erfolgten auf Grundlage der Anlage 1 der 16. BImSchV bzw. den „Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen“ (RLS-90) unter Verwendung der Ausbreitungssoftware SoundPlan 8.2 (Update: 24.02.2020, Fa. SoundPlan GmbH). In der Unterlage 17.1 sind die Beurteilungsmaßstäbe, berechnungstechnischen Grundlagen und Emissionskennwerte nachvollziehbar beschrieben und die Einzelpunktberechnungs-ergebnisse in tabellarischer Form und in Lageplänen dargestellt. Im Anwendung der gesetzlichen Vorgaben nach der 16. BImSchV zur zumutbaren Schallintensität ist in Bezug auf das Wohngebäude von P 3 im Ergebnis festzustellen, dass am Objekt Rudolf-Tarnow-Straße 86 die für reine und allgemeine Wohngebiete zugrunde zu legenden Grenzwerte von tags 59 dB(A) und nachts 49 dB(A) mit den das Objekt Rudolf-Tarnow-Straße 86 ermittelten Höchstwerten von tags 48 dB(A) und nachts 42 dB(A) nicht überschritten werden. Ein Anspruch auf weitergehenden Lärmschutz und die Errichtung von zusätzlichen Schallschutzmaßnahmen besteht nicht.
Die Einwendung wird insoweit zurückgewiesen.
2.
P 3 ist des Weiteren der Auffassung, es läge ein Konflikt zwischen der „Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm“ (TA Lärm), welche in „Reinen Wohngebieten“ zur Anwendung komme und den für den Straßenbau geltenden Immissionswerten vor. Die TA Lärm weise tagsüber 50 dB [sic] und nachts 40 dB [sic] aus. Dieser rechtliche Konflikt sei insoweit relevant, da bei der Entstehung von Baugebieten grundsätzlich die TA Lärm Relevanz habe.

Das Baugebiet um die Rudolf-Tarnow-Straße und Wohnort von P 3 bestehe seit vielen Jahren. Die Bewohner haben ihren Lebensmittelpunkt im Vertrauen auf diese Rechtsvorschriften und dem Versprechen der Stadt Dargun, dass die verbliebene Fläche nach der letzten Baureihe nicht mehr überbaut wird, gewählt.

Nunmehr werde eine Anlage auf der Grundlage abweichender Rechtsvorschriften gebaut, die keine Rücksicht auf den Bestand nehme. Dies stelle einen groben Abwägungsfehler dar. 
Der Vorhabenträger erwidert, dass die Prüfung der Lärmvorsorge im Zusammenhang mit dem Neubau und der wesentlichen Änderungen von Straßen auf der Grundlage der 16. BImSchV erfolge. Die vorgenannte Vorschrift beschreibe das Berechnungsverfahren und nenne die Immissionsgrenzwerte. Die TA Lärm gelte nicht für den Neubau und die wesentliche Änderung von Straßen. Sie gelte für Anlagen, die als genehmigungsbedürftige oder nicht genehmigungsbedürftige Anlagen den Anforderungen des Zweiten Teils des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) unterliegen und somit für dieses Vorhaben nicht anwendbar seien. Des Weiteren merkt der Vorhabenträger an, dass Richt- oder Grenzwerte unterschiedlicher Richtlinien und Lärmarten nicht miteinander verglichen werden können. Die Richt- bzw. Grenzwerte seien immer an das in der jeweiligen Richtlinie oder Verordnung genannte Berechnungsverfahren gekoppelt. 

Die Planfeststellungsbehörde folgt im Ergebnis der Erwiderung des Vorhabenträgers. Verkehrslärmeinwirkungen bleiben für die Gewichtung von Lärmeinwirkungen auf einen Immissionsort nach Maßgabe der TA Lärm schon deshalb außer Betracht, weil diese nach Nr. 1 Satz 2 TA Lärm nur Anlagen betrifft, die dem Zweiten Teil des Bundes-Immissionsschutzgesetzes unterfallen (BVerwG 7 A 24/12). Gesetzliche Grundlage für die Durchführung von Lärmschutzmaßnahmen beim Bau oder der wesentlichen Änderung öffentlicher Straßen sind nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) vom 15.03.1974 in seiner derzeit gültigen Fassung die §§ 41 und 42 BImSchG in Verbindung mit der gemäß § 43 BImSchG erlassenen 16. Verordnung zur Durchführung des BImSchG (16. BImSchV, Verkehrslärmschutzverordnung) vom 12.06.1990 in seiner derzeit gültigen Form. Eine Abwägung in Bezug auf die zugrunde zu legende Rechtsvorschrift entfällt durch die eindeutige gesetzliche Regelung zur Anwendung der 16. BImSchV als Verkehrslärmverordnung.
Der Einwand wird zurückgewiesen.
3.
Die Einwendung von P 3 führt aus, dass konkrete Angaben zur Luftschadstoff-Emissionen hinsichtlich des Grundstücks von P 3 fehlen. Mit Verweis auf die Ausführungen zu 2.3.3.2 und die Luftschadstoffuntersuchung für die Ortsumgehung B 110 Dargun in der Unterlage 17.2 wird der Einwand zurückgewiesen. Das Wohngebiet von P 3 wird unter der Nummerierung „W2“ in der Luftschadstoffuntersuchung, Unterlage 17.2, nach Maßgabe der gesetzlichen Anforderungen betrachtet mit dem Ergebnis, dass die Anforderungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen, im Hinblick auf die zu erwartenden Luftschadstoffbelastungen im Umfeld der zu betrachtenden Baustrecke, Ortsumgehung B110 Dargun, erfüllt werden.

Der Einwand wird zurückgewiesen.
2.4.5.2.3 Einwendungen P 5
P 5 hat die Teilnahme am Erörterungstermin auch nach anberaumter Terminverschiebung abgesagt.
Immissionsschutz 

P 5 wendet weiterhin ein, dass die Geschwindigkeit der Fahrzeuge auf einer Umgehungsstraße höher sein werde als in der Stadt, was abermals zu mehr Reifenabrieb und somit Feinstaubbelastung führen würde, ebenso zu mehr Lärmbelästigung und gleichzeitig zur Minderung der Lebensqualität von P 5 in Dargun führe.
Der Vorhabenträger erwidert, dass Lärmimmissionen und Luftschadstoffe im Bereich schutzbedürftiger Nutzungen durch gesonderte Fachbeiträge untersucht würden (Unterlage 17.1 und 17.2). Grundsätzlich sei festzustellen, dass durch das geplante Straßenbauvorhaben alle rechtlich verbindlichen Immissionsgrenzwerte eingehalten und überwiegend sogar deutlich unterschritten würden. Gleichzeitig werde die Ortsdurchfahrt entlastet. Durch die Ortsumgehung entstünden keine gesundheitsgefährdenden Immissionen. Einen Anspruch auf Beibehaltung des Status Quo bei deutlich unterschrittenem Grenzwert gäbe es rechtlich nicht.

Der Einwendung von P 5 wird insoweit gefolgt, dass Lärm- und Luftschadstoffemissionen grundsätzlich vorhabenimmanent sind und im Einwirkbereich zur Minderung von Lebensqualität führen können. Aufgrund der mit den schalltechnischen Untersuchungen und Schadstoffemissionsberechnungen (Unterlage 17.1 und 17.2) nachgewiesenen Grenzwertunterschreitungen im Bereich der schutzbedürftigen Nutzungen wird diese Minderung aber als nicht erheblich bewertet und der Einwand insoweit zurückgewiesen.

Menschliche Gesundheit und Erholungseignung

P 5 wendet ein, dass der Naherholungswert der angrenzenden Flächen, welche gern von Anwohnern sowie Feriengästen für Spaziergänge, Fahrradtouren und sportlicher Betätigung genutzt werden, gemindert werde. Die Stadt Dargun biete viel touristisches Potential, was bei weitem noch nicht ausgeschöpft sei. Der Neubau der Ortsumgehung Dargun führe zu einer erheblichen Einschränkung im Naherholungsgebiet und zur Zerschneidung, wodurch das touristische Potential erheblich eingeschränkt werde.

Dem Einwand, dass es vorhabenbedingt zu Einschränkungen im Naherholungsgebiet durch Zerschneidung kommt, wird unter Bezugnahme auf die Ausführungen unter Punkt 2.3.3.2 gefolgt. Ein erheblicher raumordnerischer Zielkonflikt im Sinne des Regionalen Raumentwicklungsprogramms Mecklenburgische Seenplatte ist nicht festzustellen, da eine landschaftsbezogene Erholungsnutzung auch zukünftig möglich sein wird. Die durch das Bauvorhaben voraussichtlich eintretenden Qualitätsbeeinträchtigungen der Naherholungsfunktion im Vorhabenraum wird unter Berücksichtigung der Entlastungswirkung für den auch touristisch bedeutsamen Innenstadtbereich als nicht erheblich bewertet. 
Der Einwand wird insoweit zurückgewiesen. 
2.4.5.3 Einwendungen aufgrund Eigentumsbetroffenheit
Soweit Einwendungen jeweils mit Eigentumsbetroffenheit der Einwender einhergehen, besteht diesen gegenüber das Recht und der Anspruch, die Rechtmäßigkeit des gesamten Vorhabens überprüfen zu lassen, da der Planfeststellungsbeschluss nach ständiger Rechtsprechung enteignungsrechtliche Vorwirkung entfaltet (BVerwG, Urteil vom 18. März 1983 – 4 C 80/79 (Vollüberprüfungsanspruch)). Sobald kein Vollüberprüfungsanspruch besteht, gelten die Einwendungen gegenüber den nicht eigentumsmäßig Betroffenen als bereits aus diesem Grund zurückgewiesen. In der Sache selbst erfolgt die Abwägungsentscheidung materiell-rechtlich vollumfänglich, den jeweiligen Einwendungsaspekt betreffend. Er wird insoweit nicht nur formaljuristisch zurückgewiesen, sondern auch hinsichtlich seines materiell-rechtlichen Gehaltes geprüft, um sicher zu stellen, dass von Amts wegen die gegenüberstehenden Interessen und Belange in der Sache berücksichtigt werden.
2.4.5.3.1 Einwendungen P 2
P 2 ist Eigentümer des Flurstücks 260 der Gemarkung Dargun, Flur 1, aus welchem anteilig Flächen im Umfang von 15.246 m2 für die Trasse zu erwerben sind. Außerdem werden Flächenanteile für die für die Dauer die Bauzeit zur Errichtung der Anlage temporär im Umfang von 4.693 m2 und zudem 1.344 m2 über eine dingliche Sicherung im Grundbuch beansprucht. 
Der Eigentümer bewirtschaftet die Flächen nicht selber, sondern stellt sie entgeltlich als Pachtfläche zur Bewirtschaftung zur Verfügung.
Die Teilname am Erörterungstermin wurde aus gesundheitlichen Gründen abgesagt.
P 2 macht auf Grund vorliegender Eigentumsbetroffenheit geltend, dass durch die Trassenführung ein erheblicher Anteil von 16.590 m2 dauerhaft und 4.693 m2 vorübergehend beansprucht würde und die dadurch insgesamt 2,1283 ha derzeitiger Pachtfläche nicht mehr zur Nutzung zur Verfügung stünden. Dadurch entfielen Pachteinnahmen.
Des Weiteren seien die Persönlichkeit und die Eigentumsrechte erheblich eingeschränkt, da im Verkaufsfall der Flürstücksfläche weder Einfluss auf die Bestimmung des Zeitpunktes und des Kaufpreises, noch die Entscheidungsfreiheit bezüglich des Käufers gegeben sei.
P 2 wendet zudem ein, dass nicht nur ein Teil des Grundstücks durch die Straße direkt überbaut werde, sondern durch die Planung der Straße eine Zerschneidung des Flurstückes erfolge, was die Bewirtschaftung der deutlich kleineren Restflächen durch den Pächter schwieriger und unattraktiver mache. 
P 2 fordert daher, den entstehenden Flächenverlust, finanziell angemessen, zu entschädigen. 
Der Vorhabenträger bestätigt die Grundstücksinanspruchnahme.

Der Vorhabenträger erwidert, dass der Kaufpreis und damit einhergehende Entschädigungen nicht Bestandteil des Planfeststellungsverfahrens seien und in einem gesonderten Verfahren geregelt würden.
Die Planfeststellungsbehörde stimmt P 2 dahingehend zu, dass sich durch den vorhabenbedingten Flächenabgang die bewirtschaftbare Fläche verringert und für die Verpachtung weniger Flächen zur Verfügung stehen.
Die für das Vorhaben in Anspruch zu nehmenden Flächen als Ergebnis der Variantenwahl sind über die Planrechtfertigung und die rechtmäßige Variantenwahl, entsprechend der Ausführungen in den Punkten 2.4.2 und 2.4.3, gerechtfertigt.
Das Minimierungsgebot mit dem Ziel der Sicherung und Entwicklung landwirtschaftlicher Flächen, ist durch den Vorhabenträger grundsätzlich beachtet worden, indem eine möglichst kurze und verträgliche Strecke des Neubauvorhabens gewählt worden ist. Die Empfehlungen des Regionalen Raumentwicklungsprogramms Mecklenburgische Seenplatte (Punkt 3.1.4(2)), wonach konkurrierende Planungen außerhalb der Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft Anwendung finden sollen, sind berücksichtigt, da das Vorhabengebiet für den Neubau der B 110 für die Ortumgehung Dargun außerhalb des Vorbehaltsgebietes Landwirtschaft liegt. 
Unter Bezugnahme auf die Ausführungen im Punkt 2.4.5.1 sind die durch P 2 geltend gemachten Kaufpreisforderungen und Entschädigungsforderungen einschließlich der eingeforderten Einflussnahme auf Kaufpreisbildung und Kaufvertragspartner kein Gegenstand der Planfeststellung, weil sie nicht gegen das Vorhaben an sich gerichtet sind. Allerdings ist Voraussetzung für den vorhabenbedingten Grunderwerb, dass der Vorhabenträger sich ernsthaft um den freihändigen Erwerb des zu enteignenden Grundstücks zu angemessenen Bedingungen vergeblich bemüht hat, § 87 Abs. 2 BauGB. Das Enteignungsverfahren als letzte Stufe des Eigentumseingriffs impliziert insoweit im Vorfeld durchzuführende Vertragsverhandlungen zum Flächenankauf, so dass P 2 im Rahmen dessen die eingewandten Forderungen geltend machen kann. Die Planfeststellungsbehörde kann mangels Zuständigkeit im Planfeststellungsbeschluss aus vorstehenden Gründen keinen Entschädigungsanspruch sichern.
Ein ungerechtfertigter Eingriff in die Persönlichkeits- und Eigentumrechte von P 2 ist bei ordnungsgemäßen Verfahrensablauf nach Maßgabe der gesetzlichen Regelungen, §§ 85 ff. BauGB auszuschließen und der Einwand zurückzuweisen.
2.4.5.3.2 Einwendungen P 4
P 4 ist Eigentümer von 3 Flurstücken der Gemarkung Dargun, Flur 1, im trassennahen Bereich aus welchen anteilig Flächen im Umfang von insgesamt 13.907 m2 für die Trasse zu erwerben sind. Für die Dauer die Bauzeit werden zudem temporär Flächenanteile im Umfang von insgesamt 4.006 m2 benötigt. Für eines der Flurstücke wird zusätzlich eine dingliche Sicherung für 51 m2 im Grundbuch beansprucht.
Darüber hinaus ist P 4 auch Eigentümer von 4 Flurstücken der Gemarkung Dargun, Flur 2, im trassenfernen Bereich, aus denen Flächenanteile im Umfang von insgsamt 678 m2 für die Anlage von landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen benötigt werden, die über eine dingliche Sicherung im Grundbuch rechtlich zu sichern sind.
Der Eigentümer bewirtschaftet die Flächen im Rahmen seines landwirtschaftlichen Betriebes selber.
Im Rahmen der Erörterung mit P 4 konnte den Einwendungen nicht abgeholfen werden und bleiben bestehen.
P 4 hat am Erörterungstermin teilgenommen. Die in der Erwiderung des Vorhabenträgers aufgeführten Flurstückbetroffenheiten wurden zwischen Einwender und Vorhabenträger abgeglichen und bestätigt. Den Einwendungen wurde nicht abgeholfen, sie bleiben bestehen.
Die Einwendung richtet sich gegen die Inanspruchnahme größerer Anteile der bewirtschafteten Landwirtschaftsfläche. P 4 macht auf Grund seiner Eigentumsbetroffenheit insbesondere geltend, dass durch die Umsetzung des Bauvorhabens für das betriebene landwirtschafltiche Unternehmen Wirtschaftserschwernisse sowie ein nicht hinzunehmender Flächenverlust verbunden sei. 
P 4 fordert, dass bei Bau der Umgehungsstraße eine Entschädigung für den Flächenverlust nur in Ackerland in mindestens gleichwertiger Qualität anstatt finanzieller Mittel zu leisten sei. 
Des Weiteren werde für die sehr großen entstehenden Bewirtschaftungshindernisse eine finanzielle Entschädigung für das nächste Jahrzehnt gefordert. Es fehle zugleich an der Information darüber, wie der wirtschaftliche Schaden dauerhaft ausgeglichen werden könne.
Die Erreichbarkeit nach der Zerschneidung der bisherigen Flurstücke entstehenden nördlichen Teilflächen müsse ohne große Umwege gewährleistet sein.
P 4 könne nicht nachvollziehen, warum nicht der bestehende Plattenweg durch Ausbau als Ortsumgehung nutzbar sei. 
Der Vorhabenträger erwidert, dass er sich bemühe, gleichwertiges Ackerland im räumlichen Umfeld zu beschaffen und dem Eigentümer anzubieten. Eine Nachfrage hinsichtlich eines möglichen Flächenkaufs bei anderen Grundstückseigentümern sei bereits gegenüber der BVVG erfolgt und abgelehnt worden. Der Vorhabenträger werde auch die Stadt Dargun nach Ankaufflächen zum Flächentausch anfragen und weitere Optionen ausloten. 
Er trägt weiterhin vor, dass etwaige Entschädigungen nicht Bestandteil des Planfeststellungsverfahrens seien, sondern außerhalb des Verfahrens gesondert geregelt würden. Die Höhe der Entschädigung werde durch einen öffentlich bestellten Gutachter ermittelt. Der Gutachter werde nach der Inaugenscheinnahme die Entschädigung bestimmen und bei Vorliegen der Voraussetzungen sowohl einen Ausgleich für die dauerhafte Flächenentziehung, für die bauzeitliche Flächeninanspruchnahme, als auch eine Mehrwegentschädigung zahlen. 
Der Vorhabenträger führt aus, dass Bestandteil der Planung neben der neuen Ortsumgehungstraße ein umfangreiches Parallelwegenetz für den landwirtschaftlichen Verkehr sei, so dass die Erreichbarkeit der durch die Zerschneidung entstehenden neuen Flurstücksteile weiterhin aufrecht erhalten bleibe. Er verweist dazu auf die Verfahrensunterlage 5 Blatt 1 bis Blatt 4. Die hier in Rede stehenden neuen Teilflurstücke würden durch die geplanten Wirtschaftswege 1 und 2 zugänglich gemacht. Die Anbindung der Wirtschaftswege an den neuen Straßenverlauf der B 110 erfolge bei Bau-km 0+113 für den Wirtschaftsweg 1 und bei Bau-km 0+200 an der K 50 Höhe Gasdruckregelanlage für den Wirtschaftsweg 2. Alle anderen vorhandenen Zufahrten vom derzeitigen Verlauf der B 110 blieben erhalten.
In Bezug auf den eingewandten Ausbau der bestehenden Plattenstraße sei diese im Rahmen der Variantenabwägung durch den Vorhabenträger betrachtet und in die Abwägung mitaufgenommen worden. Dieser entspräche aber in keinster Weise dem für eine Ortsumgehung erforderlichen Ausbau in Form notwendiger Radien als auch in Form der Belegenheit der Straße an sich, wodurch zusätzliche umfangreiche Baumaßnahmen veranlasst werden müssten, die zur Unverhältnismäßigkeit im Ganzen führten. Zudem sei zu berücksichtigen, dass die Plattenstraße die alte Mülldeponie zerschneide und auch insoweit aufgrund Unverhältnismäßigkeit keine Option darstelle. 
Die Grundstücksinanspruchnahme wird durch die Planfeststellungsbehörde bestätigt. 
Die Trasse der geplanten Ortsumgehung Dargun durchtrennt die Gesamterschließung der betroffenen trassennahen 3 Flurstücke von P 4. Die Erreichbarkeit der von P 4 betroffenen trassennahen Flurstücke ist entsprechend der Ausführungen des Vorhabenträgers dennoch gegeben und durch den der Planfeststellung vorgelegten Lageplan (Unterlage 5) nachgewiesen. Die in Rede stehenden Flurstücke der Gemarkung Dargun, Flur 1, Flurstücksnummern 56 und 57/2 sind nördlicherseits zukünftig über den im Zuge des Bauvorhabens neu anzulegenden Wirtschaftsweg 1 (Unterlage 5, Blatt 1DD und 2D) zu erreichen und für das Flustück mit der Nummer 73 erfolgt zukünftig die Anbindung über den neuen Wirtschaftsweg 2 (Unterlage 5, Blatt 3). Aus südlicher Richtung ist die Erreichbarkeit über das Verkehrsnetz rund um die Bestandsstraße der alten B 110 gegeben, welches trotz Neubaus der B110 als Ortsumgehung im Übrigen bestehen bleibt. Da die Planung im Übrigen vernünftigerweise geboten ist und keine Abwägungsmängel bezüglich der Variantenwahl aufweist, wird dem Interesse des Eigentümers durch den Neubau der Wirtschaftswege 1 und 2 und dadurch gesicherter Erschließung des nördlichen Teils der betroffenen Flurstücke nachgekommen. Damit stehen dem Einwender als Eigentümer der zerschnittenen Flurstücke diese uneingeschränkt zur Bewirtschaftung zur Verfügung.

Eine Zerschneidung der trassenfernen Flustücke von P 4 in der Gemarkung Dargun, Flur 2, Flurstücksnummern 56/9, 57/3, 58/7 und 59 erfolgt nicht, da für diese Flustücke die Inanspruchnahme in der dauerhaften Belastung mit einem dinglich gesicherten Recht besteht. 
Eine für P 4 unzumutbare Flächenerreichbarkeit ist aufgrund der Planung nicht erkennbar. 
Das unabhängig von den Entscheidungen und Nebenbestimmungen zur Planfeststellung liegende Wertermittlungsverfahren für die Entschädigungswerte aufgrund dauerhafter und temporärer Flächenverluste und -beschränkungen ist von dem Planfeststellungsverfahren gesondert zu betrachten. Die Planfeststellungsbehörde kann vorliegend eine Unwirtschaftlichkeit des von P 4 betriebenen Unternehmens aufgrund der in Rede stehenden Flächeninanspruchnahme für die drei trassennahen Flurstücke im Gesamtumfang von 328.314 m2 bei einem Flächenankauf von insgesamt 13.907 m2 und einer bauzeitlichen temporären Flächeninanspruchnahme über 4.006 m2 nicht feststellen. Die Flächeninanspruchnahme und dadurch veranlasste Grundstücksbetroffenheit von P 4 unterliegt der vollumfänglichen Verhältnismäßigkeitsprüfung. Der Grunsatz der Verhältnismäßigkeit ist auch im Wertermittlungsverfahren maßgebend und bestimmt die weitere Verfahrensweise zur Gewährleistung des geringsmöglichen Eingriffs für den Betroffenen. Der komplette Flächenkauf zur Schaffung einer Tauschgrundlage würde dann Berücksichtigung finden, soweit gutachterlich als wirtschaftlich und verhältnismäßig ermittelt wird. Die Planfeststellungsbehörde kann aus vorstehenden Gründen wegen Unzuständigkeit keinen Ersatzlandanspruch oder Entschädigungsanspruch sichern.
In diesem Zusammenhang ist die Beachtung des Minimierungsgebotes mit dem Ziel der Sicherung und Entwicklung landwirtschaftlicher Flächen durch den Vorhabenträger festzustellen, indem eine möglichst kurze und verträgliche Strecke des Neubauvorhabens gewählt worden ist. Die Empfehlungen des Regionalen Raumentwicklungsprogramms Mecklenburgische Seenplatte (Punkt 3.1.4(2)), wonach konkurrierende Planungen außerhalb der Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft Anwendung finden sollen, sind berücksichtigt, da das Vorhabengebiet für den Neubau der B 110 für die Ortumgehung Dargun außerhalb des Vorbehaltsgebietes Landwirtschaft liegt. 

Bezüglich des Einwands zum Ausbau des Plattenweges als Ortsumgehung und insoweit die Variantenwahl betreffend, wird auf Punkt 2.4.3 mit dem Ergebnis der rechtmäßigen Variantenwahl verwiesen. 
Ein ungerechtfertigter Eingriff in die Eigentumrechte von P 4 ist nicht festzustellen und der Einwand insoweit zurückgewiesen.

2.4.5.4 Sonstige Einwendungen
Grundsätzlich ist festzustellen, dass die Einwendungen von P 1 und P 3 ohne Eigentumsbetroffenheit einhergehen, aufgrund desse diesen gegenüber grundsätzlich kein Recht und Anspruch besteht, die Rechtmäßigkeit des gesamten Vorhabens überprüfen zu lassen, da der Planfeststellungsbeschluss hier keine enteignungsrechtliche Vorwirkung entfaltet.
2.4.5.4.1 Einwendungen P 1

Die Einwendungen von P 1 wurden im Erörterungstermin vorgetragen und diskutiert, konnten jedoch nicht in Gänze ausgeräumt werden.
Umstufung der bestehenden Ortsdurchfahrtsstraße
P 1 ist Eigentümer eines Grundstücks in der Ortslage Dargun und wendet ein, dass die Umwidung [sic] der bestehenden B 110 als Ortsdurchfahrtsstraße in eine Gemeindestraße mit Verkehrsfreigabe des Neubaus der B 110 als Ortsumgehung Dargun mit einer gleichzeitigen Belastung der Straße für Güter- und Durchgangsverkehr einherginge, da der Schwerlastverkehr entgegen der allgemeinen verkehrlichen Entwicklung und Prognose zunehme und dadurch einen erhöhten finanziellen Aufwand für die Straßenunterhaltung bewirke. P 1 wendet in diesem Zusammenhang ein, dass der Belastung mit einem Schwerlastverbot und Ausnahme für den Lieferverkehr für die Innerortsstraßen Burgstraße/Amtsstraße/Schlossstraße der gegenwärtigen B 110 entgegengewirkt werden könne.
P 1 macht im Rahmen seiner Einwendung die Forderung geltend, dass am Knotenpunkt 5 (Unterlage 1, Punkt 2.4.2) die Einfahrt in die Schlossstrasse der L 20 aus Neukalen kommend, baulich oder aber mittels Beschilderung aufgehoben werde, mit Ausnahme der Anwohner und des Lieferverkehrs. Damit entfiele der Durchgangsverkehr in der Stadt und könne über die neu zu widmende L 20, gegenwärtig Demminer Staße weitergeleitet werden. Für den Bereich der Burgstraße solle due gleiche Beschilderung vorgesehen werden. 
Der Vorhabenträger erwidert, dass mit Umwidmung [sic] der Innerortsstraße aufgrund der Vereinbarung zwischen der Stadt Dargun, dem Landkreis Mecklenburgische Seenplatte und dem Straßenbauamt Neustrelitz die Straßenbaulast auf die Stadt Dargun übertragen wird. Danach wäre auch die Stadt zuständig für die Beantragung von Tonnage- bzw. Geschwindigkeitsbeschränkungen gegenüber der zuständigen Verkehrsbehörde. Eine Antragstellung des Vorhabenträgers gegenüber der zuständigen Verkehrsbehörde zur Erreichung einer derartigen Beschilderung ist aus Zuständigkeitsgründen nicht möglich. 
Die Planfeststellungsbehörde weist darauf hin, dass die durch P 1 prognostizierte Steigerung des Schwerlastverkehrs innerorts nicht im Zusammenhang mit dem Neubau der Ortsumgehung einschließlich der damit verbundenen Umstufung der Bestandsstraße der B 110 steht, da diese unabhängig vom Neubau der B 110 für die Ortsumgehung Dargun aufgestellt wurde. Ohne weitere Betrachtung der Richtigkeit der durch P 1 eingewandten Prognose, wäre die Verkehrssteigerung ein sowieso eintretender Umstand, der vom Bauvorhaben unabhängig zu betrachten ist. Im Übrigen ist den Ausführungen des Vorhabenträgers in Bezug auf die fehlende Zuständigkeit für die Regelung von Geschwindigkeit- und Tonnagebegrenzungen zuzustimmen, §§ 44 Abs. 1, 45 Abs. 1 Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) i.V.m. §§ 1 Abs. 3, 3 Abs. 1 Landesverordnung zur Bestimmung der zuständigen Behörden auf dem Gebiet des Straßenverkehrswesens
(Straßenverkehr-Zuständigkeitslandesverordnung - StVZustLVO M-V).
Aufgrund dessen ist der Einwand zurückzuweisen. 
Um dem Ziel des Planfeststellungsverfahrens für den Bau der Ortsumgehung zur Entlastung des Innerortsverkehrs in der Stadt Dargun gerecht zu werden, ist eine Empfehlung durch die Planfeststellungsbehörde an den Vorhabenträger ergangen, auf eine straßenverkehrsrechtliche Anordnung mit dem von P 1 vorgeschlagenen Inhalt für die Bestandsstraße der Ortsdurchfahrt hinzuwirken und unter Punkt 1.6 als Zusage festgeschrieben. 
Finanzielle Belastung
P 1 wendet gegen die Umstufung der Ortsdurchfahrtsstraße in eine Gemeidestraße ein, dass es unbillig sei, die damit anfallenden Unterhaltskosten auf die Stadt Dargun abzuwälzen. Die Finanzlage der Stadt Dargun werde stetig problematischer und es sei langfristig nicht zumutbar und nicht vermittelbar, warum die Kosten der Instandhaltung der Schloss-, Amts- und Burgstrasse für den Durchgangsverkehr der L 20 von der Stadt zu tragen seien und deren Haushalt belasten würden. Das erschwere die Umsetzung des angestrebten Ziels der städtebaulichen Weiterentwicklung des Ortes erheblich bzw. mache es unerreichbar. Zudem sei es möglich, dass zukünftig die Straßenausbaubeträge wieder auf die Anwohner umgelegt würden. Darüber hinaus wehre sich P 1 als Eigentümer eines Grundstücks in der Schlossstrasse strikt gegen die finanzielle Inanspruchnahme für mögliche Instandhaltungskosten, die durch Transit- sowie Schwerlastverkehr hervorgerufen würden.
Der Vorhabenträger erwidert, dass bei der Abstufung von Straßen die gesetzliche Verpflichtung bestehe, diese in einem ordnungsgemäßen Zustand an den nachfolgenden Unterhaltungspflichtigen zu übergeben. Eine entsprechende Verwaltungsvereinbarung ist geschlossen worden. Zudem sei im Rahmen des in Rede stehenden Planfeststellungsverfahrens nicht über die Zulässigkeit und Höhe von Straßenausbaubeiträgen zu befinden.
Die Planfeststellungsbehörde folgt der Erwiderung des Vorhabenträgers. Die Betroffenheit von P 1 im Zusammenhang mit einer möglichen finanziellen Belastung der Stadt Dargun aufgrund der geplanten Umstufung der Bestandsstraße der B 110 in eine Gemeindestraße ist für die Planfeststellungsbehörde nicht erkennbar. Eine mögliche, zukünftige und damit fiktive Zahlungsverpflichtung für potentielle Straßenausbaubeträge lösen keine nachweisliche Betroffenheit mangels Bestimmheit und fehlendem Sachbezug zum Bau der Ortsumgehunng aus. Auch der Nachteil für eine mögliche städtebauliche Entwicklung der Stadt Dargun ist durch P 1 plakativ eingewandt und nicht prüffähig untersetzt. 
Im Übrigen ist zwischen der Straßenbauverwaltung M-V und der Stadt Dargun eine Verwaltungsvereinbarung zur Herrichtung der umzustufenden Straßenzüge geschlossen worden. Dieser liegt das gegenseitige Einvernehmen zum Abschluss der Vereinbarung zugrunde und impliziert gleichzeitig die Kenntnis der Stadt Dargun als zukünftiger Straßenbaulastträger und Unterhaltungspflichtiger über die damit verbundene Kostentragungspflicht. Bedenken dagegen wurden seitens des Stadt Dargun nicht vorgetragen.
Der Einwand wird zurückgewiesen.

2.4.5.4.2 Einwendungen P 3 

Die von P 3 vorgetragenen Einwendungen konnten im Erörterungstermin nicht ausgeräumt werden und bleiben aufrechterhalten.
Kurzbezeichnungen
P 3 trägt vor, dass die verwendeten Kurzbezeichnungen X, Y und V nicht verstanden werden. 
Die in Punkt 3.3.4 der Unterlage 1 und Punkt 2.3.2 der Unterlage 19.7 verwendeten Kurzbezeichnungen X, Y und V sind nach Erachten der Planfeststellungsbehörde klar zu verstehen, indem X und Y die Variablen für die Nummern von zwei miteinander zu vergleichenden Varianten und V als Abkürzung für Variante stehen. 
Der Einwand wird somit zurückgewiesen. 
Geschwindigkeitsregelungen
P 3 beantragt im Zuge seiner Einwendungen die Aufnahme einer Geschwindigkeitsbegrenzung auf 50 km/h von Knotenpunkt 1+675 bis 2+650 sowohl für den Pkw-, als auch für den Lkw-Verkehr sowie die Einrichtung einer festen Blitzersäule mit der Begründung, dass die belastenden Auswirkungen auf das „Reine Wohngebiet“ in der Rudolf-Tarnow-Straße die Reduzierung rechtfertigen würden. P 3 nimmt diesbezüglich Bezug auf   die Ausführungen des Umweltbundesamtes zur umweltentlastenden Verkehrsberuhigung. 
Der Vorhabenträger erwidert, dass er die technischen Parameter für eine Bundesstraße in der Kategorisierung zu Grunde gelegt habe und über etwaige Geschwindigkeitsbegrenzungen sowie das Aufstellen von Blitzersäulen als stationäre Geschwindigkeitsüberwachung die zuständige Verkehrsbehörde entscheide. Das sei zudem nicht Bestandteil des Planfeststellungsverfahrens. 

Die Planfeststellungsbehörde verweist in diesem Zusammenhang auf ihre fehlende Zuständigkeit für Regelungen von Geschwindigkeitsbegrenzungen, §§ 44 Abs. 1, 45 Abs. 1 StVO i.V.m. §§ 1 Abs. 3, 3 Abs. 1 StVZustLVO M-V. Die Planfeststellungsbehörde darf nur im Ausnahmefall den Verkehrsfluss einschränkende Regelungen treffen, soweit diese zwingend aus Gründen der Verkehrssicherheit erforderlich sind und durch die straßenbauliche Ausführung der geplanten Trasse bedingt werden (Punkte 1.1.6.1, 2.4.4.10.2).
Der eingewandte Antrag wird zurückgewiesen.
2.4.6 Gesamtabwägung

Das Vorhaben wird mit den Entscheidungen und Nebenbestimmungen planfestgestellt, weil die mit ihm verfolgten verkehrlichen Ziele die Inkaufnahme der in den Entscheidungsgründen aufgezeigten nachteiligen Wirkungen auf öffentliche und private Belange rechtfertigen. 
Auch bei der Gesamtbetrachtung aller entgegenstehenden Interessen überwiegt das öffentliche Interesse an der Realisierung des Bauvorhabens.
Folgende Schwerpunkte der Vorhabenumsetzung haben sich im Verfahrensverlauf herauskristallisiert:

· Versiegelung von Böden durch die Straßentrasse

· Erforderlichkeit von Erteilung naturschutzfachlicher Ausnahmen und Befreiungen von Verbotstatbeständen im Baum-, Alleen- und gesetzlichen Biotopschutz.

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere können durch die planfestgestellten Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen soweit vermieden werden, dass eine Berücksichtigung in der Gesamtabwägung nicht mehr erforderlich ist.

Mittels artenschutzrechtlicher Ausgleichsmaßnahmen wird nicht ausschließbaren Auswirkungen auf die geschützten und streng geschützten Arten begegnet, um Verbotstatbestände abzuwenden. 

Mögliche Existenzgefährdungen sind nicht zu erwarten und müssen daher nicht in die Gesamtabwägung eingehen.
Für das Vorhaben sprechen neben dem gesetzlich festgestellten Bedarf, der von der Planfeststellungsbehörde zu beachten ist, die Ziele des Vorhabens. 
Neben dem Hauptziel, die angespannte Verkehrssituation im Zentrumsbereich der Stadt Dargun zu entlasten, ist insbesondere die Verbesserung der wirtschaftlichen Infrastruktur zu nennen. Die Ortsumgehung Dargun vervollständigt zusammen mit der B 110 eine angemessen leistungsfähige Straßenverkehrsinfrastruktur der Stadt Dargun und bildet eine tragfähige infrastrukturelle Verbindung des Mittelzentrums Demmin mit dem Oberzentrum Rostock und dem Autobahnnetz der A 20. Erreichbarkeitsdefizite und Überlastungszustände der bestehenden B 110 im Innerortsverkehr der Stadt Dargun werden messbar reduziert.
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass das Bauvorhaben B 110 Neubau der Ortsumgehung Dargun unter Berücksichtigung der Auswirkungen auf die Umwelt und das Eigentum erforderlich ist und in seiner konkreten Ausgestaltung dem Abwägungsgebot des § 17 Abs. 1 S. 4 FStrG genügt. Das Verfahren entspricht den Vorgaben der §§ 17 Abs. 1 S. 5 und 6 sowie der §§ 17a ff. FStrG i.V.m §§ 72 ff. VwVfG M-V. Nach Abwägung der im Anhörungsverfahren vorgebrachten sowie der von Amts wegen zu ermittelnden öffentlichen und privaten Belange und der Umweltauswirkungen ist die Maßnahme als rechtmäßig und verhältnismäßig und somit zu Gunsten des Vorhabenträgers als zuzulassen anzusehen. Verstöße gegen striktes Recht sind nicht ersichtlich.

3. RECHTSBEHELFSBELEHRUNG

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim


Oberverwaltungsgericht Mecklenburg-Vorpommern

Domstraße 7


17489 Greifswald

erhoben werden. 
Als Zeitpunkt der Zustellung gilt der letzte Tag der Auslegungsfrist. Dies gilt nicht für den Vorhabenträger und diejenigen, denen der Planfeststellungsbeschluss gesondert zugestellt wurde, hier gilt der Tag der tatsächlichen Zustellung. Die Klage ist beim Gericht schriftlich zu erheben. Sie kann nach Maßgabe des § 55 a VwGO auch als elektronisches Dokument bei Gericht eingereicht werden.

Der Kläger muss sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Welche Bevollmächtigten dafür zugelassen sind, ergibt sich aus § 67 VwGO.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten

Landesamt für Straßenbau und Verkehr Mecklenburg-Vorpommern

- Planfeststellungsbehörde -


An der Jägerbäk 3

18069 Rostock
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist von zehn Wochen nach Klageerhebung anzugeben. Erklärungen und Beweismittel, die erst nach dieser Frist vorgebracht werden, sind nur zuzulassen, wenn der Kläger die Verspätung genügend entschuldigt. Dies gilt nicht, wenn es mit geringerem Aufwand möglich ist, den Sachverhalt auch ohne Mitwirkung des Klägers zu ermitteln. Der Entschuldigungsgrund ist auf Verlangen des Gerichts glaubhaft zu machen.
Für die Erhebung der Klage beim OVG Mecklenburg-Vorpommern stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

· schriftlich:
Die Klage kann schriftlich erhoben werden.
· Auf elektronischem Weg:
Die Klage kann auch durch Zuleitung über das EGVP (Elektronisches Gerichts- und Verwaltungspostfach) erhoben werden. Zu den Einzelheiten des elektronischen Übermittlungsweges und dessen technische Anforderungen wird auf die Seite des Justizministeriums Mecklenburg-Vorpommern sowie auf die Webseite www.egvp.de verwiesen. Eine Kommunikation über E-Mail in Rechtssachen ist nicht zugelassen.
Sofortige Vollziehbarkeit:

Die Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss für diese Bundesfernstraße, für die nach dem Fernstraßenausbaugesetz vordringlicher Bedarf festgestellt ist, hat keine aufschiebende Wirkung. 
Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung dieses Planfeststellungsbeschlusses beim

Oberverwaltungsgericht Mecklenburg-Vorpommern 


Domstraße 7

17489 Greifswald

gestellt und begründet werden. Als Zeitpunkt der Zustellung gilt der letzte Tag der Auslegungsfrist. Dies gilt nicht für den Vorhabenträger und diejenigen, denen der Planfeststellungsbeschluss gesondert zugestellt wurde, hier gilt der Tag der tatsächlichen Zustellung.
Der Antragsteller muss sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Welche Bevollmächtigten dafür zugelassen sind, ergibt sich aus § 67 VwGO.

Der Antrag muss den Antragsteller, den Antragsgegner


Landesamt für Straßenbau und Verkehr Mecklenburg-Vorpommern

- Planfeststellungsbehörde -


An der Jägerbäk 3

18069 Rostock
und den Gegenstand des Antragsbegehrens bezeichnen. Der Antrag soll bestimmt sein. 
Für das Stellen des Antrags beim OVG Mecklenburg-Vorpommern stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

· schriftlich:
Der Antrag kann schriftlich gestellt werden.
· Auf elektronischem Weg:
Der Antrag kann auch durch Zuleitung über das EGVP (Elektronisches Gerichts- und Verwaltungspostfach) gestellt werden. Zu den Einzelheiten des elektronischen Übermittlungsweges und dessen technische Anforderungen wird auf die Seite des Justizministeriums Mecklenburg-Vorpommern sowie auf die Webseite www.egvp.de verwiesen. Eine Kommunikation über E-Mail in Rechtssachen ist nicht zugelassen.
4. HINWEISE ZUR ZUSTELLUNG UND AUSLEGUNG DES PLANES

Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses wird dem Vorhabenträger und denjenigen, über deren Stellungnahme oder Einwendung entschieden wurde, zugestellt. Außerdem wird eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses mit denen unter Punkt 1.4 genannten Planunterlagen in der Stadt Dargun und im Amt Stavenhagen zwei Wochen zur Einsicht ausgelegt. Ort und Zeit der Auslegung werden ortsüblich bekannt gemacht, § 74 Abs. 4 VwVfG M-V.
Zusätzlich können der Planfeststellungsbeschluss einschließlich der festgestellten Unterlagen im Internet auf der Internetseite der Stadt Dargun und des Amtes Stavenhagen eingesehen werden. 

Des Weiteren erfolgt die Veröffentlichung im Landes-UVP-Portal.

Zudem werden der Planfeststellungsbeschluss und die Planunterlagen auf der Internet-Seite des Landesamtes für Straßenbau und Verkehr Mecklenburg-Vorpommern veröffentlicht:
http://www.strassenbauverwaltung.mvnet.de/planfeststellung/beschluesse/
Für die Vollständigkeit und Übereinstimmung der im Internet veröffentlichten Unterlagen mit den amtlichen Auslegungsunterlagen wird keine Gewähr übernommen. Der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen ist maßgeblich, § 27 a VwVfG M-V.
Landesamt für Straßenbau und Verkehr Mecklenburg-Vorpommern

- Planfeststellungsbehörde -

Im Auftrag

gez. Simone Narajek
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Erlen-Bruch, Biotop Nr. 63, WFR, 98 m2





Erlen-Bruch, Biotop Nr. 58, WNR/WYG, 46m2
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